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Konftitution für das Königreich Baiern *). 


| 
| 





| SM arimitian Sofeph, von Gottes Gnaden König 
von Baiern. Von der Ueberzeugung geleitet, daß der Staat, 
ı fo lange er ein blofies Aggregat verfchiedenartiger Beſtand⸗ 
theife bleibt, weder zur Erreichung der vollen Geſammtkraft, 

| die in feinen Mitteln liegt, gelangen, noch den einzelnen 
Gliedern deffelben alle Bortheile der bürgerlichen Bereinigung, 

| in dem Maafe, wie es diefe bezwecket, gewähren kann, har: 
| ben Wir bereits durch mehrere Verordnungen die Verſchie⸗ 
denheit der Verwaltungsformen in Unſerm Reiche, fo weit 
es vor der Hand möglich war, zu heben, für die direkten 
Auflagen ſowohl, als für die indirekten ein gleichförmigeres 
Syſtem zu gründen, und die wichtigften Öffentlichen Anftats 
ten dem Semeinfamen ihrer Beſtimmung duch Einrichtuns 
| gen, die zugleich ihre beſondern fihern, entfprechender zu 








*, Hier würde der ſchicklichſte Dre ſeyn, eine Ratiftifche Ueberſicht des 
Königreichs Baiern su geben. Allein da die Eintheilung in Kreife noch nicht 
befanne ift; fo wolen wir fie bis dahin verfparen, wo wir Den Lefeen dieſe 

mittheilen Tönnen. w 
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machen gefucht. Ferner Haben Wir, um Unſern gefammten 
Staaten den Vortheil angemefiener gleicher bürgerlicher und 
peinlicher Geſetze zu verfchaffen, auch die biezu nöthigen 
Vorarbeiten angeordnet, die zum Theil ſchon wirklich vollen; 
det find. Da aber diefe einzelnen Ausbildungen befonderer 
Theile der Staatseinrichtung nur unvolllommen zum Zwecke 
führen, und Lücken zurück laffeh, deren Ausfüllung ein we: 
fentlihes Bedürfnig der nothwendigen Einheit des Ganzen 
ift; fo haben Wir befchloffen, ſämmtlichen Beftandtheilen der 
Sefeggebung und Verwaltung Unfers Reihe, mit Rückſicht 
auf die äußern und innern Verhältniſſe deffelben, durch or: 
ganiſche Geſetze einen vollftäandigen Zufammenhang zu geben, 
und biezu den Grund durdy gegenwärtige Konſtitutions— 
urkunde zu legen, die zur Abſicht bat. durch entfprechende 
Anordnungen und Beflimmungen den gerechten, im allgemeis 
nen Staatszwecke gegründeten Forderungen des Staats an 
feine einzelnen lieder, fo wie der einzelnen lieder an den 
Staat, die Sewährleiftung ihrer Erfüllung, dem Ganzen 
fefte Haltung und Verbindung, und jedem Theile der Staates 
gewalt die ihm angemeffene Wirkungstraft nach den Bedürfs 
niffen des Geſammtwohls zu verfchaffen. Wir beftimmen 
and verordnen demnad), wie folgt: 
Erfter Titel 
Hauptbeffimmungen. 

$. 1. Das Königreih Baiern bilder einen Theil der 
-sheinifchen Föderation. 

$. 2. Alle befondere Verfaffungen, Privilegien, Erb: 
Ämter und landfchaftliche Korporationen der einzelnen Pros 
vinzen find aufgehoben. Das ganze Königreich wird durch 
eine Nationalrepräfentation vertreten, nach gleichen Geſetzen 
gerichter und nad) gleichen Gtrundfägen verwaltet ; dem zu 
Folge foll ein und daffelbe Steuerſyſtem für das ganze Kös 
nigreih feyn. Die Srundfteuer kann den fünften Theil der 
Einkünfte nicht überſteigen. 
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6. 5. Die Leibeigenfchaft wird da, mo fie noch beſteht, 
aufgehoben. 

$. 4. Ohne Rückſicht auf die bis daher beftandene Eins 
theilung in Provinzen, wird das ganze Königreich in mögs 
lichſt gleiche Kreife, und, fo viel thunlich, nach natürlichen 
Grenzen getheilt. 

$. 5. Der Abel behält feine Titel und, wie jeder Gutst 
eigenthismer, feine gutsherrlichen Nechte nach den gefeßlichen 
Beftimmungen.; übrigens aber wird er in Rückſicht auf die 
Staatslaften, wie fie dermal beftehen oder noch eingeführt 
werden mögen, den übrigen Staatsblirgern ganz gleich bes 
handelt. Er bildet auch feinen befondern Theil der Nationalt 
tepräfentation, fondern nimmt mit den übrigen ganz freiem 
Landeigenthümern einen verhältnißmäßigen Antheil daran, 
. Eben fo wenig wird ihm ein ausfchlieflihes Recht auf 
Staatsämter, Stoatswürden, Staatspfründen zugeftarden. 
Die gefammten Statuten. der nad) beftehenden Korporationen 
miiffen nach diefen Grundſätzen abgeändert, oder ſeiner Zeit 
eingerichtet werden. 

4. 6. Diefelben Veſtimmungen treten auch bei der 
Geiſtlichkeit ein. Uebrigens wird allen Religionstheilen, ohne 
Ausnahme, der aucſchließliche und vollkommene Beſitz der 
Pfarr⸗, Schuls und Kirchengüter, wie fie nach der Verordg 
nung vom ı. Dftober 1807. unter die 3 Rubriken ; des 
Kultus, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit in einer Ads 
miniftration vereinigt find, beftätige. Diefe Beſitzungen Füns 
hen weder unter irgend einem Vorwande eingezogen, noch zu 
einem fremden Zwecke veräußert werden, Daffelbe gilt auch 
von den Gütern, welche feiner Zeit zu den errichtenden Bis— 
thümern und Kapitalien zur Dotation angewiefen werben 
follen. 

9 De Staat gewährt allen Staatsbürgern Sichers 
heit der Perfonen und des Eigenthums — volllommene Ger 
wiſſensfreiheit — Preßfreiheit nach dem Zenfuredikt vom 13; 
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Juni 1805. und den wegen der politifchen Zeitfchriften am 
6. Sept. 1799. und ı7. Febr. 1806. erlafienen Werordnuns 
gen. Nur Eingeborne, oder im Staate begüterte, können 
Staatsämter bekleiden. Das Indigenat kann nur durch eine 
königl. Erklärung, oder ein Gefeß, ertheilt werden. 

6. 8. Ein jeder Staatsbürger, der das zıfle Jahr zus 
ruͤck gelegt hat, iff fehuldig, vor der Verwaltung feines Kreis 
fes einen Eid abzulegen, daß er der Konftitution und den 
Seſetzen gehorchen — dem Könige treu feyn wolle. Niemand 
kann ohne ausdriickliche Erfaubnif des Monarchen auswans 
Bern, in das Ausland reifen oder in fremde Dienfte iiberges 
hen, noch von einer auswärtigen Macht Gehälter oder Ehrens 
geichen annehmen: bei‘ Verluſt allee bürgerlichen Rechte. Alle 
jene, welche aufer den durch Herkommen oder Verträge bes 

Kimmten sälfen, eine fremde Gerichtsbarkeit über fic ers 
kennen, verſallen in dieſelbe Strafe, und können nad) Um— 
ftanden mit einer noch ſchärfern belegt werden, 


Zweiter Titel. 
Von dem Löniglichen Kaufe. 


6. 1. Die Krone ift erblich in dem Mannsftamme bes 
Fegierenden Haufes, nad) dem Rechte der Erfigeburt und der 
Agnatifch linealiſchen Erbfolge. 

$. 2. Die Prinzeffinnen find auf immer von der Res 
glerung ausgefchloffen, und bleiben es von der Erbfolge in 
fo lange, als noch ein männlicher Sproſſe des regierenden 
Hauſes vorhanden ift. 

88 Nach gänglicher Eridfhung des Mannsftammes 
fat die Erbſchaft auf die Töchter und Ihre männliche Nach⸗ 
Sommenfchaft. Ä 

$. 4. Ein befonderes Familiengefeß wird die Art, wie 
dieſe Erbfolge eintreten foll, beftimmen; jedoch mit Vorbe⸗ 
Balt der im' 6. 34. der vheinifchen- Föberationsafte erwähns 
ven erblichen Anſprüche, in fo weis fie anerkannt und bes 
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ſtimmt find. Der Lestlebende vom königl. Haufe wird durch 
zweckmäßige Maafregeln die Ruhe und Selöftftändigkeit des 
Reichs zu erhalten fuchen. 

$. 5. Die nachgebornen Prinzen erhalten feine Tiegens 
de Güter , fondern eine jährliche Appanagialrente von höch—⸗ 
fiend 100,000 Sulden aus der königl. Schagfammer in mos 
natlihen Raten ausbezahlt, die nach Abgang ihrer mannlis 
chen Erben dahin zurück fällt. 

$. 6. Zweimal Hundert Taufend Gulden jährliche Eins 
fünfte nebft einer anftändigen Refidenz find als Marimum 
für das Witthum der regierenden Königin beſtimmt: das 
Heirathgut einer Prinzgeffin if auf 100,000 Gulden fefb ' 
gelebt. ’ 

6. 7. Alle Glieder des königl. Hauſes fiehen unter Go⸗ 
richtsbarkeit des Monarchen, und können bei Verluſt ihres 
Erbfolgerechts nur mit deſſen Einwilligung zur Ehe ſchreiten. 

$. 8. Die Volljährigkeit der königl. Prinzen tritt mit 
dem zuriick gelegten 18ten Jahre ein. 

$. g. Einem jeden Monarchen fteht es frei, unter ben 
voljährigen Prinzen des Haufes den Neichsvermwefer wahrend 
der Minderjährigkeit feines Nachfolgers zu wählen. In Ews 
manglung einer folchen Beftimmung gebührt fie dem näch—⸗ 
ften volljährigen Agnaten. Der weiter Entfernte, welcher 
wegen Unmiündigkeit eines nähern die Verwaltung libernoms 
men hat, feßt fie bis zur Volljährigkeit des Monarchen fort. 
Die Regierung wird im Namen des Meinderjährigen ge: 
führe: alle Aemter, mit Ausnahme der Juſtizſtellen, können 
während der Regentſchaft nur proviforifch vergeben werden. 
Der Reichsverwefer kann weder Krongüter veräußern, noch 
neue Aemter fchaffen. In Ermanglung eines volljährigen 
Agnaten verwaltet der erfte Krondbeamte das Reich. Einer 
verwittweten Königin fann die Erziehung ihrer Kinder unter 
Auffiht des Reichsverweſers, nie aber die Verwaltung. des 
Reichs übertragen. werden. 


$. 10. Es follen 4 Kronämter des Reichs errichtet 
werden. Ein KronsDberfihofmeifter — ein Kron: DOberfts 
kämmerer — ein Kron  Oberfimarfhall — ein Kron :Oberfks 
poftmeifter, die den Sitzungen des geheimen Raths beimohs 
nen. Alle wirklich dirigirende geheime Staatsminifter ges 
nießen alle mit der Kronämterwürde verbundenen Ehren und 
Borzüge. 2 
G. 12. Die am oo. Oft. 1804. wegen Unveräuferlichs 
teit der Staatsgüter erlaffene Pragmatik wird beftätigt, jes 
Boch foll es dem Könige frei ftehen, zur Belohnung großer 
und. beftimmter, dem Staate geleifteter Dienſte, vorzüglich 
. bie künftig heimfallenden Lehen oder neu erworbene Staates 
domainen dazu zu verwenden, die fodann die Eigenfchaft 
von Mannlehen der Krone annehmen, und worüber feine 
Anwartſchaft ertheilt werden Tann. 


Dritter Titel. 
Bon der Verwaltung des Reichs. 


. 1. Das Minifterium theilt fih in 5 Departements: 
- jenes der auswärtigen Verhältniffe, der Juſtiz, der Finanzen, 
bes inneren und des Kriegsweſens. Die Geſchäftsſphäre eines 
jeden iſt und bleibt durch die Verordnungen vom 26. Mai 
801, 29. Dt. 1806, und g. Merz 1807. beftimmt. Meh⸗ 
rere Minifterien können in Einer Perfon vereinigt werben. 
. Das Staatsfekretariat wird von einem jeden Minifter für 
‚fein Departement verfehen; daher müſſen alle königl. Dekrete 
von demfelden unterzeichnet werden, und nur mit dieſer Fors 
malität werden fie als vechts; kräftig angefehen. Die Minis 
ftee find für die genaue Vollziehung der königl. Befehle fos 
‚wohl, als fiir jede Verlegung der Konftitution,, welche auf 
ihre Veranlaffung. oder ihre Mitwirkung State findet, dem 
‚Könige verantwortlih. Sie erftatten jährlich dem Monars 
hen einen ausführlichen Bericht über den Zuſtand ihres 
Departements. 
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6. 2. Zur Berathfchlagung über die wichtigften innern 

Angelegenheiten des Reichs wird ein geheimer Kath anges 
ordnet, der neben den Miniftern aus ı2 oder höchftens 16 
Stiedern befteht. Die geheimen Räthe werden von dem 
Könige anfänglih auf Ein Jahr ernannt, und nicht eher 
als nad) Gjährigem Dienfte als permanent angefehen. Der 
König und der Kronerbe wohnen; den Sigungen des geheis 
men Raths bei; in beider Abwefenheit präfidirt der älteſte 
der anwefenden Staatsminifter. Der geheime Rath entwirft 
und diskutirt alle Gefeke und KHauptverordnungen nad) den 
Srundzügen, welche ihm von dem Könige durch die einfchläs 
gigen Minifterien zugetheilt werden, befonders das Geſetz 
iiber die Auflagen, oder das Finanzgefek. Er entfcheidet alle ' 
Kompetenzftreitigfeiten der Gerichtsftellen und Verwaltungen, 
wie auch die Frage: ob ein Verwaltungsbeamter vor Gericht 
geftellt werden könne oder folle? Zur Führung der Sefchäfte 
wird der geheime Rath in 3 Sektionen getheilt : jene der 
Bürgerlichen und peinlichen Gefeßgebung‘, der Finangen und 
der innern Verwaltung. Kine jede Sektion befteht menigs 
ftens aus 3 Mitgliedern, und bereitet die Gefchäfte zum Vor⸗ 
trage im verfammelten Rathe vor. 

$. 3. Der geheime Kath hat in Ausübung feiner Ats 
tributen nur eine berathende Stimme. 

$. 4. An der Spike eines‘ jeden Kreifes ſteht ein 
königl. Generalkommiſſair, dem wenigſtens 3, höchſtens 5, 
Kreisräthe untergeordnet ſind; ferner beſteht in einem jeden 
Kreiſe 

a) eine allgemeine Verſammlung, und 
b) eine Deputation. 

Erftere wählt die Narionalrepräfentanten ; letztere wird 
vom Könige aus der Mitte der Kreisverſammlung gewählt, 
und bringt 

ı) Die zu Beſtreitung der Lokalausgaben nöthigen Aufs 
fagen in. Vorfchlag, welche gefondert in den jährlichen 
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Finanzetat aufgenommen, von den Rent⸗ und Steuer: 
beamten mit den Auflagen des Reichs erhoben, und 
ausfchlieglih zu dem Zwecke, wozu fie beftimmt find, 
verwendet werden müſſen. 


2) Läßt fie die, die Derbefferung des Zuftandes des Kreis 
fes betreffenden Vorſchläge und Wünſche, durch das 
Minifterium des Innern an den König gelangen. 


Die Stellen bei der allgemeinen Verſammlung werden 
von dem Könige auf Lebenszeit vergeben : fie werden aus 
denjenigen 400 Landeseigenthümern , Kaufleuten oder Fabri⸗ 
fanten des Bezirks, welche die höchfte Grundſteuer bezahlen, 
nad dem Verhältniß von ı zu 1000 Einwohnern gewählt, 
und ver ammeln fih, fo oft die Wahl eines Repräfentanten 
vorfälle, oder es der Monarch befiehlt. Ihre Verſammlun⸗ 
gen dauern höchſtens 8 Tage. Der König ernennt den Präs 
fidenten und vie übrigen Offizianten auf eine oder mehrere 
Seſſionen: erftere Stelle kann audy dem Generalkommiſſair 
des Kreifes übertragen werden. Die Kreisdeputation wird 
jährlich zu dem dritten Theile erneuert. Der König ernennt 
die Glieder derfelben aus den Deputirten der allgemeinen 
Berfammlung. Der Name der Austretenden wird durd) das 
Loos beftimmt. Die Deputation verfammelt fi jährlich auf 
höchſtens 3 Wochen. Zeit und Ort des Zufammentrittes 
werden von dem Monarchen beftimmt. Mit dem Borftande 
‚und den Sekretairen wird es jo, wie bei der Generalvers 
fammiung gehalten. 

$. 5. Die Sandgerichte üsen die Lofalpofigei unter der 
Auffiht der Generalkommiſſariate aus, und erhalten zu dies 
fem Behufe einen oder mehrere Polizeiaktuarien. Für eine 
jede Städtiſche⸗ und Ruralgemeinde wird eine Lokalverwal⸗ 
tung angeordnet werden. 

8.6. Die Gefaälle, Steuern und Auflagen des Reichs 
werden, fo wis die Lolalı Nebenbeiihläge, darch die Kent 
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ämter und die Übrigen zur Einnahme der Auflagen beſtimm⸗ 
ten Beamten erhoben. 

6. 7. Alle Verwaltungsbeamte , von dem wirklichen 
Rathe an, unterliegen den Beltimmungen der Hauptverorbe 
nungen vom ı. San. ı805, und 8. Suni 1807: jedoch 
werden alle künftig Anzuftellende nur dann als wirkliche 
Staatsbeamte angefehen, wenn fie ein Amt, welches dieſes 
Recht mit fih bringe, 6 Jahre lang ununterbrochen verwals 
tee haben. Wegen der Unterſtützungsbeiträge der übrigen 
königl. Diener und ihrer Witwen wird eine eigene zweck 
mäßige Verordnung erlafien werden. 


Vierter Titel. 
Bon der National s Reprafentation. 


6. 1. In einem jeden SKreife werden aus denjenigen 
200 Landeigenthüümern, Kaufleuten oder Fabrikanten, welche 
die höchſte Srundfteuer bezahlen, von den Wahlmännern 
fießen Deitglieder gewählt, welche zufammen die Neichsvers 
fammlung bilden. 

$. 2. Der König ernennt einen Präfidenten und vier 
Sekretairs aus den Mitgliedern der Verſammlung ‘auf eins 
oder mehrere Sißungen. | 

$. 3. Die Dauer der Funktionen der Deputirten wird 
auf fehs Jahre beſtimmt, jedoch find fie nach Verlauf diefer 
ſechs Jahre wieder erwählbar. 

$. 4. Die Nationafrepräfentation verfammelt fih we 
nigftens einmal im Jahre auf die vom König. erhaltene Zus 
fammenbderufung, weldher die Verſammlung eröffner und 
fhlieft. Er kann fie auch Vertagen oder auflößen; jedoch 
muß im leßten Salle wenigftens innerhalb zwei Monaten eine 
neue zufammenberufen werden. 

$. 5. So oft die Wahl eines Deputirten oder auch 
der ganzen Reichsrepräſentation vorzunehmen iſt, werden 
entweder alle oder die betheiligte Kreisverſammlung durch 
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Tönigliche offene Briefe, welche der Miniſter des Innern 
erpedirt, hierzu aufgefordert. 

$. 6. Die Verfammlung wählt unter fi Kommiſſo⸗ 
nen von drei, hüchftens vier Mitgliedern: jene der Finan⸗ 
gen, der bürgerlichen und peinlichen Geſetzgebung, der. ins 
nern Verwaltung und der Tilgung der Staatsfchulden. 
Diefe verfammeln ſich und forrefpondiren mit den einfchläs 
gigen Sektionen des geheimen Raths iiber die Entwürfe der 
Sefege und Hauptreglements fowohl, als den jährlichen 
Finanzetat, fo oft es die Negierung von ihnen verlangt. 

$. 7. Die auf folhe Art vorbereiteten. Sefeße werden 
an die Nepräfentation durch zwei, höchftens drei Mitglieder 
des geheimen Raths gebracht; die Verſammlung flimmt 
dariiber durch den Weg des geheimen Skrutiniums nad) der 
abfoluten Mehrheit der Stimmen. Niemand ift befugt, 
das Wort zu führen, als bie königlichen Kommiſſairs aus 
dem geheimen Rathe und die lieder der r einſchlägigen Koms 
miffion der Repräfentation. 


Sünfter Titel 
Bon der Zuftiz. 

6. 1. Die Zuftig wird durch die, in geeigneter Zahl 
beftimmten Ober s und lntergerichte verwaltet. Für das 
ganze Reich befteht eine einzige oberfte Juſtizſtelle. 

$. 2. Alle Gerichtsfteflen find verbunden, bei Ends 
uetheilen die Entfcheidungsgründe anzuführen, 

$. 5. Die Glieder der Zuftizkokegien werden von dem 

Könige auf Lebenszeit ernannt, und können nur durch einen 
förmtichen Spruch ihre Stellen verlieren. 
54 De König kann in Kriminalfachen Gnade ers 
theilen , die Strafe erlaffen oder mildern, aber in feinem 
Galle irgend eine anhängige Streitfache oder angefangene 
Unterfuhung hemmen, vielweniger eine Partei ihrem ges 
feslichen Richter entziehen. - 
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6. 5. Der töniglihe Fiskus wird in allen flreitigen 
Privarrechtsverhältniffen bei den königlichen Gerichtshöfen 
Recht nehmen. 

$. 6. Die Güterkonfiskation hat in feinem Falle, den 
der Defertion ausgenommen, Statt, wohl aber können 
die Einkünfte während der Lebenszeit des Verbrechers ſeque— 
firire und die Gerichtsfoften damit beftritten werden. 

$. 7. Es fol fir das ganze Reich ein eignes bürgers 
fiches und peinliches Geſetzbuch eingeführt werden. 


Sehfter Titel. 
'- Von dem Militairſtande. 


F. 2. Zur Vertheidigung des Staats und zur Er 
füllung der durch die rheiniſche Bundesakte eingeganges 
nen Verbindlichkeiten, wird eine ftehende Armee unters 
Halten. 

6. 2. Die Truppen werden durch den Weg der allges 
meinen Militairkonftription ergänzt. 

$. 3. Die Armee handelt nur gegen äußere Feinde; 


im Innern aber nur dann, wenn es der Monarch in eis. 
nem befondern Falle ausdrücklich. befiehlt, oder die Milis- 
tairmacht von der Zivilbehörde förmlich dazu aufgefordert 


wird. 

$. 4. Die Militairperſonen ſtehen nur in Kriminal— 
und Dienftfachen unter der Militairgerichtsbarkeit; in allen 
übrigen aber find fie, wie jeder Staatsbürger, den einfchläs 
gigen Zioilgerichten unterworfen. 

$. 5. Die Bürgermiliz wird beftätige. Zu Erhaltung 
der Ruhe in Kriegszeiten wird eine Narionalgarde, und 


zur Handhabung der Polizei eine Gensd’armerie errichtet. 


werden. | 
Dieß find die Grundlagen der künftigen Verfaffung 


Unfers Reichs. Ihre Einführung wird hiermit fefigefege 


- 
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auf den erften Dktober biejes Jahres. In der Zwifchenzeit 
werden die hiernach zu entwerfenden Gefeßbücher, fo wie 
die einzelnen organifchen Geſetze, welche obigen Beftimmun: 
gen theils zur nähern Erläuterung dienen, theils die Art 
und Weife ihres Vollzugs vorzeichnen,, nachfolgen. — Völ— 
fer Unſers Reihe! Die Befefligung eurer gemeinfchaftlis 
hen Wohlfahrt ift Unſer Ziel. Se wichtiger euch daffelde 
erfcheint, und je durchdringender ihr von der Erfenntniß 
feyd, daß kein befonderes Wohl fih anders, als in der 
engften Verbindung mit dem allgemeinen dauerhaft erhalten 
Tann, deſto ficherer wird dieſes Ziel erreicht, und Unſere 
Hiegenten: Sorge belohnt werden. So gegeben in Unſerer 
KHaupts und Reſidenzſtadt München, am erftien Tage des 
Monats Mai, im Ein Taufend Acht Hundert und Achten 
Sahre, Unferes Reiches im Dritten. 


Mar Joſeph. 


(L,S.) 


Freih. v. Montgelas. Graf Morawizky. 
Freih. v. Hompeſch. 


: 
2, 


Ueber dad Staatödienftverhältniß und die Entfchädis 
gungs berechtigung der Staatediener, in Hinficht 
auf die neueften durch den rheinifchen Bund einge 
tretenen Staatöveränderungen ; — zugleich als noth⸗ 
wendige Nachlefe zur Abhandlung des Herrn Fir 
nanzraths Emmermann in Fulda in „des Rheinis 
fhen Bundes” XII" Hefte Ziff. 33. 


Bon demuvormaligen Oberamtörathe 4. 3. Steiger zu Wolfegg. 





9. 21. 


E⸗ gehört unter die durch Erfahrung erprobten Bemerkun⸗ 
gen, daß bei allen großen Staatsveränderungen und politis 
fhen Umwälzungen, es faft immer die Klaffe der Staats 
dienerſchaft ift, welche den Druck! der Zeiten am meiften 
zu empfinden hat. Diefes belegt nicht nur die Gefchichte der 
jüngft verfloffenen verhängnißvollen Jahre, wo der in jeder 
Hinſicht merkwürdige Neichsdeputations ; Hauptfchluß durch 
feinen vorforgenden auch das künftige Schickſal der Staates 
diener mild umfaffenden Geiſt Epoche machte, fondern diefe 
Behauptung wird auch durch die allerneuefte Staatsveränder 
rung binlanglich beſtärkt, wo, einer fonderheitlichen dem Kons 
füderationsvertrage vom ı2ten Julius 1806 eingerückten Bes 
fimmung ungeachtet, die Eriftenz der Staatsdiener noch im; 
merhin einigermaßen fiir prekär gehalten zu werden pfleget. 
Bei folhen Umftänden feheint man denn freilich auch auf den 
natürlichen Rechtsſinn der deutfchen Fürſten rechnen zu müſ— 
fen, welcher ein hervorftehender Zug des Charakters der deut: 
[hen Nation zu feyn ſcheint, deren Eigenheit es von jeher 


2 
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war, mit einem ſeltenen Geiſte des Wohlwollens das Schick— 
ſal jener Individuen zu mildern, welche bei weit greifenden 
Staatsreformen gewöhnlich am meiſten leiden. 

G. 2. 

Unter dieſen Gefühlen ſchrieb ich meine »Bemerkun— 
gen über den Art. XXXII. des rheiniſchen Kon; 
füderationsvertrages vom ı2ten Zul. 1806; — 
audb ein Beitrag zur dboftrinellen Auslegung 
diefer Staatsafte *). — Seitdem erfchien auch die 
Abhandlung des Herrn Finanzrathes Emmermann in Fulda 
»über Dienftanftellungen und deren Dauer, mit 
Bezug auf die in Deutfhland duyh den rhei— 
nifhen Bund entfiandenen ſtaatsrechtlichen Ver: 


änderungen **),» welche bei allem Vortrefflichen, was 


a 


fie unverkennbar enthält, dennoch von einem falfhen Se 
fihtspunfte ausgegangen zu ſeyn feheint, da fie nach der 
Auflöſung der germanifchen Neichsfonftitution, und der bes 
gründeten Souverainität der vheinifchen Bundesherrfcher fein 
Rechtsprinzip mehr zu finden weiß, welches die Dauer 
und Unaufrufbarkeit des Staatsdienftvertrages heiligte, und 


. "daher gegen diefen Zuftand der Ungewißheit, nur in einem 


neuen, dem philofophifihen Geifte der Zeit angemeſſenen Fun; 
damentalgefeße ein Heilmittel findet. — In der innigften 
Ueberzeugung , wie nachtheilig eine falfhe Aıfiht wirken 
könne bei einem Gegenftande, welcher nicht nur das höchſte 
Intereſſe der Zeit für fih bat, fondern auch eine zarte Be; 


Handlung vorzüglich aus dem Gejichtspunfte des Rechts in 


vielfacher Hinſicht erheifht, wird es mir erlaubt ſeyn, einige, 
die Anficht des Herrn Finanzraches prüfende und bericht; 
gende Winke in meine Unterfuchung zu verweben. 





— 








*) Rheiniſcher Bund Heft XI. Neo. as. 
*t) Rheiniſcher Bund Heft III Pro, 35. 
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Daß das Dienftanftellungsgefchäft der Staatsdiener durch 
einen Rechtsvertrag begriindet werde, wobei es wahrlich 
feinem zufälligen Verhältniffe gelten kann, um deffen Nas 
men man nicht verlegen zu feyn braucht; daß der Dienftver 
trag feiner Natur nach ein von Seite ded Negenten unmis 
derruflichee Vertrag fey, folglich auch dem Staatsbeumten 
ein unmiderruftihes Recht zukommen müffe u. derali m.; 
waren bisher Wahrheiten , über welhe man fich längſt ſchon 
verftändiget hatte, bei welchen ich mich nicht aufzuhalten, 
fondern nur auf jene MHaffifhen Schriften Zu verweifen nös 
thig habe, in welchen man fie in der lichtvolleſten Klarheit | 
entwickelt antreffen kann *). 

Eben fo wenig gedenke ich das Megifter der Meimmgen 
wieder ducchzulaufen, womit die DVertheidiger der Willkühr, 
unter dem Schutze römifcher Geſetze, den Spielraum in das 
Unermeßliche zu erweitern bemüht waren, : welchen fie dem 
Regenten, in Entlaffung der Staatsbeamten, zutheilten. 


* 


2) J. M. Seuffert von dem Verhältniſſe des Staates und der 
Diener des Staats gegen einander, im rechtlichen und polts " 
tifchen DBerftande. Würzburg , 1799. 

J. N. Bifhorf, Handbud der deutſchen KanzleirPraris für 
angehende Staarsbeanten und Geſchäftsmänner. Bi) 
IV. Abſch. $. 66 — 104. Helmſtedt, 2708, 

Vorzüglich aber: 

5.9. von der Bede, von Staatsämtern und Staatsdienern. 

Heilbronn, 2797. 


Wer dieſe Schriften auch nur mit einiger Aufmerkfamreit durch 
gelefen hat, wird ſchwerlich behaupten Fünnen, daß fie, felbft 
die Seuffercifche nit aufgenommen, nur anf die Eriſtenz 
der deutſchen Reichsverfaſſung berechnet worden ſeyen, und da⸗ 
ber izt nur noch hiſtoriſchen Werth behalten Eönnten. Auch 
glaube ich, daß nicht etwa bloß die Möglichkeit, ſondern die 
rechtliche Nothwendigfeie des Slaatsdien ſtvertrags aus 
ihnen unverfenntar hervorgehe. . 
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N: 

Mich ſoll fir ige nur die Frage befchäftigen: ob denn 
Ber Staatsdienftvertrag, nach aufgelbßtem deutfchen Reichs: 
‚verbande, feine rechtlihe Stütze wirklich verloren habe, fo 
daß das, was vorher Rechtens war, izt nur noch unter dem 
Standpunkte biftorifcher Wichtigkeit ung erfcheinen könne ? 

6. 4 

Es iſt in der That eine ganz eigene Erfheinung, wie 
fertig man bisher war, Verfaffung und Gefeße, Rechte und 
Gerechtigkeiten, gu Ehren des Konföderationszwecks, und im 
wahren Glauben an die neue Lehre, ohne Umſtände über 
die Klinge der Souverainität fpringen zu laffen, (um mich 
eines Ausdrucks eines ſachkundigen Nezenfenten zu bedienen ) 
und wie man ohne weiters, in Hinſicht auf den Art. II. der 
Konföderationsafte, glauben konnte, mit der Auflöjung der 
deutſchen Reichsverfaſſung feyen auch die Reichsgeſetze fo tos 
tal nerfchwunden, wie wenn fie niemals vorhanden geweſen 
wären. Es iſt fchon bemerkt worden, daß ein Geſetz, als 
Willenserklärung betrachtet, dadurch nicht aufhören 
kann, verpflichtee zu feyn, "daß der Stifter und Urheber 
deffelben nicht mehr vorhanden iſt, fo lange theils mit dem 
"Urheber nicht auch der Gegenftand des Sefehes verfchwinder, 
theils auch keine Abänderung von neuem gemacht wird, die 
freilich auch dem zu machen frei ſtehen muß, welcher bisher 
dem Geſetze zu gehorchen hatte. 

Nun iſt zwar das Reich, als Stifter ſeiner Verfaſſung 
und Geſetze, nicht mehr vorhanden; aber vom Reiche ſind 
eine Menge Dinge für die Territorien noch vorhanden; 
dieſe Verordnungen bleiben ſtehen, ſofern nur die Gegen; 
ftände und Subjekte noch fortdauern, fein Streit mit dem 
Zwecke der Konfüderation erfichtlich iſt, und endlich die neuen 
Territorial⸗Legislationen, oder die hiernächftigen Statuten und 
Schlüffe des Bundes nichts daran Andern. *) 














*) Vergl. die vortreffliche Rezenſion der Schriften über das 
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Aber auch Abgefehen von diefem allem — beruhet denn 
die rechtliche Siltigkeit des Staatsdienftvertrags etwa auf bes 
fondern Reichsgefeben,, oder bedurfte es, um die Unwider⸗ 
ruflichkeit deffelden zwifchen dem Staatsoberhaupte und dem 
Staatsdieneen zu begründen, einer po fitiven Geſetzgebung, 
mic deren Vorhanden s oder Nichtvorhandenfeyn,, auch der 
Dienftanftellungsvertrag bald zu ſtehen, bald zu fallen hätte? — 
Die Heiligkeit des Dienftvertrags beruher auf der Baſis alls 
gemeiner Kechtsgrundfäge, welche nicht der Verfaffung abges 
borgt zu werden brauchten, fondern die aus der Natur ber 
Sache, und aus dem ratlonellen Staatsrechte fließen, welche 
anter jeder Verfaffung giftig, und über alle Staatsverändes 
rung weit erhaben find. Was unter der vorigen Verfaſſung 
Nechtens war, muß es daher auch noch izt feyn, muß es 
um fo mehr feyn, als es Hauptzweck der neuen rheinbundts 
(chen Berfaffung war, den Frieden im Innern zu konſti⸗ 
tuiren, welcher ohne einen volllommenen Rechts zuſtand 
ſchlechterdings nicht erreicht werden kann, fo wenig, als es 
möglich ift, ohne Gerechtigkeit Ruhe und Glück im Sins 
nern dauerhaft zu begrlinden. Es haben daher auch ſelbſt 
die Stifter der Bundesakte diefen Grundſatz Öffentlich pro⸗ 
klamirt, da ein eigener Vertragsartikel von dem vorforgen: 
den Geiſte für jene Individuen zeugt, welche: bei der eingef 
teetmen nenen Ordnung der Dinge ihre Anftellung nicht 
mehr finden fünnen, und deren Wirkungskreis ohne ihre 
Schuld durch eine höhere Gewalt aufgelößt worden iſt. Auch 
bereichen in den einzelnen Staaten der verblindeten Souves 
rains, Befonders im Königreich Batern, fo liberale Ideen, 
daß auch in diefer Hinſicht der aufgeftellte Grundſatz nur 
noch mehr Gewicht erhalten muß, wie man fih aus den 





Recht des rheiniſchen Bundes, in der Jenaifchen allg. Lim 
teraturgeitung ®. 5. 180% Nro. abo., 283, — und So Gab, 
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neueften Vorgängen mit den Mitgliedern des vormaligen ' 
Neichstammergerichtes Teichtlich überzeugen wird. 
$. 6. 

Ich habe Bereits an einem andern Orte *) dargethan, 
daß es eine abfolute Forderung deg höhern Rechtsgeſetzes 
fey, dab der Staatsdiener, welcher mit einem beträchtlichen 
Aufiwande von Zeit, Mühe und Gelde fih zum Staatsdienft 
befähigte, und dabei der Erlernung anderer, zu einem andern 
Nahrungserwerbe dienlichen Kenntniffe entfagte, ‚bei einer 
eintretenden Staatöveränderung,, wo durch eine höjere Ge: 
walt fein Wirkungstreis aufgelößt wird, auf: eine folche Art 
entfchädigt werden müſſe, daß ihm in Zukunft eine forgens 
freie Lage zu Theil werde, wobei ihm ein vollftändiger Les 
bensunterhalt fortwährend gefichert bleibe. — Will man aud) 
nach der neueften, ſehr fcharffinnigen Theorie eines vühms 
licht bekannten Gelehrten **) von allen Kontraftsvers 
hältniſſen wegfehen ; will man die Staatsdienfte als fihon 
nräeriftivende Verbindlichkeiten poftuliren, welche 
mit vechtlicher Nothwendigkeit aus der Natur des Staats 
hervorgehen, ſo bleibt es nichts deſtoweniger unumſtößlich 
wahr, daß der Staatsdiener ein unverlierhares Recht auf 
einen Nahrungsſtand habe, welcher bei allen Verände— 
derungen in der Adminiftration und der organiſchen Ver⸗ 
waltung des Staats ihm unverſehrt zu bleiben hat, ihm um 
n. unmiderruflicher gefichert bleiben muß, als er durch Uebers 
hahme des Staatsamtes jeden andern unwiderruflichen Nah: 
sungsftand verloren hat. Sin der That! der Souverain würde 





u *) Rheinicher Bund a. 9. D. 

**) Der Staatödienft aus dem Gefichtöpunfte des Rechts und 
der NationalsDekonomie betrachtet. Nebft der Hauptlandes:Prags 
matik über die Dienfiverhäftniffe der Staatödiener im Königreiche 
Baiern, mie erläuternden Bemerkungen, von N. Th. Gönner 
$. 29. u. folg. ( Landshut, bei Krüll, 1808, ) Vergl. auch def 
felben »deutſches Staatoͤrecht $. ws » 
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das Unrecht öffentlich ſanktioniren, und die Gleichheit, 
welche durch das Rechtsgeſetz als oberſte Bedingung der ver⸗ 
nünftigen Wechſelwirkung geboten iſt, durch einen Akt der 
regelloſeſten Willkühr gänzlich aufheben, welcher zugeben 
könnte, daß die Staatsdiener einem höchſt ungewiſſen Schick 
ſale zur Beute würden, und ſammt ihren ſchuldloſen Fami⸗ 
fien mit Mangel und Elend zu kämpfen hätten, während 
doch den übrigen Klaffen der Staatsbürger alle Quellen ges 
öffnet blieben , um nicht nur den nothmwendigen Pebensunters 
halt , fondern auch Wohlftand und Reichthum fih zu vers 
fhaffen. Wenn es unter allen Verhäftniffen und Formen, 
und in jedem Wechfel der Zeiten, immer einer der erften 
Grundſätze des Staates ift, das Eigenthum zu ſchützen, und 
den Gewerbfleiß der Bürger nicht nur etwa bloß von 
den Feſſeln des Zwanges zu befreien , fondern ihn ſelbſt durch 
pofitives Wirken zum höchſtmöglichen Grade freier Thä⸗ 
tigkeit empor zu fördern ; wenn felbft diefes alles das offene 
Staudensbefenntniß unferer heutigen Staatsregenten ift, und 
fie alle Klaffen ihrer Unterthanen mit gleicher landesväters 
licher Vorforge umfaffen , foll etwa nur dem redlichen Staates 
diener das traurige 8008 befchieden ſeyn, an der. Fürſorge 
des Staates verzweifeln zu müffen? Könnte in einem fols 
hen Vereine die Szdee des Rechts noch als herrfihend bes 
trachtet werden? Ware hier noch eine rechtliche Gleich— 
heit vorhanden ? — »Das Nechtsgefeb und die Gleich⸗ 
heit, welche durch daffelhe zur oberſten Bedingung der vers 
nünftigen Wechſelwirkung gemacht wird» — fagt Fries — 
feine praktiſche dee, welche fich als eine nothivendige 
Aufgabe für die Vernunft ausfpricht. Es hängt nicht etwa 
von beliebigen Verfügungen in der Gefellihaft ab, ob die 
Menfchen füch Hier oder dort auf die ‚verniinftiafte Weife zus 
fammen vertragen wollen, ob einer dem andern fo viel eins 
räumen will, als er fir fich ſelbſt wieder fordert; die rechts 
lihe Gleichheit ift nicht nur das Prinzip für ein will 


kührliches, vernünftiges Arrangement in der Gefellichaft, def 
fen Tendenz ganz politifh und ohne Nothwendigkeit wäre; 
fondern wenn wir nah Recht und Unrecht fragen, fo haben 
wir es mit dem unbedingten Sollen oder praktiſchen Geſetz⸗ 
gebung zu thun, nur nad, diefem wird Recht und Unrecht 
gemefien. Die Aufgabe der rechtlichen Gleichheit ents 
fpringt alfo ebenfalls aus diefer nothwendigen Geſetzgebung 
der Vernunft; fie ift fein Vorfchlag fiir einen willkührlichen 
Zweck, fondern ein nothwendiges Gebot *).» 
G. 7. 

Aber auch ſelbſt in poſitivgeſetz licher Hinficht dürfte 
die Dienſtlage der öffentlichen Fonktionairs keineswegs ſo un⸗ 








Philoſophiſche Rechtslehre und Kritik aller poſitiven Ge⸗ 
ſetzgebung von J. Fries S. XVI. der Vorrede. (Jena, 1803.) 
Auch der große Weiſe von Königsberg hat hierüber ein treff⸗ 
liches Wort geſprochen, wenn er ſagt: »Was ein bürgerliches 
Amt anlangt, ſo kommt hier die Frage vor: Hat der Souverain 
das Recht, einem, dem er ein Amt gegeben, es nach !einem 
-Gutbefinden wieder zu nehinen ? Ich ſage, Nein ! denn was der 
vereinigte W.lle des Volks über feine bürgerlihen Beamten nie 
heichliefen wird, das kann auch das Staatsoberhaupt über ihn 
sucht beſchließen. Nun will da3 Volk ohne allen Zweifel, daf dies 
fer feinem ibm auferlegten Gefhäfte völlig gewachſen fen, wel: 
ches aber nicht anderd, als durch eine binlängliche Zeit bindurch 
forrgelegte Vorbereitung und Erlernung deflelben , über der er 
diejenige verſäumt, die er zur Erlernung cines andern ihn näh⸗ 
senden Geſchaftes hätre verwenden fonnen , geihehen fann; mits 
bin würde, in der Kegelı das Aut mir Leuten verichen werden, 
die feine dazu erforderliche Geſchicklichkeit, and durh Uebung 
erlangte reife Urtheilsfraft, erworben hätten; welches der Abſicht 
des Staats zuwider ift, als zu welcher auch erforderlich iſt, daß 
jeder dom niedrigern Amte zu böhern (die fonit lauter untaugs 
lichen in die Hande fallen würden) fteigen, mirbin auf lebens 
wirrige Berlorgung müſſe rechnen fönnen.» 
Merarkififie Anfangegründe der Reqhtslehre 
u. zn. + Lit, D. S. 220 — 225. 


23 


beraten ſeyn, ale man manchmal gerne” glauben machen 
möchte. Sch Habe bereits die hier anfchlagenden Geſetze an 
einem andern Orte zu würdigen gewünfcht; und fo fehr es 
zu wünſchen feyn möchte, daß diefer wichtige Gegenftand in 
dem Bundesvertrage noch eine nähere und fchärfere Beſtim⸗ 
mung erhalten haben möchte, fo gewiß find doch da bie 
Rechte der Staatsdiener mit großer Umſicht gewahrt, und’ 
unter den Schug diefer Staatsakte geftellt worden. Sa, die 
alternativifchen Rechtsaniprüche derfelden, auf Beibehals 
tung der von ihnen bekleideten Stellen, oder aufeinen ans 
gemefinen Ruhegehalt, fiheinen mir unter der Egide dies 
fes neuen Staatsverfaffungs. Vertrags, fo fiher zu ruhen, 
dag, wenn auch gegen alle Bermuthung einer oder der ans 
dere der verbündeten Souveraine, gegen den deutlich ausges 
fprochenen Sinn des Geſetzes, ſich willkührliche Abdans 
tungen erlauben follte, die Hilfe und Einwirkung bes 
Protektors ohne allen Zweifel um fo mehr mit beſtem 
Fuge zu veflamiren feyn dürfte, als es eine der erften Punks 
tionen feines ihohen Protektorat Amtes feyn muß, flir eine 
kontraktmäßige Erfüllung aller jener Vertragspunkte beforge 
zu ſeyn, welche er mit den Souverainen verabredet hat. 
Daß die befragten NRechtsanfprüche der Staatsdiener der 
kräftigen Garantie des hohen Protektors fich zu erfreuen has 
ben, muß unter andern auch ſchon daraus mit der größten 
Evidenz hervorgehen, daß aus dem Art. XXXII. der Buns 
desahte,, feinem völligen Wortlaute nach, eine jener Bes 
dingungen konſtruirt wurde, unter welchen von Seite des 
Kaifers Napoleon die Uebergabe der mebdiatifirten Länder an die 
neuen Souveraine bewerfftelliget wurde. Denn fo ift in den 
diesfäaͤlligen Uebergabs-Protokollen oder Procds verbaux 
$. 4. beſtimmt ausgefprochen : 
Les Individus emploies dans l’administration pu-. 
blique du pays de ... . que $a Majeste le: 
Roi de . . . . mc jugerait à propos de conser« 
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- ver dans leurs emplois juiront d’une pension 


7 de retraite egale a celle, que les lois et les 
reglements des anciens etats de Sa Majeste le 

.. Roi de... . accordent aux ofliciers de meme 
grade,» 


Und fo kann denn an die Abfiht und die Inneren Gefins 
nungen eines Monarchen auch nicht der leifefte Zweifel fich 
wagen, welcher ſchon unter dem ıften Auguft 1806 durd) 
feinen Gefchäftsträger bei dem vormaliggn Reichstage zu 
Regensburg, die unummundene Erklärung machen ließ: 

»Sa Majeste l’Empereur ct Roi a accepte le titre 
»de Proteeteur de la Confederation du Rhin. 
» »ll ne l’a fait, que dans des vües de paix et 
ppour que sa mediation corıstament interposee 
»entre les plus faibles et les plus forts , pre-" 
»vienne toule espece de dissentions et de trou- 
»bles». 
6, 8. 

Vermeſſenheit wäre es librigens, zu glauben, daß die 
hohen verbiindeten Souveraine, die angeführte Vorſchrift 
nicht als ein Fundamentalgefe& betrachten, fondern fid viel 
mehr fiir berechtiget halten könnten, gegen den Sinn deffels 
Ben, mit den Staatsdienern willkührliche Abdankungen vors 
nehmen. zu können; Nein, wo fih der milde vorforgende 
Geiſt derfelben in Hinficht der unverfchuldeten Lage der 
Staatsdiener in Thaten fo ſchön ausgefprochen bat, wo der 
deutſche Edelmuth deutfcher Regenten in den ungmweidentigs 
fien glänzendften Handlungen bereits fprechend genug fich bes 
urkundet hat, darf auch — nicht die leiſeſte Negung eines 
feihen Argwohns die Glorie verdbunfeln, weiche die Namen 
dieſer Edeln des deutfchen Regentenſtammes längſt fchon ums 
ſtralt. Ich erlaffe mir Hier fünlich die Mühe des Details 
jener Beiſpiele, welche meiner Behauptung zu unverwerflis 
Ken Dejegen dienen, und verweiſe dießfalls anf die klaſſiſche 


— 
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Schrift der rühmlichſt bekannten Herrn Reichskammergerichts⸗ 
Affefforen von Rampe und von Stein *), wo die dießs 
fällige neue und neuefte Praxis in dem allervollendetften 
Detait fih dargelegt findet. — Nur der Krone deutfcher 
Megentenhandlungen — der königlich-baieriſchen fons 
flitutionellen Kauptlandes s Pragmatif über 
die Dienftverhältniffe der Staatsdiener, vom 
ıflen Jänner 1805. — will id erwähnen, und bemers 
fen, daß nach diefem fo mufterhaften Sefeße, wovon man 
in andern Staaten ein Beifpeil vergebens fuchen wird, der 
edle Regent vör aller Welt das Befenntniß abgelegt hat, daß 
er das Schickſal der Staatsdiener unter allen Lagen und 
Verhältniffen nah dem NRechtsprinzip beftimmt willen 
wolle. Eben fo wird, wenn einft die Nachwelt jene Hands 
lungen ſichtet, welche in diefer beifpiellofen Ummälzung der 
Dinge, von den neuen Machthabern verübt wurden, wenn 
es, wie Johann von Müller fagt, in der Sefchichte 
einft fehr bemerkt werden wird, wie in diefer unerhörten 
Krifis jeder Fürft in feinem Betragen gezeigt habe, was im 
ihm mar, die vortrefflihe Verordnung der edeln Fürftin 
Mauline zu Lippe vom adten Mat 1807 wie ein ſchö⸗ 
ner Stern aus dem Reihen hervorleuchten, weicher das neue 
Gefchent der Souverainität nicht nur als eine fehr 
vermehrte Verpflihtung zur treuen Ausübung 
der Gerechtigkeit, Billigkeit und Milde galt, fons 
bern welche auch öffentlich erkiärte, daß Staatsdiener, 
deren Stellen etiwa ‚ganz aufhören, nicht ohne Entfhär 
digung gelaffen werden follen. 
9. 9. 
Sey es übrigens auch, daß der die Rechtsanſprüche der 


*) leber die Entfhädigungsberehtigung der 
Staarsdirner bei Aufhebung ihrer Stellen. 2. — 
4-5 und $. 9. (Frankfurt, bei Mohr, 1808.) 
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Öffentlihen Fonktionaire beftimmende Art. XXXII. de 
Staatsgrundvertrages, nur der Souveraine, als der vers 
pflihteten Subjekte gedenker, dieſe aber, wenigftens 
nach ihren bisher bekannt gewordenen Deklarationen, die im 
den Sonverainitätslanden vorfindlichen Beamten, weder zur 
Anftelung noch zur Penfionirung übernehmen zu wollen 
feinen, und daher bei weitem die Mehrzahl derfelben den 
Standesheren nad wie vor verbleiben diirfte; wer wolls 


‚ te defwegen behaupten, daß nicht auc) dieje durch die näm⸗ 


lichen Normen und Borfchriften fih für gebunden zu achten 
hätten, welche die Stifter der Bundesakte fich felbft aufzules 
gen für gut fanden? — Wäre es anders, dann würde Die 
ich fo rein ausfprechende Abficht der erlaucdhten Sefeßges 
ber, welche diefen Staatsgliedern ihren künftigen Nahrungs 
fand dauerhaft zu fihern frebten, zu einer Chimäre herabs 
finfen, dann wiirde es noch Fälle geben können, wo nicht das 
Rechtsgeſetz, Sondern die ungeregelte Will kühr herrſchen⸗ 
und bei der Entſcheidung des Schickſals der Staatsdiener⸗ 
Klaſſe den Vorſitz führen würde! — Nein, ſeyd getroſt, 
ihr redlichen Arbeiter im Staatsdienſte! Ge— 
rechtigkeit muß euch werden, ſey's unter den Sou— 
verainen, oder unter den Standesherrn! Sollte 
auch unter dieſen einer ſich ſo weit vergeſſen kön— 
nen, daß er euch gegen Gebühr und Recht behan— 
dein wollte, fo ſuchet Hilfe bei den Juſtizhöfen 
der Souverains, in deren Krone ja die Gerech— 
tigkeit als die ſchönſte Perle erglänzt! Und Recht 


wird Euch fo gewiß werden, fo gewiß ber Glaube 


an die Menfhheit feine Chimäre ift, und fo ge 
wiß diefe auch unter der neuen vheinbundifden 
Verfaſſung nicht zurückſinken fann, fondern ſich 


zu immer höhern Adel potenziren muß! !, 


———— 
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3. 
Fortſetzung der im fiebenzehnten Hefte unter Nr. 29. 


S. 267. abgebrochenen fragmentarifchen Ger 
danfen. 





3. 
Fideikommiſſe und Majorate. 


Mau eine Anſtalt, wenn fie Hegel wäre, dem Staatswohl 
nachtheilig feyn würde, darum ift eine jede Ausnahme von 
diefer Regel noch nicht verwerflih. Dies iſt auch bei den. 
Sideitommiffen der Fall. Immerhin mag es nachtheilig ſeyn, 
wenn das ganze Vermögen aller Unterthanen mit Fideis 
tommiffen beichwert wäre (obgleich diefes in der lebten {ns 
ſtanz noch nicht entfchieden iſt); allein ausnahmsweiſe, bes 
fonders in Anfehung der erften Stände des Staats, find 
Fideikommiſſe unſtreitig fehr nützlich. Sie fihern gewiffen 
Familien und eo ipso dem Staate ſtändigen Wohlſtand. 
Aus Gründen, die ſich aus dem Gange der franzöſiſchen 
Revolution gar füglich erklären laſſen, gieng ein gewiſſes 
odium der Fideikommiſſe in den Code Napoléon über. 
Allein dieſer Mangel iſt durch das kaiſerliche Dekret vom 
aſten März 1808. gehoben, und Frankreich hat ſich den 
Übrigen europäiſchen Staaten auch darin wieder genähert, 
daß Fideikommiſſe unter dem Adel wieder zus 
läßig find. 

Dies verdient bei der Anpaffung des Code Napoleon 
af Deutſchland, bei dieſer warlich nicht leichten, und der 
Anhäufung von Hinderniffen nicht bedürfenden Arbeit, die 
teiflichfte Berückſichtigung. Diele Artifel des Code Napo. 
leon fallen jett weg, und noch hundert wohl mehr Familien 
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in Dentfchland find dem unabwendbarften Verderben entrif: 
fen , das nothiwendig folgen milßte, wenn das Kapital 
ihres Vermögens den Charakter der Unverfchuldbarkeit abge: 
tegt hätte. Fideitommiffe werden alfo hoffentlich in Deutfch: 
and fortbeftehen dürfen. 

Uebrigens fieht Einfender nicht ein, aus welchem runs 
be bei Aufhebung eines Fideitommiffes nur der ſchon ges 
borne Primogenitus befondere Beriiefihtigung verdient. 
Alte fchon geborne Familienglieder haben auf das Fideifoms 
miß ein gleiches Recht; der zu allerleßt Geborne fo gut, tie 
der zu allererft Geborne, und jener um fo mehr, als diefer 
ja das Fideikommiß gegen ihn geltend macht. 


\ 4 
| Repräſentativ⸗-Syſtem; Landftände. 

Unſere gute deutfche Landftandfihaft, landſtändiſche Vers 
faffung, noch vor kurzem fo allgemein und dem Einfender 
noch heute in gleihem Maaße fehr ehrmürdig, iſt durd) 
die Vorliebe zum Repräſentativ-Syſtem fehr im Kredit ges 
ſunken. Dies Repräfentativs Syftem beruht auf dem Grunds 
fabe, daß alle Aktiv s Bürger in den ftandifchen Berfamms 
lungen repräfentirt werden. Wer ift Aktiv; Bürger iſt alfo 
die erfte Frage? Grundeigenthümer und Betreiber eines bür⸗ 
gerlihen Hauptgewerbes, dürfte wohl die richtige Antwort 
feyn. | 

Die zweite Frage ift mithin die: werden denn dieſe 2 
Klaſſen nicht mittelſt der deutfchen Landftandfchaft vepräfens 
tirt? ich glaube, diefe Frage müſſe im allgemeinen bejas 
hend beantwortet werden, weil die Landflände faßt allges 
mein aus den Grundeigenthümern (dev Nitterfchaft) und den 
Vorſtehern der blirgerlichen Gewerbe (den Stadtobrigfeiten) 
beftehen. | 

Ich will die Landflände in Mecklenburg zum Beis 

iel nehmen. Die dortigen Landftände beftehen aus ber 
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Kitterfchaft und den Ständen. Erſtere bilden alle Eigens 
thümer nicht ftädtifcher Grundſtücke, ohne Unterfchied, ob 
fie dem Stande nad) Fürſt oder Bauer find; jeder Privats 
mann, der außer den ftädtifchen Grundſtücken und den Dos 
mainen (die doc wohl feinen Stand bilden können) ein 
Grundeigenthum befiät, gehört zur Ritterſchaft, verfteht 
fih, daß diefes Stundeigenchum fih nicht auf einen bloßen 
Krug oder Kathen beſchränken muß, ſo wie ſelbſt in Frank⸗ 
reich ein gewiſſer Vermögensbetrag zur activitè de citoyen 
gehört. Da in Mecklenburg die Bauern ihre Hufen nicht 
eigenthümlich, ja nicht einmal nad) Meyers oder emphyteu⸗ 
tiſchem Nechte befißen, fondern nur Pachtrechtmäßig inne 
haben ; fo würde es widerfinnig feyn, wenn auch fie die 
Landſtandſchaft hätten. _ 

Die Nitterihaft beftcht nur aus der. Klaffe von Grunde 
eigenthüümern , welches fie nicht find, fie ftehen zum Staate 


‚in feinem unmittelbaren Eigenthums : Berhältniffe, ihre Hufe 


ik fremdes Eigenthum , welches mit deffen Bewohnern von 
dem rechtmäßigen Eigenthiimer repräfentirt wird. 

Der zweite Landſtand ift die Landſchaft. Sie beſteht 
aus den Eigenthiimern ſtädtifcher Grundſtücke und den Ber 


treibern der bürgerlichen Hauptzweige. Da diefe unmöglich 


alle in Perſon auf dem Landtag erfcheinen können; fo wers 


den fie auf demfelden von dem mittelbar oder unmittelbar 


von der Bürgerſchaft gewählten Magiftras ihrer Stadt res 
präfentirt, welcher verfaffungsmäßig. ihre Stimmen und 
Meinungen vorher einholen muß. 

Bei einer Vergleichung dieſer Verfaffung mit dem Res 
prafentativ  Suftem.. der neuen’ weſtphaliſchen Konſtitutien, 
finden ſich folgende Unterſchiede: 

1) Die weſtphäliſchen Stände beſtehen aus 70 Srunds 
eigenthumer, 15 Kaufleuten und Fabrikanten, und: ı5 Ges 
lehrten und andern Bürgern, welche fih um den Staat 
verdient gemacht haben. 
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2) Die weitphätifchen Stände werden von den Depars 
tements : Kollegien ernannt. 


Allein diefe Unterfchiede fi nd mehr anfcheinend , als 
wirklich , indem 


ad 1.) mit Ausnahme der 15 Gelehrten die Meckiens 
burgifche Nationafrepräfentation gleichfalls auf Grundeigen— 
thum und ftädtifhem Gewerbe beruhet, der Gelehrten⸗Stand 
aber überdem dort größtentheils in jenen Klaffen und der 
ber landesherrlichen Staatsdiener eingefchloffen ift, und 

ad 2.) die Wahlherrn in Weftphalen die Höchſtbeſteuer⸗ 
te (alfo Grundeigenthümer), die reichſten Kaufleute und Fa; 
brifanten , die ausgezeichnetsften Gelchrten und Kiünftler, 
und endlich die am mehrften um den Staat verdienten Bürs 
ger, mithin bis auf die Gelehrten, wiederum diejenigen find, 
weiche in Mecklenburg respective auf dem Landtage er— 
fcheinen, und die Mitglieder des Landtags wählen nämlich 
Grundeigenthümer und bürgerliche Gwerbe, von -weicheh 
le&teren jedoch in Weſtphalen nur Kaufleute und Fabrilans 
ten an ber Neichsftandfchaft Theil zu Haben fiheinen,, und 
alte vom Könige gewählt werden, anftatt daß fie in Merk 
Ienburg resp. kraft Grundeigenthumsrechts und kraft biirs 
gerlichen Gewerbes, alfo ipso jure, an der Landſtandſchaft 
unmittelbaren und mittelbaren Antheil haben. 


Ich Habe Mecklenburg theils als Beiſpiel, theils des— 
Halb gewählt, weil die Nationafrepräfentation dort ſohr voll⸗ 
ſtändig eingerichtet iſt. Dasjenige, was bier angeführt iſt, 
iſt aber im gleichen Grade auf diejenigen deutſchen Provin; 
gen anwendbar, deren landftändifche Organiſation auf eben 
den Bafen, nämlich Grundeigenthum und ftädtifchem Ges 
werde, ruhet, 3: B. im Hanndverifchen, in Pommern, u. 
a. m. Mur in_denjenigen Staaten leidet dies einen Abfall 
in welchen 

1) entweder nicht bloßes Grundeigenthum zur Land: 
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ſtandſchaft genliget, ſondern auch ein beſonderer Geburts: 
ſtand dazu erforderlich iſt, 

2) oder bloßer Geburtsſtand ſchon die Landſtandſchaft 
begründet, obgleich in dieſen Staaten gewöhnlich eine Art 
von Unterhaus vorhanden war, oder 

3) endlich der Bauerſtand wahrer Grundeigenthiimer 
iR, aber dennoch nicht Landftandfchaft hatte, fondern von 
feinem Sutsheren, ohne ihn zu bevollmächtigen, vertreten ward. 

Allein Bauern, die fein Grundeigenthum haben, wie 
dies in Mecklenburg, in der Mark; Brandenburg, in Poms 
mern, u. a. m. dev Fall iſt, konkurriren auch nach der Kons 
flitution des Königreichs Weſtphalen weder mittelbar hoch 
unmittelbar an der Fandftandfchaft, und können, als bloße 
temporäre und mittelbare Staatsbürger, daran auch nicht 
füglich konkurriren, da ihnen die beiden Requiſite derfelhen, 
Grundeigenthum und fiädtifches Gewerbe fehlen, und, wenn 
auch fie zugelaſſen würden, daſſelbe Grundſtück zweimal re⸗ 
präjentirt werden würde. 

Die weftphälifche Nationalrepräfentation iſt daher, bis 
auf die Zulaffung der 16 Gelehrten und anderer nicht ange: 
fefiener Bürger, derjenigen gleich, welche in Mecklenburg, 
Pommern, dee Mark: Brandendnrg u. f. w. Statt hat; ja 
fie ift darin noch beſchränkter als jene, 

ı) daß nicht alle Srundeigenthünter, fondern nur ro 
aus ihnen, Landftände find, und 

2) Daß nicht jede frädtifche Sefellfchaft, fondern aus 
allen Städten nur 15 Perſonen, Landſtände find. 

Sch ſehe daher keinen Grund ab, aus welhem man 
anferer fo organiſirten Landſtandſchaft den Begriff des Re: 
präfentativ s Spftems abfprechen könne, warum in: derfelben 
jeder, zur Repräſentation berechtigter, Staatshlirger dadurch 
weniger, als durch die neuere Konſtitutionen vepräfentirt 
ſeyn folle ; beide find wefentlich und im Hauptprinz ip 
nicht von einander abweichend. | 
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5. 
Bundesgericht. 

Die Angelegenheit der Errichtung eines Bundesgerichtes 
ft fo wichtig, daß es fich wohl der Mühe lohnt, die dar⸗ 
über fic) gedußerten Stimmen zu fammlen. 

‚Hier fürs erfte drei. 

In der Zeitfchrift: Germanten von Crome und Jaup 
Band ı. St. U. No. IX. iſt darüber eine umftändliche 
Abhandlung aus der Feder des Reichskammergerichts-Aſſeſ⸗ 
fors von Kampk abgedruckt. Veherzigungswerth find Die 
Worte des NRezenfenten der Abhandlung : Ueber die Staates 
verwaltung ıc. von Rehberg in der Jenaiſchen Allg. Litt. 
Zeitung 1808. Nr. 84. ©. 60. ff. Er fagt folgendes: Der 
Verfaſſer iſt für die Landſtände, ihnen glaubt er, verdans. 
fe Deutfchland fernen guten Narionalgeift und die Mäßigung 
der Fürſten gegen ihre Unterthanen. Rezenſent will diefem 
nicht widerftreiten ; doch glaubt er, daß dieſes, wie: vieles 
andere Wortrefliche, was untergegangen und die zu, Diefem 
Augenblick noch durch nichts erjekt worden iſt, der ganzen 
deutfchen Verfaſſung und vorzüglich der deutichen Reiches 
juftiz zugufchreiden fey. Sie war es die den Unterthanen ein 
gewiffes Gefühl ihres eigenen Werehs "und eine Freimüthig⸗ 
feit gab, weiche fonft in monarchiſchen Staaten höchſt ſelten 
iſt. Konnte doch jeder mit feinem Landesherrn ein ernftlis 
ches Wort vor einem Nichterftuhle fprechen,, vor welchem 
das Anfehen der ‘Derfon, fo wenig gilt, ald es bei Mens 
fchen möglich iſt. Hierdurch wurden die gefährlithſten Dess 
poten, nämlich die Eleineren, ganz eigentlich im Zaum gehal: 
ten. Dieß war aber auch den größeren nicht gleichgültig. 
Sie brauchten zwar die Vollziehung eines Erfenntniffes nicht 
zu fürchten, aber. ihnen. war doch auch das öffentliche Urtheil 
eines von der Nation geachteten Senats nicht gleichgitltig, 
wahr ift es, daß die Einmifchung eines fremden Staats in 
die innere Angelegenheiten eines Landes burhans nicht. tangt, 
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daß die Einmifchung des Reichshofraths offenbar zu einer 
Einmifchung des öſterreichiſchen Kabinets werden mußte. 
Allein dies war bei dem Neichstammergerichte nicht der Fall 
und dann blieb doch auch die Furcht vor einer Einmifchung 
wohlthätig. Wenn daher der Rezenſent Wünfche für die 
Zufunft Haben :foll, fo mwinfcht er zwar fehr die Beibehals 
tung der Landftände ; allein da Landſtände, wie der Verfafs 
fer fehr gut zeige, in Deutfchland das nicht feyn künnen, 
was in England auch das fhlechtefte Parlement ift, fo kann 
Nezenfent wenig von ihnen hoffen,‘ wenn nicht ein Juſtiz⸗ 
hof da iſt, Ahnlih dem Reichskammergericht in 
feinem Weſen, nicht in feiner Form , vor welchem nicht 
blos iiber Streitigkeiten der Souveraine unter einander, fons 
dern auch über Streitigkeiten der Privaten mit den Souves 
rainen entfchieden werden fann. Ohne ein folches Tribunal 
Haben die Landftände Feine rechtliche Garantie und ohne dieſe 
möchte ihnen hie und da eine freimüthige Sprache Bald 
theuer zu fichen kommen. Es ift hier nicht der Ort, "die 
Gründe diefes Wunfches weitläufig zu entwickeln. Nur ges 
gen den Grund, durch welchen man oft darthun will, daß 
deutſche Fürſten Feiner Juſtiz unterworfen zu ſeyn brauchten, 
weil es die Souveraine andrer Staaten nicht find, will 
Rez. bemerkeg, daß ein beträchtlicher Unterfchied State fins _ 
der zwifchen einem Fürften, welcher von einem- gut gelegenen 
Hügel fein ganzes Neich überfehen, und feinen Unterthanen 
in die Töpfe gucken kann, deffen Hofhaltung nicht felten die 
Hälfte der ſämmtlichen Revenüen feines Landes hinwegs 
nimmt, der durch eine einzige an fich nicht fträfliche Lieb⸗ 
lings s Neigung feinen ganzen Finanzflaat ruiniren, durch 
einen einzigen Fehler und fhlechtere Leidenfchaft, auf welche 
Mangel an Geſchäften fo leicht führe, alle und jede feiner 
Diener. : plagen und feine Unterthanen drüden kann, kurz 
deffen ganzes Wefen fich dem Privatſtande beträchtlich nähere 
und zwifchen einem großen Monarchen, welcher fein Reich 
ð. 


nur mit Mühe im Geiſte zu überfehen im Stande tft, mels 
cher vielleicht nicht den ıoten Theil feiner Reveniten zur 
Beſtreitung feiner glängendften Hofhaltung gebraucht, ber 
für jede Neigung und für jedes Inſtitut mit fürfilicher 
Milde und Verſchwendung ohne Nachtheil der Finanzen 
wirken kann , der nur mit einem fehr Meinen Theile feines 
Volkes in Berührung kommt, und welchen die wichtigften 
und mannichfaltigften Dinge fo durchaus befchäftigen, daß 
ihm aud nur wenig Mufe für diefe Berührung übrig bleibt, 
‚und deſſen Leben von dem des Privatftandes durchaus ents 
ferne iſt. Und würde denn ſelbſt ein höchfter Gerichtshof, 
‚ein unabhängiger Senat, auch in einem. größern Staate 
nicht von Nußen feyn, wenn es möglich wäre, und höhere 
Zwecke ihm nicht entgegen fländen. In Deutfchland ift es 
möglich, ohne daß irgend ein höherer Zweck darunter leider, 
und wenn wir Unterthanen auch, wegen des Zutrauens zu 
unferen Fürſten nicht gerade uns ängſtlich nach einem höchs 
ften Gerichte zu fehnen nöthig haben, fo haben unfere Fürs 
ften , wenn fie diefes Zutrauen von ung fordern, ein höch—⸗ 
fies Gericht noch weniger zu fcheuen ! ! 

So meit ber oben angeführte Rezenſent in der Jenai⸗ 
ſchen allgemeinen Litteratur s Zeitung. 
Sehr unummunden äußert fich über dieſen wichtigen 
Begenftand der Freiherr von Eggers in Roppenhagen in fei: 
ner geifts und gehaltvollen Abhandlung: Deutfchlande Er; 
wartungen vom Rheinifchen Bunde (1808.) ©. 29. fi. Str 
cherheit der Unterthanen in allen deutſchen Staaten ohne 
Ausnahme und zwar Sicherheit ohne Anfehen der Per: 
fon gegen Unterdrückung der Regenten, war, der Theorie 
nach eines der köſtlichſten Kleinodien in der alten deutſchen 
Verfaſſung! Aber größtentheils auch nur der Theorie nad! . 

Seitdem der weftphälifche Friede den Negenten mehr 
Macht gab, dem Unterthanen in den einzelnen Landen Si; 
herheit zu verfchaffen gegen Mitbitrger und Fremde, ver 
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foren auch faſt in demfelben Verhäftniffe Kaiſer und Neich 
die Macht, den Einzelnen gegen feinen Landesheren zu 
fhügen. | 

Aber beruhigt euch, menfchenfreundlihe Männer im 
Purpur und in der Toga! Dergleichen Unvollkommenheiten 
find unzertrennlich von der Schwäche der ‚menfchlihen Nas 
tur , ich mahle fie warlih nicht aus, um Unluſt gegen die 
Regierung zu erweden. Thut, was She menfchlicherweife 
könnt, fie zu vermeiden und vermeiden zu helfen: Dann 
. geht ruhig hinüber in die beffere Welt mit dem Bewußtfeyn, 
Euer Mögliches hienieden gethan zu haben. Nur um das 
Mögliche nicht aus den Augen zu laffen, wünfchte ich jedem 
Bundeslande ein ausdrückliches Staatsgefeb, das den Flagens 
den Untertban an ein gemeinfchaftliches Bundesgericht vers 
wiefe. Ich fage den Elagenden Unterthan ohne Ausnahme, 
dann wann er glaubt, als Unterthan Flägen zu fünnen, fo 
follten die landesherriichen Gerichte auch nicht über Statts. 
haftigfeit oder Ungrund feiner Klage erkennen. Sorgt das 
fir, daß Ihr gute Geſetze, gute Beamte, injonderheit gute 
Richter, gute‘ Sachwalter habt, und warlich der Fälle mwers 
den fo wenige feyn, mo folhe Klagen an das Bundesgericht 
gebracht werden, daß hr nicht fürchten follt, die Arbeit 
werde der Richter Kräfte überſteigen! — Gleichwohl verftehe 
es ſich, daß nachdrückliche Strafen den treffen, der frevels 
hafte Befchwerden erhebt; eben fo nachdriickliche der, der 
ihn dazu verleitet, oder ihm dabei als Kunftverftindiger an 
die Hand geht! Es wiirde überflüßig feyn , über die Drgas 
nifation eines ſolchen Gerichts Vorſchläge zu thun. Sie ers 
giebt fich von felbf. Man hat in den ehemaligen Reiches 
gerichten ein Vorbild, das mit einigen Verbefferungen, leicht 
um Mufter erhoben wird. Und in einer fo köſtlichen Eins. 
richtung, einem, folhen von allen Sterblichen unabhängigen 
Gericht — einem ‚der edeiften Ideale des menfhlichen Geis 
ſtes — wird ja der Rheiniſche Bund nicht Hinter dem Alten 
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deutſchen Mutterſtaat zurückbleiben? Vielmehr wird er de 
lehrt durch die Hoffnungen (warum ſetzte der verdienftoolle 
Eggers niht Hinzu: Erfahrungen?) von Jahrhunderten, 
dies ehrwürdige Tribunal wieder berftellen in einem neuen 
fhönen Glanze angemeffen den unläugbaren Forts 
ſchritten unſers Zeitalters in der Wiſſenſchaft 
der Rechtspflege und der Geſetzgebung!! 


—XR 


4. 


Kurjer ſtatiſtiſcher Abriß von den Mecllenburgiſchen 
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6. 1. Die Mecklenburgiſchen Staaten enthalten folgende 
Länder: 

1.) Das Herzogthum Mecklenburg, welches aus 
vier Provinzen beſteht, nämlich aus 

1) dem Mecklenburgiſchen Kreiſe, zu welchem auch die 

ehemalige Grafſchaft Schwerin gehört; 
| 2) dem Güſtrowſchen oder Wendifchen Kreife ; 
5) dem Lande Roſtock, und 
4) dem Stargardifchen Kreife, oder dem Herzogthum Meck— 
lenburg ı Stargard, 
II.) Das Fürſtenthum Schwerin und 
III.) das Fürſtenthum Ratzzeburg. 

Senes ift das urfprüngliche und eigentliche Mecklenburg, 
zu weichem dieſe erſt durch den weſtphäliſchen Frieden ger 
fommen find. 

$. 2. Ueber das Herzogthum Mecklenburg regiert das 
heutige herzogliche Haus von den älteſten Zeiten her. Di— 
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plomatifch und erwieſen kann fein Urfprung indeffen nur bis 
auf Niklat, Fürſten der Obotriten, Kiffiner und Eircipaner 
hinauf gefiiärt werden, welcher von 1130 bis 1164 über 
die angeführten, das heutige Mecklenburg damals bewohnens 
den drei Wendifhen Völkerfchaften regierte, und 1147 jur 
hriftlichen Religion fibergieng. Seine Enkel und Nachkom⸗ 
men theilten ſich in mehrere regierende Linien; unter andern 
im ıöten Jahrhunderte in drei Hauptlinien, nämlich in bie 
von Mecklenburg, in die von Wenden und die von Roſtock. 
Die Linie zu Mecklenburg erwarb 1304. von den Markgras 
fen von Brandenburg das bis dahin erft zu Pommern und 
nahher zur Mark Brandenburg gehörig gewefene Land Stars 
gard und 1359. die Graffchaft Schwerin, und vereinigte 
1323, nah dem Ausfterben der Linie zu Roſtock, deren 
Befigungen mit den ihrigen. — Sie theilte fih zwar um 
die Mitte des ı4ren Jahrhunderts in zwei Linien, nämlich 
in Mecklenburg Schwerin (Mecklendurg : Mecklenburg) und 
Meklenburg s Stargard , allein die erfte vereinigte bald ganz 
Mecklenburg, indem die Wendifhe 1436. und die Stargars 
diihe i471. ausftarb; dagegen konnte Herzog Albert TIT. 
die Schwedifhe Königsfrone nicht lange gegen die Dänifche 
Königin Margarerha behaupten. Herzog Heinrich IV. res 
gierte von 14356 — 1477. über ganz Mecklenburg; allein 
feine Söhne und Enkel theilten das Land mannigfaltig bald 
auf längere bald. auf kürzere Zeit. Seine Enkel im 5ten 
Grade, "die Herzoge Adolph Friedrich I. und Johann Als 
breche II. regierten erſt gemeinfchaftlich fiber das ganze Land, 
theilten daffelbe aber 1601. in zwei Herzogthümer, und das 
herzogliche Haus in zwei Linien, nämlich in Merlenburgs 
Schwerin und Mecklenburg: Siüfteow, Wallenſteins Herr— 
(haft über Mecklenburg dauerte keine 5 Jahre (1628 — 
1632.). Guſtav Adolph König von Schweden gab dem 
Bande die rechtmäßigen Fürften wieder. Die Schwerinifche 
Linie trat duch den Weftphälifchen Frieden ( 1648.) ber 
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Krone Schweden die Stadt Wismar , das Amt Neuklofter 
und die Inſel Poel ab, erhielt aber dafiir die Bisthümer, 
nunmehrige Fürſtenthümer, Schwerin und Ratzeburg, die im 
Stargardifhen Kreiſe belegenen Sohanniter Komthureien 
Mirow und Nemerow und zwei erblihe Kanonifate im 
Hochſtift Strasburg. Die Linie von Mecklenburg : Süftrow 
erlofch aber fihon mit dem Sohne ihres Stifters, dem KHers 
zoge Suftav Adolph (<6. Okt. 1695.), und die Linie von 
Mecklenburg Schwerin vereinigte mithin alle Mecklenburgi— 
fhe Lande. Allein durch den Hamburgiſchen Vergleich vom 
8. März 1701. theilte fie fid wieder in die noch jeßt blü— 
hende zwei Linien, nämlich in die Medlenburg Shwe 
rin⸗ und Güſtrovſche und in die Mecklenburg— 
Stargardſche oder Strelitziſche. Kraft dieſes Ders 
gleichs behielt der Herzog Friedrich Willdelm von Mecklen⸗ 


burgs Schwerin aus der Gitftrovihen Werlaffenfchaft den 


Wendiſchen Kreis, überließ aber feinem Oheim, dem Herzog 


Adolph Friedrich II. aus diefer Verlaſſenſchaft nicht blos den- 


Stargardifchen Kreis, fondern auch aus dem bisherigen 
Schwerinifhen Fandesantheile das Fürſtenthum Nageburg 
und die Komenthureien Mirov und Nemerov nebft einer 
jährlichen Hebung von 9000 Rthlr. Spezies aus dem Elb⸗ 
zoll. 
Diefe beide Linien blühen noch jegt. Dem Herzog 
Friedrich Wilhelm von Mecklenburg Schwerin (fl. 1713.) 
folgte fein Bruder Carl Peopold, deſſen Regierung aber nur 
bis 1728. dauerte, indem fein Bruder Chriftian Ludwig im 
gedachten Sjahre zum Eaiferlichen Adminiftrator des Herzogs 
thums beftellt ward, 06 er gleich erſt nad, Carl Leopolds 
Ableben (1747.) als regierender Herzog folgte, und während 
feiner Regierung dem Lande Ruhe und eine fefte Verfaffung 
gab. Ihm folgte 1756. fein Sohn, der Herzog Friedrich 
und demfelben 1785. fein Bruders Sohn der gegenwärtige 
Herzog Friedrich Franz, der nicht allein durch den Reichs: 
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Deputationgfthluß von 1705. die fieben bisher nach Lübeck 
gehörigen in Mecklenburg belegenen Dörfer, und durch dem 
1805. mit dem Könige von Schweden abgefchloffenen Vers 
trag die durch den Weftphälifchen Frieden an Schweden abs 
getretenen oben genannten Theile Mecklenburgs wieder mit 
dem Herzogthum Schwerin vereinigte, auch eine immerwäh⸗ 
rende Sahrsrente von 10,000 fl. auf die Rheinſchiffahrts⸗ 
oftroy erhielt; fondern wegen feiner gerechten und humanen 
Kegierung fein Wolf mit der allgemeinften tiefften Trauer. 
über die nur kurze. Sufpenfi on derfelfen (vom 23. Nov, 
1806. bis zum 27 118 1807.) erfüllte, und die Wieders 
herftellung derfelden (ııten Zul. 1807.) zum gerechten Ges. 
senftande der reinften und innigften Freude machte. 

Im bergoglihen Kaufe Mecklenburg s Stargard .ober. 
Strelig folgte dem Herzog Adolph Friedrich TI. (fl. 1708.) 
fein Sohn Adolph Friedrich TIL, und demfelben (1752.), 
feines Bruders Sohn Adolph Friedrich IV. Mach deffen. 
1794. erfolgten unbeerbten Ableben trat der jetzige Herzog 
Cart (Ludwig Friedrich) feine in jeder Hinficht fo. mufters. 
hafte Regierung an. Er erwarb durch den Reichsdeputas 
tions s Abfchied von. 1805. eine Stimme im Reichsfürftens 
tat) wegen Stargard. 

$. 3. Beide Herzoge führen den Titel, Herzog zu 
Mecklenburg, Fürft zu Wenden, Schwerin und Nabeburg, 
Graf zu Schwerin, der Lande Roſtock und Stargard Kerr. 
Die Nefidenz des Herzogs von Mecktenburgs Schwerin iſt 
die Stadt Schwerin, und der Flecken Ludwigs; Luft ; in je 
ner ift der Sitz der höchften adminiftrativen Behörden, dies 
fen Hat der Herzog Chriftian Ludivig gebaut, und der Her: 
308 Friedrich fo wie.der gegenwärtige Herzog erweitert und, 
verfchönert. 

Die Stadt Schwerin enthielt im Jahre 1807. eine 
Bevölkerung von 8141. und Ludwigs-Luſt von 2964. Men: 


fen (beide ohne die Juden). Die Stadt Schwerin hatte 
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in eben dem Jahr 1008 Häuſer (mit Ausnahme jedoch der 
fteuerfreien, berrfchaftlichen , geiftlichen und andern öffent: 
hen Gebäude) die zum Werthe 1,702,125 Rthlr. N. 74 
in der’ Brandkaffe affefurire waren. | 
Die Reſidenz des Herzogs von Mecklenburg-Strelitz 
ift die Stadt Neu: Streliß, welche der Herzog Adolph 
Friedrich II. im Jahr 1733. erbauete und feine beiden 
Nachfolger eben fo erweiterten, als verfchönerten. Sie ents 
hielte vor einigen Jahren gegen 4000 Einwohner und 292 
Käufer. BE 
Jede der angeführten Linien regitt zwar über ſeinen | 
Landesantheil unabhängig von der andern, indefien fliehen 
fie in Anfehung der Landftände , der Tandesftändifchen Vers 
fafung, des Kontributionswefens, des Konfiftoriums und des 
Kofs und Landgerichts in Güſtrow in einer Gemeinfchaft,* 
deren DVerhältniffe durch die Hausverträge von 1701. und 
1755. näher beftimme find. 

Der Herzog von Mecklenburg: Schwerin hatte auf dem 
deutſchen Neichstage im Neichsflirftenrathe drei Virils Stims - 
men, nämlich wegen des Herzogthums Schwerin, wegen des 
Herzogthums Güſtrow und wegen des Fürſtenthums Schwer 
tin; der Herzog von Mecklenburg s Strelig aber nur eine‘. 
Stimme wegen des Fürſtenthums Ratzeburg, und erhielt 
18:3. auch wegen des Herzogthums Stargard eine eigene 
Stimme. | 

Das Hans Mecklenburg gehörte in Hinſicht des Ran: 
ge8 feines veichstägichen Sikes zu den mit Hollftein, Würs 
temberg, Baden und Heſſen alternirenden Häufern. 

Die Staarseintünfte der Herzöge werden verfchieden, 
gemeinhin aber fir den Herzog von Mecklenburg? Schwerin 
auf eine Million Thaler, und fiir den Herzog zu Mecklens 
burg » Strelig auf mehr als 300,000 Thaler N. an— 
gegeben. 

Das Militair des Herzogs von Mecklenburg s Schwerin 
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befteht Bis jetzt aus einer Leibgarde zu Pferd von 5o Mann, 
einem Korps Huſaren von 40 — 5o Mann, zwei Negimens 
tern Infanterie jedes etwa zu 700 — Boo Mann, einer. 
Rompagnie Veftungs: Sinfanterie und einer Kompagnie Ars 
tillerie; jenes des Herzogs von Merklenburg : Strelig ater 
ans einer Kavallerie: Garde von 25 Mann, einem Hufarens 


Korps von 24 Mann und aus 60 bis do Mann Infanterie. 


$. 4. Geſammte Meckiendburgifche Staaten werden von 
der Elbe, dem Herzogthum Sachfen »Lauendburg, dem Gebies 
te der Stade Lübeck, der Oftiee, Pommern und Marf 
Brandenburg eingefchloffen; der fchwerinifhe Meridian ift 
29 Sr. 11 Min. weftlicher Länge von der Sternwarte in 
Paris, und 53° 40° nördliche Breite vom Aequator. 

Der Flächen; Inhalt diefer Staaten wird nicht allges 
mein angegeben, folgender Flächen » Inhalt fcheint wohl der 
richtigere zu feyn. 


Quadrat⸗ 
Meilen. 


I. Die Herzogthümer Mecklenburg⸗Schwerin 
und Güſtrow und das Fürſtenthum Schwerin ents 


halten nad dem Mecklenburgiſchen Staatskalender 


einem befannten klaſſiſchen Werke des Regierungs⸗ 

Raths Rudloff zu Schwerin 534,681,450 Meck—⸗ 

lenburgiſche Quadrat⸗Ruthen, von welchen 1618 

auf eine deutfche Quadratmeile gehen, mithin.. 204°43 
II. Die Herrſchaft Wismar enthält nach der 

Berechnung des Hofraths und Profeffors Norvs 


mann zu Nofof - © 2 2 2 . 6— 
111. Die Herrfchaft Stargard wird gemeinhin — 
zu 0 . . . . . 0 0 0 . . 42 — 


IV. Das Fürftenthum Ratzeburg angegeben zu 6— 


Der ganze Flächen-Inhalt würde alſo... 258 3 
betragen. Da aber unter den unter I. gedachten 204 
Duadratmeilen nur das platte Fand, aber nicht der Areals 
inhalt und die Feldmarken der Städte begriffen find, weiche 
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lestere ohne die der Stadt Roftod 05,680; Morgen Aders 
land oder 4,622,400 [J Rurhen und nody außerdem einen 
fteuerbaren Ertrag von 7966 /, vierfpännigen und 3986 Y%, 
zweifpinnigen Fuder Heu enthalten ; fo halte ich die. Angas 
be des Flächeninhalts zu wenigſtens 274 [J Meilen fiir die 
tichtigere. | 

Bon diefem Flächeninhalt werden <s6 [] Meiien vom 
Herzog von Meckiendurgs Schwerin und 48 [] Weilen vom 
Herzog von Mecklenburg-Strelitz regiert. 

So viel die Volksmenge betrifft, fo haben diefelbe: 

1. Zu den bergoglih Mecklenburg⸗Schwe⸗ 
rinſchen Landen, nad, gehaltener Zählung im 
Sahr 1806. aus ası,ı73 Erwachſene und 
3,4635 ſchulfähige Kinder üser fünf Sabre 
als au. . . . >22. . 206,636 
Menichen beſtanden rechnet man dazu die 
Kinder unter fünf Jahren nur zu. . . - 30,000 
und die nicht mitgezähften Juden (es waren 
5458 Schugjuden in den verfchiedenen Städ⸗ 
tn) nur zz. 2000 


j' 


jo "ergiebt ſich für diefen Landesantheil eine 
Population On - - 2 2 2 02 0 en. 328,656 
Menichen. 
II. Die Volkemenge der Herzog. Mecklen⸗ 
burg Strelikifchen Lande beträgt überhaupt wohl 770,000 


alſo die aller Mecklenburgiſchen ande . - - 53,656 
mithin für jede [] Weile. - - 2... 145 Seesen. 
a dieſer Hinfiht ſteht Mecklenbarg den mehrfien deuts 
ſchen Staaten wach, 3. B. der chemalige Badenſche Kurs 
Raat hatte auf 104 [J Meilen 401,561 Einwohner, alſo 
anf der Meile 3256, der Eurerzlanzleriihe Staar auf cd 
[) Weiten, 95,500 Einwohner, folglich auf jede [] Meile 
5550 , der kurheſſiſche Staat auf ıg0 D Weiten 557,000 
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oder auf der [] Meile 2800 Seelen, der kurwürtembergi⸗ 
(he Staat auf 188, [] Meile 787,146, alfo auf der [] 
Meile 4293 Menichen , das Großherzogthum Heſſen (ohne 
die Souverainirärsiande) auf 165 1] Meilen 418,065 oder 
auf der [] Meile 51B77/e6 Menicen. 

Der Grund diefer verhältnißmäßigen geringen Bevölke— 
rung liegt in den großen Landgütern, im Mangel an Far 
briten und Manufakturen, in den großen Flächen ,: ‚welche 
große Seen und Waldungen einnehmen und in andern Grün⸗ 
den, welche aud bei andern Staaten des deutfchen Reichs 
eintreten, indem 3. B. auch in den Hannöveriſchen Staaten 
nur 1790 Menfhen, in KHolftein 2090, in Schwediſch⸗ 
Pommern ergo, in Preußiih: Pommern 1200 Menfchen 
auf die [] Weite kommen, während z. B. in Anfpach und 
Bayreuth diefelde 3854 Seelen enthält, odgleid, diefe Pros 
vinzen nur feit einigen Sahren unter preußiſchem Scepter 
ftanden. Diefe geringe Bevölkerung liegt in Lofalverbättnifs 
fen ; eine ftärfere Bevölkerung wiirde die Kräfte des Landes 
überfteigen, und die Handlungs s Bilanz ‚ mithin. das Nas 
tional : Vermögen in ungünſtige Verhältniſſe ſtellen. — 

Sm herzogl. Medtendburg: Schwerinfchen Antheil ents 
Mi im Sahr 1807. die Städte, ohne die Kinder unter. 

Jahren und ohne die Juden, eine Bevölkerung von 80672 
—8 von welchen auf Roſtock 10744, Schwerin Bıyı, 
Bismar 6254, Güftrov 5501, Parchin 3384, Bützow 
3820 kommen. In den Mecklenburg-Schwerinſchen Staas 
ten waren vom. Soten Nov. 1806, bis 28. Nov. 1807. eins 
ſchließlich Knaben Mädchen überhaupt 


geboren 6424 6155 12599 
. kopulirt 
geſtorben Paare 
12000 2904. % 


Die Hervichende Religion des Regenten : Haufes und des ® 
dandes ift Die evangelifchslutherifche ; allein die Reformirte 
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haben zu Bützow und die Katholiken zu Schwerin, und bie 
Suden zu Schwerin und Altftrelig öffentlichen Gottesdienſt, 
wie dann überhaupt die Mecklenburgiſche Adminiftration feit 
langer Zeit ächt tolerant ift. 

G. 5. Das Grundeigenthum des Landes fift zwifchen 
ber Landesherrfchaft, den Gutslefigern und den Städten 
getheilt. Die hergoglihe Domainen find ſehr anfehnlid) ; 
die herzogl. Mesflenburg s Schwerinifchen enthalten die bes 
trächtlihen nah und nach angekauften ritterfchaftlichen Siis 
ter und die Herrjchaft Wismar nicht mit gerechnet 219,525,832 
Medienburgifhe Quadratruthen oder 85:%; [J Meiten , 
und find in 45 Domainenämter eingetheilt. Die den Pris 
vatperfonen, Kommunen und dem Landesherrn als Privats 

mann zugebörigen Güter betragen 315,155,618 [J Ruthen, 
oder 120%; [J Meilen. Der Mecklenburg-Schweriniſche 
Antheil Hat 40 Städte und 5 Fleden, der Mecklenburg⸗ 
Schweriniſche aber 8 Städte, 2 Flecken und 220 Dörfer. 

Mecklenburg unterfcheidet fid) darin von den mehrften 
Staaten des firdlihen Deutfchlands, daß der Fandesherr und 
der Gutsherr einziger Eigenthümer des Grund und Bodens 
des Gutes, und der Bauer keineswegs Eigenthümer, ja nicht 
einmal Erbzinsmann oder Mayer, fondern blog Pächter feis 
nes Gehöftes ift, und daffelbe vom Grundherrn gegen einen 
jährlichen Pacht blos gepachtet hat. Diefe Bemerkung wis 
derlegt manche ganz unzutreffende Raiſonnements, die man 
hin und wieder lieſt. 

Ein unfreurdfiher Genius hat von jeher über Manus 
fafturen und Fabrifen in Mecklenburg gefchwebt. Außer 
Tuh, Boy: Fries- und Volle. Arbeitern, Papiermühlen, 
Amidons : Fabrifanten, Kartens Tabaks- Siegellacks- Cikos 
vies und einigen andern Fabrikanten haben fie in Mecklen— 

burg nie auftommen wollen. Dagegen enthalten die Stadte 
eine vielleicht übervölkerte Anzahl von Künſtlern und befon: 
ders Handwerkern aller Art, und zum Theil von ausgezeich: 
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neter Geſchicklichkeit. Die Handlung , befonders die auds 

wärtige Handlung wird vorziiglih von Roſtock, Wismar 

und Boitzenburg betrieben; die Erportation befteht in Ges 

traide aller Art, Obſt, Flache, Hanf, Butter, Wolle, Haus 

ten, Leder, Honig, Wachs, Bretern, Holz und anderen 

Produtten ; nur zu einem fehr unbedeutenden Theile aus 
Fabrits und Manufaktur: Waaren. 

Das wichtigfte Produkt Mecklenburgs iſt Getraide und 
Ackerbau, die ergiebigfte Duelle des National: Reihthums und 
der Ausfuhr. Auch die Viehzucht und andere Zweige der 
Agrikultue werden im Großen betrieben. Die Mecklenburs 
gifhen Pferde unter andern find auch im Auslande fehr ges 
ſchätzt. Seit mehreren Jahren eriftirt in Mecklenburg eine 
eigene landwirthſchaftliche Gefellichaft, die gegenwärtig 67 
ordentliche und 44 Ehrenmitglieder zahlt. 

Mecklenburg dat außer Ackerbau und Viehzucht trefffis 
he Dbfigattungen, Waldungen, Holz, Wildprett, Torf, 
Sartengewächfe, Seen und Fifchereien, allein aus dem Mis 
neralveich Feine nußbare Produktionen. Man hat chedem 
zwar Alaun: und Kupfergruben gehabt, allein fie find wies 
der eingegangen und waren unbedeutend. 

Der Mecklenburgiſche Kiefel ift indefien fowohl wegen 
feiner Härte ale Schönheit empfehlungswerth. 

In Sitz ift ein Salzwerk, welches das einheimifche 
Bedürfniß beinah liefert. Das Seebad zu Dobberan an 
der Oſtſee, das erfte Seebad in Deutfchland iſt eben fo bes 
rühmt als nützlich. 

In Nückficht wiſſenſchaftlicher Kultur wird Mecklenburg 
nur von wenigen andern deutfchen Staaten übertroffen ; zu 
Koftock ift eine durch verfchiedene Lehrer berühmte Univerfis 
tat, in Schwerin, Roſtock, Güſtrov, Parchin, Neuftrelis 
und Neubrandenburg find Schulen, von welchen unmittelbar 
zur afademifchen Bildung übergegangen wird und Die zweck— 
mäßige Verfaſſung der Schulen in den Städten and auf 
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dem Lande iſt befonders in neueren Zeiten ein Gegenftand 
der befondern Aufmerkfamteit der Staatsverwaltung. 

$. 6. Die Mecklenburgiſche Landesverfaffung zeichnet 
fi in mehr als einer Hinſicht vortheilhaft vor fo manchen 
übrigen deutſchen Staaten aus. Sie beruht auf mehreren 
1572. ı621. und 1755. zwifchen dem Landesherrn und den 
Ständen errichteten Grundverträgen. 

Die Landftandfchaft haftet auf Grundeigenthum und den 
vorziiglichften ftädtifchen Gewerben; jeder eigenthiimliche Be: 


fißer eines auf dem platten Lande liegenden Srundeigens 


thums von einiger Bedeutung, ohne Unterfchied, ob er dem 
"Stande und der Geburt nah Fürft, Edelmann , Bürger 


oder Bauer ift, ift Landftand; er gehört zum erften Stande, 


der Landftände, zur Nitterfchaft, zu welcher mithin, da die 


Landgüter von Bauern nicht eigenthümlich gehören, fondern 


ihnen nur pachtweife inne gegeben find, die Bauern , als 
ſolche, nicht gehören können , obgleich fie durch den Erwerb 
des Eigenthums eines Landgutes Fandftände werden, wie des 
ren auch mehrere Fälle in Mecklenburg vorhanden find. Die 
ſtädtiſche Grundeigenthümer und die bürgerliche und ſtädti— 
fhe Nahrungszweige bilden den zweiten Landftand, bie 
Städte oder Landfchaft, welcher aus den Magiftraten oder 
Vorſtehern der einzelnen ftädtifchen Verbindungen befteht. 

Alle Jahr wird von beiden Fandesheren ein für beide 
Lande gemeinfchaftlicher Landtag ausgefchrieben; in der Zeit 
zwiſchen den Landtägen aber vertritt ein eigener Ausſchuß 
der Landftände die Stelle derfelben. 
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Bemerfungen über die Grenzbeſtimmung zwifchen 
hoher und nicderer Polizei; in Beziehung auf die 
durch den rheinifchen Bund bewirften Verände⸗ 
rungen. 


An den Herrn Dberamtsrarh Steiger zu Wolfegg. 





Nas Sintereffe, mit welchem ich, hochgeehrteſter Herr, 
Ihre Ideen zum Behuf einer richtigen Grenzs 
beffimmung gwifchen Hoher und niederer Polis 
„ze, mit beſonderer Hinficht auf die neuen Vers 
hältniffe, welche aus dem rheiniſchen Konfös 
derationsvertrage vom ı2. Juli 1806. hervors 
giengen, im ſechszehnten Heft des rheinifhen Bundes, 
gelefen Habe, und Ihr eigener, am Schluffe diefes wichtigen 
und gründlichen Auffages geäußerter Wunſch wird mich ents 
fhuldigen, wenn ich einige, wenige Bemerkungen über 'dens 
felben Segenftand an Sie richte, dem das Verbienft gebührt, 
ihn in Beziehung auf ein Verhältniß, das ihm jebt einen 
gang vorzüglichen praßtifhen Werth zu geben fcheint, zuerft 
Öffentlich zur Sprache gebracht zu haben. Auch ich glaube 
niht post festum zu fommen; mit Ihnen Überzeuge, daß 
das, was gefchieht, feinen Maafftab zu liefern vermag für 
das, was Recht if. Die deutfchen Söuveraine haben ihr 
Verhältniß zu den ihnen unterworfenen vormaligen Reiches 
ſtänden ſelbſt beſtimmt, indem jeder für feinen Staat bie 
Bundesakte auf daffelbe anmandte nach feinem beften Wife. 
fen und Gewiſſen. Nur von wenigen ift mir bekannt, daß 
fie darüber Verhandlungen und fürmliche Verträge mit den 
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ı Mebdiatifirten (erlauben Sie mir diefen, wenn gleich nicht 
ganz paffenden, doch furzen und allgemein verftändlichen 
Ausdruck) vorhergehen ließen. Auf allen Fall war völlige 
Gleichförmigkeit hier nicht zu erwarten, wo die allgemeinen 
Srundfäge der Bundesafte an fi) und in der Anwendung 
auf befondere Fälle fo fehr verfchiedene Anfichten verftatteten. 
Die Souveraine fönnen entweder fich felbft oder den Mes 
diatifirten Unrecht gethan haben; menigftens kann da, wo 
unter ganz gleichen Umftänden widerfprechende Beſtimmun—⸗ 
gen erfolge find, nur Einer Recht haben. Sollte es nicht 
erlaubt ſeyn, zu unterfuchen, wer Recht hat? Wir dürfen 
wohl nicht befürchten, Zweifel und Widerfprüche wieder zu 
erwecken, die vielleicht ftile Ergebung in das unvermeidliche 
Schickſal längft ſchon unterdrückt bat. Selbſt die Unwiders 
tnflichkeit der einmal erfolgten Beftimmungen angenommen: 
wird nicht die Praris zu manchen Zweifeln, zu manden 
Erkäuterungen, zu manchen Rerbeiferungen Anlaß geben ? 
Unfere Erörterungen werden alfo immer noch nicht verfpätee 
feyn, und ich fchmeichle mir mit der Hoffnung, daß Sie die 
folgenden von einem Manne nicht ungern annehmen werden, 
der fi) gerade mit diefer Materie feit längerer Zeit befchäfs 
tigt, hat. 

Ihre Abficht iſt, durch eine genaue Grenzſcheidung zwi⸗ 
fhen Hoher und niederer Polizei genau und feft zu beſtim⸗ 
men: was den Standesherren von der Polizeis 
gewalt übrig geblieben fey, die fie als Landess. 
herren hatten, nachdem die hohe Polizei den 
Oberherrn durch die Bundesakte beigelegt wors 
den ift? So, däucht mir, muß die Frage geitellt werden, 
und erft aus ihrer Beantwortung wird fih die Natur und 
der Umfang der niedern Polizei ergeben, welche den Mes 
diatifirten von Nechtswegen künftig zuftehen mu). Alle alls 
gemeine Beariffe feheinen hier nicht zu paffen, wo ein ganz 
sigenthümliches Verhältniß pofitio beftimme iſt. Unſere 
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nächfte und eigentfich einzige Quelle iſt die Bundesafte und 
diefe entfcheidet mit zwei Worten. 

» Haute polices — fie nennt ausbrüdlih den 27. 
Art., indem er alle Souverainitätsrechte aufzählt, welche, 
nach dem 24. Art. die verbiindeten Könige und Fürften über 
die Beſitzungen ihrer vormaligen Mitftände ausüben follen. 
Shnen ift die Nichtigkeit diefes Theils der Bundesafte file 
die mediatifirten Neichsftände gewiß nicht entgangen, und. 
es würde mir fehr angenehm ſeyn, wenn meine Anficht ders 
feiben , die Sie im erſten Theile der Abhandlungen zur Ers 
läuterung der rheiniſchen Bundesakte vielleicht fchon gefuns 
den haben, Ihren Beifall erhalten follte. Was infonderheit 
die Polizeigewalt betrifft; fo ift kein Zweifel, daß die Sous 
veraine ein Mehreres, als die hohe Polizei, wie fie in der 
Souverainität wefentlich begriffen tft, nicht verlangen kön— 
nen, und daß es eines ausdrücklichen Vorbehalts deffen, was 
nach Abzug der hoheren Polizei, für die Mediatifirten an 
Molizeigerechtfamen übrig bleiben muß, nicht bedürfte, da 
fie mit vollem Rechte behalten, was ihnen ausdrücklich niche 
genommen ift. "Und diefes macht denn ihre niedere Polizet 
aus, wenn man ſie ſo nennen will. 

So ewig und unabänderlich der Gegenſatz des Hohen 
das Niedere iſt; ſo wenig folgt doch daraus, daß im menſch⸗ 
lichen Leben immer das Hohe von dem Niederen begleitet” 
ſeyn muß. Die Franzoſen haben ihre hohe Polizei, ohne 
eine niedere zu Eennen: fie unterfcheiden im allgemeinen nur 
die verwaltende und gerichtliche. Syhre haute police de 
l’Etat {ft aber nichts anders, als unfere öffentliche Sichens, 
beitspofigei „ und fullte daher die Bundesafte nach dem 
feranzöfifhen Sprachgebraud) und Staatsrecht erklärk 
werden; ſo könnte man nicht ſicherer gehen, als aus dem 
Geſchäftskreiſe des franzöſiſchen Departements der Generals 
Reichs: Polizei die Beftimmungsgriinde fiir die Begratyung 
der den Souverains zuftehenden hohen Polizei zu fchöpfen. 
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Doch Sie glauben ohne Zweifel mit mir, daß dieß nicht der 
richtige Weg wäre! | 

Darum aber werden Sie doch nicht fofort annehmen, 
um aus der Sache zu fommen, fey kein anderes Mittel, 
> ale das, was nah dem alten deutfchen Staatsrecht niedere 
Molizei heißt, den neuen Standesherren zuzuweiſen. Freis 
lih könnten Sie immer fagen, es müſſe das Beſte fen, 
was wir von der Art bisher hatten, und da könnten Sie 
die landfäßigen Fürſten in Schlefien, die Fürſten von Schwarz⸗ 
burg und Schönburg, die Grafen von Stollberg und Gens 
tint, ja! ſelbſt die Freiherrn von Riedeſel, welche in einem 
der Heſſiſchen Landeshoheit unterworfenen Gerichte curam 
policiae universalis hatten, vielleicht noch haben, zun⸗ 
Deifpiele anführen. Im Vorbeigehen gefagt, jene Fürften 
und Strafen haben von Alters her Regierungen, Konfiftorien, 
Kammern, Kofgerichte u. dgl. gehabt, ohne daß dadurch) 
die Hoheit ihrer Anherren gefährdet wurde: warum forgt 
man heutzutage fo faft ängftlic dafiir, daß die Souverainis 
tät überall dDucchblicke, daß die Standesherrfchaft das Zeichen 
der Unterwürfigkeit überaf und immer recht' deutlich an fih 
trage? Wärum ließ man nicht den guten Fürften, die als 
Opfer der höheren Politik fielen, den Genuß der gewohnten 
äußeren Formen, foweit es ohne Verlekung des Wefentlis 
* then möglich war? Sollte man nicht hin und wieder in den 
gebotenen Veränderungen weiter gegangen feyn, ale nöthig 
war ? 

Doch ich verliere mich von meinem Kauptgegenftande. 
Jene Beifpiele und noch manche andere Ähnliche, die aufzus 
finden nicht ſchwer feyn wiirde, fo wie auch die von ihnen - 
angefiihrten franzöfiichen lettres patentes , £önnten immer 
zur Beleuchtung dienen, aber nicht zum Beweife. Denn 
Beifpiele, wie Ste wiſſen, beweifen nichts. Was insbeſon⸗ 
dere unfere einheimifche betrifft; fo wird man nach Verhälts 
‚niffen, die aus Verleifungen, Verträgen und Obfervanzen 
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ih im Laufe der Zeit fehr verfchiedenartig gebildet haben, 
den Begriff und Umfang der niedern Polizei überhaupt nie 
mit Sicherheit beffimmen können. Eben dieß gilt denn auch 
son der Polizei, in. deren Defis Städte und Edelleute in 
den meiften vormaligen Neichslanden ſich befanden, und bie 
noch weniger zum Vorbild fiir unfere ftandesherrliche Polis 
‚zei gefchickt zu ſeyn ſcheint. Sie aber ift es, der der Unters 
fchied zwifchen hoher und niederer Polizei höchſtwahrſchein⸗ 
(ih allein feinen Urſprung zu. danken hat. 
Dieſer Unterfehied liege nicht in dem Begriffe der Pos 
lije‘. Die Poligeigewalt verliert nichts an ihrer Würde und 
Hoheit wegen der Segenftände, auf welche, megen der Grän⸗ 
jen, in welchen, wegen der Subjekte, durch welche fie wirkt. 
Nur, wenn Unterthanen aus eigenem Rechte, aber, wie nas 
turlich, allegeit untergeordnet der höchften Staatsgewalt, in 
„ nem beftimmten Bezirke Polizei iiben, mag man dieſe die 
niedere nennen, weil fie nie hoheitlich d. i. weder für 
den Staatszweck im allgemeinen , noch in höchfter Inſtanz, 
am allerwenigften unabhängig wirkt. Die Summe guter 
Doligeien im Einzelnen trägt zwar zu der guten Polizei im 
Ganzen bei: aber nur diefe hat den allgemeinen Zweck bes 
fündig im Blick und Weberblick: nur fie bringt das Einzels 
ne und das. Sanze, das Hohe und das Niedere, das Kleine 
und das Große in eine wohlthätige Harmonie. Aber darum 
iR die befondere Polizei nicht niedrig, die allgemeine nicht 
hoch. 
Im allgemeinen könnte man höchſtens ſagen: die hohe 
Polizei ordnet an und giebt Geſetze; die niedere Polizei 
vollzieht, Handhabe, verwaltet. Aber würden zu diefem Uns 
Nterſchiede die Hohen Polizeikoflegien, die Regierungen, die 
Kammern, die Landesdireftionen; — würden die Präfekten 
und ſelbſt die Unterpräfekten dazu nicht fcheel fehen ? 
Hohe und niedere Polizei fennt blos das Polizeirecht, 
ı md damit würde ich mich vertheidigen, wenn Sie mir wie. 
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leicht, in Beziehung auf das dentſche Polizeirecht (TH. 1. 
.S. 24. 120. Thl. 4. S. 106. f.), entgegen feßen wollten, 
ich fey mit mir felbft im Widerfpruh. Aber nah dem ab 
ten deutfchen Polizeivecht fönnen wir das Verhältniß der 
neuen ftandesherrlichen Polizei zu der fouverainen nicht bes 
urtheilen. 

Aus der damals noch geltenden deutſchen Verfaſſung find 
alle die Definitionen, mehr oder weniger genau, abftrahirt, 
die Ihnen, natürlicher Weife, nicht ganz geniigen Eonnten, 
. und wovon Bie doch diejenige, die am nächſten auf die 
ftädtiiche und adeliche Patrimonialpolizei fich bezogen, wie 
die Schnaubertfche und Leiftifhe noch am brauchbar; 
fien fanden. Nach diefer Anſicht würden Sie meine Bes 
fehreibungen (denn ich geftehe, daß ichs zu einer ordentlichen 
Definition nicht habe bringen können), ohne Zweifel auch 


gebilligt haben, wären fie Ihnen damals bekannt, oder ers“ 


innerlich gemwefen. 
Bei allen diefen Definitionen und Befchreibungen finder 
ſich aber ein KHauptfehler, der in jener Abſtraktion aus Dem, 


was bei uns Hewöhnlih war, feinen Grund hat, — die :: 


gänzliche Vermifchung der niedern und der Lokalpolizei. Beide 
find feineswegs gleichbedeutend. 


In der Polizeiwiffenfhaft theilt man, wie dieß 


in Webers Handbuch der Staatswirthfhaft Thl. 1. ©, 
5. f. mit vorzüglicher Deutlichkeit gefchehen tft, die Polizei 


fehr .richrig in die allgemeine und befondere,- und vers 
ſteht unter jener die, welche fih auf alle Staatsbürger, . 


als ſolche, im Allgemeinen bezieht, unter diefer aber diejenk 
ge, welche fih auf das befondere Verhältniß des Beiſammen⸗ 
wohnens der Staatsbürger an gewiffen Orten bezieht, die 
man daher die Orts; oder Lokalpolizei nennt. Diefe 
theilt fh fodann wieder, da es nur zwei Gattungen von 
Dertern, wo die Menfchen beifammenwohnen, giebt, im die 
- Stadt: und Dorfs Polizei. Indem Weber diefe Ab⸗ 


handlung entwickelt, deutet er auf die den Juriſten gelänfiges 


ve in hohe und niedere Polizei Bin. »Man hat, ſagt er, 
in der praktiſchen Polizei auch eine ähnliche Eintheilung der⸗ 
ſelben in Rückſicht auf Verfaſſung, Verwaltung, und Reſſort, 
welche mit dieſer, die den allgemeinen Umfang der Polizei 
nach den Grundſätzen der Theorie überhaupt angeht, nicht zu 


verwechſeln iſt: obgleich beide am Ende auf demſelben Grun⸗— 


de beruhen«. Dieß »obgleich « iſt jedoch nur richtig, wenn 
man niedere und örtliche Polizei als ſynonym annimmt. 


Möchten Sie aber eine Polizei, die ſich über einen 


ganzen Diſtrikt erſtreckt, die für dieſen Diſtrikt ihren Zweck 
nach allen ſeinen Theilen verfogt, ſo weit es die Unterord⸗ 
nung unter die höchſte Gewalt des Souverains verſtattet; 


N 


die nicht blos in einer Stadt oder in einem Dorfe, fondern. 


über einem Inbegriff mehrerer von Menſchen bewohnten 
Derter (ſeyen 8 Städte, Flecken, Dörfer, oder Höfe, Müh— 


ten 2c.), und das ganze dazu gehörige Gebiet verwaltet, und, 
Drdnung, Ruhe, Wohlftand in einer ganzen Herrſchaft zu. 
erhalten und zu befördern fucht: möchten Sie dieſe Polizei: 


im Ernft bios Lokalpolizei nennen?. Daß es gegen den 


Sprahgebraud wäre, das, was nicht blog auf eine Lokali⸗ 


tät wirkt, fondern auf den Inbegriff mehrerer, lokal zu 
nennen, werden Sie mir einräumen. Aber es ift nicht bloſ— 
fer Wortftveit, welcher die Nichtigkeit des Ausdrucks, ber. 
doch übrigens in rechtlichen Angelegenheiten fo vorzüglich 
wichtig iſt, vertheidiget; fondern es ift von ernfteren Folgen: 


die Frage. Sollten denn unfere umgefchaffenen Standeshers‘ 


ren nichts weiter haben, ald Stadts und Dorfspolizei, oder. 
follte die ihnen gelaffene Polizei blos nad) der Analogie bier 
fee zu Beurtheilen feyn? Das das nie Ihre Meinung iſt, 
nicht die der meiften Publiziſten und ſelbſt nicht der Sou⸗ 
veraine, weiß ich wohl. Aber könnte eine ſolche Anſicht und 
Vergleichung nicht da, wo die Souverainität gern ſo weit 
um ſich greifen möchte, als möglich, ihr einen Vorwand lels 
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ben, die ftandesherrliche Poltzei nach und nach immer mehr 
zu beichranten ? Es bedarf ja nur eines neuen Organifationss 
edikts! »In Territorien, fagt einer unferer neueften Pubtizis 
ftien (Gönner im Staatsrecht $. 330.), iſt die Polizeige⸗ 
walt nach ihrem ganzen Umfarge ein Ausflug der Landes; 
hoheit, und wenn auch theils Magiftrate in Städten, theils 
Motrimoniafgerichte die Ausiibung der Ortspolizei bes 
fißen.: fo find fie dennoch nicht nur hierbei der Landesgeſetze 
und der (andesherrlichen Dberaufficht fubordinirt, fondern 
es ſteht auch dem Landesheren gu, denfelben 
eine neue den Zeitumftänden anpaffende Drgas 
nitfation zu geben«. alt das fchon damals, wie viels 
mehr jet! Daß aber, wenn gleich die Drganifation bios‘ 
auf die Form gehen. fol, fid) doch nur allzuleicht „manches 
wefentliche Recht wegorganifiren läßt, iſt nicht zu bezweifeln. 

Der, auh von Ihnen angeführte würdige Publiziſt, 
Zahartä, hat niedere Polizei und Lokalpolizei als ganzs 
lich gleichbedeutend behandelt, und dadurch, der nicht zu 
verkennenden Nichtiafeit feiner Grundſätze ungeachtet, fih in 
fheindare Widerfprüche verwickelt. Wenn er fagt, die hohe. 
Polizei fey diejenige, welche den ganzen Staat, die niebere, 
welche nur einen beflimmten Ort beziele (allgemeine Landes; 
polizei, Lofalpofizei); dem Souverain fomme alfo nur zu, 
Geſetze zu geben, welche den ganzen Staat betreffen, der ihm 
jetzt unterivorfene ,„ vormalige Landesherr aber dürfe in 
ſeinem Gebiete die gemeine Wohlfahrt beſorgen, jedoch 
fo, daß der Souverain den Umfang dieſer Obſorge beftims 
men und wegen der Verwaltung Nechenfhaft fordern könne; 
wenn er hinzufügt, bei den wahrfcheinlich entftehenden Grenz 
ftreitigkeiten zwifchen der hohen und niederen Polizei), wers 
den den mebdiatifirten Regenten wenigſtens die mit der Pas 
trimonialgerichtsbarkeit gewöhnlich verbundenen Polizeigerechts 
fame zuzuſprechen feyn, es fcheine ihnen jedoch eine größere 
Gewalt zu gebühren: am Ende könne nur ein Vertrag aug 
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der Uingewißheit ziehen; fo Bat er, was dieſen letzten Punks 
betrifft, volllommen Recht, und auch darinn, daß das 
minimum der ftandesherrlichen Polizei die ſogenannte. Pas 
trimonial s Polizei feyn würde, daß aber die Standesherren 
größere Auſprüche zu machen wohl befugt feyen. Daß diefes 
vertragsmäßig genau und feft beſtimmt wiirde, wäre unftreis 
tig das Beſte. Wenn das aber nicht gefchieht; foll denn; 
wie Zach ariä doc). deutlich fagt, des Souverains Willkühr 
entſcheiden? Ueberhaupt, wozu ein Vertrag, wenn der Som 
verain den Umfang der ftandesherrlichen Polizeinewalt zu 
beſtimmen befugt ift ? Wozu der Maaßſtab der Parrimoniafs 
polizei, der wohl manchen Standesherrn feinen Landſaſſen 
gleichftellen und dennoch vielleicht dem. Souverain nicht ge⸗ 
fallen würde ? Sie werden mir einräumen, daß ver Anfchein 
eines Widerſpruchs bier in die Augen fällt. Ein anderen 
iſt niche minder ſcheinbar. Die niedere Polizei foll, nad 
Zachariä, nichts anderes ſeyn, als Rofatpolizei: die, weils: 


de an einen beffimmten Ort gebunden if. Dennod 


legt er den mebdlatifirten Regenten die Polizeiverwaltung in 
ihrem Gebiete bei; daß aber ein Gebiet (territorium) 
fein beftimmter Ort (certus locus) ift, bedarf keines Bes 
weifes. Deffen ungeachtet -ift der Doppelte Widerjpruch nur 
(heinbar. Ich verfiehe Zachariä's Außerung alſo: der 
Souverain ift berechtigt, der flandesherrlichen Polizeigewalt 
die Grenzen zu beftimmen, welche nörhig find, um fie von 
Eingriffen in die Souverainitätsrechte abzuhalten, iiber -die 
Ausübung die Oberaufſicht zu führen, Mißbräuche abzuftels 
fen, Befchwerden zu heben u. f. w. Er kann aber in dem | 
Randesherrlichen Gebiete unmittelbar nie andere Polizei 
gerechtfame ausüben, ale folhe, welche wefentlich und aus; 
(hliegend dem Souverain angehören, hauptfächlich alfo dies 
jenigen, welche das Necht der Geſetzgebung in ſich begreift. 
Bas von Polizeigerechifamen mit der Patrimonialgerichte: 


| ‚ barkeit gewöhnlich verbunden ift, gebührt dem Standesheren 
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auf alle Fälle gewiß: aber nad dem Geifte der Bundesaffe 
kann er noch mehr zu behalten verlangen. Da nun eines 
Theile nicht ausgemacht ift, was man in jener Hinficht ald 
gewöhnlich anfchen dürfe, und es andern Theils in dies 
fer Hinfiht an Verfchiedenheit der Meinungen nicht fehlen 
Wird, einfeitige Entfcheidung des Sonverains nicht ftatt hat; 
und ein gemeinſchaftlicher Nichter nicht - vorhanden iſt; fo 
bedarf es eines Vertrages. Auf diefe Weiſe, deucht mir, 
Kit fich Alles vereinigen, was widerfprechend fcheint, und 
bas einzige, was vielleicht nod zu tadeln übrig bliebe, aber 
auch fogleih mit der fompendiarifchen Kürze zu entſchuldi⸗ 
gen ware, befteht darinn, daß Zachartä feine Meinung 
. barisder nicht geäußert hat, wie weit eigentlich und um wie 
viel weiter? als die Patrimonialpolizei, die ftandesherrs 
liche zu erjtrecken fey ? Hätte fich diefer gründliche und fcharfs 
finnige Gelehrte darauf einlaffen . wollen, er würde ficher 
bald genug «gefunden haben, daß der Begriff der Lokalpolizei 
um Segenfaß der hohen Polizei, die die Bundesakte nennt, 
sticht tange. 
tt  Setdft die hohe Polizei kann ja lokal wirken, und nad) 
ber deutfihen Territorialverfaffung war allerdings fiir die 
hiedere Polizei kein anderes eigenthümfiches allgemeines 
Kennzeichen anzugeben, als die unmittelbare Verwal 
tung im Einzelnen. Pfeiffer dat daher in feinem 
Mit wohl verdientem Beifall aufgenommenen Werte über 
bie Grenzen der Civil: Patrimonial; Zurisdiß 
tion den vor andern Schriftſtellern ſchon gefühlten,, aber 
nur angedeuteten Unterſchied zwifchen höherer und niederer 
Lokalpolizei mit Recht herausgehoben und fehr gut praktifch 
benugt , obgleich er darinn Unrecht hat, daß er unter der 
Lokalpolizei auch die Diftrikts s oder Bezirkspolizei verftcht, 
und überhaupt Verhältniſſe, die höchft verfchieden pofitiv bes 
ſtimmt find , unter einerlei Gefichtepuntt zu gwingen ſucht. 
Daß der theoretische Begriff der Lokalpolizei zur Grenz: 
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beſtimmung zwiſchen der oberherrlichen und der ſtandesherr⸗ 
lichen Polizei nichts entſcheidendes beizutragen vermöge, wer⸗ 
den Sie, hochgeehrteſter Herr, mir, hoffe ih, nunmehr 
einräumen. Aber auch von dem blos hiftorifchen Begriffe 
der niederen Polizei dürfen Sie nicht mehr erwarten, eben 
weil er auf gewiffen Thatfachen — auf Verträge, Herfoms 
men, Geſetzen, Verleihungen ıc. beruhet, und fiir jeden ge 
gedenen Fall aus ihnen erft entwickelt werden muß, im all« 
gemeinen aber nur durch Unterordnung und Verwaltung im 
Einzelnen bezeichnet werden kann, wornad) allein Gie zus 
verläßig nicht im. Stande feyn werden , vollftändige und All 
gemein anmwendbare praßtifche Negeln in Beziehung auf die 
Segenftände und Berechtigungen der hohen und der niedern 
Polizei aufzuftellen, und hödftens werden Sie von diefer 
mit einiger Sicherheit fagen können, daß fie dieß oder jenes 
nicht dürfe, nie aber, was alles ſie dürfe. 

Vielleicht werden Sie mir einwerfen: Genligt der biss 
der gewöhnliche Begriff der niedern Polizei nicht; nun wohl, 
fo bemühe man ſich einen andern, befriedigendern aufzuftels 
lien ! Auch daran hat's in neuern Zeiten nicht gefehlt. Sie 
werden aber bald fehen, wie viel. Gewinn fich daraus fir 
unfern Gegenftand ziehen lafjen dürfte. Poffe hat in feis 
nen Abbandlungenleiniger vorgüglihen Gegen— 
fände des deutfhen Staatss und Privatrechts 
(Heft 2. ©. 3. f.) den Saß ausgeführt: »Das Polizeirecht 
iR kein befonderes Hoheitsrecht und der Unterfchied zwifchen 
hoher und niederer Polizei muß anders und genauer als es 
bisher gefchehen ift, beſtimmt werden«. Seiner Meinung 
nad) begreift das Recht der höchften Aufficht die hohe Lans 
despolizei dergeftalt in fih, daß dieſe nur vermöge jener 
wirkſam feyn und folglich Fein befonderes Hoheitsrecht vors 
fiellen fann. Ihm ift die Höchfte Aufficht und bie hohe 
Landespolizei gewiſſermaßen eins und daffelde; aber nur ger 
wiffermaßen. Denn, indem er aus jener die Gerechtigkeits— 
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pflege. fo gut, ald-jedes andere Hoheitsrecht ableitet, fo ſtellt 
er unter Diefe nur diejenigen Gegenftände, die nicht von den 
glteften Zeiten ber fir befondere Koheitsrechte gelten, wie 
die Gerichtsbarkeit, oder fpäterhin fiir folche gehalten wurden, 
weil der Gegenftand derfelben einen beflimmten Umfang hat; 
wie die Milltair s und Finanzgewalt. Wan könnte hieraus 
nun wohl den Schluß ziehen, daß eben deswegen die Polls 
zeigewalt ein befonderes Hoheitsrecht feyn müſſe, weil fie von 
andern befondern Hoheitsrechten unterfchieden werde und 
nicht gleichen Umfang mit dem Rechte der höchften Auffiche 
habe, Man könnte feldft aus der Doffe’fchen Theorie 
den von mir, nach den Erinnerungen des Freiherrn von 
Drais aufgeſtellten Begriff der Polizei rechtfertigen, wors 
nad) ‚fie derjenige Theil der Staatsgewalt fenn foll, welcher 
nicht nur im Allgemeinen für die Verhiitung und Abwen— 
dung gemeinfchädlicher Uebel im Innern des Staats Sorge 
trägt , fondern auch die Sicherheit und Wohlfahrt der. 
Staatsbürger in allen Fallen, wo die übrigen Befondern 
Zweige der Staatsgewalt ihrer eigentlichen Beſtimmung nad) 
nicht wirkſam find, zu befördern fucht. Allein ich will Sie 
nicht mit einer Erörterung ermüden, die hier nicht fchlechs 
terdings nothwendig ift, da wir uns in vortommenden Fäls 
fen doch immer an den in jedem Staate durch die Praxis 
beftimmten Begriff der Polizei halten müffen, und für uns 
fern Zweck nicht die Frage: mad zur Polizei gehöre ? fons 
dern: wie die Grenze zwifchen hoher und niederer Polizei, 
in NRücfiht auf das Verhältniß der Souverainität zu der 
Standesherrlichkeie, zu beftimmen fey? zunächſt beantwortet 
werden muß. Poſſe nimmt nun aud lokal: und niedere 
Polizei fiir gleichbedeutend und veduzirt am Ende Alles auf 
die ftädtifche, obgleich er gelegenheitlid auc der Dorfbeſitzer 
gedenkt, und felbft einmal eines fubordinirten Territorium. 
Ihm tft daher die niedere Polizei nichts anderes, als Senof: 
fenfchaftspolizei, auf den Zweck einer Stadt oder Dorfsge⸗ 


/ 
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meinbeit, als folcher, befchränkt, und mit gleichem Recht auf 
mittelbare Genoſſenſchaften, 3. B. Zünfte anwendbar. Er— 
inneen Sie fich hierbei nicht jener vertragsmäßigen Polizei, 
von dee Püttter fage: nec spernenda est species poli- 
tiae conventionalis, qua plurium civium libera con- 
ventione abusibus obviam itur ? Und handhaben denn wir 
Hausväter nicht auch unfere Polizei, fo Gott will? Diefe 
Arten von Polizei bedürfen freilich feiner Ableitung aus der 
höchſten Gewalt und feiner befondern Erweroung. Jedes 
Sinftieut , das der Staat befhüst, muß. natürlicher Weiſe 
befuge ſeyn, Einrichtungen fiir feinen Zweck zu treffen und 
die diefem gemäße Ordnung zu erhalten. Indeſſen hält auch) 
Pofſe dafür, es laſſe ſich ſelbſt von — der Hoheit untl 
worfenen Kommunen nur dann nicht behaupten, daß ihnen 
ein Polizeirecht zuftehe, wenn ihnen daffelbe nicht von der 
re in einem, gewiffen Maaße itberlaffen worden 
5; aber dann fey eg auch Hier Fein für fich beftehendes 
Fecht, ſondern nur eine Folge derjenigen Hoheitsrechte, die 
eine Kommune oder ſubordinirtes Territorium an 
fih gebracht habe, und feine Wirkung richte fich nach der 
Kraft der zuſtändigen Regalien, und dürfe über dieje hinaus 


‚sicht unter dem Deckmantel dunkler und unrichtiger VBegsiffe 


von einem befonders eriftiven follenden jure politiae auf 
nicht zuſtändige Hoheitsrechte ausgedehnt werden. | 

Indem ich die Maffe des Lichts, die wir der Poffefchen 
Erörterung zu danken haben dürften, und wie weit fich die 
Strahlen deffelben auch auf unfern Gegenftand verbreiten 
möchten, ganz Ihrer Beurtheilung liberlaffe, erbitte ich mir 
die Erlaubniß, Ihnen nunmehr meine Anficht der in der 
Bundesafte gegründeten und geficherten oberherrlichen und, 


| andesherrlihen Polizeigewalt zur Prüfung darlegen zu 


dürfen. 
Die Bundesakte räumt den im 24. Artikel genannten 


Königen und Fürſten die Ausübung aller Souverainitätsrechte 
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ſtreckende Macht äußert fich theils indem der Souverain den 
Standesherrfchaften die Vollziehung der Polizeigeſetze auf 
giebt oder überläßt, und davon Nechenfchaft fordert‘, theile 
indem er ihre Polizeiverwaltung beſchützt und unterftiitt, 
theils endlich indem er fie, bei vorfommenden Beſchwerden, 
beurthellt, und, wenn es nöthig ift, in den Weg der geſet⸗ 
lichen Ordnung zurück führt. 

Dieſem nad) muß 2) der Souverain insbeſondere ber 
vechtige feyn, die bis dahin gültigen Polizeigeſetze in den 
mebiatificten Ländern abzuändern , und durch allgemeine Bors 
fchriften die DOrganifation der Volizeiverwaltung mit dem 
Vermwaltungsfyftem des geſammten Staats in Uebereinſtim⸗ 
mung zu fegen. Es kann feyn, daß in manchem mediati; 
firten Lande die ‘Polizeigefeggebung und Verwaltung vorzügs 
liher war, als in dem, zu welchem es jebt gehört; allein 
deswegen kann es doc) Beinen rechtlichen Anfpruch darauf 
machen , beide unverändert zu erhalten, fo fehr es auch viels 
leicht in politifcher Hinſicht verdiente, eher felbft Vorbild zu 
feyn, als nach einem andern ſich formen zu mülfen. 

Der Souverain ift aber 5) nicht berechtigt, "den Um— 
fang der fiandesherrlichen Polizei nah Willkühr zu beftin, 
men, oder fie mehr zu befchränfen, als e3 die Natur und 
der Zweck der ihm beigelegten hohen Polizei mit fich bringt, 
Er muß vielmehr den Standesherren laffen, was fie nach 
dem durch die Bundesakte begründeten Verhältniffe behalten 
können. 

Das iſt aber offenbar alles, was nicht mit der Sous 
verainität wejentlich verbunden iſt, und als ſolches kann, 
meiner Ueberzeugung nach, nur dasjenige betrachtet werden, 
was fo eben angegeben iſt. Der Standesherr verwaltet da; 
her in feinem Gebiete die Polizei ,. wie vorher, nur nicht 
vermöge einer ihm eigenen Hoheit, und immer der aufi 
fehenden, gefehgebenden und vollziehenden Gewalt des So: 


verains unterworfen. J— 
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ihre Abſicht gewefen, die Landeshoheit unter der Souveraini— 
tät der verbiindeten Könige und Fürften fortdauern und bies 
fe nur an die Stelle des Kaifers und Reichs treten zu lafs 
fen. Indem die Bundesakte den Souverainen die Ausübung 
aller genannten Souverainitätsrechte ausfchließend beilegte, 
und den mediatifirten Fiirften und Grafen nur herr Haf ich⸗ 
Rechte ließ, hob ſie die Landeshoheit, als eine wirkliche, 
wenn gleich abhängige Staatsgewalt gänzlich auf, und in: 
dem damit die den deutſchen Neichsftänden bis dahin zuftans 
dig gewefenen äußeren KHoheitsrechte von felbft hinweg: 
fielen ; fo war dariiber eine ausdrückliche Beftimmung nicht 
nochwendig. Weil aber in Anſehung der innern Hoheits⸗ 
rechte die mebdiatifirten Fürften und Grafen einer willkührli⸗ 
hen Ausdehnung der Souverainität nicht blos geftellt wers 
den follten; fo wurde durch ausdriickliche Beftimmung der _ 
Souverainitätsrechte die Souveratnität ſelbſt befchräntt». 
Dieß voransgefegt; fo muß 1) nothiwendig die Regie 
rungsgewalt der Souveraine in den mediatifirten Päns 
dern überhaupt, alfo auch in Anfehung der Polizeifachen 
ihre volle Kraft und Wirkfamkeit haben. Ohne fie kann 
ne Souverainirät beſtehen: das Recht, die Mittel zum 
Staatszweck zu wählen und anzuwenden, fann ohne auffes 
| hende , gefeßgebende und vollftrecfende Macht nicht ausgeübt 
werden. Der Souverain muß alſo berechtigt ſeyn, die Pos 
ligeigewalt in den mediatifirten Ländern feiner befondsen Auf— 
ſicht zu unterziehen, beftimmte allgemeine Berichtserftattungen 
über den Zuftand der Polizei in denfelben zu verlangen, bei 
einzelnen Vorfällen ‚oder Veranlaffungen befondere Berichte 
zu fordern, allgemeine und fpezielle Viſitationen zu verfiigen, 
Behörden zur unmittelbaren Auffiht anzuordnen u. f. m 
Seine gefeßgebende Macht erſtreckt fih ihrem ganzen Um⸗— 
fange nach auch auf die Polizeigegenftände in den mediatifir: 
ten Ländern, und vermöge derſelben ertheile nur er Privile: 
gien und Dispenfationen aud in Polizeifahen. Die voll: 
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fireckende Macht äußert fi theils indem der Souverain den 
Standesherrichaften die Vollziehung der Polizeigeſetze auf: 
giebt oder überläßt, und davon Nechenfchaft fordert‘, theils 
indem er ihre Polizeiverwaltung beſchützt und unterſtützt, 
theils endlich indem er fie, bei vorfommenden Beſchwerden, 
beurthelle, und, wenn es nöthig ift, in den Weg der sr 
lihen Ordnung zurück führt. 

Diefem nah muß 2) der Souverain insbefondere ber 
rechtigt feyn, die bis dahin gültigen Polizeigefege in ben 
mediatifirten Ländern abzuandern , und durch allgemeine Vor— 
fchriften die Organiſation der Polizeiverwaltung mit dem 
Verwaltungsfuftem des gejammten Staats in Webereinftims' 
mung zu fegen. Es kann feyn, da in manchem mediati; 
firten Lande die Polizeigeſetzgebung und Verwaltung vorzügs 
liher war, als in dem, zu welchem es jekt gehört; allein 
deswegen fann es doch feinen rechtlichen Anfpruch darauf 
machen , beide unverändert zu erhalten, fo fehr es auch viels 
Teiche in politifcher Hinſicht verdiente, eher felbft Vorbild zu 
feyn , als nach einem andern fid, formen zu müffen. 

Der Souverain ift aber 5) nicht berechtigt, "den Um— 
fang der ftandesherrlichen Polizei nah Willkühr zu beſtun⸗ 
men, oder fie mehr zu beſchränken, als e3 die Natur und 
der Zweck der ihm beigelegten hohen Polizei mit fich bringt. 
Er muß vielmehr den Standesherren laffen, was fie nad) 
dem durch die Bundesafte begründeten Verhältniſſe behalten 
können. 

Das iſt aber offenbar alles, was nicht mit der Sous 
verainität wejentlich verbunden ift, und als folches kann, 
meiner Ueberzeugung nach, nur dasjenige betrachtet werden, . 
was fo eben angegeben if. Der Standesherr verwaltet das 
her in feinem Gebiete die Polizei, wie vorher, nur nicht 
vermöge einer ihm eigenen Hoheit, und immer der auf 
fehenden, gefeßgebenden und vollziehenden Gewalt des Sou— 
verains unterworfen. *. 
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Wenn gleich die Bundesafte, indem fie den Mediatts 
firten alle "mit Ber Souverainität nicht weſentlich verbundene 
berrfchaftliche und Lehensrechte ließ, eben dadurch auch den 
bisherigen Neichsfürftenthiimern und Grafſchaften das Eigens 
thirmliche eines von dem iibrigen Staatsgebiete abgefonderten _ 
Sarnen, eines für fich beftehenden jedoch integrirenden Theile 
deffelben , den bisherigen Regenten aber ein eigenes Verwal—⸗ 
tungsgebiet , ein fubordinirtes Territorium erhielt, (und dieg 
iſt es, was ich meinte, wenn ich oben fagte: es fey die Abs 
fiht nicht geweien , das Verhältniß eines abhängigen Staats . 
gänzlich abzuändern); fo fann doch von einer Regierung 
der Standesherren, im eigentlichen Sinne, nicht weiter die 
Rede feyn, und ihre Polizeigerechtfame können, als herr⸗ 
ſchaftliche Rechte, nicht mehr, vermöge einer ihnen eigenen 
Hoheit, wie vormals, vermöge der Landeshoheit, ausges 
übe werden. Sie fünnen aber auch diefe Rechte nicht als 
bloße Privatrechte ausiben, weil es ihnen fonft an der das 
zu nöthigen obrigkeitlichen Autorität fehlen würde. Diefe 
muß ihnen alfo mit dem Rechte felbft durch die Bundesafte 
vorbehalten, und eben damit dem;neuen Souverain die Vers 
bindfichkeit, fie durch feine höchfte oberſtherrliche Autorität, 
Macht und Gewalt zu unterftüßen, auferlegt, aber auch die 
Befugniß, auf fie, vermöge der oberften Leitung, zum alls 
gemeinen Staatszweck einzuwirken, ercheilt feyn. So unters 
ſcheidet fih auch bier das Hoheitliche und das Kerr: 
ſchaftliche, oder das Hoheitsrecht, wie es nur der Sou— 
verain Haben kann, und wie es, der Souverainität uns 
befchadet, feldft Unterthanen aus eigenem Rechte ausüben 
können. . Sie erinnern ſich gewiß an die allerdings ſcharf— 
finnige Theorie, welhe Pfeiffer aufgeftellt Hat, um dies 
Verhäftnig näher zu beftimmen, und wenn gleich eines Theile 
der von ihm gemachte Unterſchied zwifhen Form und In— 
daft des Hoheitsrechts nicht genligend feyn dürfte, andern 
Theis aber feine ohnehin manchem gegründeten Zweifel: un⸗ 
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. terworfenen Srundfäße gröftentheils auf unfern Fall nicht 
anwendbar find, fo werden Sie doch auch in Beylehung auf 
diefen die bereits oben genannte Dfeifferfhe Schrift bejondes 
ver Aufmerkfamteit um fo mehr werch finden, als nicht 
nur der Verfaffer fehr ins Einzelne geht, fondern auch in 
dem fpeziellen Theile ein Verhältniß behandelt, welches mit 
dem der Mediatifirten manche Aehnlichkeit hat. 

Wenn der jebige Standesherr nicht mehr Sandesherr 
feyn, alfo auch feine ihm eigene Hoheit haben kann, fo hin⸗ 
dert ihm dies doch nicht, einzelne Hoheitsreihte, die er vors 
her vermöge der Landeshoheit befaß, in Folge der ihm durch 
die Bundesakte geficherten Datrimonialherrfchaft ferner auss 
zuüben. Und fo verhält es fich denn auch mit der ihm übrig 
gelaffenen Polizeigewalt. 

Der Standesherr kann ſich der auffehenden, gefeßaes 
benden, vollſtreckenden Macht des Souverainsg auch in Ans 
fehung der ihm zuftehenden Polizeiverwaltung auf feine Weife 
entziehen. Da aber diejer nothwendige Einfluß der Regie— 
rungsgewalt auf die ftandesherrliche Polizei nur in der Leis 
tung der Gefammtheit zum allgemeinen Staatszweck gegrüns 
det iſt, jo verfteht es füh, daß der Souverain feine gefeßs 
gehende Macht nicht dazu gebrauchen darf, um Gegenftande 
der Polizeiverwaltung, welche ihrer Natur nad in einem 
fubordinirten Territorium vorkommen fünnen, von der ftans 
desherrlichen Polizeipflege auszunehmen, und ſie, unter 
dem Vorwande der Regalität, dem Souperain ausſchließend 
beizulegen. 

Weſentlich mit der Souverainität und der geſetzgeben⸗ 
den Macht iſt aber auch das Recht der Privilegien und 
Dispenſationen verbunden, worauf alſo auch in Polizeiſachen 
der mediatiſirte vormalige Landesherr weiter nicht Anſpruch 
machen kann. Anders verhält es ſich mit den Conceſſio— 
nen, die, vermöge der unmittelbaren Polizeiaufſicht, ertheilt 

zu werden pflegen, und alfo auch bei dem Standesherrn 


wo 
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nachzuſuchen find, welchem nicht minder die kameraliſtiſchen 
damit verbundenen Vortheile gebühren. 

Da übrigens Verordnungen, die zur Ausfiihrung dee 
beftehenden Geſetze abzwecken, keineswegs Geſetze, fondern 
nur Atte der Polizeiverwaltung ſind, da das, was auf die 
Lokalität angewandt werden muß, von der Lokalbehörde nach 
den Lokalverhältniſſen verfügt werden darf, ſofern nicht eine 
Abweichung von dem Geſetze dadurch bewirkt wird; da 
die untergeordneten Obrigkeiten in eilenden Fällen ſelbſt pros 
viforifche Verordnungen zu erlaffen befugt find, fo verdient 
in diefem Sinne allerdings Ihre Meinung vollen Beis 
fall, wonach Sie den Mediatifirten das Necht, Polizeiftas 
tute zu machen, beilegen. Wo aber die allgemeinen Gefebe 
des Staats feine oder gar eine entgegen gefeßte Vorſchrift 
enthalten; wo es nicht auf die Anwendung beſtehender, ſon⸗ 
dern auf die Erlaſſung neuer Verordnungen ankömmt, da 
wird dem Standesherrn nur übrig bleiben, Vorſchläge zu 
thun, oder, wenn Gefahr auf dem Verzuge haftete, dee 
Souverains Genehmigung einzuholen. | 

Daß der Standesherr die zur Polizeiverwaltung nö 
gen Behörden anzuordnen , und ihnen die mit den allgemels 
nen Sefehen des Staats übereinftimmenden Verwaltungsregles 
ments und Inſtruktionen zu ertheilen, wie auch die Beams 
ten zu ernennen befugt iſt, fleht nicht zu bezweifeln. Daß 
diefe Behörden zunächft ihm verantworttich find, liege in der 
Natur der Sache, aber eben fo wenig iſt ihre Unterordnung 
unter den Souverain zu verfennen, fofern fie die Polizei 
Namens des Standesheren unmittelbar verwalten. 

Prüfen Sie, verehrtefter Herr, diefe allgemeinen Grund⸗ 
züge einer Gränzbeſtimmung zwifihen der oberherrlichen und 
Rundesherrlichen Polizei mit aller Strenge, und glauben 
Sie dabei nur meiner ernften Verficherung, daß ich das 


wmum cuique ſtets vor Augen gehabt habe. Vielleicht finde 


— — 


Ih in der Folge Gelegenheit, meine Anſicht im Detail nach 
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den verfchiedenen Zweigen der Polizeiverwaltung darzuſtel⸗ 
fen, und dies wird für Sie unftreitig die firenafte Probe 
ſeyn; iſt fie unrichtig,, fo wird fie durch fich ſelbſt fallen. 
Wäre nun aber aud) die Gränzlinie noch fo genau gezogen, 
fo würde es immer eine nicht ganz leichte Aufgabe bleiben, 
fie auf eine befriedigende Weife zu fihern. 


Ich bin ꝛc. 
Hannover den 4ten Juni 1808. 


G. H. v. Berg. 





XXXXR 


6. 


Fürſtlich Reuß⸗Plauen-Ebersdorfiſches Mandat 
| wegen Hirfchberg an der Saale. 





Par Fürſt Reußs Plauen s Lobenfteins&bersdorf befigt pri- 
vative die fogenannte Pflege Hirfchberg, wie wir fchon im 
ı6ten Hefte ©. 157. bemerkten. Diefe befteht: 

Häufer. Gesten. 


1) Aus der Stadt Hirfchberg mit . 168. 1880. 
2) Antheil an Blinderedorf . oe... 9. 83. . 
3) Dobareuth . ER . 42. ade. 

. .. . 8. 30. 


9 Dornholz..... 
5) Gebersreuth ſammt 
Straßenreuth und der alten Halte . . 1809. 
6). Söttengrün ⸗ .. 
7) Mödlerreuth mit der Kegelmühle . oe. 28. 156, 
8) Pfund . . 2 2 2 2 2 2 2029 230. 
9) Rodenadr . x vo 2 2 ee 4465. 186. 
20) Ullersreuth . . . 468. 286. 
11) Venzka und Lohpühel re. 30. 157. 


Zufammen Frage — 428; 255R- 
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Die Pflege Hirſchberg ft zwar zur Herrſchaft Loben⸗ 
fein gehörig, hat aber niemals ein derfelben vollfommen 
intorporirtes Beſitzthum ausgemacht. 

Das Reußiſche Haus wurde mit derſelben von ber 
Krone Böhmen — und zwar nicht, — wie es bei den übri⸗ 
gen Herrſchaften der Fall war, als Reichs s After stehn — 
beliehen. Die Stadt Hirſchberg mit dem daſelbſt befindlichen 
Kittergute, gehörte vormals der Familie von Beulwig, 
welhe von den Heren Fürften Neuß damit befiehen wurde. 
Heinrich der X. der Stifter des Lobenfteinifchen Hauſes 
brachte foiche zu Anfang des vorigen Ssahrhunderts an die 
Landesherrichaft. 

Die Stade Hirfchberg infonderheit hatte von dem Könke 
ge Uladislaus dem Dierten in Böhmen im Jahre 1479. 
ein Privilegium erhalten, das von ihr aber oft zu willführe 
ich oder falſch verffanden und erklärt wurde, und daher zu 
manchen WBiderfprüchen, ja fogar bisweilen zu Widerſetzlich⸗ 
feiten gegen die Landesherrfhaft und deren Beamten Ders 
anlaffung gab; wie denn vor wenigen Jahren, als wegen 
des allgemeinen Kornmangels in allen Staaten, wo kein 
Neberfluß an Korn war, das Brannteweinbrennen verboten 
und eingefchräntt wurde, und folches auch in den Reußifchen 
ganden , die dem größten Theile nach ohnedies nie hinläng⸗ 
liches Getraide bauen, gefhehen war , Kirfchberg dieſen 


herrſchaftlichen Anordnungen, die das Brannteweindrennen 


unterfagten und die Blaſen unter Siegel fehten, mwiderftrebs 
te, und die MWiderfeslichen erft durch militaitifche Gewalt 
zum Sehorfam und zu ihrer Pflicht gebracht werden mußten. 
Da nun diefer Lehns:Nexus mit Böhmen durch den 
!. Veiteite der fürftlich Reußiſchen Lande zum rheinifchen Guns 
: de feine Endfchaft erreicht; fo wurde zu einer beffern und 
‚mit den übrigen Reußiſchen Landen gleichen gefeglichen Eins 
ticheung das weiter unten abgedruckte Mandat wegen Hirſch⸗ 
berg gegeben, publizirt und Öffentlich angeſchlagen. 


„ro rer 
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Uebrigens iſt zur nähern Verſtündniß nod folgendes zu 
bemerken. Die im $. 5. bemerken geiftlichen Gerechtſame 
übte fonft das Markgräfliche Haus Baireuch aus, von wels 
chem fie, nahdem das Fürſtenthum Baireuth an die königs 
liche Branche gekommen war, durch einen Vergleich vom 
19. Mai 1797. an die Landesherrſchaft zu Ebersdorf abges 
treten wurden. Ueberdies übte auch bisher dag königliche 
Haus Sachſen verfchiedene jura episcopalia in den zur 

Pflege Hirfchberg gehörigen Ortſchaften, wie denn daſſelbe 
auch eine Zolls und Geleits: Einnahme in der Stadt Hirſch⸗ 
berg hat. 

So viel ſchien nothwendig vorauszufchiken zur Ver— 
ſtändniß des erlaſſenen Mandats, welches lautet, wie folgt: 


Von Gottes Gnaden Wir Heinrich der Ein und 

| Funfzigſte Süngerer Linie Fürft Reuß, Graf 
und Herr von Plauen, Herr zu Greitz, Cran— 
nichfeld, Sera, Schleitz und Lobenſtein ıc. 


Fügen hiermit jedermänniglich zu wiſſen, welchergeftalt nach 
ber erfolgten Abdikation des vormaligen Reichsoberhaupts 
vom 6ten Yuguft 1806. durch den unterm ı8ten April 1807. 
zu Warfhau wegen des Beitritts der ſämmtlichen Reußi⸗ 
ſchen Lande zum Rheinbunde abgeſchloſſenen Acceſſionsver, 
trag, anch Unſere Herrſchaft Ebersdorf und Pflege Hirſch⸗ 
berg, den Konföderationslanden beigezählet worden, und 
hierdurch in die durch den Konföderations- und Allianz⸗ 
Traktat vom ı2ten Jul. 1806. feſtgeſetzten Verhältniſſe des 
in Teutſchland entſtandenen neuen Staatenbundes getreten 
find. Da nun hierauf auch in Beziehung auf die wegen 
der Reußiſchen Lande und vorzüglich wegen der Pflege Hirſch⸗ 
berg, Hefonders aber wegen der Stade Hirfchberg, in Ans 
fehung eines in alten Zeiten von den Königen von Böhmen 
"der Stadt Hirſchberg ertheilten privilegii, vormalen mit 


69 


der Krone Böhmen beftandene Lehnss und fonftige Verbin 
bung, von. Ihro Kaiferlich : Königlich : Apoftolifchen Majeftät 
Franz I. Kaifer von Deftreich, als König von Böhmen uns 
term often Januar d. J. für gänzlich aufgelößt und erlo: 
ſchen anerfannt und erflärt worden: Als finden Wir Uns 
bewogen, zu gefeglicher Feftfeßung der durch diefe zur Sicher 
rung der Wohlfahrt Unferes Landes und des Beſten Unſerer 
Unterthanen bewürkten Veränderung entfichenden neuen Vers 
faffungsverhäftniffe nachfolgendes zu befehlen und zu vers 
ordnen : 


Sn dem Konföberationss und Allianz » Traktat vom 
ı2ten Sul. 1806. ift fefigefekt: daß fammtliche Bundesfür⸗ 
fien zur. Behauptung der volllommenen Souverainität von 
jedem in Anfehung ihrer Lande einige Abhängigkeit hervors 
bringenden fremden nexu ganz frei fenn müſſen. Hiernach 
erklären Wir dann alle die Verhältniſſe fir aufgelöße und 
erlofchen,, welche vormalen auswärtige Feudals oder Auris 
diktionss Verbindung , auch fremde Privilegien : Verleihungen 
an hiefige Landesunterthanen, und abnliche fonft beftandene 
Einrichtungen  hervorbrachten. 

6. 2. 

Die im vorftehenden $. enthaltene Vorſchrift beziehet 
fich befonders auf alle Privilegien und Eremtionen , weldye 
Unferer Hoheit, Souverainität und Unabhängigkeit, fo wie 
der in jeder wohlgeordneten Verfaffung zwifchen ſämmtlichen 
gandesunterthanen vorhanden feyn müffenden Gleichheit der 
Kechte zu nahe treten. Es werden daher dergleichen Print; 
festen und Exemtionen und die vormalen auf folche abge 
ſchloſſenen Verträge hierdurch außer Gültigkeit, Kraft und 
Würkung gefest, und hiermit für null und nichtig erklärt. 

6. 3. 

Da das, was vorſtehend verordnet worden, auch beſon⸗ 

ders in Beziehung auf die Stade Hirſchberg und das Pri 


® 
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vilegium berfelben, fo wie ben auf daſſelbe fih ſtützenden 
Hirſchberger Rezeß vom 30. Jun. 1721. gilt, fo kann eine 
Erneuerung des gedachten Privilegiums ferner nicht ſtatt fins 
den, und wird hierdurch ausdrücklich und bei fchwerer auch 
nach Befinden harter Leibesftrafe verboten, in Zukunft dess 
halb fi) irgend wohin zu wenden, oder irgendwo darum 
nahzufuchen; auch muß hinführo, bei ſchwerer Verantwor⸗ 
tung und Strafe, in Benennung des Orts, bei Leitung ber 
Bürgerpfliht, auch ſonſt alles Unſchickliche vermieden wers 
den und das wegfallen, was auf die veormaligen nun aufge 
hobenen Verdältniffe Beziehung hatte und mit den jetzigen 
DVerhältniffen im Widerfpruc, ftehet. 
4 

Sin Anfehung der Geſetzgebung, der höchſten Gerichts 
barkeit, der hohen Polizei, des Rechts ber Auflagen, der 
Militairgewalt, fo wie aller übrigen Ianbesherrlichen Hoheitss 
und Souverainitätsrechte fallt daher hinführo jede fremde 
Einwürkung gänzlid weg, und ſämmtliche Landesunterchanen 
haben denjenigen Befondern Anordnungen fich gehorfamtlich 
zu fügen, weldie von Uns oder in Unferm Namen werben 
erlaffen werben. 

§. 5. 


In Anfehung der, feit dem am ı5ten März 1797. abs 
gefchloffenen Vertrag , Uns in ihrem ganzen Umfange zufte 
henden geiftlihen Gerechtfame zu Hirſchberg, fo wie in 
ſämmtlichen zur Pflege Hirſchberg gehörigen Ortfchaften, foll 
nad, der befonders getroffen werdenden Anordnung und den 
hinzugefügten nähern Beftimmungen, diefelbe Berfafiung bin; 
führo eintreten, welche fonft im Lande in Abficht Unferes in - 
Gemeinfchaft verorbneten Confiltorii zu Gera und Unſeres 
Biefigen geiftlichen Inſpektionsamtes befteher. Es iſt ſich alfo 
in den vor biefe Behörden, nach der zeitherigen allgemeinen 
Verfaffung, gehörigen, die Anftellung der Kirchen: und Schub 
diener, die Kirchenrehnuugen, auch Übrige Verwaltung ber 


71 


geiftlichen Aerarien, und andere geiftliche Sachen betreffenden 
Angelegenheiten, zunächft "an Unſer biefiges geiftliches In⸗ 
fpeftionsamt, dann aber und befonders in höherer Inſtanz, 
an Unfer gemeinfchaftliches Confiltorium zu Gera zu wenden. 
§. 6. | 

Da in Yuftisfachen alle Berufungen an. fremde Göhere 
Tribunale wegfallen und einiges jus recipiendarum appella- 
tionum irgend einer fremden Behörde nicht mehr ftate fin 
det; Als werden alle dergleichen Berufungen nachdrücklichſt 
hierdurch verboten, und find diejenigen Partheien, Sachwal⸗ 
ser und Anwälde, welche biergegen handeln, und ſich meiter 
an auswärtige Behörden wenden, ohne Anfehen und Nach— 
fiht mit harter und nad) Befinden mit Leibesftrafe zu beig 
gen. Auch hierinnen foll diefelde Verfaffung, wie fonft im 
Lande, auf einförmige Ark in Anfehung der Stadt Hirſch— 
berg hinführo beftehen, und daher die appellationes, welche 
von dem Amte und von dem Stadtrathe zu Kirchberg in den 
die Stadt und Bürgerfchaft angehenden Sachen zeithero an 
Uns unmittelbar ergiengen, hinfiihro wegfallen, und ftatt 
deffen in allen Juſtizſachen von diefen judiciis an Unfere 
gemeinſchaftliche Landesregierung zu Gera als höhere Inſtanz 
fid) gewendet und die eingeführten Rechtsmittel an foldhe ge: 
richtet werden, weshalb Wir, wie in Abſicht des Confilto- 
rii , gleiche beſondere Anordnung treffen werden. 

.9 9 | er 

In Abficht der Steuern, Zölle und anderer Sfentficheh 
Abgaben müſſen fämmtliche Landesunterchanen einer Gleich— 
heit der Rechte genießen, und finden dayer vorherige befons 
dere DBefreiungen und Eremtionen zur Prägravation der 
übrigen Unterthanen nicht weiter flatt. Es fol daher in 
Anfehung der Stadt Hirſchberg deshalb das nähere befon: 
ders verfügt und auch hierinnen, fo wie in Abſicht der Folge, 
der Rekrutenſtellung, und Militairpflichtigkeit, fo wie der 


72 


übrigen KHoheitdrechte mit bem übrigen Lande eine einförmt, 
ge Verfaffung beobachtet werden. 
4. 8. 

So wie die Stadt Hirſchberg in Zukunft näher mit dei 
allgemeinen Neußifchen Verfaffung verbunden wird, fo werden 
Wir Uns auch angelegen feyn laffen, den Ort und deffen 
Einwohner aller damit verbundenen Wohlthaten theilhaftig 
zu machen. Bei den hinführo meofallenden nachtheiligen 
Verhältniſſen, weihe Trennung herbeifiihrten und viel Gutes 
entfernten, werden Wir in der Hoffnung, daß ſämmtliche 
Einwohner Unſerer Gnade fih wircdig machen werben, Uns 
angeftvengter Sorgfalt beftreben, den Wohlftand diefes Orts 
im Ganzen und befonders in einer zweckmäßigen ſämmtliche 
Einwohner mehr vereinigenden Verfaſſung zu befördern, nis 
weshalb Wir die nähern Anordnungen Uns zu befonderer 
Verfiigung vorbehalten. 
| | — 


9: | 

Die mit dem Hirfchberger privilegio zu Beeinträchti— 
gung vorheriger Serechtfame des Schloffes Hirſchberg ertheits 
ten befondern Vorrechte, al8 befonders der Jagd und Fifches 
rei, deren Aucübung fire die Hirfchbergifchen Einwohner ſelbſt, 
fo wie fiir das allgemeine Befte von: den nachtheiligften Fol— 
gen ift, füllen zwar nunmehro auch von feldft weg; Wir 
wollen jedoch die Jagd und Fiſcherei zum Beſten des ſtädti⸗ 
fchen aerarii, bis auf weitere Verordnung zur Zeit noch Bes 
ftehen Lafien, behalten ling jedoch jet und hinführo deshalb 
die weitere befondere Dispofition vor. 

. 10. . 

Die fonftigen Gerechtfame des Stadtraths und der Bür— 
gerfchaft zu u Hirſchberg, als der ſtädtiſchen niedern Gerichts— 
barkeit, der Brauerei und ſonſtigen bürgerlichen Nahrung 
werden Wir durch niemanden beeinträchtigen laffen, fondern 
jeden bei dergleichen Serechtfamen und VBefugniffen ſchützen. 
Es bleiben jedoch biefelben der Iandesherrlihen Oberaufſicht, 
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fo wie den verfaffungsmäßigen Abgaben unterworfen, und 
ift bei deren Ausübung darauf zu fehen, daß folhe auf die 
dem allgemeinen Beſten angemefjenfte Weiſe benutzt werden. 


§. 11. | 

Auf der andern Seite behalten aber auch Wir alle in 

bem privilegio zwar angefiihrte aber mit folhem nicht in 

wefentlicher Verbindung fiehende hergebrachte Frohnen und 

andere Präftationen, welche die Stade und Birrgerfchaft Uns 

- zu leiften haben, fo wie fammtliche Uns fonft noch befons 

ders zuftehende Serechtfame, wie zeithero, unverändert Uns 
vor. ' 


G. 12. 

Die nicht zur eigentlichen bürgerlichen Nahrung gerechs 
net werden künnende Gewerbtreibung darf durch Willkühr 
und Unordnung den Wohlftand der Einzelnen und das allges 
meine Beſte nicht gefährden. Es wird daher der richtigen 
Leitung der Gewerbe halber hiermit befohlen, daß wegen 
dergleihen Unternehmungen durchaus und in allen Fäl—⸗ 
len jedesmal zuförderft Tandesherrlihe Geftattung nach— 
gefucht werde. Denjenigen , welche ohne erlangte Kons 
zeffion dergleichen Gewerbe mwilltiihrtich und eigenmäcdhtig gu . 
treiben und folche fortzufeßen fi herausnehmen , iſt dieſes 
nicht nur zu unterfagen, fondern es find äuch diefelden des 
halb gehörig zur Strafe zu ziehen. 


$. 13. 


Damit diefem allem um fo piinktlicher nachgegangen 
werde, foll diefes Mandat durch den Druck zu jedermanns 
Wiſſenſchaft gebracht und an den gewöhnlichen Orten öffent, 
lich angefchlagen werden. Auch befehlen Wir hiermit Uns 
feen Räthen, Amtleuten, Einnehmern, Bürgermeiſtern, 
Bürgern, Schultheifen, Richtern, Schußverwandten und 
ſämmtlichen Unſern Unterthanen, in allen fih gehörig dar⸗ 
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vorfiehend von Uns verordnet: worden iſt. 

Urkundlich Haben Wir dieſes Mandat nicht nur eigens 
händig ungerfchrieben, fondern auch mit Unſerm Zürftlichen 
Sinfiegel bedrucken laffen. 

Schloß Ebersdorf den aa. Februar 1808. 

| Heinrich der Ein und Funfzigfle- 

(L. 8.) Jüngerer Linie Fürſt Reuß, Sraf 
und Herr von Plauen. 











7. | 
Verordnung der für das Fürftenthum Starfenburg 


angeordneten großherzoglich : heffifchen Regierung 
vom ı9ten März 1808. 


Die Pezeptionen, Dispenfationen und Dimiffionen der 
Untertbanen in den neuen Souverainitäts-Landen 
betreffend. 


BE 





F iat Ausfchreiben an fämmtliche Beamten der Souveraini— 
täts: Lande Fürſtenthums Starkenburg: 

Um denjenigen amtlichen Geſchäften, welche bei Recep⸗— 
tionen in die Bürgerfphaften und Gemeinheiten, fodann bei 
Dimiffions:Gefuchen der Unterthanen eintreten, bie gehüris 
ge Richtung und Beförderung zu geben, allen defifallfigen 
Zweifeln zu begegnen, und unnöthige — auch für die Uns 
terthanen koſtſpielige Schreibereien abzuwenden, würde Ihnen 
mit Beiziehung auf die $Sen 17. 33. und 34. der Großhers 
zoglichen Deklaration vom ıftlen Auguft vorigen Jahrs fol 
‚ gende nähere Belehrung und Weifung auf höhere Verord⸗ 
nung hiermit ertheilt: 
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A.) in Betreff der Keceptionen zum Bürger, Semeindsmann 
oder Beiſaß, fodann in die Meifterfchaft oder Zunft, und zwar: 
1.) Inländiſcher Supptifanten. 

ı) Hierunter gilt die allgemeine Regel, daß Fein Sn; 
länder, welcher MitlitärsDienftpflichtig ift, er fey aus den 
alten oder neuen Landen, eher zum Unterthanen recipirt wer⸗ 
den kann, bis er nachgewiefen hat, daß er. von Kriegsdiens 


ſten dispenfirt oder verabſchiedet ift. 


2) Hat ein folder Inländer von dem Ober⸗Kriegs⸗ 
Collegio die Befreiung von Kriegsdienſten oder den Abſchied 
davon erhalten, fo ſteht deſſen Reception in die Bürgers 
fchaft, Gemeinde oder Beifaffenfhaft demjenigen Standes; 
deren zu , in defien Bezirk er fich niederlaffen will. Im Falle 
jedoch der Neo recipiendus die Majorennität noch nicht ers 
reicht Haben follte, fo: muß deffalls zuerft von ber großher—⸗ 
zoglihen Behörde die erforderliche Diipenfation, unter Beos 
bachtung der im Abfchnitte sub Lit. B. gegebenen Varfchrifs 
ten , eingeholt werden. 

3) Auf gleiche Weife ſteht dem Standesherrn die Re⸗ 
ception eines ſolchen Inländers in die Zunft zu, wenn alle 
geſetzliche Requiſiten dazu vorhanden ſind. Es kann jedoch 
Niemand in eine Zunft oder in das Meiſterrecht aufgenom⸗ 
men werden, der nicht das Ilnterthanen sBiüirger s Semeindss 
manns⸗ oder Beiſaſſen⸗Recht zuvor erhalten hat. 

Ferner ift auch 

4) den Standesherren nachgelafien, ben Heuraths⸗Con⸗ 
fns oder Kopulationsfchein einem folchen Inländer zu er⸗ 
theilen. Wer aber nicht in das Untertanen Recht aufgenoms 
men ift, dem darf auch der HeurathssConfens nicht ertheilt 
werden, und bei Wittwern und Wittwen iſt erforderlich, daß 
vor Ertheilung derfelben das Vermögen prioris thori rich— 
tig geftellt werde. 

| Iſt 
5) der Inländer nicht aus dem Bezirk des GStandes⸗ 
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herrn gebürtig , worin er fich niederlaffen will, fo kann ihm 
die Reception vom Standesheren ebenfalls nicht eher ertheikt 
werden, als Bis fich derfelbe von dem Beamten desjenigen 
Amtes, aus welchem er fich begeben will, mit einem Zeugs 
niß legitimire hat, daß feinem Abzug von da, und feiner 
vorhabenden Niederlaffung außer dem Amt nichts im Wege 
ſteht, wobei fich denn von ſelbſt verſteht, daß wenn.ein Stans 
deshere dem Beamten die Errheilung folher Erlaubniß— 
Scheine nicht ganz überlaſſen, derfelbe jedesmal deßfalls zus 
vor Anfrage bei ihm zu nehmen hat. 
Iſt weiterhin 

6) der Inländer, welcher fih aus einem Standes Be—⸗ 
zirk in ein Domainen-Amt niederlaffen will, mit .Leibeigem 
(haft behaftet, und es beftcht nicht etwa zwiſchen feinem bis⸗ 
herigen Aufenthaltsort, und dem erwählten Niederlaſſungs⸗ 
ort, entweder das Herkommen, daß der Leibeigene ohne Mas 
numiffion aus feinem bisherigen Leibeigenfchafts Neru auss 
tritt, und in den neuen übergeht, oder eine Leibeigenfchaftds 
Folge zwilchen mehreren Orten oder Aemtern, welchen 
Balls es dann vor der Hand noch dabei fein Ders 
bleiben behält; fo Hat fich der Leibeigene von der Leibeigens 
fchaft loszukaufen, wenn er auch fchon in feinem erwählten 
Miederlafjungsort von neuem in die Leibeigenfchaft verfällt. 

Die ftandesherrlichen Beamten baden in vorfommenden 
Fallen diefen Umftand nicht außer Acht zu laffen, die Unters 
thanen defien zu verftändigen, ihnen auf den Fall, daß die 
Reception des Supplicantens an dem erwählten Niederlafs 
fungsort feinem Anftand unterliegt, mit der nöthigen Anlei⸗ Ä 
tung zu Erwürkung der Manumiffioen an Hande zu gehen, 
und ihm demnächſt neben der im $. praeced. vorgefchrieber 
nen Erlaubniß:Befcheinigung auch den Manumiffionsfchein zu 
feiner Legitimation bei dem Domainen; Amt zuzuftellen. 

Ein gleiches Verfahren wird aud im umgekehrten Fall 
von den Domainen⸗Aemtern eingehalten, 
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Treten | 
7) bei der Reception eines Inländers Dispenſations⸗ 
Fälle ein, 

a) Wenn der Recipiendus noch nicht majorenn iſt; 

b) Wenn proteftantifche Verlobte in verbotenem Grad mit 
einander verwandt find ; 

c) Wenn die Tranerzeit eines Wittwers oder einer Witt—⸗ 

we nody nicht verftrichen iſt; 

d) Wenn die Verlobten von der breimaligen Proklama⸗ 
tion diſpenſirt ſeyn wollen, und 

e) wenn ein Profeſſioniſt oder Handwerker von den Wan⸗ 
derjahren oder dem Meiſterſtück diſpenſirt ſeyn muß — 
deren Ertheilung dem Standesherrn nicht zuſteht; ſo 
hat der ſtandesherrliche, Beamte bevor die Reception in 
die Unterthanenſchaft, oder in die Zunft, oder der Heu⸗ 
raths Conſens ertheilt wird, an das Kammer Collegium 
dahier, als zu deſſen Reſſort die Ertheilung der Diſpen⸗ 
ſationen gehört, zu berichten und dabei zu, bemerken, 
ob ſtandesherrlicher Seits r&e die Reception und ber 

Copulations⸗Schein auf den Fall, daß der Recipien- 

“dus die von ihm nachgefucht werdende Difpenfation er⸗ 

halte, ertheilt werden würden. 

Sodann iſt dem deßfallſigen Bericht, nach Vorllehendeit 
‚des Gegenſtandes, der Taufſchein des Recipiendi, das Ats 
teftat vom Orts-Geiſtlichen iiber den Grad der Verwandtſchaft, 
den Todesfchein des verftordenen Ehegatten, die Erklärung 
der Zunft beizufiigen‘, ingleichen nach Berichtlicher Verneh⸗ 
mung des Drtsvorfkandes, oder auf deſſen fchriftliche Atte⸗ 
flation das dermalige, und etwa Ninftighin noch zu hoffen 
habende Vermögen bei der Verlobten anzuerkennen, und ſich 
vom Beamten gutächtlich iiber das Geſuch zu Aufern, bes 
fonders aber bei Minorennen,, od die eigene Verwaltung bee 
Vermögens dem Supplikanten anvertraut werden könne? 

8) Wird bemerkt, daß die Majorennität mit zurückge⸗ 
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legtem often Lebensjahre eintritt, daß das tempus luctus 
hei Wittwern in, ſechs Monaten, und bei Wirtwen in einem 
Sahre befteht, und daß der verbotene Grad fih mit dem 
dritten Grad der Verwandtſchaft und Affinität kanoniſcher 
Computation fchließt. 

Indeſſen haben 

9) Patholifche Untertanen wegen verbotenen Grad, der 
fih. mit dem 4ten Grad der Verwandefchaft und Affinität kas 
nonifcher Computation bei ihnen fchließe, die Difpenfation 
bei der einfchlägigen geiftlihen Behörde nachzuſuchen. Bes 
vor aber diefes gefchieht, müſſen fie die Erlaubniß darzu bei 
dem Kirchenrath dahier einholen, und wann die Dispenfas 
tion erfolgt iſt, folche zur Ertheilung des Placiti regii bet 
ber Negierung einreichen. Die ftandesherrlihen Beamten has 
ben demnad in vorfommenden Fällen die katholiſchen Unter: 
thanen hierunter zurecht zu weifen, und um denſelben Zeit 
und Koften zu erfparen, in beiden Fallen jedesmal Bei der 
Pegierung und dem Kirchenrath das Anliegen des Supplis 
fanten felöften berichtlic, vorzubringen. 

11.) Die Reception ausländifcher Suppiifanten 

ſteht nah der großhergoglichen DeHaration dem Sous 
verain zu. Da nun bie großhergogliche Regierung diejenige 
Landesbehdrde ift, weiche nach dem Organiſations-Edikt alle 
Receptions⸗Sachen in Bürgerjchaften und Gemeinheiten zu 
beforgen hat, fo find fofort 

ı) von den flandesherrlichen Beamten die deffallfigen 
Berichte an ermeldtes RegierungssKollegium au erftatten, und 
ab gleid) 

2) daſſelbe nicht auch in Difpenfations;Fällen zu verfits 
gen hat, fo haben bemohngeachtet die ſtandesherrlichen Beams 
ten, wenn dergleichen bei dem Receptions⸗Geſuch eines Auss 
länders mit vorkommen, fie in ihrem Receptions Bericht an 
die Regierung mit ans und auszuführen, und feinen def; 
fallſigen befondern Bricht an die großherrzogliche Rentkam⸗ 
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mer zu erſtatten, indem alsdann ein ſolcher Bericht kurzer 
Hand von der Regierung an die Rentkammer zur gleichmäſ⸗ 
figen Verfügung in Hinſicht deſſen, was für den Neffort ges . 
höre, abgegeben wird. 

3) Wird bemerkt, daß ein ſolcher ausländiſcher Heci- 
piendus den Heuraths-Conſens — er mag eine Inländerin 
oder Ausländerin heurathen — ebenfalls von: geoßherzoglichen 
Rentkammer dahier zu erhalten hat. 

4) Muß dem NeceptionssBericht des ftandesherrlichen 
Beamten in einem folchen Fall beiliegen: 

a) der Tauffchein des Recipiendi , gehörig legaliſirt, 
und woraus zugleich zu entnehmen, von welcher Res 
ligion er iſt. 

b) Die Dimifforialien von feiner Obrigkeit. | 
2) Das Zeugniß über fein dermaliges, und etwa noch zu 
Hoffen Habendes Vermögen, und worin jenes befteht. 

d) Ein foldes über feine bisherige Aufführung. 
e) Desgleihen über feine Freiheit von Leibeigenfchaft ober 
£osgebung von derſelben. Bitter er zugleih um den 

Heuraths Conſens, fo muß ferner 

f) aud) über der sponsae Geburt, und ob fie eine In⸗ 
oder Ausländerin ſey, über ihr Vermögen, Aufführung 
und Leibeigenſchaſts⸗Freiheit gleiche Nachweiſung ges 
ſchehen, und wenn 

8) Difpenfationsfälle eintreten, fo find auch die oben Sn 
merften deßjallfigen Veſcheinigungen mit anzuſchliehen. 

Endlich 

h) muß auch der Ortsvorſtand über das Geſuch und bel 
fen Zuläßigkeit fih äußern. 

In dem amtlichen BegleitungssBericht find mit Bezier 
hung auf die Zeugniffe, punftweife, jedoch ganz kurz, bie: 


Unmſtände und Verhältniffe anzuführen. Es iſt das nach Vers 
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ordnungen oder nach anerfanntem KHerfommen erforderliche 
Quantum inferendum, und 05 dabei die etwaige Profeſ⸗ 


80 


fion, und mit wie viel, fo wie auch das Vermögen der 
sponsae mit in Anfchlag kommt, anzugeben , auch ob fans 
besherrlicher Seits kein Anftand bei der Reception in bie 
Zunft fürwaltet , fodann nach gefchehener Aufzählung aller 
hei dem Gefuch zur Sprache fommenden Gegenftänden des 
Beamten gutächtliche Meinung mit anzumerken, ob er glaube, 
daß ber Supplifant einen tiichtigen Untertanen adgeben , 
und fich ernähren könne, fofort das Geſuch deſſelben re- 
‚täone receptionis et dispensationis ganz, oder unter wel 
hen Modifitationen zu bewilligen ſey. 
III.) Die Reception oder Schuß, Ertheilung 
der Juden. 

Diefe gehört nach der großherzoglichen Deklaration gleichs 
falls dem Souverain zu, und wird von: großiherzoglicher 
Bentlammer ertheilt. . 

Auch die Juden müffen um den Heuraths Conſens, die 
Difpenfation von ber Trauerzeit, Difpenfation vom Alter 
and der Verwandtſchaft, gleich den chriftlichen Unterthanen 
nachſuchen, und da auch hierinnen der großherzoglichen Rent⸗ 
fammer die Verfügung allein zufteht, fo haben fofort die 
Kandesherrlichen Beamten ihre Berichte in Judenſchutz⸗ und 
Heuraths Sachen lediglich an dieſelbe zu ftellen, und unter 
Beilegung der erforderlichen Atteftationen iiber Alter, Verwandt 
fhaft und Vermögen ferner zu berichtigen, womit der fups 
plicivende Jude fih zu ernähren gedenke, mit Viehhandel, 
mit Schladhten, mit einem SKramladen u. f. w. und wie 
ftart die Anzahl der bereits vorhandenen Juden an dem 
Drte fen, wohin der Supplikant recipirt zu feyn wünſcht. 

Die Beamten haben indeffen die Juden ihres Bezirks 
yon diefen Borfchriften in Kenntniß zu feßen, und weil die 
Erfahrung in den Übrigen Souveraihitäts;Landen bereits ges 
fehre hat, daß die Juden unter Begünſtigung der Rabbiner 
fo fehr geneigt find, ſich an diefe auch in dem übrigen Theil 
der Provinz beftehende Verordnungen nicht zu kehren, fo 
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haben die Beamten in ihren deßfallſigen Publikationen zugleich 
mie beizufügen, daB nicht nur derjenige Sjude, welcher dies 
Sefeg nicht beobachtet, in eine Strafe von fünfzig Reiches 
thalern , fondern auch der Rabbiner, welcher ohne Erlaub⸗ 
nißfchein des Beamten kopulirt, mit einer gleichen Strafe 
angeſehen werden wiürde. 

B) Sn Betreff der Losgebung von den ueienchatem 
Pflichten oder Ertheilung der Dimiſſorialien. 

Die Entlaſſung der Unterthanen, in fo weit es den: 
Ueberzug in einen andern Diftrike der geoßherzoglichen Lande 
betrifft, iſt nach) der Allerhöchſten Deklaration den Standes 
herren überlaffen. Die Entlaffung ins. Ausland. aber tan 
nur von der Landesbehörde gegeben werden, und diefe ift die 
großHerzogliche Regierung dahier. 

1) Silt aud) hierbei. die allgemeine Regel: Wer. fih 
außer Land begeben will, muß , ehe ihm. die Dimiffortalien 

» von der Regierung gegeben werden fünnen , von Kriegsdiens 
ften losgegeben ſeyn. 

2) Iſt er etwa dem Souverain mit Leibeigenſchaft zu⸗ 
gethan, fo muß er um deren Losgebung gleichfalls, und zwar 
ebenwohl bei der Regierung nachſuchen. 

3) Auch Weibsperfonen, welche ſich außer Land beges 
Im wollen, müſſen zuvor Dimifforialien, und wenn fie dem 
Souverain etwa Leibeigen find , außerdem noch die Manus 
wiffton erwürken. 

4) Wer ohne zuvor erhaltene Erlaubniß in fremde Kos 
lonien auswandert, er fey männlichen oder weiblichen Ges 
fhlechts , leibeigen,, oder ftei, deffen Vermögen wird Bons 
feeire. Wer dagegen zwar nicht in fremde Kolonien aus: 
wandert, aber fich doch ohne Erlaubniß in auswärtigen Sans 
ven anſäßig macht, oder häuslich niederläßt, ber wird mie 
fünfen vom hundert feines Vermögens außer den gewöhntis 
hen Präftationen beftraft, welche Verordnung die ftandess 
herrlichen Beamten in ihren Bezirken gehörig zu publiziren haben, 
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5) Bis jet noch beſteht nur zwiſchen dem Großherzog: 
thum Heſſen und Frankreich ein mwechfelfeitiger “Freier Weber: 
zug, den die Standesherren bei Ueberzügen ratione des 

genten Pfennings zu refpeftiren haben. 
un -Die Beamten haben 

6) bei vorfommenden Dimiffions: Gefuchen vor allen 
Dingen ſich zu verläßigen, ob auch der Supplifant an dem 
Ort, welchen er angiebt, ſich würklich niederlaffen wird, 
und nöthigen Falls zu dem Ende ihn anzuweifen, ein eng: 
niß der Ortsobrigkeit hierüber beizubringen, wodurch ſich auch 
ergeben wird, ob er nicht etwa ſich ſchon daſelbſten wirklich 
niedergelaſſen, und jetzt nur noch die Dimiſſorialien hinten 
nahfuht. ’ 

Sie haben ferner die Beweggründe zu erforfchen , Die 
den Supplikanten beſtimmen, fich auswärts niederzufaffen, 
oder wenigftend die wahrfcheinliche Veranlaffung dazu. Und 
wenn er ſchon eine geranme Zeit ans feiner Heymath abwefend 
iſt, aus was für einer Veranlaſſung und ſeit wann? 

Indem ſie nun 

7) in ihren an die Regierung zu erſtatten habenden Bes 
richten hiervon genügliche Meldung thun, haben ſie ſofort 
darinnen noch weiter anzumerken: 

a) ob Dimittendus von Kriegsdienſten frei ſey? 

b).wie hoch fein noch im Lande beſitzendes und etwa noch 

zu habendes Vermögen nach pflichtmäßiger Aeftimation 

des Dress Borftandes fich belauft? 
0) ob er vielleicht einen Theil davon außer Land ge 
bracht? und 

d) ob und welche Praestanda ee davon zurückzulaſſen 

habe? 

Indem nun ſämmtliche ſtandesherrliche Beamten ſich 
nach dieſen Vorſchriften in vorkommenden Fällen künftighin 
genau zu bemeſſen hätten, fo werde ihnen zugleich aufgege: 
ben, durch fachdienlihe Ertrafte auch die Schultheißen und 
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fonftige AmtssÜntergebene‘, fo weit nöthig, zu ihrer gleich⸗ 

mäßigen Bemeffung davon in Kenntnif zu feßen; daß fols 

des geſchehen, fo wie auch namentlich Über die den Juden 

daraus zu befchehende Bekanntmachung, und die Publikation 

des Emigrations-Verbots, und auswärtiger Niederlaffungen 

ohne zuvor ausgebrachte Dimifforialien , erwarte man hier⸗ 
nächſt ihre berichtliche Anzeige zu den Akten. 

Uebrigens dienen Ihnen zur weiteren Nachricht, daß 
auch die Standesheren von diefer Verfügung in Kenntniß 
gefeßt, und der Seiftlichkeit in den Standesdezirken, Erems 
pfarien davon zur Nachricht und Nachachtung in den für 
Ste geeigneten Gegenftänden durch den Kirchenrath zugefers 
-tigt werden würden. .\ 

Follenius. 





8. 


Waren die nach der Bundesakte erfolgten Mediati⸗ 
ſirungen ein Ausfluß des Staats⸗ Noth⸗Rechts 


juris eminentis? 





Fin Urzuftande der Menfchen giebt es kein Geſetz, Leine 
geregelte Gewalt, es ift nur die Gewalt des Stärkeren; es 
giebt kein Eigenthum, denn es kann ja meinem Nachbar ger 
fallen , dafielbe Objeft des Eigenthums fih anzumafen, und 
mich durch das Recht des Stärkeren aus dem Beſitz zu vers 
drängen. Bald mußten die Menfchen das Gefahrvolle eines 
ſolchen Zuftandes fühlen. Was war alfo natürlicher, als daß 
fie erklärten: ich mache mich anheifchig, nicht in die Sphäre, 
die Du Dir zu Deinem Würken erwählfi, einzugreifen, 
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wenn Du mir ein Gleihes verſprichſt — Eigenthums-Ver⸗ 
trag —. Solche Verſprechungen mußten einen Garanten ha— 
ben; man mußte Jemanden die Befugniß einräumen, in 
flreitigen Fällen die Grängen der wechfelfeitigen Rechtsſphä— 
‚ren aufzufuhen, und den Streit zu entfcheiden. Aber die 
Gewalt diefes Schiedsrichters war blos von dem guten Wil 
len der Parthien bedingte; wie nun, wenn fich der Schuldi— 
ge dem Ausipruch nicht unterwarf ? Um dieſem Inkonve—⸗ 
nienz zu begegnen, mufte man alfo darauf denken, eine 
Gewalt zu konſtituiren, die diefem Ausfprud Realität ges 
ben follte, die das wahre Recht zum wirklichen macht — 
- Unterwerfungsvertrag —. Si pax haberi nequit, quae- 
renda sunt belli auxilia. Damit das wahre Recht gefuns 
den werden konnte, waren Beflimmungen, mit Einwilligung. 
Aller gemacht, erforderlih. Wir nennen diefe Beftimmungen 
Geſetze. Man fand, daß auch die Sicherheit nad Aufen 
durch die errichtete Obergewalt gewonnen hatte, und fo 309 
fih das Band zwifchen den Bürgern und der fonftituirten 
Gewalt immer feſter, und wir haben nun aus einer wilden 
Menſchenhorde, eine Vereinigung Mehrerer zur Einheit dee . 
Zwecks, einen gefellfchaftlihen Verband , den wir Staat 
"nennen. | | 

So muß man fih die Entftehung der Staaten im Allı 
gemeinen denten, wenn fchon der Diplomatifer einen, folchen 
Eigenthumss und Unterngerfungsvertrag ſchwerlich in den 
Völkerarchiven finden wird. 

Der Staatsvertrag feht eine Mehrheit vernunftmaßi⸗ 
ger Sinnenweſen, die ſich zu einem gleichen Zweck vereint 
:gen woraus. Alle wünſchen eine Freiheit unter dem Rechtes 
geſetz. Alle fprechen die Staatsgewalt um Verwürklichung 
des. Rechts in der. Idee „an. Vor dem.:&efek iſt Jeder 
‚glei; die. Staatsgewalt bat alfo eineg Jeden Forderung 
zur Nealifirung des Rechts zu befriedigen. Wie aber, wenn 
Kollifionen von Rechten entſtehen, ‚wenn der eine Theil ſich 
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anf feine natürliche Freiheit beruft, mährend der andre in 
diefer Freiheit eine Unmöglichkeit oder ein Hinderniß zur 
Erhaltung des Rechtszuſtands findet? Die Staatsgewalt ift 
fonftisuirt, die Streitigfeit der Bürger zu fchlichten, fie zieht 
alſo dieſen Streit vor ihr Forum, und entfcheidet im Rechtes 
wege: ob hier wirklich ein Kollifionsfall vorhanden, und 06 
wirklich durch irgend eine Berechtigung die Freiheit Andrer 
gefährdet if. Die Einfchreitung der Staatsgewalt in die 
wohlerworbnen Rechte des einzelnen Unterthanen — das 
Staats; Nothrecht, fälfchlich dominium eminens genannt — 
iſt alfo weiter nichts, als die Erekution des Rechts Ausfprus 
ches, der begründet ift, durch die Entfagung des eignen 
Urtheils und Unterwerfung unter das allgemeine Urtheil. 
Diefe Entfagung des eignen Urtheils ift, wie wir gefehen 
haben, die erfie Bedingung zur Konftituirung eines Staats, 
weit ohne fie feine Sicherheit, Fein ruhiges Beiſammenſeyn 
denkbar if. A handelt, er glaubt volllommen zu dieſer 
Handlung befugt zu feyn, B ift dagegen überzeugt, daß diefe 
Handlung ihn offenbar gefährde. Tritt alſo das Urtheil eis 
nes undefangnen Dritten nicht ein, und will jeder feinem 
‚ eignen Urteile folgen, fo wird ein ewiger Krieg die unver; 
meidliche Folge feyn. Diefem aber zu begegnen iſt vorzüg—⸗ 
lich die Staatsgefellfchaft eingegangen worden ; das Geſetz 
ift nunmehr - der undbefangne Dritte , die Staats: Erekutios: 
gewalt tritt an die Stelle der phyſiſchen Privatgewalt, des 
Rechts des Stärkern, und menigftens in dieſer Hinſicht iſt 
ein ewiger Frieden das glückliche Loos der Staatsgeſell⸗ 
ſchaften. 
Durch die Entſagung des eignen Urtheils und Unter⸗ 
werfung unter das allgemeine hat nun jeder Staatsbürger 
erklärt: Wenn Du Staatsgewalt nach reiflicher Erwägung 
den Ausſpruch thuſt, daß irgend eine meiner Berechtigungen 
das Rechtsgeſetz verletze, ſo unterwerfe ich mich dieſem Auss 
ſpruch. Man könnte ſagen: Dieſe Vollmacht dürfe nicht 
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auf unbefteittne wohlerworbene Nechte ausgedehnt werden. 
Allein das Nechtögefeg, das durch den Staat verwürkticht 
werden foll, ift, als eine bee, an eine Zeitbedingung nicht 
gebunden. Zu jeder Zeit, gleichviel ob bei dem Eintritt im 
den Staat oder in dem fihon Eonftituirten lautet feine Forr 
mel allgemein: Dem Rechtszuſtand müffen alle 
Ausflüffe.der natürlihen Freiheit geopfert 
werden, welche mir der Freiheit Andrer unver; 
traglih find Dies Geſetz ift auch auf wohlermorbne 
echte anwendbar. Pas urfpriinglich Recht, und als folches 
garantirt war, kann durch einen Zufammenfluß vor Umftans 
den die Freiheit Andrer gefährden und aufhüren eig Necht 
zu feyn. Sch will dies durch ein Beifpiel erläutern. - Es 
Befist Jemand ein fehr fumpfiges Grundſtück von großem 
Umfang. Durch einzelne Verpachtungen wird dies Grunds 
ſtück zum Neisbau ſehr vortheilhaft benutzt. Allein bie 
Diinfte, die der fumpfige Boden entwickelt, verbreiten Seus 
chen und verurfachen unter der angrenzenden ſtark bewohn⸗ 
ten Gegend eine ungewöhnliche Sterblichkeit. Nah dem 
Urtheile erfahrner Naturkundiger kann die Luft durch) Auss 
trocknung und Abwäſſerung des befragten Grundſtücks gereis 
nigt, und der großen Sterblichkeit dadurch vorgebeugt wers 
ben. Allein der Eigenthiimer weigert fih dieſe Austrock⸗ 
nung, wozu die Koften aus den öffentlichen Kaffen genom⸗ 
men werden follen, gefchehen zu laffen, teil hernad dag 
Grundſtück nicht mehr zum Neisbau tauglich bleibe, und 
deshalb an feiner Einträglichkeit verlieren würde. Es ges 
fährdet aber das wohlerworbene Recht des Eigenthirmers die 
Freiheit Andrer — das Urrecht der Perfönlichkeit —, böre 
daher auf ein Recht zu feyn, und fo ift der Staat berechtigt 
und verbunden das Urtheil zu fällen, daß diefes Hinderniß 
der allgemeinen Freiheit, natlirlich gegen vollen Erſatz hin⸗ 
weggeräumt werde. 

Nach dieſer Analyſe aus dem allgemeinen Staatsrecht 
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ift alfo das Objekt des Staats: North Nehts nur der Un: 
tertbanen mohlerwworbene Rechte, und die obige Frage, 
die auch in diefen Blättern oft affirmativ entfchieden wurde, 
und die weitere Frage nach fih 309: Warum den Eremten 
nicht der Erfaß geworden feye, der zur Wefenheit der Auss 
übung des Staats: MothsNechts gehöre? ift in der Negatis 
ve beantwortet. Die Fürſten und Herrn, welche durch die 
Bundesakte ihre politifche Seldftffändigkeit verloren, waren 
vor diefer Epoche Neichsftände, wenn ſchon minder mächtige; 
fie hatten de jure daſſelbe Recht, wie die Stände, Denen 
fie durch die Akte untergeben wurden, fie waren als eigne 
Staaten anzufehen. Staaten gegen Staaten fliehen aber 
unter feinem Geſetz, und find als felbftffändige Perfonen im 
Naturzuftand anzufeben. Das Völkerrecht iſt bis jetzt noch 
nichts als eine dee. Gewalt im Kriege tritt alfo an die 
Stelle des Staats; Noch: Rechte. Andrer Meinung ift Hr. 
Profeffor Behr in der fuftematifchen Darftellung des Rhets 
niſchen Bundes aus dem Standpunkt des öffentlichen Rechts. 
Frankfurt am Main 1808. wenn er 6. 100. ſagt: 
»Diefelben Prinzipien« — des juris eminentis — »gels 
ten nach dem StaatensHecht Hinfichtlid der Realiſi⸗ 
rung eines geficherten Nechtsguftandes unter Staaten 
und Staaten. Denn auh das Hecht jedes einzelnen 
Staats 3. DB. fein Recht der Seltfiftändigkeit, als 
Staat, der Regierung durch fih felbft u. ſ. w. ift ber 
dinge durch die Möglichkeit des Veftehens der Nechte 
andrer Staaten mit und neben dem feinigen, und wenn 
demnach die Realiſirung eines Öffentlichen Rechts-Ver⸗ 
Hältniffes unter einer Menge von Staaten, und defien 
Sicherung nicht möglich Ift, ohne daß einzelne Staaten 
jene ihre Rechte aufgeben, fo fallen mit der Bedingung 
jener ihrer Rechte auch diefe ihre echte ſelbſt hinweg, 
und ſte können demnach nicht befugt feyn , jenes noch: 
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wendige Opfer, d. i. das Aufgeben jenet ihrer Rechte 

zu verweigerns. - 
- Darauf antworte ih: Es giebt keinen Rechtszuſtand uns 
ter Staaten und Staaten, fonft würde der Begriff der Selbſt⸗ 
ſtändigkeit, mithin der des befondern Staats, aufgehoben. 


‚Dies erkennt Ar. Behr ſelbſt, wenn er früherhin fagt, daß 


Staat und Staat wie Privaten außer dem Staatsverhälts 
niß zu betrachten ſeyen. Giebt es feinen Rechtszuftend , fo 
kann auch nicht von Nechten die Nede feyn, noch weniger 
von einer Bedingung der Möglichkeit des Beſtehens der 
Mechte andrer Staaten, die nur mit dem Rechtsgeſetz ein 
tritt. Mögen andre Staaten beftehen oder vergehen, es Bat 
Dies auf die Rechte und Verbindlichkeiten diefes individuellen 
Staats nicht den mindeften Einfluß, wenn ſchon vielleicht in 
polteifher Hinſicht. Daß aber die Politik kein Recht 
giebt, von andern Staaten Aufopferungen zu verlangen, iſt 
ohne Zweifel. 

Wenn diejem nah Hr. Profeſſor Behr glaube, durch 
obige Darftellung »die Gerechtigkeit des Urſprungs Unſrer 
neuften — der durch den Prefburger Frieden und die Buns 
besafte hervorgebrachten — Staats; Ummälzungen darges 
than zu haben«, fo möchte er wohl dem Ziel vorübergegans 
gen feyn. Ich kann wenigftens mit Hrn. Geheime: Rath 
Brauer feinen Rehtsgrund für diefe politifchen Um— 
wandelun gen finden. 

Darmſtadt im May 1808. 


Friedrich Hoppe. 


— V———— — — 
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Bon dem Rechte VBermählungs:, Prinzeffin: oder 


FSraulein: Steuer in den ıincdiatifirten Reichslan— 
den zu erheben. 





Untere neue deutſche Staatsrechts Praxis, welche gleich 
den — von dem Kunſtgärtner im Treibhaus gepflegten Pflans 
zen, den ihre Reife und Schmachaftigkeit beförderlichen 
Sahrszeiten voranzueilen fcheint, hat uns aud in Beziehung 


‚auf das Thema. von Vermählungss,. Prinzeffin s oder Fräu—⸗ 


fein ; Steuer fhon Vorgänge geliefert, die für das Intereſſe 
der mediatifirten Reichsſtände und ihrer Familien eben ſo 
wichtig find, als fiir das Antereffe ihrer Unterthanen. Wir 
wiſſen nicht, wie die desfallfigen Ausfchreiben, von den bes 
treffenden Behörden aufgenommen worden find, haben auch 
feinen Auftrag für die eine oder die andere Parthie zu fchreis 
ben; aber eben deswegen wird ung vergönnt feyn, deſto uns 
befangener unfere Meinung fiber diefen allerdings nicht uns 
wichtigen Gegenftand zu Aufern. | 

Den Urfprung der in Frage ſtehenden Steuern ſuchen 


unſere Rechtslehrer *) in dem römiſchen jure clientelari 


und der den römiſchen Klienten obgelegenen Schuldigkeit zur 
Alimentation ihrer dürftigen Patrone, und ſo, wie es Sitte 
geworden iſt, das römiſche Recht zur Aufklärung und Auss 
bildung aller möglichen Rechts-Inſtitute und Obſervanzen 
anderer Länder zu benützen, wenn es nur möglich war, in 
ihrem Weſen, oder auch blos in ihren Namen einige Achns 
lichkeit mit vömifchen Rechts/-Inſtituten zu finden; fo ges 





®) Draco de jure patrio. e. 6. n. 9, 
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ſchah es auch, daß die römifhe Rechtslehre de obligatio- . 
ne clientum alimentandi inopes patronos auf die ers 
hältniſſe der Lehnherren zu ihren Vaſallen übertragen wurde, 
und daß endlich auch die Finanzkammern der Landesherrn 
Nutzen davon zu ziehen ſuchten. K. G. Lang leitet daher 
auch in ſeiner hiſtoriſchen Entwicklung der heutigen Steuer— 
verfaſſungen ©. 91., nach dem Beiſpiele mehrerer den Ues 
fprung der Fräulein⸗Steuer nicht ohne Grund aus den 
Lehnrechts Grundfägen her. 

Uebrigens waren die Frauleins Steuern nah 5. 
J. Mofers 7) Zeugniß vor dem ı6ten Jahrhundert in 
Deutſchland noch nicht viel bekannt; fie find auch Bis auf 
diefe Zeiten noch nicht überall, 3. ©. in Sachſen nicht, eins 
geführt. Wo fie Hergebracht find, griinden fie ſich blos auf - 
eignen fiir jeden befondern Fall mit den Unterthanen gegen 
Heverfe von Seiten der Herrn: »fie blos als freis 
. willige Gaben erhalten zu haben«, oder gegen andere Vers 
mwilligungen errichtete Verträge **%), und nach der Klage 
Neymayrs von Ramsla ***) wurde nur aus Verachtung 
diefer Verträge an manchen Orten eine Obſervanz gebildet, 
die nun blos einfeitige Verbindlichkeit den Unterthanen. auf 
legt, und nach den — dem Sößen Hercomannus (mie uns 
fere franzöfiihe Nachbarn ehchin unfer Herkommen "ums 
tauften) einmal eingeräumten Rechten, dorten, wo ihre 
Eriftenzg erwiefen werden kann, aber nirgend 
anderswo ****) freilich eingehalten werden muß. 

So haben fi unter andern die Negenten von Würtem⸗ 
berg das Recht zur Erhebung diefer Act von Steuern Bios 





*) Staatsrecht Eh. 20. ©. 176. 
“*) Rosenthal de feudis Cap. 5. concl. 77. not. b. 
dr) Klock de contribut. Cap. 8. n. 40. ©. 207: 


““r) Sxrcaow. elem. jur. puhl. $. 550. 


Schnaubert Staatseecht Dee gefammten Reichslande ©. 290. 
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durch Verträge mit ihren Unterthanen und für diefen dagegen 
zugeftandene mehrere Freiheiten und Vorzüge erworden *). 

Wenn nun all folhem zu Folge das Recht: die Fräu— 
leinsSteuer zu erheben, blos auf einer — richtigen 
oder unrichtigen — Anwendung des römifchen juris clien- 
telaris und den aus ſolchem in unfer Lehnrecht eingefchliches 
nen Säßen beruhet, und, wenn diefe Steuern lediglich den. 
Privatnutzen der Herren und ihrer Familien ber 
jielen mithin die wefentlichen Beftandtheile einer Landesſteuer 

im eigentlichen Sinne: | 

»DBedürfniß zum Beften und zur Noth durft 

des Staats« **) 
nicht kennen; ſo wird wohl keinem Zweifel unterworfen ſeyn, 
daß fie nicht vi summi imperii, fordern nur jure heridi 
sive patrimoniali erhoben werden, und daß daher in den mes 
diatifirten Landen nicht der Souverain, fondern nur der 
Patrimonialherr Anſpruch darauf habe. Ohnehin 
fehlt es nicht an Beiſpielen, daß auch mittelbare Edelleute 
dieſe Fräulein: Steuer von ihren Hinterſaſſen hergebracht 
haben. 

Auch iſt es kaum uöthig, zu bemerken, daß keineswegs 
die bloße Benennung Steuer es ſey, was dem Souverain 
Anſprüche auf dieſe oder jene Abgabe verſchafft, ſondern daß 
vielmehr lediglich und ganz allein der Zweck, zu welchem 
ſolche verwandt worden, bei der Theilung zwiſchen dem Sou⸗ 
verain und Mediatiſirten entſcheiden könne. 

. &8 kann daher nach dem klaren Sinne der rheiniſchen 
Bundesakte der Souverain nur diejenigen Abgaben ſich zus 
eignen, weiche ganz unftreitig blos zur Beförderung des 
Vohls des Staats erfodert und zu den damit verfniipften 
Ausgaben verwendet worden find; keineswegs gehören ihm. 





*) Breyer elementa jur. puhl. Wirt. $. 387. 
”) HKlock de eontrib. cap. 8. in proocm. 
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aber diejenigen Abgaben, welche bisher zur täglichen Nahr 
rung und Mothdurft des Medtatifirten. und feiner Familie 


verwendet worden find. Wenn der Souverain richtig und 
‚nicht blos nah Willkühr urtheilen und handeln will; fo 
follte er auch ganz genau diefe Sränzlinie einhalten, weil er 
fonft eo ipso die Ausgaben, welche mit jenen Steuern bier 
ber beftritten worden find, Übernehmen, folglich in denjemis 
gen medlatifirten Landen, wo die Fräulein s Steuer herges 
bracht if, und wo er fie fiir die Zukunft zu erheben 46 
denkt, die Töchter der Mediatifirten mit dem vorbin von 
den Untertbanen erhobenen Heurathsgute verfehen müßte. 
Die Dotirung der Töchter der Negentens Familie tft, 
wie jedem Unbefangenen von felöft einleuchten muß; fchlechr 
terdings feine Staats; fondern blos Privatfache des Bar 


ters *), als folhe. Er hat diefe Schuldigkeit daher ledig⸗ 


lich) aus feinen Domainen zu beftreiten und 'wenn er von ſei— 
nen Unterthanen einen Beitrag zu diefer Ausgabe hergebracht 
hat; fo hat er folchen eben fo wenig ald summus impe- 
rans erlangen können, als wenig er ſeine Tochter vi sum- 
mus imperii dotirt. 

Kann gleich manchmalen der Fall eintreten, daß dieſe 
oder jene Vermählung blos aus politifchen Rückſichten ger 
fchloffen wird; fo folgt daraus doch keinesmegs fir die Uns 
terthanen eine Verbindlichkeit zu Dotirung der Töchter ihres 
Negenten. Zu was ſolien denn wohl die Einkünfte von den 
Domainen beſtimmt ſeyn, wenn fie nicht zunächſt zur Unter⸗ 


haltung des Regenten und feiner Familie verwendet werben 


wollen? 

Selbſt diejenigen Nechtslehrer, welche diefer Steuer aus 
voller Kraft dag Wort reden, gründen das Recht zu ihrer 
Erhebung keineswegs auf irgend ein pofitives geichriebenes 


— — 





*) Bersıus de pactis famil. ill. e. 6. J. J. Mofer Familien⸗Staats⸗ 
recht $. 167. 
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Recht: fondern blos auf eine ununterbrochene Obfervanz oder 
eine abfolute Unvermönenheit des Vaters *); fie bejtätigen 
alfo unfere obige Regel felbft aufs kräftigſte. 

Aber auch in einer andern Kinficht können wir dem 
Souverain, wenn gr nicht, etwa das onus dotandi der Töchs 
ter feiner Mediatifirten auf feine Domainen übernehmen wolls 
te, das Recht Fräulein s Steuer in den mebdiatifirten Landen 
zu erheben, nicht einräumen, weil ſonſt die Alternative ein⸗ 
treten würde, daß 

1) entweder die Unterthanen der Mediatiſirten nun an 
zwei Familien, nämlich: | 
a) die Altherechtigte: des Patrimonialherrn uns 

‘= b) die neu binzugelommene : des Souverains 

Sränteinfteuer abgeben, oder aber, daß 2 
9) die Mediatiſirten auf die vorhin von ihren Unterehas . 
nen geichehene Unterſtützung bei Dotirung ihrer Töchter 

Verzicht leiften müßten. 

Das Erftere würde in dem Keim, aus dem in den Het 
zen der Unterthanen der Mediatifirten die Frucht der Lebers 
jeugung: daß fie fich unter der neuen Verfaffung beffer befins 
den als unter der alten, erft noch hervorgebracht werden fol, 
sinen Wurm legen, der diefer Frucht tödlich werden könnte; und 
‚das le&tere würde ‚mit der den Mediatifirren‘ wegen Erhal⸗ 
tung ihrer .. 

droits seigneureaux. et feodaux — et autres sem- 
blables in der rheinifchen Bundesafte gegebenen Sarantie 
nicht vereinbarlich fenn. 

Wir haben blos im allgemeinen unfere Meinung geäufs 
feet, ohne auf einen befondern Staat hinzufehen und wir 


N. daß rechtsgelehrte Männer dieſen nämlichen Ges 






gen , der allerdings praktiſchen Werth hat, ebenfalls be⸗ 
arbeiten möchten. 














*) Hlock de Contrib. c. B. m. 37. 
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| 10. 
Fortſetzung der Verhandlungen des Konventes zu 
Frankfurt, die Regulirung des Kur: und Ober: 


rheinifchen Kreisſchulden- und Penſionsweſens 
betreffend. 





An Zıten Mai l. J. traten die Herren Kommiffarien bei 
dem zur Regulirung des Kurs und Oberrheinifchen Kreis; 
ſchulden/ und Penfionswefen zu Frankfurt verfammelten Kons 
vente , auf vorgegangene Einladung des Fürft Primatifchen 
Hrn. Kommiffarius abermal zufammen, mo le&terer die von 
Sr. Hoheit Fürſt Primas an Ge. königl. Majeftät von 
Weſtphalen und Se. fürftl. Durhlaudt von Salm⸗Kyrburg, 
unterm ııten Mat I. J. erlaffene Einladungsjchreiben, einen 
Bevollmächtigten zu dieſem Konvente gefällig abzuordnen „ 
dem SKonvente mittheilte, des Inhalte : 


An Se. königl. Majeftätvon Weftphalen.. 


Euer ꝛc. witd es bekannt feyn, daß feit dem Bten: Au 
guſt v. J. ein Konvent der an dem vormaligen kurs und 
oberrheinifhen Kreife betheilten Souverainen, auf mein 
Einfadungsfchreiben vom Sten Juni v. J., welches in Abs 
fchrift Hier anliegt *), in Gefolg des rheiniſchen Bundes 
:vom ıeten Sul, 1806. Art. 2. und 29. zu Frankfurt vers 
fammelt ift, um das kurs und oberrheinifche Kreisfchuldens 
und Penſionsweſen zu berichtigen. u 

Da nun Heffenfaffel zu dem vormals oberrheinifchen — 
und Eichsfeld zu dem vormals kurrheiniſchen Kreis gehört, 
und dieſe beide Lande der Krone Euer ıc. 







ſo finde Ich Mich dadurch veranlaßt, Euer ꝛc. a ent⸗ 


lichſt zu erſuchen, daß es Ihnen gefällig ſeyn mög ginn 





J 
*) Dieſes allgemeine Einladungsſchreiben vom 3teu Juni 1807. iſt bereits 
in dem rheiniſchen Bunde Heft 7. Seite 144, abgedruckt, 
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Bevollmächtigten zu dieſem SKonvente nach Frankfurt abzu: 
ordnen, um an diefem gemeinfamen, mwohlchätigen und drins . 
genden Sefchäfte, in Gefolge des ıheinifhen Bundes, einen 
perfönlichen rühmlichen Antheil zu nehmen. 


Da Euer ꝛc. auf das Schreiben des zur Berichtigung 
der vormals fräntifchen Kreisangelegenheiten zu Niirnberg 
verfammelten KRonvents, an das Königlich Weſtphäliſche Ges 
heime Staatsminifterkum zu Kaffel, dd. Nirnberg den 26, 
Februar (. 5. Taut des Hierauf erfolgten Antworrfchreibeng 
des Königlich Weftphäftfchen Geheimen Staatsminifteriums, 
dd. Kaffel den 30. Marz 1. J. in Betreff des franfifchen 
Kreeisfchulden: und Penrfionswefens, einen fo rühmlichen „wills 
fährigen Antheil zu nehmen geruhet haben: fo vertraue Ich 
yon Euer ıc. mit einer gleich willfährigen Entſchließung, in 
Betreff des kurs und oberrheinifchen Kreisfchuldens und Pens 
ſionsweſens, . beehrt zu werden xc. 


An Seine Fürftliche Durchlaucht von Salm— 
Kyrburg. 


Da das Eirkular s Einladungsfchreiden, welches Ich am 
3. Juni v. J. an die fammtlichen bei dem vormals 

und oberrheinifchen Kreife betheilten Souverainen , und nas 
mentlih an den fouverainen Herrn Fürften Salm : Salt 
fiebden, zur Berichtiaung des kurs und oberrheiniichen 
Kreisfchulden: und Penſionsweſens erlaffen habe, aus einem 
bloßen Verſehen nicht ebenfalls.an Euer Liebden infonderheit 
ausgefertige worden iſt; fo will ich Euer Liebden , mittels 
Anfchluß des gedachten Cirkular:Einladungsſchreibens, anges 
legenſt erfuhen, daß es Ihnen gefällig feyn möge, an dies 
ſem gemeinſchaftlichen, wohlthätigen und dringenden Ge⸗ 
ſchäfte, in Gefolge des rheiniſchen Bundes, einen perfüntts 
hen rühmlichen Antheil zu nehmen, \ofort noch einen Ve: 
vollmachtigten zu dieſem Konvente nach Frankfurt abzuord⸗ 
nen, oder die Vollmacht, welche der Fürſtlich Salm Salm—⸗ 
(he Here Geheimerath von Noel von des Heren Fürſten 
Salm:Salm Piebden bereits befißst, von Euer Liebden auf 
Ders Namen ausgedehnt werde ıc. 


Und da der hochanfehnliche Konvent bereits mehrmalen 
den Wunſch geäuffere hat, daß Namens defielden Erinnes 
rungsſchreiben an Se. königliche Majeſtät von Balern, kais 
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ſerliche Hoheit Großherzogen von Berg und Kleve, und 
herzogliche Durchlaucht Herzogen von Naſſau, in Betreff ei⸗ 
nes abzuordnenden Bevollmächtigten zu dem hieſigen Kon— 
vente, erlaffen werden mögten; fo wurden in deffen Namen 
die befragten Erinnerungsfchreiben erlaffen , des Inhalts: 


a) Allerdurchlauchtigſter, Großmaͤchtigſter König! 
b) Durchlauchtigſter Großherzog! 
c) Durchlauchtigſter Herzog! 


Der zur Regulirung des kurs und oberrheinifchen Kreis 
ſchulden- und Penflonsweiens feit dem Auguft v. Jahres zu 
Frankfurt verfammelte Konvent, welcher auf fein Schreiben 
an Euer Königliche Majeſtät (an Euer Kaifer liche Hoheit, 
an Euer Herzoglihe Durchlaucht) bis jeßt mir einer Ant: 
wort nicht beehrt worden iſt, findet fich dadurch veranlaßt, 
ſeinen in dem befragten Schreiben ausgedrückten Wunſch an: 
gelegenft zu erneuern, daß es Ener Königlichen Majeftät 
‚(Euer Kaiferlihen Hoheit, Euer Herzoglichen Durchlaucht) 
gefällig feyn möge, noch einen Bevollmächtigten zu dieſem 
Konvente nad) Frankfurt abzuordnen, und an biefem ge; 
meinfamen , wohlthätigen und dringenden Sefhäfte, in 
Gefolge des rheinifchen Bundes, einen perfünlichen rühmli— 
‚hen Antheil zu nehmen. 


Frankfurt am 31. Mai 1808. 


Von Seiten des Konvents zu Frankfurt, der zur Regu⸗ 
lirung des kurs und obetrheinifchen Kreisfchufden: und 
Penſionsweſens von den betreffenden Souverainen Des 
theintichen Bundes verordneten Bevollinächtigten. 

| Unterfhrife: J. R. v. Noch, 
Sr. Hoheit Fürſt Primas Geheimerrath. 


Eben ſo wurden Erinnerungsſchreiben an das kaiſ. kön. 
franzöſiſche Gouvernement zu Hanau und Erfurt gleichen 
Inhalts im Namen des Konventes von dem fürſt primati— 
ſchen Herrn Kommiſſarius erlaſſen. 
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Unterzeichneter Fürſt⸗Primatiſcher Kommiffarius hat ber 
reitd unterm dritten Sunt v. J. im Namen Sr. Hoheit, 
der rheiniſchen Konföderation Fürſt Primas, die Ehre ges 
habt, dem K. K. Franzöſiſchen Gouvernement zu Hanau 
gu Erfurt) das in der Anlage enthaltene Tirkularfchreiden 

vr. Hoheit, Fürft Primas, mit dem angelegenften Erjuchen 
zugufenden., daß es dem K. K. Franzöſiſchen Gouvernement 
gefällig feyn möge, bei Sr. K. K. Majeftät von Frankreich 
und Sjtalien die zweckmäßige Einleitung zu treffen, Damit 
ein Beoollmächtigter fire Hanau : (Erfurt) Bei dem in dem 
Eirkularfchreiben bezeichneten Comite zu Frankfurt erſchei⸗ 


nen möge. 


Da das Vorhaben Sr. Hoheit, Fürſt Primas, feinen 
anderen, als den von Sr. K. K. Majeſtät felbft, als dem 
allerhöchften Beſchützer des rheiniichen Bundes, und von den 
tonföderirten Königen und Fürften in dem Art. o. und 
der rheintfchen Bundesafte vom 12. July 1806 ausgedriich 
ten,. gerechten und ruhmvollen Zwec hat; fo vertrauten Se. 
Hoheit, Fürft Primas, von der erhabenen Denkart des ho⸗ 
ben Souvernements den beften Erfolg desfalls erwarten zu 
diiefen; zumal dem Vernehmen nach das K. K. Franzöſiſche 
Souvernement in Baireuth zu den Beichlüffen der fränki⸗ 
ſchen Kreisverfammiung mitwirft. 


I Da aber bis jest von Seiten Hanau (Erfurt) wegen 
befonders obgewalteten Verhättniffen, Fein befonderer Ber 
vollmächtigteer bei dem Konvente dahier erfchienen ift; fo 
findet fih diefer Konvent veranlaft , feinen Wunſch dem 
K. K. Souvernement zu eröffnen, daß es Demfelben gefäl⸗ 
fig feyn möge, nah dem Beifpiele des Franzdfiih K. K. 
Souvernements zu Fuld, mittels Abfchicfung eines eigenen 
Bevollmähtigten, an diefem gemeinfamen, wohlthätigen und 
deingenden Sefchäfte rühmlichen Antheil zu nehmen. | 


Frankfurt am 31. Mai 1808. 
Bon Seiten des Konvents zu Frankfurt, der zur Regu⸗ 
lirung des kurs und obercheinifchen Kreisfchulden: und 


Denfionswefens , von den betreffenden Souvcrainen des 
cheinifhen Bundes verordneten Bevollmächtigten. 


Unterfchrift: wie oben. 


n. 
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Schließlich gab der fürft:primatifche Herr Kommilfarius 
zur Beförderung der rlickftehenden Abflimmungen über die 
Hegulirung des kur- und oberrheinifhen Kreisfchulden: und 
Menfionswefens folgende Erflärung zu Protokoll: 


Er fey .eon Seiner Hoheit, Fürft Primas, beauftragt 
und angewieſen, die gefällige Beförderung der rückſtehenden 
Abftimmungen über den vorbemerften Gegenftand, unter Bes 
zug. auf feine deffallfige Anträge vom 8. Auguft, vom sten 
September und vom ı2. Dezember v. J., feinen hochan⸗ 
fehntichen Mitfommiffarien angelegenft zu empfehlen, damit 
Stäudiger und Penfioritften endlich zu dem Ihrigen gelaris 
gen. Er wolle bei diefer Gelegenheit bemerken, daß das 
Kreisihulden: und PDenfionswefen des vormaligen fränfifchen 
Kreifes bet dem deßfalls angeordneten Konvente zu Nürn⸗ 
berg, nad) deffen thätiger und tüihmlicher Verwendung, bes 
reits dahin gediehen fey, daß der Entwurf zu einer Rezeſß— 
mäßigen Uevereinkunft der dabei betheilten Sonverainen 
iiber die fränkiſche Kreisfchuld, in Bezug auf Gläubiger umd 
Diener , gefertigt, von dem Kanvente zu Nürnberg vorläns 
fig berathen, und den höchſten Souverainen bereits zur Ges 
nehmigung vorgelegt worden fey. u 


Die anweſenden Herren Kommiffarien danften für die, 
Ahnen, den fränfiihen Kreis betreffend, mitgetheilte Nacht 
richt, und erflärten, daß Sie Ihres Orts alles beitragen 
würden, was zur Beſchleunigung dieſes Gegenſtandes führen 
könne; womit dieſe Konferenz beſchloſſen wurde. 
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Das teutſche Reich und der eheinifche Band. 
Eine publiziſtiſch⸗politiſche Parallelere. von Dr WI. Behr, 





Gortſetzung der im vorigen Hefte abgebrochenen Abhandlung.) 





in man die Einrichtung des temtfhen Neichs, und die 
Mitkel, deren es ſich zur Erreichung feines Zwecks bediente, 
gründlich beurtheilen, y muß vor allem die Verwaltung 
deſſelben, von feiner Verfaffung gehörig gefondert, und 
hinſichtl ich der lezteren, welche natürlich zuerft in Betrachtung 
fmmt, der Geiſt def Verfaffung, von den Formen, 
durch welche er im Laufe der Zeit — fich veredeind oder 
entartend — ausgeprägt wurde, unterfchieden, allcnthalben 
aber der Zweck des Reichs, als eines Wölkfers Staats, 
als der eigentlihe Maaßſtab der Prüfung ‚' feft im Auge ges 
halten werden. 

Die Hanptmomente der Verfaffung eines Staats 
fonzentriren fi in der Art und Weiſe — der Realiſirung 
feiner hoͤchſten Gewalt nad) ihren drey wefentlihen Veftands 
heiten, der Geſetzgebung, Nechtiprehung und Vollziehung 
namlich, — und der Artitulationen, wodurch jene auf alle 
Sfieder und Theile des Staats fih wirkſam Außern fol. — 
Die ideen , welche den gewählten Formen zu Grunde liegen, 
find der Geiſt der Verfaſſung, welcher jedoch durch die Art 
der gewählten Formen bald rein, bald fehr unrein ausgefpros. 
hen werden kann. — Der Sinnbegriff der Funktionen endlich 
son Eeite der höcften Gewalt des Staats durch alle Artikus 
lationen hindurch zu Erreichung feines Zwecks, oder der wirkt 
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liche Gebrauch, der von ber hoͤchſten Gewalt des Staats 
ihrer Beſtimmung gemäß, gemacht wird, machen feine Ver: 
waltung aus. 

Das teutfche Neich war in Anfehung der Art und Wei: 
fe, wie feine höchfte Gewalt dargeftellt wurde — durch 
die Perfon eines gewählten Kaifers nämlich, — Wahl: 
monarchie ; in Anfehung der Art und Weife, wie feine 
Höchfte Staatsgewalt ausgeübt wurde, — infoferne nam: 
lich in ihre Ausübung die Repräfentanten der fämmtlis 
chen Glieder; Staaten mit dem Kaifer konkurrirten — Syn; 
fratie, folglich eine fynfratifhe Wahlmonardie. 

Die Geſetze des Reichs erhielten ihre Santtion von 
ben Katfer, und wurden, fo wie die Urtheilsfprüche in defr 
fen Namen publizirt und vollzogen :_ Won bdiefer Seite bes 
trachtet war das Neich eine Mon dechie. Inſoferne aber 
die Materie der Geſetze von den verſammelten Repraͤſentan⸗ 
ten aller der Voͤlker, welche das_MWeic, konſtituirten, gegeben 
ward, infoferne in freitigen Partheyſachen die Möglichkeit 
des Rekurſes von den höchften [Neichsgerichten an eben jene 
Verſammlung durch die Conſtitution flatuirt, und die Fäl: 
lung der Straferfenntniffe gegen gewiffe Arten von Verbrechen 
derfelben Verſammlung vorbehalten war , und infoferne end⸗ 
lich die Volljiehung der Geſetze und der Urtheild s Sprüche 
durch die Partikularkraft jener Nepräfentanten bewirkt wur; 
de, — infoferne liegt der Charakter des Synkratis' m an 
der Form des teutfchen Reichs unverkennbar vor, und dürfte 
alfo die oben gewählte Vezeichnuns ſeiner Form hinlaͤnglich 
gerechtfertigt ſeyn. 

Abſtrahirt man von dem Buchſtaben der Conſtitu⸗ 
tion, und dringt in deren Weſen ein, ſo entdeckt man 
darinn eine Art von Trennung der hoͤchſten Staatsgewalt 
nad) ihren 3 Hauptzweigen; denn das wahre Weſen ber 
Sefeßgebung Tag in den Händen der verfammelten Reichs: 
- fände : Von ihnen giengen die. Gefeßesvorfchläge aus; z weck 
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mäßigen Vorſchlaͤgen der Art durfte: der Kaiſer feine 
Beftätigung nicht verweigern, oder man kehrte ſich nicht dar: 
an, wenn er's dennoch that; Reichsendzweckswidrige Vorſchlaͤ⸗ 
ge aber mußte er von dein Erwachen zur Gefeßeskraft abs 
Halten, und eben diefes Recht des Veto. war der alleinige 
reelle Antheil des Kaiferd an der gefehgebenden Reichsge⸗ 
malt, der eben ducch feine blos negative Natur beweißt, 
daß nicht der Kaifer, fondern die Verfammlung der Reiches 
fände, als Sinnhaberin des p-ofitiven Antheils, das eis 
gentlihe Subjekt der gefehgebenden Gewalt des Reichs gewe⸗ 
fen fey. Obgleich ferner die Urtheilsiprühe im Namen des 
Kaiſers publizirt wurden, fo waren doch die höchften Reichs: 
gerichte im Akte des Nechtfprechens ſelbſt, der Eonftitution 
gemäß, völlig unabhängig von demfelben, und die Nenlität 
der vechtfprechenden Gewalt des Reichs befand fich .alfo in 
den Haͤnden der Neichsgerichte, und für einzelne Fälle in jes 
nen der Reihsverfammlung. In Anfehung der vollzgiehenden 
Gewalt endlich muß man ebenmäßig das Sinnhaben des Rechts 
des Impulſes zur Vollziehung von dem Innhaben der voll: ' 
ziehbenden Kraft felbft unterfcheiden; jenes Recht des Impul—⸗ 
fes zur Volljiehung lag in den Händen des Kaiſers; die 
vollziehende Kraft feldft aber haftete an den Gliedern des 
Reichs, welche vorzüglich zum Behufe einer zweckmaͤßigen 
Verwendung derſelben nach Kreiſen vertheilt waren. — Alles 
dieß beweißt zur Genuͤge die Wahrheit meiner obigen Anga⸗ 
be, daß die hoͤchſte Gewalt des teutſchen Reichs durch den 
Kaiſer zwar dargeſtellt oder repraͤſentirt, aber von 
dem Kaiſer und dem Reiche geübt worden ſey. 
Forſcht man nad) den Sdeen, welche diefer ganz eignen 
Modifitation der höchften Gewalt des. teutfchen Reichs zum 
‚Grunde gelegen haben, um den Geiſt der Neichsverfaffung 
auszumitteln, fo dringt fi einem nothiwendig die Bemerkung 
auf, daß bey der urfpränglichen Adoption und allmähligen 
Ausbildung jener Fyrmen die Idee vorherrfchend gewefen feyn 
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müffe, daß ein Monarch ſeyn muͤſſe, von welchem, als ‘dem, 
die Eouverainität des Ganzen perfonifizirenden, Haupte, und 
dem Centrum alle Thätigkeit des Staats, der erfle Impuls 
aller Bewegungen der Mafchine, ihre Auktorität und Leitung 
ausmaehen habe, Daß aber auch der Abattung der Monar: 
chte in Despotie, der Unterdruͤckung der rechtlichen Freyheit 
ber. Staatsglieder auf alle Art vorgebeugt werden muͤſſe. 

An dieſe Grund⸗Ibee reihten ſich, als natürliche Folges 
zungen aus berfelben,, a) die Idee der Unveraͤußerlichkeit der 
Autonomie“, oder des Rechts der Selbftgefebgebung auf Seite 
der Glieder des Staats, welche ihnen in allen Epochen des 
teutfchen Reichs nicht nur eine Mitwirkung zur Geſetzgebung, 
fondern. den reellſten Hauptantheil an der efekgebung bes 
Reichs durih dad Organ ihrer NRepräfentanten auf der Reiches 
verfammlung ficherte „ und hinwiederum ‘den: möglichen Miß: 
brauche von. Sette diefer: Nepräfentanten durch das dem Kai: 
fer :: eingeräumte ‚Necht des Veto vorzubeugen: veranlafte : 
b) die dee der ..Morhmendigkeit der Entfernung alles Eins 
flufes der Macht und Privatwillkuͤhr auf die Entſcheidung 
der entffandenen Nechtsftreitigkeiten, welcher die Art der Ser 
richtsverfaffung des Reichs ihr Dafenn verdanfte ; endlid) c) 
bie dee der Nothwendigkeit einer folchen Stellung der erefus 
fiven Kraft, wodurch diefe eines Theils Ihrer willführlichen 
Nerwendung für Privatzwede des Monarchen , überhaupt 
bem Mißbrauche entruͤckt, andern Theils aber für den wirt 
lihen Bedarf des Reichs zur Erreichung feines Zwecks in 
zweckmaͤßige Bereitſchaft geftellt fey; wodurch die Neichserefus 
tions s, Die Neichstriegsverfaffung , und die Kreisverfaſſung 
ins Daſeyn gerufen wurden. 

Wer ſollte es vermoͤgen, die Vortrefflichkeit dieſer Ideen, 
welche ihren Urſprung aus der lauteren Quelle der Vernunft 
und der durch fie gegebenen Idee des Staats, ihre Abſtam⸗ 
mung vom reinen Urbilde des buͤrgerlichen Vereins ſo laut 
and deutlich beurkunden, zu leugnen? Wer ſollte mißkennen 
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finnen , daß biefen Geiſt der Neishsverfaffung — der Geiſt 
des Ächten. Mepublifanisim, der mit dem Weſen einer Monar: 
die nicht nur volllommen vereinbarlich ift, fondern die Seele 
jeder Monarchie fenn follte — wäre er von dem Haupte und 
von ders Gliedern zu jeder Zeit richtig laufgefaßt, rein und 
ununterbrochen feftgehalten, und durch entfprechende Formen, 
welche eben diefes Fefthalten verbürgt, und gegen jede Aus 
beugung ded Egoismus gefihert Hätten, ausgeprägt worden, 
das Reich unfehldar zur Höchften Eonfiftenz und Macht, deren 
nur irgend ein, von der Natur gleich begünftigter, Staat 
, von gleichem Umfange und gleicher Bevoͤlkerung fähig ift, 
| emporgeboben haben würde ? — Leider aber war die Periode 
- feines Lebens nur von kurzer Dauer, fo fehr er auch in die: 
fer Periode feine glüdlihe Wirkung bewährt hatte: Nur u 
bald verdrängte der Egoismus des Kaupts und der Glieder 
ihn aus feiner Stelle,. verunftaltete die, „auf das Dafeyn eis 
’ ne, der Tendenz der Verfaſſung zufagenden, Geifles und 
| Willens der Verfaßten berechneten , Formen, und fihob den 
oben angebeuteten, das Wohl der Sefammtheit bezielenden, 
Ideen lauter individuelle Privatzwecke unter, welche die vors 
handenen Anflalten, zur Vereitlung des Zwecks der Gefammt: 
beit, in’s Stoden braten, oder wohl gar für. fih mißs 
| brauchten. 

‚Daß bey. diefer. ‚Wendung der - Dinge der Zweck des 
Reichsvereins in jeder Hinſicht unerreicht bleiben , folglich die 
Integritaͤt des Ganzen, bey der vielfältigen Theilung des 
Intereſſes feiner Glieder und dem Mangel an kräftiger Zus 
fammenwirkung, den Umgriffen der Nachbarn, die innere 
Ruhe den Reibungen der Eiferfucht und des religiöfen Fana⸗ 
tismus füch entgegenftrebender Partheyen , die rechtliche Frey⸗ 
heit und Sichetheit der Reichsbuͤrger der zufälligen Güte oder 
Bssartigkeit der Landesheren Preiß gegeben, alle Begriffe 
von gemeinfchaftlichem Vaterlande und Intereſſe verfehwinden, 
und das Band, welches die verfchiedenen Glieder des teut⸗ 
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fchen Staatskorpers zu einer Einheit verbumden halten folkte, 
ſich allmählig ganz auflöfen mußte, war gan; natärlih: Daß 
es aber fo gekommen ift, verfchuldete jedoch offenbar nicht die 
Verfaſſung des Reichs an ſich, fondern lediglich der Mangel 
des Willens der aftiven Neichsglieder, der Tendenz der Ver⸗ 
faffıng fich pünktlich zu fügen, und in das Erfireben derfels 
ben ernftlich einzuwirken. 

Darum, glaube ich, läßt fih der ſchon erwähnten, am 
sten Auguft 1806 an den teutfchen Reichstag abgegebenen 
Erklärung mehrerer Nehsftände, wodurch fie fi vom Reiches 
verbande losſagten, eigentlich nur der Sinn unterftellen: 
‚»Unfere ‚und unferer Mitflände Vorfahren paßten fchon lan⸗ 
ge nicht mehr in die Verfaftung des teutfchen Reichs; deren 
Geiſt und Zweck war ihnen fremd geworden, fo wie das 
Intereſſe teutfcher Gefammtheit, verdrängt durch ihr Privat⸗ 
Intereſſe; duch das Benehmen unferer Vorgänger laͤngſt 
fhon dem Wefen nach getrennt von dem, nur eben dadurch 
gelößten,, teutfchen Bunde, wollen wir num auch den leeren 
Schein von uns werfen, und uns öffentlich und förmlich da: 
von losfagen, um uns aufs neue, aber deſto Träftiger und 
‚inniger zu verbinden. Wenigftens verträgt fih diefe Deus 
tung jener Deklaration mit der, dem anerkannt ehrmürdigen, 
urfpeänglihen Geiſte der teutfchen Neichverfaffung ſchuldigen, 
Achtung, und läßt uns das Vertrauen, daf jene Deflaranten 
"die wahre Quelle des Webels, wodurch die Reichsverfaſſung 
das 2008 des allen menſchlichen Einrichtungen anflebenden - 
"Undeftandes fest ſchon erfahren mußte, vichtig erfannt, umd 
"den feften Willen haben, durch Verftopfung jener Quelle einem 
ähnlichen frühen Fehlerhaftwerden ‚neuen. Vereins, foniel in 
menſchlichen Kräften ſteht, gu begegnen. 

Sede, and die befte, Konftitution eines Bürger s ober 
Staaten s Vereins iſt todter Buchſtabe, Fraftlofes Mafchinen: 
wert, lebt nicht der Geift der Conftitution in den konſtituir⸗ 
ten ; aber die Hauptkunſt der politifchen Architektonik beftcht 
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darinn , den Organismus fo anzulegen und auszubauen, dab 
jener Geift in den oragnifirten ſtets lebendig, feine Thaͤtigkeit 
in der erforderlichen zweckgemaͤßen Richtung erhalten, und jede 
Subſtituirung fremdartiger Triebe möglich. unterdrückt werde: 
Daß es aber gerade an jener Kunſt in fpäteren Zeiten der 
teutſchen Konftituenten gefehlt Habe , wird fich im erfolge 
. zei gen. — 4 

Die Kauptmomente der, vorn "jener eines Wölfen 
Staats wefentlich verfchledenen, Verfaſſung eines Voͤlker⸗ 
oder Staaten s Bundes find: — Bellimmte Abgränzung 
der. Eigenthums⸗Rechts⸗ oder Freyheits s Sphäre jedes der 
verbundenen Staaten; denn der Bund bat einzig den Zweck, 
jedes feiner Glieder in feiner Eigenthums: und Freyheits⸗ 
Sphäre zu fchügen und zu fihen; es muß .alfo vorallem 
beftimmt ſeyn, was zur Sphäre eines jeden gehöre; damit er 
wiſſe, was er zu fchäßen habe: — Beſchraͤnkung eines jeden 
der verbündetn Staaten auf diefe beftimmte Sphäre: — 
Realiſirung des Schußes und der Sicherung der Verbundenen 
in diefer ihnen eingeräumten Sphäre durch rechtliche Beyle⸗ 
gung aller unter ihnen etwa entfiehenden Streitigkeiten, und 
Bereinigung der Macht aller gegen zweckwidrige Attentate von 
. Sinnen, und feindliche Angriffe von Außen: — Etablierung 
‚eines Kongreffes aus Nepräfentanten der verbundenen Staaten, 
zur Beforgung der gemeinfchaftlichen Angelegenheiten des Bun⸗ 
des, zur Schlichtung der etwaigen Streitigkeiten der Glieder⸗ 
Staaten unter fih im Wege Rechtens, und Verwendung und 
Leitung der vereinigten Macht des Bundes zum Behufe fets 
nes Zwecks: — Endlich, im Falle der Bund ſich ſelbſt zu 
ſchwach fühlen follte, die Sintregrität des Ganzen und jedes 
feiner Theile mit Zuverfiht des Siegs unter allen Umftänden 
zu vertheidigen, — die Sarantie einer dritteren Macht, Aurch 
deren Vereinigung mit der Macht des Bundes ein entichiede: 
“nes Webergewicht der Macht über mögliche Spaltungen im 
Inneren und. feindliche Anfälle von außen verbärgt wird. Die 
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Wolftändigkeit dieſer Momente der Verfaſſung des Völker: 
Bundes hat. ihre Sewähre in einem, Zwecke; denn werden 
alle diefe Momente realifirt, fo wird der Bund feine Be 
ſtimmung unfehlbar erreichen, und mehr bedarf es ja nicht. 

ı Die dee, welche der Berfaffung eines Voͤlker⸗ oder 
&Staatens Bundes zu Grunde liegt., der Geift einer fol’ 
hen Verfaffung , iſt das Vernunft: und Natur s Gebet der 
Regaliſirung eines rechtlichen. Verhaͤltniſſes unter , füch bes 
grenzenden, Otaaten, ‚melche, als die Einheiten der in ihnen 
verbundenen vernünftigen Weſen, eben fo , wie diefe, dem 
Rechtsgeſetze unterworfen find , welches ihnen gebiethet,, aud) 
imter fich die. Herrſchaft des Rechts, durch eine für fie und 
zur Beendigung alles Krieges realifirte Uebermacht, einzuführ 
wen.und zu fihern., und welche felbft Durch den gegenfeitigen 
Anterjochungsgeiſt, der fie alle belebt, indem er fich ſelbſt durch 
feine eigene Maxime entgegenarbeitet, am Ende nothwendig 
-auf Die angezeigte Verfaſſung geleitet werden, da, weil fie alle 
‚einander unterjochen wollen, jeder fich genoͤthigt fieht, für 
feine. eigene Sicherheit zuerft zu forgen., und, weil er doch 
allein nicht mädjtig genug iſt, allen Angriften Widerſtand zu 
leiften,, er wider feine Neigung und feine geheimen Abfichten 
reine Föderation der angezeigten Art nachfuchen muß, welche, 
indem fie ihn fühert, mas er will, zugleich auch die andern 
Mia, mas er nicht will. .. 

Die ganze Thätigkeit des Bundes endlich, oder ben 
Innbegriff ſeiner. Operationen zur Erreichung feines Zweckes 
koͤnnte man die Verwaltung des Bundes nennen. 

Die beſtimmte Abgraͤnzung der durch die rheiniſche Con⸗ 
foͤderation verbundenen Staaten, ihrer Eigenthums⸗ und Rechtes 
"Sphäre, enthalten die Artikel 13 — 24 und 34 der Confoͤ— 
derationsafte vom ı2ten Sul. 1806... Die Etablirung einer 
Bundesverſammlung iſt angeordnet im Artikel 6 derfelben 
Akte, zur Schlichtung aller Streitigkeiten, welche ſich zwifchen 
den verbündeten Staaten erheben mögen, (Art. 9.), und zur 
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Behandlung der gemeinfhaftlichen Angelegenheiten der vers - 
bündeten Staaten, welche, zufolge des im Fingange der Alte 
angegebenen Zwecks des Bundes , vorzüglich in Auffindung 
und Anwendung zjureishender, direkter und indirefter, Mittel 
zur Sicherung eines jeden der verbündeten Staaten in der 
ihm angemwiefenen Sphäre, fowohl gegen Angriffe und Verlez⸗ 
zungen von Seite eines Mitverbundenen, als gegen feindliche 
Anfälle von .aufen, alfo zur Sicherung der rechtlichen Freys 
heit und Unabhängigkeit der Bundesglieder beſtehen muͤſſen. 
Die Vereinigung der Macht aller zum Zwecke gemeinfamer 
Vertheidigung endlich, mittelft beſtimmter, von jedem Gliede 
zu ftellender, Contingente, iſt durch der Artikel 58, und die 
erforderliche Sarantie‘ des Bundes ‚von: Seite einer uͤberwie⸗ 
genden Macht durch die, im Artikel 12 ausgefprochene, Webers - 
nahme des Proteftoriums von Seite deg Kaifers 
der Franzoſen bergeftellt. Es finden ſich fomit alle we⸗ 
ſentlichen Punkte der Verfaffung eines Voͤlker⸗ oder Stans 
ten: Bundes in der erwähnten Urakte der rheiniſchen Con⸗ 
foͤderation nach ihren Grundzuͤgen berichtigt. 

Wie dieſe konſtitutionellen Elemente des Bundes in ber 
Folge weiter auszubauen und zu beleben ſeyn dürften, um 
den Bund felbit,.der bis izt eigentlich nur. auf dem Papiere 
konſtituirt üft, ins. wirkliche Leben zu bringen, und in der ers 
forderlichen Thaͤtigkeit zu erhalten, davanf wird ung der Ders 
folg der Parallele Jeiten, ohne der Meifterhand.des politiſchen 
Baumeifters , die wir an der Eonföderationdatte bewundern, 
im mindeſten vorgreifen zu wollen.“ 

Daß die rheiniſche Confoͤderation die, oben angegebene, 
dee des Wölker Bundes zur Baſis habe, erhellt aus dem, 
im Eingange der mehrerwähnten Conföderationsafte ausge⸗ 
forochenen , Zwecke der Eonföderation: »den inneren und 
äußeren Frieden der Konföderirten zu fihern:« Denn de 
Herbeyfuͤhrung und Befefligung, nicht blos eines Friedens, 
fondern eines dauerhaften Eriedenszuftandes unter Stans 
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ten und Staaten iſt mar möglich durd Stiftung eines rechts 


lichen Verbältniffes unter ihnen , und Bereinigung ihrer 
Macht zur Obhut des Rechts unter fih und zur gemein; 
fchaftlichen ˖ Vertheidigung gegen außen , und es bleibt fonft 
nichts zu denken übrig, worauf die fi Verbindenden die 

Hoffnung der Realifirung eines inneren und Äußeren Zries 
denszuſtandes hätten gründen können: Das Wollen des 
Zweds begreift aber vernünftigermweife aud das Wollen des 
unumgänglichen Mittels zum Zwecke, welches leztere Wollen 
denn auch die aufgeſtellten Elementar s Normen des Bundes 
deutlich ausdrücken. 

Es ift nun an den Verbündeten, durch die That ‘zu bes 
weifen, daß Sie der Geift des Bundes lebendig ergriffen 
babe ; und Sie werden dieß am beften dadurch können, daß 
Sie, die als Mitgehülfen an der Stiftung und Gründung 


des Bundes vor den Augen der Gegenwart und Nachwelt 


daftehen,, nicht nur feläft durch ihre KHandlungsweife dem 


Tv 


Seifte des Bundes volllommen entfprechen, fondern auch 


durch Feftftellung von Formen, welche Diefen Geift rein und 
unverfälfcht auspragen, und deffen Erhaltung verbürgen, der 
teutichen Nation die fichere Gewähre leiften, daß auch die 
‚Erben ihrer Souverainität diefem Geiſte unverrlickt treu 
bleiben werden, auf daß die teutfche Nation. fich, überzeugen 
tönne, daß ihre Ruhe nicht ferner dem Spiele der pofitifchen 
‚Laune, dem Zufalle der Privatabſichten und Verhältniſſe id: 
‚zer Regenten Preiß gegeben fey , fondern in dem geficherten 
Friedenszuftande ihrer Nachkömmlinge die billige Entgeftung 
für die großen Anftrengungen und Aufopferungen, welche die 
mehrjährige Krifis ihrer Staatsummwälzung ihr abnörhigte, 
mit Zuverfiht erwarten dürfe. 
Wohl fieht und weiß es die teutfche Nation, daß ihre 
Fürſten jege nicht in der Lage find, unabhängig von dem 
- Willen der höheren, die politiiche Form von ganz Europa 
umftaltenden, Hand zu thun, was fie wollen, und ohne Rück⸗ 
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it auf die, alles umfaſſende, politiſche Tendenz jener Höher 
ren Fand, ihren Trieben und Wiünfchen fiir das Sefammts 
Vohl ihrer Völker geradezu Effekt zu verfchaffen, daß die 
gegenwärtige Pauſe in dem inneren Leben des Bundes mit 
den Vorbereitungen zur Wollendung ber politifhen Geftalt 
des großen Ganzen im Zufammenhange ftehen möge: Allein 
fie fiehe mit Verwunderung, gleich in der erften Periode des 
neuen Vereins, Durch die differenteften Organifationen und 
Geſetzgebungen, durch gegenfeitige Verrufung der Münzen, 
| durch Erfchwerung des gegenfeitigen Verkehrs mittelft der 
| Mauthanſtalten, Anlegung des Univerfitäts:Banns, und ans 
dere ähnliche Souverainitäts-Ausflüſſe ſich allenthalden ein 
Syſtem der Sfolirung entwiceln, welches, wenn auch nicht 
‚mit dem Geifte des Bundes im bireften Widerfpruche fteht, 
doch gewiß der Belebung deſſelben nichts weniger als fürders 
Gh und zuträglich iſt, und welches fie fih um fo weniger 
zu erflären vermag, je mehr fie im inneren der Eonföderirten 
Staaten nur folhe Verfiigungen erwarten zu müſſen glaubs 
te, weiche, ohne alle Berührung der äußeren pofitifchen Ders 
hältniffe , den erflordenen Geiſt der Einheit unter den teuts 
ſchen Völkern, die vergefienen Begriffe von einem gemeinfas 
men Vaterlande und Intereſſe wieder zu erwecken gefchickt 
gewefen wären, nachdem man den Verluft der National: Eins 
beit und das Dermiffen eines gemeinfamen Intereſſes öffents 
lich als KHauptmotiv der Unhaltbarkeit des Reichsverbands 
angeklindige, mithtn eben dadurch die Nochwendigkeit eines 
thätigen Zufammenwirkens zur Wiederbelebung teutfcher Na; 
tionalität anerkannt hatte: — Wenn bey jenem Benehmen 
von oben herab nirgends ein rechtes Vertrauen, daß es mit 
der Verbindung ernftlic, gemeint fey, Wurzel faffen will, 
und ſich nirgends ein reges Sintereffe dafiir blicken laßt, 
wer follte es der teutfchen Nation verdenken können ? 
Es wäre vielleicht möglich, daß der große Napoleon, 
der die Etablirung eines, den Anfoderungen des Wölkerrechts 
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volllommen entfprechenden, großen Völker-Bundes 
durch unzwendeutige Symptome ankündigt, zur Abficht hät⸗ 
te, ſtatt die, bis itzt beſtehenden, teutichen Staaten vermits 
teift der rheiniſchen Tonfüderation, als Einem Ganzen, jenen 
„großen Völferbunde beytreten zu laffen, wenigere Staaten in 
Zeutfchland zu bilden, und dieſe, als einzelne fiir ſich befter 
hende, Staaten unmittelbar in den großen Wölferbund aufs 
zunehmen; und wenn dem wirklich fo wäre, ſo hätte fich 
freylich der Schlüffel zur Erklärung jenes Benehmens teuts 
ſcher Souveraine gefunden: Im entgegengefe&ten Falle 
aber Hätte doch die teutfche Mation billig Hoffen diirfen, daß 
ihre Fürſten fih zur gemeinfchaftlichen Berathung der gegens 
wärtig höchften National; Angelegenheit, des inneren Orgas 
nismus des Bundes, vereinigte, und die Defultate diefer ges 
meinfchaftlihen Berathung, durd das Drgan des Direlto; 
riums, der Vorfchrift der Bundesakte gemäß, dem Protek⸗ 
tor vorgelegt hatten, — welhem, die Qualifitation des 
Bundes zur Erreichung feines Zwecks, d. i. defien Wohl, 
bezielende, aus Achtem Semeinfinne gefloffene, Vorfchläge um 
fo weniger unwilllommen hätten feyn können, da er felbft 
Stieder feines eigenen Hauſes mit dem Wohl und Wehe 
von Teutfchland enge verflochten hat, — und daß. man, wenn 
jenes gefchehen wäre, fie ‚davon in Kenntniß geſetzt hätte, 
als das unverkennbar wirkfamfte Mittel, ihr Vertrauen in 
die neue Ordnung der Dinge einzuflößen, und ihr Intereſſe 
baran zu erregen, ohne weiches Vertrauen und Intereſſe der 
Nation die DVerfaffung , zwar immerhin geswungene Söld— 
linge, nie aber freywillige und enthufiaftiihe Vertheidiger 
finden wird. 

Doch! die Weisheit unferer Souveraine, welche ſich im 
Akte der Umgeſtaltung unferer Verfaffung in fo fchönem 
Glanze gezeigt hat, heißt uns, willig uns zu bejcheiden, daß 
zureichende Gründe der DVorfiht oder Nothwendigkeit ihr 
bisheriges Verfahren. geleiter haben, und: berechtigte ung gu 
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der Hoffnung, daß fie, wenn nur erſt ber rechte Zeitpunkt 
der Vollendung eingetreten feyn wird, ber Sefammtheit das 
nahahmungsmiürdigfte Vorbild Achter teutfcher Nationats 
Energie in Ausbildung, Befeftigung und Belebung der ges 
wählten Verfaffung gewähren werden. — 

Aus der Vergleichung der voraus aufgeftellten Haupt⸗ 
momente der Derfaffung eines Völker: Staats und jener 
eines Völker» Bundes ergiebt ſich, daß bende, ob fie 
gleich denfelden Zwerf miteinander gemein haben, den nams 
fich, den vereinigten Völkern den Genuß der rechtlichen Si⸗— 
herheit , eines dauernden Friedenszuftandes zu gewähren, 
dennoch in Anfehung der Art der VereinigungssForm zum 
gemeinichaftfichen Erſtreben des Vereinigungszwecks weſent⸗ 
lich differiren. 

Der Völker: Staat vereinigt alle, in ihm begriffene, 
Dölfer durch Unterwerfung unter eine, ihnen allen gemeinfas 

» me, höchſte Staatsgewalt; der Völferbund erheifcht Feine 
foihe Unterwerfung , fondern umfchlingt blos feine Glieder 
mit dem Bande einer freyen Affoziation: — Der Völker 
Staat hebt die Selbfiftändigkeit aller, ihm angereiten, 
Staaten auf, und macht fie von einer Obergewalt abhängig; 
der Völkerbund läßt alle zu ihm gehörigen Völker als eben 
fo viele eigene, befondere, feldftfiandige und nnabhängige 
Staaten beftehen: — Der. Völker: Staat greift ein in das 
innere Leben feiner lieder; der Völker: Bund läßt das - 
innere der ihn konſtituirenden Völker ganz unberührt, and 
erſtreckt ſich blos auf die Äußeren Zerhättniffe derfelben 
unter ſich: — Der Völker :Staat regulirt durch feine höchſte 
Gewalt die inneren Verhättniffe der in ihm vereinigten 
Völker durch Geſetze, ſchlichtet die Streitigkeiten zwiſchen 
ihren Häuptern und Sliedern, und dielen unter ſich, und 
volzieht ‚jene Geſetze und dieſe Richterſprüche; der Völker⸗ 
hund giebt nur Sefebe für die äußeren Verhältniſſe der 
Verbiindeten unter fi , richtet nur die Eoflifionen in dieſen 
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äußeren Verhältniſſen, und hat nur im ihnen Objekte dev 
Erelution: — Der Völker ; Staat fihert die Coexiſtenz ein 
zeiner, feine Völker konftieuirenter, Menfhen, als freyer 
Sndividuen; der Völkerbund fichert die Eoeriftenz benach: 
barter Völker, als freyer Staaten: — Der Völker: 
Staat feßt feine Glieder in ein wahres Unterthanenverhätt 
niß; der Völkerbund die feinigen bios in das Verhältniß 
eines freyen Verbandes: — Das Prinzip des Völker s Staats 
ift das der Beherrſchung und Regierung; das Prinzip des 
Völkerbundes jenes, eines auf die Gleichheit aller gebauten 
freyen Föderalismus. 

Hiemit find denn auch die weſentlichen Differenzen zwi⸗ 
ſchen der VBerfaffung des teutfchen Reichs, als eines Völker— 
Staats, und der Verfaffung der rheinifchen Conföderation, 
als eines Völkerbundes, Benntlich genug gezeichnet, und man 
muß wünſchen, daß ein Theil derjenigen, weiche bis ikt eins 
zeine Anſprüche an die Verfaſſung der letztern zur öffentlis , 
hen Sprache brachten, fo wie ein Theil derjenigen, weiche 
ſich bisher öffentlich über die Vorfchläge anderer abzufprechen 
erlaubten, vor allem fich den Geiſt diefer Differenzen , der 
ihnen bis dahin noch entgangen zu ſeyn fiheint, aneignen 
möchten, um ſich und andere vor ähnlichen ſchiefen Anſprü⸗ 
chen und Urtheilen, als die bis itzt gewagten und gefällten, 
für die Zukunft zu ſichern. 

Im teutſchen Reiche unterlagen alle, daſſelbe konſtitui⸗ 
renden, Völker einer, ihnen allen gemeinſamen, höchſten 
Staatsgewalt, der Reichsſsgewalt; die Glieder-Staaten des 
rheiniſchen Bundes erkennen keine, ihnen gemeinſchaftliche, 
höchſte Staatengewalt; denn das Protektorium iſt von eis 
ner ſolchen weſentlich verſchieden: — Im teutſchen Reiche 
war keiner der, in ihm begriffenen, Staaten, eben wegen 
ihrer Unterordnung unter die höchſte Reichsgewalt, des Cha⸗ 
rakters der Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit theilhaftig; 
im rheiniſchen Bunde freut ſich jeder der konföderirten 
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Staaten des Charakters voller Souverninitäit: — die Wirk 
ſamkeit der teutfchen Neichsgewalt erſtreckte fih auf das ins 
nerfte Leben der teutichen Reiches Territorien; ber rheinifche 
Bund befchräntt die feinige blos auf die Außere Wechſelwir⸗ 
fung der in ihm vereinigten Staaten, als Staaten, aufein⸗ 
ander: — Im tentfchen Reiche gab die Hiäffe Gewalt von 
Reichs⸗Hoheitswegen Geſetze, welche nicht nur das Rechtes 
verhältniß der Territorien unter ſich, ſondern auch die Rechtes 
verhältniffe der Territorials Heren mit ihren Gliedern, und 
ſelbſt jene diefer. Stieder unter ſich beſtimmten, und afle ale, 
anmittelbare oder mittelbare, Unterthbanen bes Reihe 
gleich verpflichteten: im rheinifchen Bunde können, und zwar 
aur duch den Weg freyer Uebereinkunft feiner Glieder, 
höchſtens folche Geſetze aufgeftellt werden, welche die rechtli⸗ 
de Coexiſtenzordnung der Eonföderirten Staaten, als Staa⸗ 
ten, alfo blos ihre Außeren Verhältniſſe unter ſich (unmittel⸗ 
Bar oder mittelbar) betreffen, und nur die rechtliche Nacur 
und Keaft von Tonventional; Statuten haben, da ſiée 
son der Wölkergefellfchaft fich felöft gegeben werden, und alle 
Glieder diefer Sefellfchaft, als folhe, an Rechten, was deren 
Form’ berriffe , ſich vollkommen gleich find: — die tentfihe 
Reichsgewalt, übte als höchfte Staatsgewakt ;das Recht ded 
Gerichts nicht nur in Streitigkeiten unter dem Reichs:S:aar 
ten unter fih, und zwiſchen den Häuptern det legieren und’ 
ihren Untergebenen in erſter, fondern auch über die Strei⸗ 
tigfeiten diefer lezteren unter ſich in fester Inſtanz, und volls 
309 jene Geſetze und dieſe Rechtsſprüche in Kraft ihrer 
Machtvollkommenheit; der rheinifhe Bund fann, eben weil 
fih feine Wirkſamkeit durchaus nicht auf das Innere der 
fonföderirten Staaten erftreckt, ſondern lediglich auf deren 
äußere Verhältniſſe unter fich beſchränkt, auch ſchlechter⸗ 
dings nur etwaige Colliſi onen in dieſen ihren äußeren 
Verhãltniſſen rechtlich ſchlichten, und dieſes ſein Recht des 
Gerichts iſt ein, blos anf freyer, durch den Zweck des Guns 

| 8. 
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des angeregter, Wahl der Konföderirten, die Streitigkeiten 
in ihren Außeren. Verhältniſſen, ftatt durch Gewalt der. Wafs 
fen, dem Zwecke des Bundes gemäß im Wege Nechtens augs 
zugleichen, gegründetes Recht : 

Es verräth demnach, man mag.. fagen „ was man wit, 
und bie Sache: mag fih von Seite des Nutzens noch fo 
fehr empfehlen, durchaus irrige Begriffe von dem Weſen des 
Bundes, wenn man dem Bundesgerichte eine Einwirkung. 
auf die Streitigkeiten zwifchen den verbündeten Souverainen 
und ihren Untergebenen, alſo auf innere Verhältniffe der 
tonfüderirten Staaten eingeräumt wiflen will, indem diefe 
feine Einwirkung, dem Zwecke und Weſen des Bundes völlig 
fremd, die Souverainität in ihrem Wefen geradezu vernichs 
tete, welche eben das Bundesgericht fichern helfen fol, und 
ſich feine Seite des Dundes auffinden läßt, aus der eine 
foiche Ausdehnung feiner Wirkungsfphäre fich begründen ließe, 
die Deutung des Bundeszwecks aber, den inneren Frieden 
ber verbündeten zu fihern, zur Unterſtützung jener Ausdeh⸗ 
nung, von dem entſchiedenſten Mißverſtande dieſer Zwec⸗ 
beſtimmung zeugt: denn — 
Die teutſche Reichsgewalt. hatte, als Staategewalt, die 
rechtliche Sicherheit, den Frieden aller, ihr unmittelbar oder 
mittelbar unterworfener , Individuen unter fi) und gegen 
augen zu verbürgen ; die rheiniſche Conföderation aber,. als 
ein bloßer Völkerbund, überläßt die unmittelbare Obfors- 
ge für die rechtliche Sicherheit und den Frieden im Inneren 
der einzelnen verbündeten Staaten lediglich ihren Souverais 
nen, deren Wirkungskreis eben in jener Obforge beſteht, fie 
ſelbſt aber wender blos ihre Thätigkeit auf die Sicherung 
der rechtlichen Coexiſtenz der durch fie vereinten Staaten, als 
Staaten, und deren Vertheidigung gegen außen, verbürgt 
alfo den Frieden im Inneren des Bundes, und beis 
fen Sicherheit nah aufen; das Innere des Bundes 
darf aber .nicht verwechjelt werden mit dem Suneren der 
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verbündeten Staaten; denn die äußeren Verhälte 
niffe der lezteren, als einzelner Staaten, in Beziehung 
unter fich geben das innere des Bundes, und dei 
Bundes Beziehung auf alles, was nicht zum Bunde ges 
höre, Heißt fein Äußeres Verhältniß: — Die Erekutivs 
Gewalt des teurfchen Reichs erſtreckte ſich zur Effeftuirung 
der von ihe ansgefloffenen Geſetze und Rechtsſprüche auf das 
Snnere der Reichsprovingen, und, wenn gleich die Exeku⸗ 
tion durch die Provinzialgewalten felbft bewirkt wurde, fo 
handelten doc diefe hierunter nur im Namen der Souves 
rainität des Reichs, und als Organe derfelden; der vheinifche 
Bund Hingegen fann es nur mit der Vollziehung feiner 
Conventional s Befchlüffe und Entfcheidungen in "Beziehung: 
auf die Äußeren Verhältniffe der. fonfüderirten Staaten uns 
ter fich und gegen, dem Bunde fremde, Mächte zu thun 
haben, und die lieder des Vereins volljichen im Geſammt⸗ 
Namen des Vereins, was fie felbft, mit Freyhelt und Gleiche 
heit ihrer Rechte, über ſich felbft beſchloſſen Haben: — Alle 
lieder des teutfchen Reichs ohne Ausnahme waren, unmitz 
telbare oder mittelbare, Unterthanen der Neichsgewalt‘s 
die Staaten der rheinifchen Confüderation hingegen ftehen 
blos in einem, und zwar folhem , gefellfchaftlichen. Verhälts 
niffe, weiches allen Stiedern der Gefellfchaft, als folhen, 
gleiche Rechte gewährte, und fein Glied dem andern, noch 
irgend einem bdritteren Subjekte unterwirft; denn alle Staas 
ten des rheinifchen Bundes find in gleichem Maaße fouver 
rain, haben gleichen Antheil an dem Effefte des Vereins, 
und gleiche DVerbindfichkeiten gegen den Bund. — Das 
Prinzip des teutfchen Reichs war das der Beherrfhung und 
Sub ordination; das Prinzip des rheinifchen Bundes iſt 
das einer gleichen Völfergefellfchaft und der Co ordination. — 
Die Erreihung des Zwecks des Reichsvereins garantirte uns 
mittelbar eine wahre bürgerliche Oberherrfchaft; die Errei⸗ 
dung des Zwecks der rheiniſchen Tonföderation garantirt 
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nur mittelbar und ſubſidiariſch ein bloßes, von einer bürger⸗ 
lichen Oberherrſchaft weſentlich verſchiedenes, Protektorium, 
welches ſich nicht in die inneren Angelegenheiten der kon⸗ 
föderirten Staaten miſcht. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß bey dieſer Difereny⸗ 
Entwicklung das teutſche Reich ſo genommen wurde und ges 
nommen werden mußte, wie es nach feinen £onftitutionellen 
Geſetzen ſeyn follte: dem Thatbeſtande nad) war freylich vie 
les _ganz anders; denn die, durch eigenmächtiges Hinweg⸗ 
fegen iiber die Geſetze und Beſchlüſſe des Reichs, durch uns 
beſchränkte privilegia de non evocando, und durdy Ders 
eitfung der Unmwibderftehlichkeit der höchſten Staatsgemwalt 
errungene Independenz der mächtigeren Reichsſtände von 
der, auf wenige unbedeutende Nefervatrechte beengten, Reichs⸗ 
gewalt hatte lange ſchon den WölfersStaat in der That in 
eine Art von Völferbund umgewandelt, ob man gleich im 
Buchſtaben der Konftitution die Form bes Völker⸗Staats 
Leybehielt, und daß man endlich diefer Form ſich ‚öffentlich 
„entledigte, welche nur noch auf die minder mächtigen Stän: 
de drükte, ohne ihnen einigen Vortheil zu gewähren, und 
ducch öffentlich gefesliche Adoption der Form des Völkerbun⸗ 
des den Widerfpruch zwifchen dem geſetzlichen und dem 
That beſtande, und die dadurch herbeygeführte Verwirrung 
glücklich lößte, war demnach um fo rathfamer und nothwen⸗ 
diger, je mehr durch die Form des Völkerbundes, in Verglei⸗ 
dung mit jener des Völfer:Staats, wie bereitd gezeigt wurde, 
die Erreichbarkeit des Zwecks, fir welchen Benachbarte Völ⸗ 
fer und Staaten fid) verbinden follen , geſichert, und die 
Haltbarkeit der erſteren durch ihre eigene Natur gewährt 
wird. 

Die nunmehr in nähere Vergleihung zu flellenden Ver: 
faffangs Punkte find: — der Kaifer des teurfchen Reichs, 
und dag Protektorium des rheiniſchen Bundes: — der 
Reichslag und die Yundesverfammlung : — die Verfaffung 
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bes Reichsgerichtsweſens und das Bundesgericht: — dit | 
Erekutionsverfaffung des Reiche und jene des Bundes: — 
endlich die Kriegsverfaffung des Neichs, und das Vertheidi⸗ 


. gunge:Syftem des Bundes: woben ich ausdrücklich bemerke, 
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daß diefe Punkte vorerft. blos in Anfehung ihrer for mels 
len Zweckmäßigkeit werden beritckfihtigt werden: Die Vers 
waltung des Reichs, fo wie jene des Bundes werden fpas 
ter in Betrachtung kommen. 

Daß die Souverainität des teutfchen Reichs, als eines . 
Staſats, durch ein phyſiſches, mit der erhadenen Würde 
eines Kaifers ausgeflattetes, Individuum perfonifizire. 
wurde, mögte ebei. fo, wie die Beftimmungsart diejes Indi—⸗ 
viduums durch den Weg einer Wahl, im allgemeinen als 
volllommen zweckmäßig anzuerkennen ſeyn. Denn bie, oft 
theuer erkaufte, Erfahrung aller Zeiten hat zur Erkenntniß 
der Wahrheit gefiihrt, daß durch die Konzentrirung aller 
fhüsenden Kraft eines Staats in den Händen eines Einzi⸗ 
gen, ale des Regenten im engeren Sinne, inwieferne 
durch diefen Ausdruck der Innhaber der vollziehenden 
Gewalt bezeichnet wird, die Erreichbarkeit des Staatszwecks 
am meiſten geſichert ſey; dieſelben Gründe aber, welche ge⸗ 
gen die Erblichkeit aller eigentlichen Staatsämter überhaupt 
ſtreiten, ſtreiten in einem noch ungleich höheren, alle entges 
gengeftellten Deflamationen überwiegenden, Maſſe gegen die 
Erblichkeit des Regentenamts, und für die Uebertragung defs 
felben durch freye Wahl, fobald ein Volk zur Behauptung 
feiner Rechte nur einigermaßen gereift ift, und eben darum 
den möglichen Mißbräuchen des Wahlrechts nachdrücklich zu 
begegnen verfteht. 

Wäre der Kaifer Teutfchlands wirklich Negent des 
Reichs in jenem Sinne gewefen, das heißt, wäre eine, dem 
Bedarfe des Reichs zur Erreichung feines Zwecks volltoms 
men entfprechende, durch die Beyträge der Heichsglieder kon: 
ſtituirte, und durch dieſelben zu unterhaltende, ſchützende 


118 


Kraft realifiet, und diefe durch die Konftitution bes Retchs 
der Kaiſerwürde in abstracto zur alleinigen und ausfchlier 
fenden Dispofition zum Behufe der Vollziehung der geſetzli— 
chen und richterlichen Befchlüffe, fo wie der Vertheidigung 
Des Reichs überlaſſen, das Hecht der Geſetzgebung aber aus 
fchließend in die Hände der verfammelten Zürften, als ber 
Hepräfentanten ihrer Völker, und das Recht der Gerichts— 
barkeit ausfchließend in die Hande der Gerichtshöfe des 
Reichs niedergelegt geiwvejen, dann wiirde die Erfahrung auch 
im teutfchen Meiche jene Wahrheit volllommen beftattigt, 
“dann wiirde eine wirklich freye Mahl des Kaifers flatt ges 
funden, und die Verſaſſung ded Reichs dem Ideale eines 
Völker Staats möglichſt entfprochen haben. 

Bekanntlich aber hatte der Kailer einigen, nämlich den 
negativen, Antheil an der Gelekgebung des Reichs, lich den 
Geſetzen, die er nicht verworfen hatte, und den Urtheilsſprü— 
chen der Berichte bey ihrer Publikation feinen Namen, und 
tonnte es verjuchen, jene und diefe zu vollziehen, wenn die 
Heichsftände kein Intereſſe hatten, dieſem Vollzuge fich zu 
widerfegen,, oder geneigt waren, ihm bie nöthigen exekutiv⸗ 
Kräfte zu gewänren. Bey allen Gefchäften der Verwaltung . 
Des Reichs einigermaßen betheiligt, ohne jedoh auch nur 
einen einzigen Zweig der Reichsgewalt vollſtändig in Händen 
zu haben, war der Kaiſer — nicht Repräſentant — ſondern 
eigentlich bloſes Schattenbild der Reichs Majeſtät, welches 
ſelbſt, als ſolches kaum bemerkt worden wäre, hätten nicht 
die Privatkräfte, welche ein Kaiſer, als Reichsſtand oder als 
Regent eines fremden Staats beſaß, dem kaiſerlichen Anſe— 
hen einige Stützen geliehen. Waren doch die ſtändigen Re⸗— 
veniien des Kaifers, als folhe, in den neueren Zeiten — 
man kann fi als Tentfcher ohne Schaam deſſen nicht ers 
inneren — auf die Summe von 13 884 fl. 32 Er. befchräntt, 
wovon noch überdieß die Juden einen beträchtlichen Theil 
beyzutragen hatten! Bis dahin haste man, um den Mo— 
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narchen nicht übermächtig, nicht zum Despoten werden zu - 
laſſen, eigentlich aber nur, um dem Streben ber Kronbeams 
ten nach Landeshoheit, und der Landesheren nad Unabhäns 
gigfeit immer feeyere Bahn zu machen, die Monarchenwür⸗ 
de ſelbſt entkräftet; flatt nur den Mißbrauch der Mache 
zu hindern, entzog man dem Monarchen die Kraft felbft, 
machte dadurch den richtigen ‚und zweckmäßigen Gebrauch 
derſelben unmöglich , und hob eben damit die Monarchens 
würde dem Werfen nach auf, während 'man fie dem Titel 
nach fortbeſtehen lief. 

Daß die geſetzgebende Gewalt des Reichs in zwey 
Theile getrennt:wurbe, wovon der eine den durch Gefandte 
verfammelten Neichskänden , und der andere dem Kaiſer zu⸗ 
ftund, war ein entichiedener Fehler in der Perfonifilation je⸗ 
ner Gewalt, da zwar die verfchiedenen Zweige der höch⸗ 
fien Gewalt eines Staats, aber durchaus nicht ein und 
derfelbe Gewaltszweig, in ber Darſtellung verfchiedenen 
Subjekten übertragen. werden dürfen und darf, ohne die fo 
nöchige Einheit der Quelle zum größten Nachtheile fiir das 
Sanze zu ftören: Die Erfahrung hat es denn and beftäts 
tigt, daß ducch jene Theilung der gefeßgebenden Gewalt des 
Reichs zwifchen zwey Klafien, überdieß von fo verſchiedenem 
Intereſſe, nur Eiferfucht und Widerſpruch erzeugt wurden; 
denn was iſt die Geſchichte der Verhandlungen des Kaiſers 
and der Stände auf dem Reichstage im Grunde anders, ale 
eine fortlaufende Sefchichte des Widerſtandes der Reichs— 
fände gegen die Werfuche des Paiferlichen Hofes, feinen Eins 
flug auf Teutfchland zu erweitern, und umgekehrt? und daß 
dabey die Sefekgebung des Reichs den gerechten Foderungen 
die man an fie machen konnte, "gar nicht entfpeochen habe, 
iſt aller Welt bekannt, fo wie der allmählige Verfall des 
Reichs, bey jener fehler s und lückenhaften Normirung der 
Sseriflengordnung der Reicheglieder, unvermeidlich eintreten 
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Noch geringeren Antheil, als an der geſetzgebenden Ge⸗ 
walt, hatte S% Kaiſer an, der oberftridhterlihen. Ge 
walt des Reichs; denn, während die Reichsftände die Mehrr 
heit der Richterſtellen, wenigſtens am Kammergerichte, bes 
fegten, die Serichtsordnungen vorzeichneten , die Gerichtsviſi⸗ 
tationen vornahmen, und in mehreren Fällen den Rekurs fo 
wie die endliche richterliche Entfcheidung an ſich zogen, (als 
worin die wefentlichen Aeußerungen einer oberften vechtipres 
chenden Gewalt. befiehen), den vom: Kaifer angeordneten 
Meihshofraih aber , wiewohl mit vielfditigen Widerſprüchen 
und verfuchten Einwirkungen auf denſelben, eigentlich nur 
duldeten, — hatte der Kaifer blos die Ehre, den Rechter 
Erfenntniffen und übrigen Alten feinen: Namen und Titek 
yprgeießt, feinen Stellvertreter vorangeben zu fehen. 

Wenn es anerkannter Grundfag der Staatswiſſenſchaft 
if, daß die Akte der Rechtſprechung im Staate, von allem 
Einfluffe der erefutiven Gewalt: frey , lediglich den Gerichts 
höfen überlaffen feyn follen, zu was diente jene Ceremonie 
mit. dem Aushängefchitde der Faiferlichen Auktorität? Wo— 
durch konnten die Reichsſtände, deren Verſammlung body 
wohl nicht den Charakter eines Gerichtshofes hatte, das iha 
rer Seits in vielen Fällen angemaßte Necht der richterlichen 

Entſcheidung rechtlich begründen ? Warum ließ man nicht 
die. Serichtshöfe des Neichs allein und ausfchliefend alle 
Rechts⸗Streitigkeiten ohre Ausnahme in höchſter Inſtanz 
ent ſcheiden, und ihre Erkenntniſſe im Namen und aus Auk—. 
torität Des Reichs, welches fie zum Alte der Rechtſpre⸗ 
hung repräfentirten, verfiinden? Oder, wenn doc, der Kai— 
fer der Innhaber der richterlichen Gewalt des Reichs feyn 
follte, warum ließ man ihn nicht ausſchließend die Gerichtss 
höfe befesen, diefen die Gerichtsordnungen vorfchreiben, und 
feine Oberaufficht daritber durch Wifitationen geltend mas 
hen? — Alles, wie es ſich faktiſch verhielt, beweißt, daß 
auch die richterliche Gewalt des Reichs zwiſchen zwey Klaſ 
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fen von Subjeften wirktich getheilt geweſen, und daß auch 
diefe Theilung diefes einen Gewaltszweigs der Erreichung 


feines Zwecks nichts weniger, als förderlich geweſen fey, wer 


mögte darüber noch Beweiſe fodern ? 

Aber die vollziehende Gewalt bes, Reiche, follte 
man vorausfeßen, wäre doch wenigftens in.der Perſon des 
Kaiſers, als des Negenten von Teutfchland, konzentrirt ges 
wefen? — Wenn man will, dem Namen nad, ja, aber 
lineswegs dem Weſen: Wenn der Kaifer. in Wahrheit als 
das Subjekt der vollziehenden Gewalt des Reichs hätte fols 
len angefehen werden können, fo hätte demfelben eine, zur 
Handhabung der Ordnung und Ruhe im inneren, zur ©els 
tendmachung der Geſetze in allen Theilen des Reichs, zur 
unwiderftehlichen Vollziehung der vichterlichen Erkenntniſſe, 
und zur Vertheidigung der Theile wie des Ganzen gegen 
äußere Feinde, fiir jeden. Fall zureichende Kraft durch vers 
hältnißmäßige Beyträge aller Reichsglieder zu Gebote geftellt, 
und Die Verwendung und Leitung diefer Kraft für jene 
zwece, nah Maaßgabe der Beſchlüſſe der gefekgebenden 
Berfammlung und der Erfenntniffe der Gerichtshöfe,, feinen 
alleinigen Verfügungen überlaffen geweſen feyn müſſen, 
zur Behinderung des Mißbrauches jener Macht aber ber 
Kalfer fir die zweckgemäße Verwendung derfelben der 
gefeggebenden Berfammlung des Neichd verantwortlich ge 
macht fenn können : — Doc) jenes war ganz und gar nicht 
dee Fall; denn die Domainen des Neichs waren ohne Aus: 
nahme veräußert, oder verfchenft oder unablößlich verpfäns 
det; nothdürftige Geldbeyträge mußte der Kaiſer in eingels 
nen: Fällen erbitten, und, wenn fie farglich genug bewilligt 
worden waren, fo hätte es beynahe einer eigenen erefutiven 
Macht bedurft, um fie beyzutreiben, und die vielen, oft ges 
gründeten, Klagen iiber Unverhältnißmäßigkeit der Reichs⸗ 
matrifel, und die Compenſations Erinnerungen zu befeitigen 
Her niederzufchlagen : die erforderliche Militair⸗Macht end; 
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lich war in den Händen der Reichsſtände hunbertfältig ver⸗ 
theile , welche foIhe, wenn deren Gebrauch ihrem Privat⸗ 
Intereſſe nicht zuſagte, entweder gar nicht, oder langſam ger 
nug flellten, und immer unter ihren eigenen Befehlen be 
hielten. Zudem verließen die Reichsgerichte ſelbſt Erekutiong; 
Mandate an die Kreife, als Exekutionsbehörden, und jeder 
Verſuch des Kreiſes, ein Reichsgeſetz in einem Reichslande 
unmittelbar ſelbſt zu vollziehen, würde als eine Verletzung 
der Landeshoheit ſehr übel aufgenommen worden ſeyn. — 
Wer mögte unter fo bewandten Umſtänden nun noch Be 
| haupten, daß der Kaifer, dem auch hierunter faft nichts, als 
die Ehre, überall feinen Namen hHerzugeben, übrig blieb, 
alleiniger Sijnnhaber der Erekutiv, Gewalt des Reichs gewe⸗ 
fen ſey? Wer follte jene abermalige reelle Theilung diefes 
Beſtandtheils der höchſten Neichsgewalt: zwiſchen Kaiſer, 
Ständen und Gerichtshöfen für zweckmäßig erkennen können? 
Daß bey jener gänzlichen Ohnmacht der Kaiſer⸗Würde 
an fih, wöllte man anders nicht den Kalfer zu einem völlig 
leeren Phantom herabwiirdigen, im Grunde alle Freyheit 
der Monarchen: Wahl hinweofiel, war ganz natürlih: Denn 
eine Wahl kann nur dann frey genannt werden, wenn fie 
allein von der Nirckfiht auf die innere Sitte und Tauglichs 
feit des Candidaten zu dem Amte, welchem er vorftehen 
fol, und von der eigenen, von änſſeren Beſtimmungen nicht 
neleiteten, Entſchließung der Wählenden abhängt; alle Wahl⸗ 
freyheit aber ift dahin, fobald die Wahl durd, äußere Vers. - 
hältniffe nur auf beſtimmte Subjekte zwingend gerichtet wird, 
und die Wählenden genöthigt find, nur denjenigen vorzugies 
ben, der die größte äußere Macht befist, und von beffen 
Nichtwahl Unruhen und Trennungen zu befiicchten wären: 
Da nun das Reich felbft feinem Monarchen Feine Macht 
aewägrre und gewähren wollte, mithin nur darauf zu fehen 
genüchigt war, wer aus eigner Kraft der Kaiſerwürde 
den erwünfchten Nachdruck gewähren könne, und einer feiner 
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Mitſtände, namlich das Oeſtreichiſche Haus, mit feiner Kriegs⸗ 
macht jene aller übrigen Stande zufammengenommen mo 
nicht überwogen, doc ihr fiher das Gleichgewicht hielt, fo 
konnten die Wahlfürften wohl nicht umhin, ihre Monarchens 
würde , bey einer Erledigung -derfelben, dem jedesmaligen 
Erben des Deftreichifchen Staats zu diberlaffen, indem die 
Wahl eines andern Reichsfürften unfehlbar das Signal zu 
einem einheimifchen blutigen Kriege, der Erfahrung gemäß, 
gegeben haben wilde. ’ 

Auch adgefehen davon, daß die ben der Wahl eines 
Saifers gar nicht paffende Rückſicht auf Religion, bey ber, 
in jedem Falle ftatt gefundenen, Stimmen : Mehrheit der 
katholischen Wahlfürſten, das Wahlrecht der proteſtantiſchen 
Wahlfürſten feiner Realität nach aufgehoben hatte, war alfo 
feit dem Eintritte jenes Derhältniffes der Macht des Defts 
reichifchen Haufes zu der Macht aller iibrigen Reichsftande 
unter den angegebenen iibrigen Umftänden die fonftitutionelle 
Eigenfchaft einer Wahls Monarchie an der Form des teuts 
fhen Reichs ihrem Weſ en nach vereitelt, ſo wie durch jene 
reelle Theilung jedes. einzelnen Veftandtheild der höchſten 
Reichsgewalt zwiſchen dem Kaiſer und dem Corps der Reichs— 
ſtünde ſelbſt das Weſen der Monarchie praktiſch vernichs 
tet, und — da die Unwiderſtehlichkeit der Macht im Volls 
zuge der Geſetze und Nechtsentfcheidungen eines Staats für 
alle feine- Glieder die Grundbedingung des Charakters feines. 
Regenten (diefes Wort im oben angegebenen engeren Sinne 
genommen) ift, der Kaifer aber, blos folcher, und abgeſehen 
von feiner Privar: Macht, kaum für ‚eine der geringften 
Reichsſtädte unmwiderftehlih war — felbft die Reg entens 
Würde ihrem Weſen nach praktifch aufgehoben war. 

Man kann demnach mit Wahrheit fagen, daß bei der, 
ben ſchon bemerkten, faktiſchen, dem Buchſtaben der Cons 
Ritution widerfprechenden, Umgeflaltung des teutfchen Reiche, 
Ms eines Wölker s Staats, in eine Arc von Wölkerbund, 
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auch der Charakter der Kaiſerwürde in eine Art von bloßem 
Protektorium, welches jedoch ben der Kälte und dem fidh 
widerfrebenden Intereſſe der Partheyen unter fih mehr für 
die Zwecke des Protegirenten,, als der zu protegirenden bes 
nigt wurde, metamorphoflrt worden fen, ale welches Pros 
teftorium die einzige, mit der Natur eines Völkerbundes 
verträgliche, Art von Garantie fiir die Erreichung des Buns 
deszwecks, und bekanntlich aud vom rheinifchen Bunde 
adoptirt iſt. ! 

Daß eine förmlihe Dberherrfhaft iiber verbündete 
Staaten, ähnlich der einer höchften Staatsgewalt, dem Wer 
fen eines Völkers Bundes mwiderfpreche erhellt von ſelbſt 
aus den voraus gegebenen Grundzügen des Wefens eines 
foihen Völker s oder Staaten Bundes ; der Charakter der 
Selbſtſtändig- und Unabhängigkeit, oder der Charakter der 
Souverainität, zu deffen Behanptung fid mehrere Staaten 
verbunden haben, verträgt keine höhere Souverainität, welche, 
als folhe, über allen verbunderien Staaten ſtünde, und 
oberhoheitlich auf fie alle gemeinfam einwirkte ; denn 
die Degriffe von Souverainität und Unterordnung unter 
eine höhere Gewalt fliehen fih , indem leztere das Weſen 
der erſteren nothwendig zerftört, und wenn demnad) der 
Staatenbund die Erhaltung und Vertheidigung der Unabs 
hängigkeit der in ihm vereinigten Staaten zur Endabſicht 
bat, fo müßte etwas, welches diefe Unabhängigkeit.ihrem 
Weſen nad vernichtete, nothwendig mit dem Weſen des 
Staatendbundes im  Widerfpruche ftehen, und dieſen ſelbſt 
praftifch vernichten: So etwas wäre aber eine, allen vers 
kiindeten Staaten gemeinfame, höcfte Staaten : Gewalt, und 
eine foihe darf alfo, folange der Verein der Staaten ein 
bioßer Staatenbund, und nide ein Völker⸗-Staat 
feyn foll, in iem nicht etablirt werden. J 

Wenn es irgend etwas giebt, dem alle unter der Form 
eines Völkerbundes vereinigte Staaten, unbeſchadet ihrer 
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Unabhängigkeit, Selbſtſtändigkeit, und Freyheit im Inneren, 
unterworfen ſeyn können, fo ift dieß — nicht etwa ein, in 
einer Menfchenperfon gewähltes, fichtbares und phnfifches 
Dberhaupt — fondern der gemeinfame Völkerwille, 
der fich durch den Bundesvertrag ausbrüdtich. und. feyerlich 
zur Obhut des Nechts und .eines allgemeinen: Friedenszuftans 
des unter den fich verbindenden übereinkimmend erklärt hat; 
der Ausdruck diefes. gemeiniamen Völkerwillens giebt dann 
das pofitive Geſetz des Bundes, an welches, ald an dem 
Ausdrud ihres eignen: Willens, alle feine. Glieder gebuns 
ven find, und defien Beſtimmungen nur die rechtliche Hands 
hbabung und Sicherung ihrer ſelbſt, als kdexiſtirender unabs 
hängiger Staaten, bezielen können, da.fie. nur zum gemeins 
ſchaftlichen Erfireben dieſes Ziels zufammengeftimmt haben.: 
Die Verbindlichkeit unter und nach; fich ſelbſt gegebes 
nen, Geſetzen aber, welche die Sicherung der Unabhängigs 
keit besweden, und fchon von der Vernunft ſelbſt ale unerlaßs 
liche Bedingungen einer Coexiſtenz freyer Staaten, als fols 
her, diktirt find, ift volllommen mit der Souverainitdt fons 
füderieter Staaten vereindbarlich, und wenn nur durch einen 
zweckgemäßen Organismus der Confüberation für die unfehls 
bare Geltung diefer Geſetze hinreichend geforgt ift, fo fallt 
auch aller, etwa erdenfdare, Grund und Zweck der Etabli⸗ 
tang einer eigentlichen Oberherrſchaft im Bunde fofore 
Binweg. 

‚Wohl aber kann ein Staatenbund? — vorzüglich als⸗ 
dem , wenn feine Glieder⸗Staaten fid, ſelbſt an Macht fo 
ungleich find, daß eine Unterdrückung der ſchwächeren durch 
die ſtärkeren möglich wäre, oder wenn die Sefammt; Macht 
des Bundes von der Macht benachbarter ‚Staaten überzogen 
wird , fomit den Sieg iiber feindliche Angriffe von folchen 
Staaten mit Sicherheit zu verbüürgen nicht vermag — der" 
Sarantie und des Schußes einer foldyen dritten Macht ber- 
dürfen, durch deren Einſchreiten jedes. einzelne, felbft das 
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mindeſt mächtige, .. feiner Glieder gegen mögliche Unterdrük⸗ 
kungsverſuche von Seite der mächtigeren Glieder, und durch 
deren Machtzuwachs der Bund im Ganzen mie in feinen 
TIheilen gegen mögliche Anfälle fremder Staaten , folglich 
die Erreichung. bes Bundeszwecks in jeder Hinſicht vollkom⸗ 
men gefichert wird. . In der Natur einer folhen Saranı 
tie und eines folchen. Proteftoriums Stege nicht nur nichts, 
was dem Weſen des Staatenbundes entgegen wäre, ſondern 
the Hinzutreten iſt fogar, unter jenen beftinnmten Voraus—⸗ 
feßungen,, unerfaßliche Bedingung der. Erreichbarkeit feine 
Zwecks und der Feſtigkeit ſeines Beſtehens. Sie find für 
einen Staatenbund. der: unterfiellten Art gerade das; was 
für ein Gebäude, welches ſich durch feine eigne Struktur 
nicht zu halten. vermag:,. Schlaudern., Säulen und anges 
lehnte Dfeiler find, und In der. That jenem nicht minder 
nothwendig., als letztere dieſem. 

Der rheiniſche Bund befand: ſich bei feiner Entſtehung 
and befindet fid) fortwährend unverkennbar im der- Lage des 
dringenden Bedarfs einer Garantie der. Erreichung feines 
Zwecks, und eines Schußes für die Dauer feiner Exiſtenz; 
denn man vergleihe nur 3. ©. die Kräfte der Flirften von- 
Lichtenftein und Lenen, von Neuß, Lippe und 
Walder uf. w. einzeln, ja ſelbſt die Kräfte. aller im: 
Bunde begriffenen Großherzoge, Herzege und. Fürſten zus 
fammengenonimen,, mit der Macht der verbündeten Könige 
von Baiern, Würtemberg, Weftphalen und Sach— 
fen, einzeln und in Verbindung, und man wird fich der 
Heberzeugung nicht erwehren künnen, daß eine, jede Ber 
forgniß niederfchlagende, Sicherung. jener erfleren gegen «ts. 
wa mögliche Störungen bes Friedens oder Verſuche der Uns: 
terdrückung von Seite diefer letzteren nur durd) die fir die⸗— 
fen Zweck der Sicherung ſtäte VBereitfchaft des Einfchreitene 
einer, die Kräfte diefer letzteren ohne allen Vergleich ilber⸗ 
wiegenden, dritten Macht möglich fen; und man vergleiche 
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die gefammte Macht der. Fonföberirten Staaten mit det 

Macht der fie, auf den entgegengefeßten Seiten, umfaflens 

den Staaten von Frankreich und Defterreih, und 

es ergiebt fih, daß die Sicherheit des Bundes, in feinem 

Theilen wie im Sanjen, nur verbürge werden künne gegen: 

mögliche Anfälle von außen durch den Schuß einer folchen’ 

Macht, durch deren Vereinigung mit der Macht des Bun— 

des, diefer felbft in eine folche politifche Haltung tritt, mels 
de vermögend iſt, wo nicht jeden Gedanken zu einem feinds 
kligen Angriffe auf. denfelben niederzufchlagen, doch die höch⸗ 
fe Wahrſcheinlichkeit des Siegs über den fi erhebenden 
Zeind ‚8 gewähren. Mit wenigen Worten: Die Erreichs 
barkeit des Zwecks der rheiniſchen Conföderation, nach feiner’ 
doppelten Nichtung , den Frieden im Innern und gegen 
Auffen zu erhalten, war nicht gefihert ohne die Garantie 
und den Schug einer dritten Macht der geforderten Art. 

- Frankreich hat bekanntlich die Sarantie für die Ers 
reihung bes Zwecks der theinifchen Konfüderation, den: 
Schu ihrer Exiſtenz übernommen, und es wiirde fehr Übers 
flüßig feyn, noch fagen zu wollen, daß Frankreich am bes 
fen zu diefer. Uebernahme geeignet geiwefen fen , daß es. im 
volleften Maaße die erforderliche Kraft beſitze, um jedem, 
dem Zwecke bes "Bundes entgegenftrebenden, Unternehmen 
von Seite eines feiner Glieder vorzubeugen, und den Bund 
ſelbſt gegen jedes feindliche Attentat von Außen aufrecht und 
unverfehrt zu erhalten, daß alfo Frankreich am entfchiedens 
fen dem Zwecke entfpreche, deffen Realiſirung die Erhaltung ' 
einer Garantie und eines Schutzes dem Bunde erwünſchlich 
machte. Eher könnte noch die Frage und Erwägung nöthig 
(deinen: Was den Bund gegen den Druck der abfoluten 
Uehermacht des Saranten und Drotektors felbft fhüße? — 
Denn ein fchwaches Haus, welches man mit einem unvers 
hältnißmäßig ſchweren Schlauderwerke belaftet , und deffen 
Seitenwände man durch Pfeifer fiat, deren Schwere den - 
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Gegendruc der Wände überwiegt, ſteht in Gefahr, - unter 
der Laft feiner eignen Stüspunfte gu erliegen, und der gans ' 
ze Unterſchied ift, daß fein Fall, ftatt nach außen, nun nad 
innen geht. — Eine weitere Garantie gegen den etwa mögs 
lichen Mißbraud des Schußrechts zur Unterdrückung der zu 
Befchüsenden durch andere Mächte, iſt gegenwärtig‘ uners 
reichbar, und wiirde nur das Bedürfniß der Garantie ins 
Unendliche vervielfältigen. 

Doch! zum Glücke bedarf es auch einer ſeichen: weite⸗ 
ren Garantie ganz und gar nicht, indem dieſe ſchon durch 
die Natur der Sache und der Verhältniſſe ſelbſt gegeben iſt. 
Die rheiniſche Conföderatirn iſt Frankrerchs deigenes 
Werk, und es läßt ſich nicht denken, nicht fürchten, daß 
es unnatürlich genug ſeyn könne, an ſeinem eignen Kinde 
zum Mörder zu werden. Zudem hat der rheiniſche Bund 
unverkennbar die Beſtimmung, für Frankreich zur Vor⸗ 
mauer gegen entferntere Mächte zu dienen; daß es ſeine 
natürliche Grenze, den Rhein, überſchreite, die Staaten 
des Bundes unterjoche, und mit ſich ſelbſt verſchmelze, auf 
dieſe Art mit eigner Hand ſeine Vormauer niederſtürze, und 
ſich mit den entfernteren Mächten in unmittelbare Berüh⸗ 
rung bringe, läßt ſich mit keinem Grunde befürchten, um 
fo weniger, je mehr es früher ſchon die günſeigſte Gelegen⸗ 
beit gehabt hatte, eine folche Abſicht, wenn es deren fähig 
wäre, durchzuführen. Man muß vielmehr annehmen, daß 
Frankreich mit der Errichtung des rheinifhen Bundes feine- 
Abfichten, welche es mit den denfelben konſtituirenten Staaten 
haben fonnte , vollftändig erreicht Habe, daß die Form, uns: 
ter und nad) welcher es die, daſſelbe nördlich und öſtlich 
unmittelbar und mittelbar begrenzenden, dentichen Staaten 
vereinigte , volltommen pafle in das große Federativ:Spftem, - 
deffen Etablirung daffelbe zu bezwecken fcheint, und daß es 
fonach Frankreichs eigenes Intereſſe erheifche, dieſen Be 
ſtandtheil feines großen Gebäudes eben fo, wie fich ſelbſt 
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und die Übrigen Beſtandtheile, im feiner Integrität zu ers 

halten, daß alfo die Sorge Frankreichs für feine eigne Exs 

— zugleich die Sorge für die Erhaltung unſeres Bun⸗ 
des ſeyn müße. 

Auf dieſe Weiſe werden die Staaten des rheiniſchen | 
Bundes, fo wie fie Frankreich zur Wormauer dienen, und .. 
daſſelbe befchligen helfen, hinwiederum auch ihre: Seite von 
Sranfreic) gedeckt und mächtiger noch gefchüßt, von Frank 
reich, welches fie vordem faft allein und am meiften zu 
fürchten Urfache hatten, und. diefes ihr, auf gegenfeis 
tige Sicherung und wechfelfeitigen Schuß berechnete, 
Verhältniß entſpricht ſonach volllommen dem Ideale dee 
rechtlichen Verhältniſſes, deſſen Realiſirung benachbarten 
Staaten, als unumgängliche Bedingung ihrer ruhigen und 
friedlichen Coexiſtenz, als freye Staaten, durch Natur und 
Vernunft geboten wird. — Ihres mächtigſten Feindes ents 
ledigt, vielmehr deſſen Schutzes gewiß, und durch deſſen 
eigenes Intereſſe gegen alle Gefahr der Unterjochung ger 
deckt, können die Völker des rheinischen Bundes der unge 
Körten Erreichung des Zwecks ihres Vereins, und der Lines 
ſchütterlichkeit ſeiner Conſiſtenz, mit ungetrübter Zuverficht 
entgegenfehen. 

So wie Übrigens die Sphäre der Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten einer höchſten Staatsgemalt durch das Weſen 
und den Zwef „eines Staats zunächſt ihre Beſtimmung 
erhält, ſo können auch, vorläufig und bis poſitive By 
fimmungen erfolgt feyn werden, die Nechte und Verbinds 
lichkeiten des Protektoriums der rheinifchen Confödera⸗ 
tion nur aus dem Zwecke und Weſen eines Volkerbun— 
des abgeleitet werden, und fo feht, wie wir bereits gefes 
ben haben, das Wefen eines Völkerbundes von dem eines 
Böker s Staats differirt, fo weſentlich verfchteden ift die 
Rechtsſphäre des Protektoriums ber vheinifchen Confödera⸗ 
tion von jener der höchſten Gewalt des teutfchen Reichs. 


Q. 
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Die, durch das Weſen und den Zweck eines Staats 


- begründeten, Rechte einer höchften Staatsgewalt find befannts 


PR 


lich die Nechte der Geſetzgebung, Nechtfprehung und Volls 
ziehung, und die höchſte Gewalt eines Wölfer : Staats wirkt 
in Ausübung diefer Rechte ein: auf das innere der, dens 
felden konſtituirenten, Völker: das Proteftorium eines Stans 
tenbundes hingegen bleibe mit feiner Wirkſamkeit gänzlich 
ausgeichloffen von dem Inneren der verbiindeten Staaten; 


denn da der Bund felbft fih nur befchränft auf das Außes 


re Verhältniß der verbündeten Staaten unter fi, und ge 
gen fremde Staaten, fo fann ſich auch offenbar das Protek⸗ 
törium des Bundes — (welches wohl zu unterfcheiden iſt 
von dem ‘Proteftorium einzelner Staaten, als einzelner) 
— gleichfalls nur auf jenes Außere Verhältniß der verbüns 
beten Staaten unter fi) und gegen fremde erſtrecken: Das 
Mrotektorium des Bundes foll nur die rechtliche oder friedlis 
the Coexiſtenz der verblindeten Staaten, als Staaten, 
und deren Sicherheit nad) außen verbürgen; die rechtliche 
oder friedliche Coerifteng der einzelnen Menfchen aber, 
elche jene Staaten bilden, zu ſichern, iſt lediglich Sache 
ber höchften Gewalten diefer Staaten, welche eben darum 
mit dem Charakter der Souverainität ausgeriiftet find, die 
fih durch, von afler äußeren Gewalt unabhängige, Geſetz—⸗ 
Hebung, Nechtfprechung und Vollziehung in der ganzen Sphäs 
fe ihres Gebieths wirffam äußert, und darauf, ohne in 
Ihrem Weſen verlest zu werden, keinen Einfluß einer andern 
Macht geftatten kann. — Grundfäße, die bereits durch eigne 
Anerkenntniß des Protektors des rheinifchen Bundes, enthals 
ten in feinem befannten, am ııten September 1806 an den - 
Fürſten Primas erlaffenen, Schreiben, die ſtärkſte Gewähre 
ihrer Richtigkeit erhalten haben. 

Die Herſtellung und Erhaltung einer friedlichen Coexi⸗ 
ſtenz der, zu eben dieſem Zwecke verbundenen, Staaten ers 


heiſcht freylich gefegliche Beſtimmungen, welche Die Wechſel⸗ 
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wirkung dieſer Staaten jenem Zwecke gemäß normiren: AL 
fein diefe Normen können, wie fchon voraus erinnert wurs 
de, nur der Ausdruck des gemeinfamien Willens der verburg 
denen Völker ſelbſt feyn, können nur von den verbundenen 
Völkern fich felbft gegeben werden ;— denn das Verhältniß, 
in welches fie unter fich getreten find , iſt blos das einer 
freyen Affogiatton , Peineswegs das der Unterwerfung unter 
ein Oberhaupt, und nur Unterthanen fünnen und müßs 
ſen ſich von einem dritteren Willen Gefege geben laffen. 

Auch diefen Grundſatz beftättigt die, vom Proteftor des 
eheinifchen Bundes felbft mehrmals und nachdrücklich ausges 
fprochene, Anerkennung der vollen Souverainität der 
fonföbderirten Staaten, indem der Charakter der Souve⸗ 
rainität und jener der Unterthänigkeit in einem 
und demfelden Subjefte ſchlechthin unvereinbarlich find. Eben 
darinn befteht eine Hauptdifferenz zwiſchen dem Völker— 
Staate und dem Völker /Bunde, daß die lieder des 
erfteren fih die Normen ihrer Coexiſtenz von der, durch die 
gewählte Form ihres Beyfammen : Seyns nothivendigen , 
Obergewalt müſſen beftimmen laffen, die Stieder des lezteren 
aber die Normen ihrer Coexiſtenz nur ſelbſt ſich ſetzen, Ins 
dem fie, ohne einem Dberhanpte fih zu unterwerfen, 
fih zur Erhaltung der Ruhe unter fih und gemeinſchaftli⸗ 
chen Vertheidigung gegen außen blos frey konföderirt haben. 

Inwieferne jedoch eben jene Beſtimmungen der Wech⸗ 
ſelwirkung konföderirter Staaten den vorzüglichſten Einfluß 
haben auf die Erreichbarkeit des Bundeszwecks, und das We⸗ 
fen des Proteftoriums des Völkerbundes gerade darinn bes 
ſteht, die Erreichung des Zwecks des Bundes zu verbürgen, 
welches feiner Natur nach das Recht zu den Mitten hiezu 
befaffen muß, inſoferne iſt aud) durch das Weſen des Pros 
teftoriums das Recht deffelben unmittelbar begründet, forts 
während die inficht zu Haben in die, den Gliedern des 
Bundes zuftändigen, Funktionen der Bundes; Sefeßgebung, 
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um. einestheils die Aufftellung ſolcher Normen, welche der 
Erreichung des Bundeszwecks mehr hinderlich als förderlich 
werden duͤrften, behindern, anderntheils ſolche Normen, wo⸗ 
durch die Erreichung des Bundeszwecks bedingt ift, im Falle 
fie von. den Gliedern felbft außer Acht gelaſſen wuͤrden, in 
Anregung bringen, und endlich im Falle einer Stimmen⸗ 
Steichheit unter den Verathenden ein Zweckentſprechendes 
Reſultat vermitteln zu koͤnnen, damit nicht die Sache zum 
Stachtheile des Ganzen ausgefekt und unerledigt bleibe. — 
Es iſt für ſich Mar, daß ohne das eben bezeichnete Recht das 
Protektorium des Bundes ſeine Beſtimmung, als ſolches, zu 
erfuͤllen nicht vermoͤgte, daß es, mit andern Worten, ohne 
jenes Recht nicht wirklich Protektorium waͤre, daß alſo 
jenes Hecht durch den Begriff und die Natur des Protekto— 
liums ſelbſt begruͤndet, d. h. ein weſentliches Recht deſ⸗ 
felben fey. 

Die Streitigkeiten, welche ſich im Inneren der vers 
huͤndeten Staaten ſelbſt, zwifchch ihren Gliedern unter fich, 
und felöft zwifchen thren Haͤuptern und Gliedern, erheben 
mögen , zu richten , iſt entfchieden nur Sache ihrer eigenen 
Sonveraine, welche eben, weil fie Souver aine find, über 
Hechts s Streitigkeiten der bezeichneten Art feine Inſtanz aufer 
und über fich anerkennen koͤnnen: Beſtaͤttigt iſt auch diefer 
Srundfaß in dem, oben ſchon bezogenen, Schreiben des Pros 
tektors an den Fürften Primag, in der merkwürdigen Stelle: 
»Die inneren Verhältniffe eines jeden Staats gehen ung nichts 
an! Die Fürften des rheinifchen Bundes find Souveraine, 
„welche feinen Oberlehnsherrn haben; Wir haben fie als fols 
sche anerfannt. Die Streitigkeiten mit ihren Uns 
»tertbanen dürfen daher bey feinem fremden 
»Gerichte angebracht werden.« 

.. „Allein es können ſich auch Streitigkeiten in den aͤuße— 
| gen Verhaͤltniſſen der konfoͤderirten Staaten unter ſich erhes 
ben, und da es der erſte Zweck ihrer Verbindung ft, den 
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Srieden unter fih zu erhalten, fo dürfen Streitig⸗ 
keiten dieſer Art nicht im Wege des Kriegs durch Gewalt 
der Waffen, fondern fie müffen im Wege des Rechts friedlich 
bengelegt und gefchlichtet werden, und daß es fo gefchehe, iſt 
das unumgänglihe Mittel zur Erreichung jenes Zwecks. Eben 
darum muͤſſen die einzelnen verbuͤndeten Staaten das Recht 
des Serihts über flreitige Verhältniffe der letzteren Art dem 
Sefammt s Willen aller Verbundenen, welcher nothwendig der 
Wille des Rechts unter ihnen iſt, uͤberlaſſen, und dieſe 
ueberlaſſung verträgt ſich volllommen mit ihrer Souveraini⸗ 
taͤt, eben weil ſie um der Erhaltung ihrer Souverainitaͤt wil⸗ 
len geſchieht und nothwendig iſt, dieſe Souverainitaͤt der eins 
zelnen ſich nicht, als ſolche, über das Bundes-Verhaͤltniß 
erſtreckt, als uͤber welches kein Souverain exiſtirt, und 
durch die Beſchluͤſſe jenes Geſammtwillens feinem Einzelnen 
Unrecht geſchehen kann; denn der Wille jedes einzelnen ver⸗ 
buͤndeten Staats iſt im Geſammtwillen, der ſich in den Ge⸗ 
ſetzen des Bundes niedergelegt befindet, enthalten, und was 
von dieſem, oder dieſem gemaͤß beſchloſſen wird, beſchließt auch 
jeder einzelne eben darum uͤber ſich ſelbſt: Nun kann keiner 
in dem, was er uͤber ſich beſchließt, inſofern ſein Beſchluß 
dem Geſetze gemaͤß iſt, ſich Unrecht thun, denn hierinn iſt 
ſein Wille ſich ſelbſt ein Geſetz; folglich kann ihm auch kein 
Unrecht gefchehen" in dem, was der allgemeine Wille, zu wels 
chem der feinige funthetifch vereinigt iſt, Aber ihn befchlieft. 
Sin dem, von diefem vereinigten Willen ausgehenden, Bes 
ſchluſſe iſt jeder Einzelne, Objekt und Subjekt des Beſchluſſes 
zugleich; er befchließe etwas, und er ift es ſelbſt, weicher. über 
ſich beſchließt. Volenti auteın non fit injuria. 

Hieraus iſt zugleich erfichtlih, daß das Protektorium des 
Völker s Bundes feinen Einfluß haben könne auf die rechtliche 
Entfcheidung der hier unterftellten Rechts-Colliſionen, was 
ebenmaͤßig der Proteftor des rheinifchen Bundes felbft aner, 
kannt hat, indem er in dem, mehr erwaͤhnten, Schreiben, 
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ohne ſich hierunter etwas: vorzubehalten, fagte: »Die Bun; 
»desverfammlung ift das Staatsgericht, mit der 
»Beflimmung, den Frieden zwiſchen den verfchiednen fouve: 
 srainen Mitgliedern des Bundes zu erhalten. — Eben hier: 
inn zeigt fih alfo auch ein weientlicher Unterfchied zwifchen 
der höchften Gewalt eines Völker : Staats, und dem Protek⸗ 
torium eines Voͤlkerbundes. 

Defto beſtimmter hingegen tritt der Einfluß des legteren 
hervor im Afte der Vollziehung der gefeßlichen Befchläffe und 
der Nechtsentfcheidungen des Bundes ; zwar ift auch das Ges 
ſchaͤft dieſer Vollziehung zu naͤchſt nur Sache der Verbündes 
ten felöft, als welche, fo wie fie den Zweck des Bundes wol: 
len, fo auc) alle jene Mittel gebrauchen und anwenden müfs 
fen, welche die Erreichung diefes Zwecks erheijcht, fo weit diefe 
Mittel immer in ihrer eignen Gewalt fi) befinden : Allein 
wenn nun, im Falle der Miderfehlichkeit eines oder mehrerer 
Glieder des Bundes wider den Vollzug feiner Befchlüffe oder 
Htechtsentfcheidungen , die Macht der übrigen lieder, welche 
für die Vefchläffe oder Entfcheidungen des Bundes. ftehen, 
jene Miderfeßlichkeit zu befiegen unzulaͤnglich tft, dann ift es 
offenbar das Mefen und der Zweck des Protektoriums, wels 
her deffen fubfidiarifches Einfchreiten zur Geltendmachung der 
Defchlüffe und Entfcheidungen des Bundes, zum Behufe der 
Erreichung feines Zwecks, anfpricht; denn ben das Bedürfs 
niß des fubfidiarifchen Einfchreitend einer dritteren Macht, 
Das Beduͤrfniß eines‘ Machtzumachfes für folche Fälfe iſt der 
erfte Grund, welcher dem Voͤlkerbunde die Uebernahme eines 
Proteftorium von Seite einer dritteren Macht erwuͤnſchlich 
machen konnte, eben jenes Einfchreiten, und eben jener Madı‘s 
zuwachs find es, ohne melde ber Zweck des Bundes nicht 
fiber zu erreichen ftünde, deffen Erreichung zu verbürgen, die 
einzige Beftimmung dee Protektoriums iſt. | 

Diefelbe Gründe verpflichten das Proteftorium des Bun⸗ 
bes, im alle der leztere den Angriff eines auswärtigen Fein: 
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bes zu beftehen hätte, dem feine eigne Geſammtkraft nicht 
gewachfen wäre, denfelben mit einer folhen Macht zu unters 
fügen, welche, in Vereinigung mit der Macht des Bundes, 
deffen Integritaͤt zu. vertheidigen,, und ihm einen eben fo 
dauerhaften als ehrenvollen Frieden zu erfämpfen, ohne allen 
Zweifel geeignet iſt; denn auch die Erhaltung des Friedens 
gegen außen ift Zweck des Bundes, und die Garantie der 
Erreihung auch diefes feines Zwecks Beſtimmung feines Pro; 
tektoriums, 

Beyde Nechte und Verbindlichkeiten find gleichmäßig in 
dem oft erwähnten Schreiben Napoleons anerfannt, indem 
es darinn heißt: »Blos Verhältniffe des Schußes knuͤpfen 
»uns an den vheinifchen Bund. Meächtiger, als die verbüns 
»deten Fürften, wollen wir die Ueberlegenheit unferer Macht 
»gebrauchhen, nicht um die Souerainitätsrechte derfelben einzus 
»ichränten,, fondern die Un umſchraͤnktheit derfelben 
230 gemwähren,« und. »durch die Annahme des Titels eis 
»nes Schußheren des rvheinfhen Bundes haben 
»wir Die zweifache Verbindlichkeit eingegangen, das 
»Gebieth des Bundes gegen fremde Truppen, 
»und das Gebieth jedes DBundesgenoffen gegen 
»die Anmafungen der übrigen zu fihüßen.« 

Der Zweck, den inneren und äußeren Frieden des Bun— 
des zu fichern, erfordert jedoch, außer den Funktionen der Ger 
feßgebung, Nechtsentfcheidung und Vollziehung, wie fie voraus 
gezeichnet wurden, eine weitere Ihätigfeit, deren Innbegriff 
ih die Polizey des Bundes nennen mögte: Es kann 
nämlich den Sliedern des Bundes nicht genugthuend feyn, 
die Ueberzeugung zu haben, daf fie, im Falle einer Verlegung 
von Seite eines ihrer Mitverbundenen, auf deshalb bei der 
Bundesverfammlung erhobene Klage, Erſatz und Genug; 
thuung erhalten, und im Falle eines Angriffs von außen 
werden vertheidigt werden; denn dieß wäre blos eine Garan— 
tie für.jedesmalige Wiederherftellung der unterbrechli; 


256 


hen Ruhe, nicht aber eine Garantie gegen bie Unterbre— 
hung der Ruhe und Sicherheit feldft, welche Garantie mit 
jedoch, fo weit diefe durch die Macht des Bundes und feines 
Protektoriums möglich ift, durch den Geiſt des Bundeszwecks 
verheißen zu ſeyn feheint: Es bedarf demnach, wenn der 
Zweck des Bundes vollftändig erreicht werden foll, einer 
eigenen Thätigkeit, welche dahin gerichtet if, jeder Verlegung 
eines Bundes s Staats durch einen feiner Bundesgenoſſen 
vorzubeugen, der Wirklichkeit einer folhen zuvorzus 
tommen, und einen feindlichen Angriff von außen, fo weit 
dieß immer gefchehen kann, gar nicht eintreten zu laſſen; 
denn nur dann, warn jenes und biefes gefchieht, kann man 
In Wahrheit fagen, daß der innere und aͤußere Friede des 
Bundes gefichert, alfo deffen doppelter Zweck wirklich erreicht 
fey. Ä | 
Sinfoferne nun aber zu bdiefer Thätigfeit entfchleden fein 
Subjekt mehr geeignet, und keines dabey mehr intereffire iſt, 
als das Proteftorium, als welches durch fein Gewicht jede 
Verletzung und jeden Angriff jener Art’am kraͤftigſten nieder: 
zuhalten vermag, und, durch die Uebernahine der Garantie 
der Erreihung des Bundeszwecks, jedem Gliede deffelben 
Buͤrge geworden IfE für die Unverletzlichkeit feiner Nechte, im 
fofern fcheint mir auch durch das Weſen und den Zweck des. 
Protektoriums ein Necht auf deſſen Seite begründet zu ſeyn, 
Aber das Verfahren der Verbündeten Staaten gegeneinander, 
Aber ihre Einwirkung, ald Staaten, aufeinander , alfo über 
ihre Auf.ere Verhältniffe unter fich, eine flets wachſame Auf 
fiht zu führen, um jeder Störung oder Kraͤnkung der Selbſt—⸗ 
fländig s und Unabhängigkeit , jeder Nechtsverlekung eines 
Bundes: Staats durch einen feiner Bundesgenoffen zuvorfom: 
men , oder folche in ihrer Geburt erfticken zu können, nicht 
minder das Verfahren der, dem Bunde fremden, Mächte ges 
gen deg Bund im Ganzen, wie in feinen Theilen, fo mie die 
Verhaͤltniſſe des Pundes gegen jene ununterbrochen zu beob⸗ 
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achten, und dieſen Verhaͤltniſſen die, dem Bundeszweckr ent: 
fprechende, Richtung zu geben. — »Seine Majeſtaͤt« heißt es 
in der lebten Note des franz. Minifters an den teutfchen 
Reichstag »der Kaiſer und König haben den Titel, Schutz⸗ 
herr des rheinifchen Bundes , angenommen, blos in der Abs 
fit, um den Frieden zu erhalten, und durch ihre 
beftändig eingelegte Vermittlung zwiſchen den ſchwaͤchſten und 
den ſtaͤrkſte allen Arten von Zwiftigfeiten und 
Unruhen. vorzubeugen.« 

Es ift klar, daß nur durch den Gebrauch der hier aufs 
geuählten echte, und die Erfüllung der bier gejeichneten Vers 
bindlichfeiten die Beſtimmung des Protektoriums vollftänvig 
erreichbar fey, daß alfo jene echte und Merbindlichfeisen 
durch ‚den Begriff und Zweck des Proteftortums begründet, 
fomit als wefentliche Rechte deffelden ausgefprochen feyen : 
Und wenn, wie nicht wird geleugnet werden können, durch 
die Wirkfamkeit jener Nechte, und die Erfüllung jener Ob⸗ 
liegenheiten die Erreichung des Bundeszwecks nach jeder Hin: 
ſicht vollkommen verbürgt iſt, fo liegt eben darinn der Bes 
weis, daß durch jene Veftimmungen die Sphäre der wefent 
lihen Rechte und Werbindlichkeiten des Proteltorats voll: 
ſtaͤndig ansgemeffen fey. Die Beftimmung auferwefent: 
liher Rechte hängt: von der poſitiven Millenserflärung der 
beihügenden und, befhäßten Partheyen, alg wohin auch das 
dem Protektorate bereits eingeräumte Hecht auf Die jedesma; 
fige Ernennung des Fürften Primas, und auf Ermwiederung 
des Schußes durch thätige Theilnahme der Bundesglieder an 
jedem Kontinental Kriege des Protektorats gehoͤrt. | 

Vergleicht man nah diefen Deftimmungen das Mefen 
der höchften Gewalt eines Völker s Staats, mit dem Wefen 
des Protektoriums eines Dölferbundes , fo reduzirt fih ihrz 
Kauptdifferenz darauf; daß erftere die Erreichung des Zwecks 
des Bölfer : Staats, obgleich vermittelft der Kräfte feiner 
Glieder, aber allein und principaliter — lejteres hingegen 
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die Erreichung des Zwecks des Voͤlkerbundes, zwar vermittelſt 
eigner Kraft, uͤbrigens aber nur in Vereinigung mit der 
Macht des Bundes, und zwar blos ſubſidiariſch, naͤmlich nur 
fuͤr den Fall der Unzulaͤnglichkeit der eignen Kraft des Bun: 
des, zu erbürgen habe. 

Daß diefe Garantie durch das Proteftorium der rheini⸗ 
ſchen Confoͤderation ungleich vollſtaͤndiger und kraͤftiger, als 
durch die hoͤchſte Gewalt des teutſchen Reichs, werde gelei— 
ſtet, jedes, dem Zwecke des Vereins widerſtrebende, Attentat 
eines Bundesglieds auf die Rechte feiner Bundesgenoſſen un: 
“gleich nachdräclicher werde niedergehalten , die Sintegrität des 
Bundes ungleich mächtiger und glücklicher werde geſchuͤtzt, 
und der Bund ſelbſt zu ungleich groͤßerem politiſchen Ge— 
wichte und Anſehen werde emporgehoben werden, als dieß 
alles in und am teutſchen Reiche der Fall war, Wer moͤgte 
daran zweifeln? Wer ſonach die großen Vorzuͤge des rheini— 
ſchen Bundes vor dem teutſchen Reiche auch von dieſer Seite 
verkennen koͤnnen? 

(Die Fortſetzung im nächſten Hefte) 





III ZI LS BL LE RL RL HL RS LE LÄ RN N 2 IR TI TR WILL RT SASQH 
\ 


12. 


Berichtigungen und Bemerfungen zu Nr. 32. im 
ızten Hefte des Rheinifchen Bundes. 





(Den Unterhalt des Perſonals des vormaligen Faiferlihen Reiche 
fammergerichtö betreffend.) 
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In der Anlage Ziffer 3. zum Zirkularſchreiben Sr. Hoheit 
des Fürſten Primas an die allerhöchſten und höchſten Stäns 
de des erlofchenen deutfchen Reichs, ift der Eriftenzftarus für 


“109 
die aus der Suftentationdkaffe zu zahlenden Gehalte und in 
Anfpruch genommene Befoldungs s Ergänzungen auf 50,687 
‚KReichsthaler 5o Kreuzer, oder im 24 Gulden Fuß auf 
91,257 Gulden 56 Kreuzer berechnet. | 

Nac damaligen Verhältniſſen iſt die Nichtigkeit diefer 
Berechnung nicht in Zweifel zu ziehen, feitden hat fich jes 
doch jener Status durch neuerdings eingetretene Umſtände, 
infonderheit durch das Ableben des Präfidenten von Stauß 
fenberg und durch den Austritt einiger Partizipanten fo fehr 
"verändert, da; er nothwendig einer Berichtigung bedarf. 

Ehemals ald das Perfonale des Kammergerichts eben 
fo beſtimmt und bleibend war, als die Befoldung eines jes 
den Einzelnen, war die Erigenz für die Suſtentationskaſſe, 
— geringe teinporaire Abreihungen, die durch den Tod oder 
Abgang eines Mitgliedes, und durch das ipätere Einrücken 
des neuen etwa entftehen konnten, abgerechnet, — ein Jahr, 
wie das andere, die namliche, und leicht zu berechnen. 

Gegenwärtig aber, wo die Zahl der Partizipanten fich 
von einer Zeit zur anderen mindert, und wo die Gehalts 
Ergänzungen der in andere Dienfte getvetenen vormaligen 
Mitglieder von ſehr verfchiedener Größe find, und zu ganz 
verfihiedenen Zeiten gezahlt werden, ift es nicht anders mög; 
lich einen richtigen Exigenzſtatum aufzuftellen, als durch eine 
Ueberſicht des Bedarfs zu jeder einzelnen Diftribution. 

Da diefe nun, wenn die Kaffe es vermag, nad) der 
alten Einrichtung alle ſechs Wochen gefchehen follten, fo daß 
ihrer achte einen Jahrgang ausmachen, fo enthält die Anlage 

Ziffer ı 
eine Berechnung von den nächften acht Driftributionen, als 
vom Soten Junius 1808. bis zum ıdten Mai ı8og, in- 
elusive, wonah die Erigenz fiir dag nächfte Jahr fich ganz 
genau beftimmen last. 

Zur Erläuterung diefer Berechnung find jedoch folgende 
Bemerkungen nothwendig: | 


n 
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“ a). Befanntlih haben mehrere allerhöchſte und hoͤchſte 
Souverains die Vorfchläge, welche gleich nach Auflöfung des 
Kammergerichts von den vormaligen Mitgliedern diffelben 
geſchahen, dadurch genehmiget, daß fie mehrere derſelben in 
ihre Dienſte angeſtellt, den ihnen aus den Staatskaſſen zu— 
fließenden Gehalt an den Kammerzielern abgezogen, und 
wenn dieſer Ihrem vorigen Salair nicht gleichkam, ihnen für 
dag Uebrige ihre Anfprüche an die Suftentationskaffe vorbe 
halten baden. | 

Auf diefe Art find bereits, außer dem vormaligen 
Herrn Kammerrichter, eitf ehemalige Affefforen wiederum in 
Thätigkeit gefeßt, und vielleicht dürfen noch mehtere unter 
den Zuriichgebliebenen ein gleiches glückliches Loos hoffen, da 
in der That der eigene Vortheil des Negenten dafür zu 
fprehen fiheint , daß er, ſtatt das von feinen Unterthanen 
aufgebrachte Geld in eine allgemeine Kaffe zu verſenden, 
daſſelbe lieber einem geprüften Diener zuwendet, der es iM 
Lande verzehrt, und dafiir diefem Lande feine Dienfte wid: 
met. Auch) ift die Sache dadurch ungemein erfeichtert, daß 
nah den angenommenen Grundfäßgen, die Größe der von 
einem Lande zu zahlenden Kammerzieler kein Hinderniß bei 
der Anftellung abgeben kann, indem das dem Neuangeftellten 
an feinem Gehalte Fehlende, His zu der Summe von 4800 fl. 
. aus der Suffentationskaffe zugelegt wird, vorausgefeßt, daß 
die Zielee des Standes, bei dem er in Dienfte tritt, entwe— 
der durch feinen Schalt abforbirt werden, oder daß der 
Ueberſchuß an die Suſtentationskaſſe gezahlt wird, wie dieſes 
unter anderen das nachher folgende, neuefte Beiſpiel des 
Freiherrn von Stein ermeifer. 

b) Unter den Ergänzungs-Quoten, welche den in Diens 
fie getretenen -vormaligen Mitgliedern des KRammergerichts 
ange.viejen find, finder nach Verhältniß ihrer Anftellung ein 
richtiger Unterjchied flat. Die vormaligen Affefforen, Frels 
here von Gruben, und die Herren von Leutſch und von Neu⸗ 
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sat der ‚Ältere. haben überall feine Anſprüche auf. eine Ge: 
halts ; Ergänzung aus der Suftentationgfaffe, da fie von den⸗ 
jenigen Höfen, welche fie anftellten, ihre ganze vorige Beſol⸗ 
dung. erhalten. Sie fallen alfo aus dem Erigenzflatus ganz 
aus. . \ oo 
c) Die von der Krone Würtemberg in Dienfte genoms 
menen ehemaligen Aſſeſſoren, Freiherren von Riedeſel und 
von Linden, ſo wie Herr von Neurath der jüngere, welche 
in dem Status ©. agı. des 17. Heftes des Rheiniſchen 
Bundes mit einer Gehalts ‚Ergänzung von Boo fl. verzeichs 
net fiehen, find auf diefem Status nicht aufgeführt, weil ihr 
nen eine folche von Er. königlichen Majeftät von Würtems 
berg auf’ die Kafle gar nicht angemwiefen oder vorbehalten ift, 
vielmehr es die allerhöchſte Willensmeinung zu ſeyn fcheint, 
fie aus dem Ueberſchuſſe der Kammerzieler, welche nicht, wie 
foiches bei allen anderen Höfen, welche Mitglieder des ches 
maligen Kammergerichts in ihre Dienfte nahmen, der Fall 
it, — andie Suftentationstaffe bezahlt werden 
follen, ihrem vorigen Gehalte gleich zu ftellen. Daß übris 
gend dieſe vorläufige MWeglaffung vom Erigenzftatus diefen 
Herren an ihren etwaigen echten auf die Kaffe weder präs 
judiziren kann, noch fol, verfiehet fih von ſelbſt. 
4) Dagegen ift denen in königlich Baierifchen Dienften 
angeftellten vormaligen Mitgliedern des Kammergerichts, als 
Sr. Erzelleny dem ehemaligen Herrn Kammerrichter, Grafen 
von Keigersberg, dann den ehemaligen ‚Herren Affeflos 
ten, Zreiherren von Seckendorf und von Branfa 
und den Herren von Ullheimer und von der Bede 
ide Anfpruch auf die Suftentationskaffe von Sr. königlichen 
Majeſtät ausdriicklich vorbehalten, aud der Reſt der Kams 
merzieler, nady Abzug der Gehalte fir diefe fünf Herren jes 
desmal richtig in die Suftentationgkaffe abgeführt worden. 
Es ift daher bei der Berechnung ihrer Ergänzungs⸗ 
fumme der Sag angenommen worden, daß fie zu der Zeit 
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im Jahre zur Perzeption derſelben kommen, wenn die 


zurückgebliebenen Mitglieder diejenige Sums 
me erhalten haben , welche jene Herren als Gehalt bes 
kommen, und die an den Kammerzielern vorweg abs 
gezogen wird. 

Da nun diejer Gehalt, nach den allerhöchſten Anſtellungs⸗ 


dekreten vom ıften Jul. 1807. an, zu laufen anfieng; fo ers 


hält der Herr Graf von Reigersberg von diefem Tas 


ge an zu feinem Gehalte von 192,000 fl., den er aus den 
königlichen Kaſſen beziehet, aus der Suſtentationskaſſe eine 
Ergänzungsſumme von gı2o fl., wodurch deſſen voriger Ges 
haft von 21,190 fl. im 24 fl. Fuß gedeckt ift. Diefe Zulas 
ge würde eigentlich auf jede Diſtribution 1140 fl. befragen, 
allein nach obigen Srundfägen könnte der Herr Graf, weis 


her Y, feines Gehalts aus den königlichen Kaffen und 


aus der Suftentationskaffe erhält, erft dann zur Perzeption 
kommen, wenn jeder der zurücfgebliebenen Affefforen gleichs 
falls %, feines vormaligen Gehalts, alfo 2744 fl. befommen 


hätte, und demnad würde derfelbe vom ıften Julius 1807. 


angerechnet , in Die Februarsdifteißution von 1808. eingetres 
ten feyn, und in diefer fo, mie in den drei folgenden rem 
Paten erhalten haben. 

Nachdem aber der Herr Graf ı Drittel von feiner vors 
maligen fammerrichterlichen Beſoldung, der für die unbeſol⸗ 
deten Kameralen beſtimmten Proviſi onskaſſe auf eine ſo 
großmüthige als menſchenfreundliche Art cediret hat, und der 
Zuſtand jener Kaſſe es nothwendig macht, daß dieſe über— 
tragene Quote bei jeder Diſtribution derſelben verhältniß 
mäßig ausgezahlt wird; fo iſt die Einrichtung getroffen, daß 
die Proviſionskaſſe bei jeder Diſtribution den achten Theil 
der cedirten Summe erhält mit . . 488 Rthlr. Bo fr. 
Der Herr Graf aber bekömmt die noch über; 
ſchießende Gehalts: Ergänzung in den Diftri: 
but onen vom ıÖdten Februar, Zıen März, 
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sten May und Zoten Junius jedesmal 

mit. 2.2000. . 77 Rihlr. 40 kr. 
welches zuſammen die Ergänzungsfumme von 5066 Reichsthlr. 
6o fr. im zo fl. Fuß oder gı2o fl. im 24 fl. Fuß aus 
macht. 

Die übrigen vier in königlich Baieriſche Dienfte überges 
gangenen Herren, welche 4000 fl. Gehalt aus den königli⸗ 
hen Kaſſen bezichen, treten mit einer Ergänzung von Boo fl. 
ein, wenn die zurückgebliebenen Mitglieder gleichfalls 4000 fl. 
aus der Suftentationsiaffe erhoben haben. Diefes ift, vom- 
ıfen Julius 2807. angerechnet, bei ihnen der Fall am ıdten 
Mai jeden Jahrs, wo fie 200 fl. und am Boten Junius 
jeden jahres, wo fie 600 fl. befommen. Daß fie in der 
Antage ı. am Boten Sun. 1808. nur mit 200 fl. aufges 
führt find, rührt daher, weil fie die Diſtribution vom 15. 

guſt 1807. mit 600 fl. noch erhalten hatten, und biefe 

- wieder in Abſatz gebracht ift. 

e) Durch ein nenerfiches königlich Baierifches Reſkript 
ſind die vormaligen Herren Aſſeſſoren von Hueber und 
Freiherr von. Cramer, jeder mit 4000 fl. vom ı6ten 

- Mai 1808. an, auf die Zentraflaffe in München, -gegen 
Abzug Kiefer Summe an den Kammerziefern, übernommen, 
und ihnen gleichfalls wegen der fehlenden Boo fl. ihre Ans 
fprüche an die Suftentationskaffe vorbehalten worden. Sie 
fallen alfo als ordinaire Partizipanten von dem neuen Eris 
genzfiatus weg, und kommen nad obigen Prinzipien mit 
ihrer Ergänzungss Quote zur Perzeption am Zıten März 
jeden Jahrs mit 200 fl. und am ıdten Mat mit 600 fl. 
Daher fie mit diefen Summen unter dem Sıten März und 
sten Mai 1809. aufgeführt ftehen. 

f) Der in großherzoglich Heſſiſche Dienfte getretene vors 
malige Affeffor, Freiherr von Stein erhält, laut höchſtem 
Anftellungsdetrete, einen Gehalt von 2500 fl. vom 16. Mat 
1808. an gerechnet. Diefer fol auf die Kammerzieler abges 
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gogen, der Ueberreſt aber gezahlt werden, wogegen dem reis 
herrn von Stein feine Anſprüche auf die Ergänzung aus der 
Kaffe vorbehalten find. Nach den angenommenen Srunds 
fügen komme derfelbe zur Perzeption am Sıten Dezember 
jeden Jahrs mit 500 fl. und in den Diftributionen vom 
Februar, Mär; und Mai mit 600 Sulden. Er if daher 
unter den ordinairen Partizipanten ausgelaffen, und feine Er⸗ 
gänzungs: Quote vom Zıten Dezember ı808. an berechnet. 

8) Daß übrigens die in dem Exigenzftatus gebrauchte 
Mubrit: »Ordinaire und .ertraordinaire Partizipanten» — 
feine Verfchiedenheit in den Berechtigungen ſämmtlicher In⸗ 


tereſſenten andeuten folle, wird faum nöthig feyn, zu bemers 


ten. Diefe Abtheilung ift nur darum angenommen, weit die 
Maten der erſteren eine für jede Diftribution feftfichende 
Ausgabe ausmachen, die Raten der letzteren aber beinape 
mit jeder Diſtribution wechfeln. 


Folgende Bemerkungen Über den Zuftand der Kaſſe im 
Verhältniß zu dem aufgeftellten Erigenzftatus, dürften viel 
leicht. hier am rechten Orte Plas finden. _ 

Der neue Erigenzftatus erfordert fir das nächſte Jahr 
nur eine Totalfumme von 39,312 Rthlr. eo fr. für, die ors 
bentlichen Ausgaben der Suftentationsfaffe, mithin 11 ‚355 
Rthlr. 30 fr. weniger, als der im 17ten Hefte des Rheini— 
fhen Bundes aufgeftellte; allein in beinahe gleihem Ver— 
hältniſſe haben ſich auch die von Baiern und Heſſen zu zads 
lenden Zieler vermindert, fo daß in der Wirklichkeit dadurch 
wenig gewonnen ift, insbefondere fo lange noch nicht entfchies 
den worden, ob die Rate des verftorbenen Präfidenten von 
Stauffenberg vorerft der Kaffe zu gute fommen , oder 
an den Beiträgen gekürzt werden foll, 

Durch die Uebernahme der Herren Affefforen von Aue: 
ber und Freiherr von Cramer auf die Eöniglich Baieri- 
ſche Staatskaſſen, ift für die Suſtentationskaſſe — voraus 
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geſetzt, daß die zurückgebliebenen Partizipanten gleichfalls 
die Summe von 4000 fl. daraus beziehen fünnen — weder 
Bortheil noch Machtheil entftanden.. Wohl aber muß diefes 
erbabene Beifpiel Sr. Eöniglichen Majeftät jedem ehemaligen 
Neiche s Zuftigdiener zur troſtreichen Beruhigung gereichen, 
denn darinn liegt die beſtimmte Erklärung ,. ‚daB wenn auch 
die Kräfte der Suftentationstaffe zu dem Zufchuffe von Boo fl. 
iiber kurz oder Lange micht zureichen follten, es doch der 
Wille Sr. Majeſtät fey, daß Allerhöchftdeffen ehemalige Lans 
dess nachher Reichs; Diener, wenn fie gleich jetzt zur 
Ruhe geſetzt find, Doch für ihre Lebenszeit 4000 
fl. glei denen: wieder in Aktivität verfehten 
Dienern genießen follen, und zwar aus den 
Kammerzielern. Die weitere Anordnung diefes Srunds 
fages auf vormalige Mitglieder des Kammergerichts von gleis 
her Klaffe mit diefen beiden Herren, wird jeder unbefanges 
» ne Beurtheiler felbſt zu machen wiſſen. | 

Nenn man nun-den Status Ziffer .ı. als richtig vors 

ansfest, fo wiirde wohl die Frage immer die wichtigfte blei⸗ 

| ben, ob derſelbe durch die im nächſten Rechnungsjahre zu 
erwartenden Beiträge gedeckt werden kann und wird. — Da, 
wenn die Mais Diftribution befchafft feyn wird, nur ein Aufs 
ferft geringer baarer Geldvorrath übrig, Hleibt, und nachdem 
die Zinfen der zur Kaffe gehörenden. Kapitalien derfeihen 
einftweilen zu einer anderen Verwendung entzogen, bie, Kas 
pltalien ſelbſt aber für augenblicklich inerigibel erkläre find; 
fo beſtehen die fihern Zuflüffe für diefen Zeitraum allein, in 
dem während demſelben fällig. werdenden Zogten und Zıoten 
Ziel, dann aus einigen Rückſtänden, deren Zahlung zugeſi Gert 
und reguliret if. 

Ein genaues Verzeichniß ſowohl des laufenden 309. und 
310. Ziels, als auch derjenigen Rückſtände, auf welche man mis 
Gewißheit hoffen zu können glaubt, enthält die Anlage 
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mworinn jedoch Ale Weiträge, deren 1 Sahläng vorerſt noch night 
beſtimmt ift, nicht verzeichnet find. 

Unter der Borausfeßung, daß alles dort Verzeichnete eichtia 
eingehen, auch auf Die Quote des verfiorbenen Hrn. Präfldenten 
von Stauffenberg nichts in Abzuge gebracht werden wird, wiirde 
boch der ganze’ Betrag nicht mehr ausmachen, als die Summe 
von 32,497 Rthlt. 52 Ys'kr., folglich ein Defickt in der Einnahme 
von 6814 Rthlr. 58 14 kr. fiher vorauszufehen ſeyn, ungerech⸗ 
net die zufälligen Ausgaben der Kaffe, die ſich jährlich auf meh⸗ 
rere hundert Reichsthaler belaufen. 

Auch iſt es wohl zu befürchten, daß dieſes Deficit ſich 
dadurch noch um ein Beträchtliches vermehren wird, daß 48 
manchem Lande, bei den gnädigften Sefinnungen feines Sous 
verains gegen das ehemalige Neichsgeriche, vielleicht nicht 
möglich werden wird, unter dem jeßigen Drange der Zeiten, 
binnen einem Jahre zwei, wohl gar drei Zieler richtig abzus 
tragen. — Vormals, während dem Beſtande und den gläns 
zenden Zeiten des KRammergerihts, war diefes bekanntlich 
fhon Häufig der Fall, allein vormals Überftieg der Anfchlag 
der Beiträge um ein Betrachtlihes den Anfchlag des Erfors 
derniffes, auch Fonnte ein etwaiger Mangel durch die Zinfen 
von den Kapitalien der Suſtentationskaſſe gedeckt werden. 
Jetzt ift, mie die beiden Berechnungen ergeben, der Fall ger 
vade umgekehrt; und jeder Participant der Suſtentationskaſſe 
kann fi alfo mit Gewißheit vorausjagen,; daß er in dem 
nächſten Jahre einen beträchtlichen Abzug an feiner ihm von 
fo vielen allerhöchſten und höchften Höfen zugefiherten Eins 
nahme erleiden wird. Kann bei fo trüben Ausfichten etwas 
feinen Muth aufrichten, fo mag biefes zuerft die — freilich 
traurige — Beruhigung feyn, daß eine fo erfhöpfte 
Muffe anderen von ihrem Weberfluffe nichts mittheilen fann, 
$ondern ducch ihre eigene Armuth gegen jedes Anfinnen einer 
Abgabe, eines Vorfchuffes u. dergl. gedeckt feun muß, wenh 
anders fire die eigentlihen Partizipanten derielben am Ende 
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Kö etwas ührig Bleiben ſoll; dann aber ber Hoffnung, Ba 
ber in fo viele Länder des nördlichen Deutfchlands zurilckge⸗ 
kehrte Friede neue Hülfsquellen für die Kaffe eröffnen wird, 
Mit einem erhabenen Beifpiele ijt bereits Se. taiferliche 
‚Hoheit, der Großherzog von Berg, andern NRegenten des 
‚Nordens vorausgegangen , indem Höchſtderſelbe vor einiger 
‚Zeit, auf Abfchlage der von feinen Staaten zu zahlenden 
Sielern der Kaffe 1500 Reichsthaler anweiſen lief. So ges 
»wiß fiir einen ferneren Beitrag die erhaßenen Sefinnungen 
dieſes Fürften bürgen, fo fiher iſt auch von der Gerechtiz⸗ 
keit und Großmuth Sr. Löniglihen Majeſtät von Weftphas 
{en zu erwarten, daß Allerhöchftdiefelbe die auf den deutſchen 
Provinzen, welche das Königreich Weftphalen ausmachen, 
enhenden , und zum Theil als Laften und Schulden des Lan⸗ 
des im Tilſiter Frieden übernommenen Beiträge vorerft 
wird fortbezahlen laffen, bis ein fünftiger 
Bundestag das endlihe: Schiefat der ehema⸗ 
ligen Reihsdiener entfcheiden wird. Inter den 
tauſend Klilfsquellen, weiche zu biefem Ende Sr. koönigl chen 
Majeftät zu Gebote ftehen, bietet fih die Annahme eints 
oder des andern Mitgliedes in Allerhöchftihre Dienfte Vor⸗ 
ugsweife, und um fo mehr dar, als einige unter ihnen von 
denjenigen Provinzen, die jebt einen Integrirenden Theil des 
Königreichs Weſtphalen ausmahen, an das vormalige Kam⸗ 
mergericht präfentire find, und es gewiß mie dem tiefften 
Dante verehren würden, wenn es ihnen erlaubt wäre, ihre 
Dienfte und Kräfte ihrem vorigen Vaterlande, oder ' dem 
ande, von welchem fie zu ihrem vormaligen ausgezeichne⸗ 
ten Poſten befördert wurden, zu widmen. 

Möglich iſt es auch, daß eine oder andere Ausgabe, 
während dem Laufe diefes Nechnungsjahres wegfällt, oder 
af — welches ganz vorzliglich zu wünſchen wäre — mehs 
tere Regenten dem größten Beifpiele Sr. königlichen Mäs 
iftät von Baiern, weicher alljährlich von denen auf feinen 
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Landen ruhenden Nückſtaͤnden ein: Ziel abtragen laßt, Folgen, 
‚und eine gleiche terminliche Zahlung verfügen werden. ; Dies 
ſes würde die größte Wohlthat für die Kaffe, und zugleich 
eine unmerkliche Laft für jedes Land ſeyn. Möchte doch bie 
Großmuth deutſcher Regenten: zu den unzähligen Beweiſen 
‚ihrer Fürforge für ehemalige, ohne ihre Schuld gebeugte 
Reichsdiener, noch diefen hinzufügen, dann -wirde man viel⸗ 
leichte ſtatt des jeßigen Deficit bei der wächften „Berechnung 
‚einen Weberfchuß nachmeifen, und ihn zu jedem menfchenfreunds 
lichen Zwecke und zu einer Aushülfe für Manchen,, dem man‘ 
‚jest nicht zu helfen vermag , anbieten können. Gehe es, wie 
es wolle, die Berechnung fol auh in der Folge gewiſſen⸗ 
‚Saft vorgelegt, und mit eben der Dffenheit, mit welcher ges 
genwärtig der mangelhafte Zuftand ber Kaffe aufgedeckt ift, 
auch die befferen Verhältniſſe derſelben, und, wenn es mög 
lich ſeyn kann, jeder Ueberſchuß Über die Erforderniffe dem 
‚ Pubtkeum zur Kenutniß gebracht werden. 





In gleicher Maaße wäre es aber auch zu wünſchen, daß 
des jährliche Exigenzſtatus zur Penſionirung der ehemaligen 
Kammergerichtsabvunfaten und Profuratoren x. (S. 298 
des ızten Hefte bes Rheinifchen Bundes Ziffer 4.) berichtiget - 
wiirde, da derfelbe durch den Abgang mehrerer Participans 
sen, und indem nach einer höchften Verfiigung die Schreiber 
aus demfelben wegfallen, fih für das nächfte Jahr beträchts 
lich vermindert hat. Indem man Niemanden in biefer Bes 
‚richtigung vorgreifen will, Hat man es noch zur Zeit ausge 
ſetzt, eine bereits angefertigte Ueberſicht des fünftigen Erxi⸗ 
genzflatus, nebſt einer genauen Berechnung derjenigen Eins 
‚nahmen und Zuflüffe, welche die Provifionskaffe der unbefols 
‚beten Rameralen von ihrer Entſtehung an bis jest gehabt 
‚Hat, in den Rheinifhen Bund, als Berichtigung und Er: 
‚Jäuterung zu jener Anlage, einrücken zu laſſen. 

" v. H. 
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Anlage ker. 


Neberficht ber Difributionen vom 3often Junius 1808 bis 
ıöten Mai 1809 inclusive, | 





ı808 * J — 
L. Difteiöution vom Boten Zunius. | Steht. 
A) ordingire Particiba nten. im Sofl. Fuß. 





) Präfdent,, Freiherr von Seckendorf 
2) Affeffor von Homme . 2 0.0. 335 -| 30 
von Weidenfeld . - - 2... 335 | 3o;ı 
4) — von Rab. . io: criela 1 333.] 30. 
) —— von Hohnhorſt oe 1, 0 0. WW 335. 80 : 
6) — Freiherr von Martini. . . » 333 | 3o 
2 — Frteiherr von Schmiß .: -.. ..| 333 | 50 
) — von Ditfurh . ... 335 } 30 
9) — - 


von Balemanı .: 
20) Kanzleiverwalter . . . - 
12) Neihsfisfal . . . » 
ı2) Advocatus fisci . . 
2 Kameralarzt, Hofrath Sergens 
— — Hofrach Sordan 
8 FE ... 
2 Leſerey . u 
Botenmeifter : .. 
18) Pedell Orth. 
8 7 Hirſchhorn 


80) 12 Boten... 


® 
- .. 
“ 


+ 0 


[2 
“ 
[} 
“ 

‘ 


oo. 

2 

- 
«0 0-0 %-0 
| GP Zur Sr Tr Sr er 

.. * 

oe tr ee 18 a8 40 00 
00 Zar Tree Sur Zr er SZ Sr Se 


B. Ertrasordinaire Participanten. 


ı), Die Der Dia Provifkonstaffe cedirte tanniertg⸗ 
Nterliche Q le. 

8) Graf von Sheigezöbers Schals Ergänzung 144 | 40 

8) Präfidentin von Stauffenberg , die Haͤlfte 
des Gnadenguartals)— 

4) Bier in föniglich s vaieriſche Diente] zetre⸗ 

tene Aſſeſſoren, Sehaucsergänzuns, jeder V 

9800 il. 2 444 40 

Summe” 0... dögı | 45 


* 
sa | 


II. Diſtribution om 1añten Anguft. Rthir. Kr. 


“.- A) Or dinaire Participanten. 


Mräfident, Freihert von Seckendorf 
3 die obengenannten Aſſeſſoren, jeder n mit 835 
Meichsthaler 30 ir. . : 

3) Kanzlei s Verwalter FE 
ReihssFislat =. 0.0 
Advocatus fisci . 
u beißen Kameralärzte, jeder mit 63 Rue 

IP feige. een 

33: Leſerei . . 01 1 1 0 0 0.0 YH 


‘ * 0 0 
— 


o 


10) Zwei Pebellen,.jeher mit 20 Site... 
11) Zwölf. Boten.. 


9) öptenmelfter . F 


ı).die der Proviſionskaſſe cedirte Kammerrich⸗ | 


. terlihe Quote - . „ 
2) Präfidentin von. Stauffenberg , "die jweie 
Hälfte des Gnadenquartals 


Summa — 





III. Diftribution vom 30. September. 


A) Drdinaite Participanden. 


Wie oben von No. 1. — 11. zuſammen mit | 3856 66 

B) Ertraordinaite Participanten. 

die — fugedirte Kammerrich⸗ 

⁊ —— % — . + ® N >: 488 _ "80 

re: ii ' Summanmft Bad“ 3 
4 ww 


IV. Difrisution vom 15. November. | 


Ganz im Betrage, wie die vorige mit einer 
Ä Summe vom 2 ne 


B) Eitraosbinaire Participanien- \ 





⁊ 


4545 | 55 


* 


V. Deiſtribution vom 51. Dezember. 
A) Drdinaire Participanten. 


Wie oben von Ne. 1. — 11, zufammen mit 


B) Ertradedinaire Barticipanten. 
tninyyy, 
ı) die der Proviſionskaſſe cedirte kammerrich 
terliche Quote.. 


2) Geheimerath Freiherr von Stein mit 500 fl. 
Summa — | 4623 | 35, 


1809. 


VI. Diſtribution vom 1ſten Februar. 


A) Ordinaire Participanten. 
Wie oben von Ne. 1. — 11. zuſammen mit 
.B) Ertraordinaite Marticipanten. 
ı) bie der Provifionskaffe cedirte kammerrich⸗ 


terliche Quote... 
2) Graf von Reigersberg Gehalts Ergänzung 


3) Geheimerath Freiherr von Stein Gehalts⸗ 
‚Ergänzung 600 fl... .. 


X — 


VN. Diſtribution vom 3ıten März. 
A) Drdinaire Participanten. 
Wie oben von N®. 1. — 11. zuſammen mit 


‚B) Ertraordinaire Partigipanten. 
1) die der Peooifionätaffe cedirte kammerrich⸗ 


terlihe Quote © ; » 
9) Graf von Heigersberg Sehalts:Ergänzung 
5) Seheimerarh Freiherr von Stein Beats, 
Ergänzung 600 fl. 


4) Affeffor von Hueber Zulage g zu den von der 


Krone Halern übernommenen. 4000 fl. 


6) Affe, Fihere von Cramer desgleichen 


Summa — 


8 
277 70 
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Rehle. | Kr. 
im 2ofl. Fuß. 
5856 | 65 


24 RN 


bo 


3856 | 65 
| 488 | 80 
144 | 40 
533 | Jo 
"5045 | 35 


111 





5045 55 


eh 


“ 
ı52 


 VIM. Diſtributton vom 15. Mei. 
| 4) Ordinaire Partieipanten 


gie oöen son Ne. won. Gufemmen mit 


B) iEstraoedinaite Darricipanten 


2) die der Provifionstaffe cedirte tkammerrich⸗ 
terlihe Quote . - » 
9) Straf von’Neigersberg Gehalts: Ergänzung 
3) Geheimerarh von Stein desgleihen Goo fl. 
4) Affeffor von Hueber Zulage zu den von der 
Krone Valern übernommenen 4090 fl. 
— DOO Ti. 
5) Aſſeſſor, Freiherr son’ "Cramer besgleichen 
6) Vier in königlich Baieriſche Dienfte getre: 


“gene Affefforen Gehalts ängung; jeder Ä 


200fl. .- » .. 


?. » 


ET La im . 
Arcariturarıon, 


Zur Diſtribution Ne L., werden eeforbert De! 5, 
— — No. II. 0 « * 4 9— 


— — — No. HL. 0 0 0 0 0 0 


— — “ No. IV. 0 . . . “oo 


—— 1 — No. V. wre FE 
PLe | . . J u: . . 2. . _. R . . Deren 
— — — No. VI. 0 . 0 . . . 0 
ĩ 
| 
’ 


.. 43 Nee 
i No. VOL. . - ° 1 De] 
— 0 —W v ⸗ 0 

ur .. ' " 


jr "N. vi... 0... 


3: . | ntisil: 1. 





Suhma der san Exigenz für ein Safe, — 3 


m min 8 
- 


Rihlr. 
im ↄofl. 3 
3856; | 
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Anlage 2 


werxeichniß derjenigen Beitraͤge, welche die Suſtenta⸗ 
tionskaſſe während dem nächften Jahre vom oten 
Junius 1808. bis 1öten Mai 180g. inclusive zu ers 
warten. bar ‚nach: alphabssifcher : Ordnung. 


A. | Rtihlr. Kr. , 
3u dem wäßsend ef Jahre fällig werdenden im zofl.| Fuß. 
9. und 310. Ziel bezahlen: 
y Ahrenbeig htuos von) jedes Ziel 105 
Reichsthlr. gi .. 20. . aıı |68 
Ja im h DR ft —&X von) jedes Ziel 304 Rthl. 





nn. 608 [75 
3) San eroppengsa von) inelusiye ge 
ehte. 
Ey ſoldung flir 
Kent ath fen. auf 
s Ar ai 1550 61 
aiı 38 von 
” 2 lich 1752 fl. 3 Ip 
5) Sa ve abs * 
eh! F .. ” 
6 — 871 ”. 
) Pr 166:| 7 
7 a m 
“549 1098 |8% 
8 Heff es Ziel iss 
Rihir. Say, Er. uciusıve Her Mediarh, ' 
firten, ta Km des Gehain für oe 
Geheimerath van Stein . . 981 |65 
9) Hitdbsurghaufen Seren von&agfen) , 
jedes Ziel Si Rihlr. 62 |88 
20) Hodhsumnd Dehtigmeißer jedes Biel 
CE. 120. 272 — 9ı 165 
2) Sohenpollen, s Hechingen Gürſt 
von) see Ziel 54 Rthlr. 9% kr. 108 |ıg 


10) Hohehjöttern '; Agmaringen 
Fürſt von) jedes Ziel 54 Rthlr. gY%a ke.. 10b |ıg 
35) Hollftein (CHerzogthum) mit, Ranjan, 
jedes Ziel 672 Redie. 531, fr. 13:5 [9% 
Rihlr. gl... 2 2000 go 154 





14) alendurg (Fürft von) jedi 
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rn 


ı5) Leyen Büre von der) jebee Biel 10. 


Rthlr. ee. oo 2 2 0. 


16) Srhtenkein (Fürft von) jedes Ziet 3 | 


Rthlr 
ı7) Pr pp AA (Fürft von dm) jedes Ziel 84 Duft 


18) — Büdeb urg CFürſtenhum) wer 
gen ug 16 jedes Ziel g4 Reichetha 
ler r 
19) En —* (fee Kanfeeftadt) jedes Ziel 697 
42? 


. 20) Medienburs s Schwerin (Herzog 
von) jedes Ziel 304 Rthlr. 3a ir... . 
2ı) s Derfelbde wegenMedienburg:@itfitow, 

jedes Ziel 217 Rthlr. Hr; kr... . 

09) s Derfelbe wegen Fürſtenthum Schwe 
rin, jedes Ziel 101 Rthlr. 4ı kr... 

25) Medlenburgs Streiig Herzog von) 
‚wegen des Herzogthums und Stargard, Je 
des Ziel 86 Rthlr. 86 \% fr 

24) : Derfelbe wegen Hageburg, jedes Ziel 
84 Rthlr. 46 kr. . 

5) Meiningen —— von Sachfen) jer 
des Ziel gı Rthlr. 54 kr. 

26) Naſſau lg rzog um Für sh), jedes 
Ziel 719 Rthlr. 3 

27) Didendburg —8 von) da das Ziel 
pränumerirt if, das Zıote mit . . 

08) ;s Derfelbe Degen Hodftift Lübeck das 
Zıote lm .- .o 2 2 2 .'i.e 

29) Primas (Fürſt) nad Abzug der Beſol⸗ 
dung für Freiherrn von Gruben, wegen 
Frankfurt, jedes Ziel 845 Rthlr. 33% kr 

30) Reu I Büren ve von) jedes Ziel 74 Kipfr. 
43° 

3ı) Sadf en (König von) inclusive Quer⸗ 
furth und den Reſt von Mansfeld jedes Ziel 
2018 Rthlr. 42kr... 

32) SalmsSalm und Salm— Kirburg 
(Fürften von) jedes Ziel 35 Rthlr. 45 fr. 

5) Shwarzburg s Sonperspanfen 
(Fürft von) jedes Ziel g7 Rthlr. 8ı % Er 


Ä 
| 


Rthlr. | Kr. 
im 2ofl. Fuß. 


ao ſas 


66 160 


199 
/ 
.%' u Rthlr. | Kr. 
im-2.ofl.| Fuß. 
34) Schmwargburg s Judotgadt (Gürſt | 
. von) jedes Ziel gB Rthir. 4A Er. . 196 | 9 





35) (Schwarzenberg (Fürft von wegen 
*) Rleggau, jedes Ziel 47 Rthlr. Su, kr. ! 94 165 | 
Walde ürft von) je ie | 
3) )W Idet (Bü f ) jedes Ziel 84 
Rthlr. ol. . 2 2 00. 169 150 
37) Weimar (riss von Sachſen) jedes Ziel 
72 Rthlr. 66, fr 145 |43 
58) s Derfelbe wegen Senneberg Scleufins 
gen, jedes Ziel 17 Rtlr. 3 ste. » 34 69 
39) s Derfelbe wegen iind, jedes Ziel 
irre; cu (0: * .. 3; . Zei 145 |43 
40 ürz urs roßherzog von) jedes Zie 
1617 fl. 1.Ir..... . _1796 _ 83% 


Summa — 22294 |8533 


Das 3oB. Ziel ift od Fieftändig 6 bei 
1) Andale (Fürftenhum) mit . ... . | 304 [36% 
* 2) Baden (Großherzogthum) mit . *. „| 779.130%% 
3) Bremen (freie. Hanfesftadt) mit . . 165 34, 
8 Be (Sroßherzogefum) mit . »,.. | 1185 126% 
a ns neingen (Fürftens 5 y 
Pe Se 41 9% 


a 31 144 . 

N So und Deutfämeifer mit . . 45 7, 

) Holftein (Herzogthum) mit Ranzau, mit 1 678 155% 
9) Ifenburg (Fürſt von) mit . . 110 |29 
10) Lihtenfketn (Für von) mit . . -» 33 |30 ° 
11) Lübeck ifreie Hanſeeſtadt) mit . . 697 142 
18) Mediendurg Schwerin (deon⸗ 
thum) mi. . » . . 304 132 

13) Daffelbe wegen Guſtrow mit... | 217 

14) Daffelbe wegen Fürſtenthum Schwerin | 

20 

91 


. 5 0 81 0 0 oo. 


mit 
ı5) Met ni n gen (Herzogthum Sachfen mit 





l 

) In den Rudfänden det 308ten Ziel werden Diefe 2 Hähfer als 
derzogthümer qualifiziert, die im 309. uud 310. Ziel Fürften find. Es mn 
alſo eines nach dem andern adjuflirt werden. ' 
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u 











Rthlr. | Kr. 
im 2ofl.|Zuf. 
Daswarsurneene — 
anfen (Herzogthum) mit 29% 

u) Shwargburg: —* Supra | 97 1° 
ſtadt (Herzogthum) mit 2 4 

18) Waldeck (Fürſtenthum) mit. 4 

19) Weimar (Herzogejum)wegen&ifenad mie! 72 66% 
Summa' ' — 5164 137% 


c. 

Aeltere Rückſtände, deren Zahlung regulirt und 

beftimmt verfprochen iſt. 

2) Baiern (Königreich) zahle nach ber allers 
höchſten Nefolution von den älteren Nick 
ftänden his um 306. Ziel inclusive , dif:| 
jährlich eim Ziel: "Die nähere Berechnung, 
was im nächften Jahr zu zahlen iſt, ift noch 
nicht zugplegt, und wird daher alter dafür] _ 
einftweilen außgenbörfer,, die Bumine’von 5000 | — 

2) Hohenzelleuns Sigmaringen: zahlt | 

nach Uebereinkunft jedesmal din alted-und 
ein neues Ziel, folglich im nächften Jahr 
zwei alte Sicler mit... ..+f ı0®fıg 
— nn a en 


Summe = — | Sıoö. 19 





. 
Auch PITULATIO. 
Aus Lit A. 2 0 00. e. + 122004 8521 
5 — ⸗ — B. . . . . . 0.0. 5164 B7%s 
— — C. 0 0 . . 54068 19 
man — — 
Summa ber aanzen vom 50.5 Sunine ı808. bie 
zum 15. Mai 1809. zu-hoffenden- Einnapım 32497. be’ 
Der Erigenzftatus betrug nach ‚Anlage. le. en 9g9 19: 20, 


Mithin if Defige in der v Einnapme- 1 6814: 58 
"NB. Der Herr Graf von Sreiggerabengeräl ält nicht fen Quote 
“in vier Diſtridullonen, ſondern vom 16. Febr. 1809. an ger 
rechnet bei jeder Diſtribution mit 144 Thaler 40 kr., wos 

duch mir Einſchluß der der Provifionsfaffe zu zahlenden 
Quote die Ergänzungsſumme von g120 Gulden herauskömmt. 


RI NED BL TI TI NS IT I DE 
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19. 
Königlich: baieriſches organiſches Edikt die Bidung 
des geheimen Raths betreffend. 





Wr Maximilian Joſeph von Gottes Gnaden 
König von Baiern 

Haben zur Vollziehung der im III. Titel $. 2— 3. der 
Konſtitution über die der Errichtung des geheimen Raths ents 
haltenen allgemeinen Beftimmungen folgende organifche Anords 
nungen zu treffen: befchloffen, und befchließen Hiermit, wie ſolgt: 

Erſter Titel. 
Konſtituirung des Perſonals. 

Art, 1. Wir und. Unſer Kronprinz wohnen den Siz⸗ 
zungen des geheimen Raths bei. 

Diefer fol. beftehen a) aus Unfern Miniſtern; 1b) aus 
ı2 höchſtens 16 geheimen Nächen, .die Wir ernennen wer—⸗ 
den; c) auch Unſere Kronbeamte können während ihrer Ans 
weſenheit in Unferer Refidenz den Sigungen des geheimen 


Rarhs beiwohnen, und nehmen alsdann ihren Platz nach 


Unfern Miniſtern; d) die Stelle des General⸗Sekretärs bei - 
dem geheimen Rathe wird . Unferm geheimen Konferenzs 
Sekretär übertragen. .- . 

: Art. 2. Die geheimen Käthe werden anfänglich. von 
Uns nur auf ein Jahr ernannt, und find nicht eher, als 
nach fechsjähriger ununterbrochener Dienftleiftung in dieſer Ei⸗ 
genſchaft als permanent anzuſehen. 

Alle Jahre mit dem ıflen Oktober wird. eine von Uns 
angeordnete Lifte der geheimen Räthe erfcheinen. Diejenigen, 
weiche nicht auf diefer Lifte fliehen, hören von feldft auf, ges 
heime Räthe zu feyn. 

Art. 3. Der Gehalt eines geheimen Raths wird auf 4500 
Gulden feſtgeſetzt, mit Einrechnung desjenigen, den ein Die 
glied wirklich ſchon beziehe. 


ı5B 


J 


Art. 4. Der Gehalt deg General⸗Sekretärs iſt 4000 Gul⸗ | 


den;. was derſelbe dermal bezieht, wird gleichfalls eingerechnet. 

Art. 5. Die auf Lebenszeit ernannten geheimen Räthe und 
der Seneral:Sefretär erhalten alle Vortheile der Pragmatik fir 
den Staarsdienft, wenn fieihnen nicht fchon nach ihren bisherigen 
Dienſtverhältniſſen zuſtehen, fo wie fie auch allen aus derfelben 
bervorgehenden Verbindlichkeiten unterworfen find. 
| Zweiter Titel. 

Geſchäftskreis des geheimen Rate. 

Art. ı. Unfer geheime Rath tft in Semäßheitdes Titels TIL. 
.$. 2. der Konftitution die höchſte berathfchlagende Stelle in den 
wichtigften inneren Angelegenheiten Unſers Reiche. - 

Art. 2. Er kann fih nur auf unfern Befehl verfammeln. 

Art. 3. Er hat in feinem Sefchäfte Die Initiation, und fann 
nur über diejenigen Segenftände berathfchlagen, welche auf Un: 
fern Befehl von Unfern Miniftern an ihn gebracht werden. Lieber 
die Gegenſtände, die fi zur Berathung in dem geheimen Rathe 
eignen, werden die Sigungen , fo oft Wir es auf den Vortrag 
Unferer Minifter nöthig erachten, von Uns beftimmt. Es wird 
nie eine Vorftellung unmittelbar an den geheimen Rath gerichtet, 
fondern allezeit von Uns, mit Bemerkung des Gegenftandes. 

Art. 4. Zufolge des$. a. Titels III. diskutirt und entwirft 
er die Sefebe und Hauptverwaltungs : Verordnungen nach ben 
Grundſätzen, die ihm von Uns durch die einfglägigen Miniftes 
rien werden mitgetheilt werden. 

Art. 5. Ueber die an Uns gerichteten und von Uns an ihn 
durch die einfchlägigen Minifterien ‚gewiefenen Fragen, den 
Sinn der Geſetze betreffend, hat der geheime Mach Uns fein 
Gutachten vorzulegen. 

. Art. 6. Er vereinigt mit dem Charakter der berathfchlagen: 
den Stelle den richterlichen in allen fontentiöfen adminiftrativen 
Segenftänden, die auf Unſern Befehl durch die einfchlägigen 
- Minifterien an ihn gemacht werden, und für welche er die letzte 
Inſtanz nach) den näheren Beftimmungen bildet, die hierüber 


‘ 


ſowohl in Beziehung auf die Gegenftände, als auf die dabet 
zu heobachtenden Förmlichkeiten nachfolgen werden. 
At. Er beurtheilt a) die Kompeteny Streitigkeiten zwi⸗ 
fchen der. Gerichts und Verwaltungsſtelle; b) die frage: ob 
öffentliche Beamte wegen begangenen Verbrechen. vor Gericht 
geftellt werden können und follen. | 

Art. 8. Wegen diefer Judizialgefchäfte verfammelt fich der 
geheime Rath wöchentlich einmal an einem noch zu befiimmenden 
Tage. Bei diejen Verfammiungen müffen jedesmal zwei Drits 
theile der Mitglieder gegenwärtig feyn. 

Dritter Titel. 
Sefhäftsgang. | 


Art. 1. Aus der Seneral-Verfamminng des geheimen Raths 
werben nad) den ihr zugemwiefenen Segenfländen drei Sektionen 
gebilder:: 

a) Der bürgerlichen und peinlichen Geſetzgebung, b) der 
Finanzen, und c) der innern Verwaltung. 

-Art. 2. Jede Seftion befteht wenigftens aus 3 Mitglier 
dern: wenn fein befonderer Präſident als Vorftand der Sektion 
von Uns ernennt wird, fo kommen dem älteſten Mitgliede 
„. derfelben die Funktionen des Dirigenten zu. U 

Art. 3. In den einzelnen Sektionen werden die dahin ges 
mwiefenen Segenftände zum Vortrage in der allgemeinen Ver⸗ 
fammlung vorbereitet. ' ' 

Art. 4. Die einzelnen Sektionen verfammeln fich fo oft, als 
es die Bearbeitung der ihnen zugemwiefenen Gegenftände erfors 


dert. Ein geheimer Sekretär desjenigen MinifterialDeparte: 
ments, zu deſſen Sefchaftskreife der zu bearbeitende Segen: * 


fand gehört, führt dabei das ‘Protokoll. 

Art. 5. Sin der General: VBerfammiung wird allegeit auf 
den Vortrag derjenigen Sektion berathichlage, welche den Ge; 
genſtand hiezu vorbereitet hat. 

Art.6. Wenn Bir oder Unfer Kronprinz der Sitzung nicht 
in Derfon beimohnen , fo präfidire der Aftefte der anweſenden 
Staatsminifter. 

Art. 7. Der Generals Sefretär führe in der General: 
Berfammlung das Protokoll. In denjenigen Berfammlungen, 
welche durch wichtige innere Angelegenheiten des Reichs, oder 
durch die zu diskutirenden Geſetzentwürfe veranlaßt werden, 


ift er verbunden, über jeden diefer Segenftände ein eigenes‘ 


Protokoll zu führen, weiches Uns durch den einichlägigen 
Minifter zur Genehmigung vorgelegt wird. Derſelbe führt 
auch das Einlaufsprorofoll über die an den geheimen Rath 
gewiefenen Gegenftände, verwahrt die Protokolle, und forget 


“> 
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für die Fertigung der nöthigen Srrrafte, die von ihm uns 
terzeichnet werden. 


Art. 8. Die Erkenntniſſe des geheimen Raths in konten⸗ 
tiöfen adminiftrativen Sachen, fo wie die Entfcheidungen der 
Anfragen, welche entweder Kompetenzftreitigfeiten der Ges 
rihtss und Verwaltungsſtellen, oder die Stellung eines öf⸗ 
fentlichen Beamten vor das Gericht betreffen, werden in Uns 
ferm Namen mit Bemerkung der hierüber vorausgegangenen 
Vernehmung des geheimen Raths durch die einfchlägigen Mis 
nifterien ausgefertigt. 


Art. 9. Sobald die Entfchließungen des geheimen Raths 
in srganifchen Verwoltungsgegenftänden, die durch den eins 
fchlägigen Minifter uns vorgelegt werden, Unfere Geneh: 
migung erhalten haben, bilden fie Defrete, und werden von 
demjelben Miniſterium, in deffen Gefchäftskreis fie einfchlas 
gen, in Unferm Namen. ausgefertigt. 


Art. 10. Ergiebt fih der ‚Sal, ‚daß ein in dem gehei⸗ 
men Rathe auf ˖Unſern Befehl in Berathung gekommener 
Geſetzentwurf nach Unſerer durch den einſchlägigen Miniſter 
zuvor hierüber erholten Genehmigung, den Reichsſtänden mits 
zutheilen ift, fo wird Derfelbe jedesmal durch die von Uns dazu 
befonders zu ernennenden Mitglieder des geheimen Raths mit 

dem in dem organiichen Edikt über die National Repräſentation 
vorgeſchriebenen Förmlichkeiten an die Verſammlung der Reichs⸗ 
ſtände gebracht. 

Art. 11. Iſt über einen ſolchen Geſetzentwurf mit der Na⸗ 
tional⸗Repräſentation das Erforderliche berichtigt, fo kommt der, 

* ſelbe in das ejnſchlägige Miniſterium zurück, und wird, na 
dem er Uns durch dieſes zur endlichen Beftätigung wieder vorge; 
legt worden, auf gehörige Art ausgefertige 


Art. 12. Ein jeder Unferer Staats; und Konferenzmint 
fter wird hiemit beauftragt, zur Ausführung diejes organifchen 
Edikts die in feinem Wirkungskreis einfchlägigen weitern Eins 
leitungen zu treffen , daß daſſelbe mit Anfange des künftigen 
Etats:Jahres in Vollzug gefeßt werden kann. 

- Münden, den sten Juni 1808. 


| Mar Joſeph. 
Freiherr von Montgelas. Graf Morawitzty. Freiherr 
v. Hompeſch 
Auf koͤniglichen allerhöchſten efehl | 
| v. Biarowsky. 
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Literatur des Rheinbundes. 





Dom 
nedeiaedetheren Afſeſſor und koniglich Preußifchen Kammerderen 
von Kampı. 





Einlett ung. 
Der eigenthiimliche Vorzug der bisherigen deutſchen Reid 
verfaſſung, eine fleißige literäriſche Pflege des deutſchen 
Staatsrechts, ſcheint auch auf die rheinbundiſche Verfaſſang 
bergegangen zu ſeyn. Die rheinbundiſche Verfaſſung kaun 
zwei Jahre alt, kaum mehr als in ihrem fäußern Umriſſe 
gezeichnet, kaum einen dritten Theil ihrer Eriftenz im Ges 
nuſſe des Außern Friedens iſt auch fihon jege ber Segenftand 
mannigfaltiger: literärifcher Bildung. -- 

Ich liefere in diefen Blättern eine Ueberſicht der ein 
bundiſchen Literatur. 

Auch derfenige, der in Arbeiten dieſer Art nur eim 
Nomenklatur zu ſehen vermag, wird die gegenwärtige Lite⸗ 
ratur, als ein Repertorium, für. keine ganz nutzloſe Arbeit 
halten, weil ſie dem praktiſchen Geſchäfismanne eine leichte 
Ueberſicht der ‚bisherigen wiſſenſchaftlichen Arbeiten gewährt. 


11. 
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Allsin derjenige , der foiche Arbeiten mit noch einem andern 
Gejyſte betrachtet, wird der ‚vorliegenden noch geneigter eine 
‚Stelle. in diefer Zeitfchrife gönnen. Eine ſolche Weberficht 
der Literatur enthält den Stoff zu manchen interefjanten Bes 
merfungen; fie ift der Spiegel der National: Stimmung 
und des National: DBedirfniffes. Wenn 3. DB. der eine Ges 
genftand des Staatsrechts eine fleifige, einfache literäriſche 
Kultur erhielt, während der andere ganz vernachläßigt wird; 
fo darf man wohl dort auf ein höheres Bedürfniß diefer 
Kultur auf, fie veranlaffende,. Aufere Umftände oder Unbe: 
flimmtheiten und Lücken des Konſtitutionsgeſetzes ſchließen; 
wenn eine Theſe, welche unter der Neichsverfaffung ganz 
unbearbeitet blieb, in der Bundesverfaffung der Gegenftand 
vielfältiger Titerärifcher Unterfuchung wird ; fo enthält diefer 
Umftand einen nicht unwichtigen Stoff zur Abwägung und 
Vergleichung beider Verfaffungen; wenn über die eine oder 
die andere Theſe eine feltene Llebereinftimmung des literäri: 
fhen Publikums herrſcht; fo darf man vielleicht annehmen, 

daß die Stimme der Nation von ihr nicht ganz verfchies 
den fey. 

‚Die gegenwärtige Literatur beſchränkt fih auf die Se; 
ſammtheit des Bundes; fie iſt die Literatur des Bundes 

"als Sanzen. Sie enthält mithin nicht die Piteratur der eins 
zelnen Bundesſtaaten. So anziehend fie, befonders in einis 
gen Staaten, auch fir mich war, fo gern ich fie auch aufs 
genommen Hütte ; fo haben doch individuelle Gründe es mir 
fiir jeßt nicht geftattet. Vielleicht werde ich diefe Partikular⸗ 
Literatur nachtragen. 

Ob die gegenwärtige SefammtsLiteratur vollftändig fen ? 
vermag ich nicht zu beurtheilen; weientliche Lücken diirfte fie 
indeffen wohl nicht haben. Sie ift übrigens mit dem 3ı. 
Mai 1808. abgeſchloſſen. Ergänzungen und Nachträge wer; 
den feiner zeit folgen. 
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u eberfide. | 
4. Erſter Abſchniet: Allgemeiner Theil: Literatur und 
und allgemeine Werke. 
1) Literatur. $. 1. 
2) Allgemeine Werke. $. 2. 
B. Zweiter Abſchnitt: Beſonderer Theil oder Literatur 
der einzelnen Wiſſenſchaften. 
A. A. Erſter Titel: Geſchichte. $. 3. 
B. B. Zweiter Titel: Staatskunde und Erdbeſchreibung. 


$. 4. 

C.C. Dritter Titel ; Staatswirchfchaft und Politik. 
$. 5. und 6. 6. 

D.D. Vierter Titel: Staatsrechts: 

1. Quellen. $. 7. 


1. Syfteme. $. 8. 
III. Sammlungen einzelner flaatsrechtlicher Abhand⸗ 
lungen, Aufſätze und Beiträge. $. 9. 
IV. Erörterungen einzelner Gegenſtände: 
1) Berichtigung des Bundes. Territoriums. F. 10. 
2) Einheit des Bundesſtaats. $. 11. ' 
3) Begriff und. Umfang der Souverainität ber Bugs 
desfürften. $. 12. | 1 
4) Auslegung der Bundesakte. $. ı3. 
5) Innere Verfaffung des Bundesvereins. $. 14 
6) Bundes » Zuftizverfafung. $. 15. 
7) Bundes: Militaivverfaffung. $.. 16. Ä 
8) Verhältniß der Standesherrn zum Souverain. 
$. 17. 
9) Verhältniß der vormaligen Reichsritter zum Sou⸗ 
verain. $. 18. | 
10) Einzelne Hoheitsrechte. $. 19. 
11) Lehnherrlichkeit..$. @o. " 
12) Bundesattmäßiger wechfelfeitiger Verzicht der 
Oundesfürften. $. 21. 


J 
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13) Succeffionss and andere Familienrechte. $. 22. 
24) Verhättnig zu den Dienern und Gläubigern des 
bisherigen deutſchen Reichs und der mebdiatifirten 
Lande und Fürſten. 
E.E. $ünfter Titel: Civilrecht. K. 24. und 05. 


F.F. Sechſter Titel: Lehnrecht. 6. 26. \ 
G.G. Siebenter Titel! Geiftliches und Kirchenrecht. 
$. 27. 


H.H. Achter Titel: Kriminalrecht. $. 28. 
1.1. Neunter Titel: Völkerrecht. $. 29. 


Erſter Abſchnitt. 
Allgemeiner Theit. 
Literatur und allgemeine Werke. 


§. 1. 


1) Literatur. 

Noch gibt es keine eigne Literatur des rheiniſchen Bun⸗ 
des; der Hofkammerrath Winkopp in Aſchaffenburg wird 
aber nächſtens durch die, derſelben eigends gewidmeten Ers 
gänzungs-Hefte zu feiner Zeitſchrift: Der Rheiniſche 
Bund, dieſe Lücke füllen *). 

Einen vorzüglich ſchätzbaren Beitrag zur Literatur des 
neuen Vereins enthält die gehaltvolle, trefliche Collektiv⸗Re— 
zenſion der das Rheinbundes Recht betreffenden Schriften 
in der Jenaiſchen allgemeinen Literatur s Zeitung vom Jahr 
1807. December. Nr, 282, 285. 300. 301. 502. 30. 304. 
805. 0 

§. 2. 


2) Allgemeine Werte 
Die rheinbundifche Literatur beſitzt fchon itzt verfchiedene 





*, Bon diefen Heften erſcheint das erfte nächſtens, und ity kann die 
Werficherung geben, Daß nit nur mehrere Mitarbeiter bei Diefer Zeitfchrift, 


fondern auch noch einige fehr gefchägte Gelehrte an dieſem literariſchen Uns 
ternehmen Theil haben. W. 


, 165 


Werke, welche nicht einer Wiſſenſchaft angehören, fondern 
für mehrere Wiffenfhaften, für Gefchichte, Staatsrecht, 
Staatstunde, Politik, Erdbsfchreibung — Abhandlungen, Bei—⸗ 
träge und Materialien enthalten, und daher allen biefen 
Wiſſenſchaften gemeinfchaftlich angehören. Einige derielben 
beſchränken fich nicht blos auf den rheiniſchen Bund, fon: 
dern umfaffen alle bdeutfche ja felbft europäifche Staaten, 
nehmen jedoch befondere Rückſicht auf den rheiniſchen Bund, 
andere Hingegen find dem le&tern allein und ausschließlich 
gewidmet, 

Zur erften Klaffe gehören folgende, theils ſchon vor, 
theils erft nach der Abſchließung des Aheinbundes entftander 
ne Sammlungen und Zeitfchriften; 

1) Minerva, vom Hauptmann von Archenholz. 
(Hamburg, 8.) 

2) Das politifche Journal. (Altona. 8.) 

5) Die europäifhen Annalen, (Tübingen. 8.) 

4) Die europäifhen Staatsrelationen von N 
folaus Vogt (Frankfurt am Main. 8.) - 

5) Sermanien; eine Seitfehrift für Staatsreht, Potts 
te und Statiſtik von Deutfchland , herausgegeben von 
Erome und Jaup. (Gießen ı808. 8.) 

Diefe Zeitfchrift begann erft mit dem Jahre 1808. und 
iſt bis ige noch allein dem vheinifchen Bunde gewidmet ge 
wefen. 

6) Die NationalsChronit der Deutfchen *). 

Die zweite Klaffe enthält: | 

7) Der vheinifhe Bund, herausgegeben von P. A. 
Winkopp in Afchaffendburg. (Frankfurt am Main 
1806. 1807. 1808. 8.) 

Diefe Zeitfchrift faſt fo alt, als der Bund felbft, dem fie 

gewidmet iſt, iſt der Senior der rheinbundiſchen Schriften. 





Der Serausgeber it der Herr Pfarrer Dahl au Nenbronn [r 
Aalen—. 
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- 8) Die eheinifhe Bundeszeitung (Heidelberg. Fol.) 
Sie erſcheint feit dem Julius 189%. und iſt ſowohl in 
Hiſtoriſcher Hinſicht, als wegen der darinn hin und wieder 
abgedruckten Abhandlungen zu bemerfen. 

- 9) Das Archiv der Regierung und Gefebges 
bung der geſammten rheinijhen Bundes; Staaten. 
(Würzburg: 4.) | | 

Erfcheint feit dem Anfange des Jahres ı808. Noch ift 
vielleicht. | 
10) Der vheinifhe Bote; eine Wochenfchrifu 1808, 
Heidelberg. 4.) anzuführen. 
Zweiter Abfdhnite 

.. — Beſonderer Theil 

“ . oder | 
Literatur der einzelnen Wiffenfhaften. 


Erfter Titel. 
Geſchichte. 
$. 3. 


Die Kultur der Sefchichte des Rheinbundes befchränft 
fih Bis ist nur anf Materialien; felsft die Sefchichte feiner 
Entftehung tft noch unbearbeitet und als Ganzes hat er 
zur Zeit noch zu wenige Innere Negungen gehabt,. als daß 
fie dom Gefchichtfchreiber Stoff zur Bearbeitung hätten daws 
bieten können; ein künftiger Bearbeiter der Geſchichte unfes 
» rer Tage wird ihm indeffen darinn einen wichtigen Platz ans 
weifen müffen. Bis ikt gehören hieher: 

. 2) Codex diplomaticus betreffend die Errichtung der 
vheinifhen Konfüderation und die-Auflöfung der deuts 
ſchen Neichsverfaffung mit Anmerkungen @in den euros 
päifchen Annafen 186, Stück IX. Nr. UI.) 

2) Merkwirdige Nachrichten zur Gefchichte des Nheinbuns 
des: Staats (im rheiniſchen Bunde: Heft J. Nr. ı8,, 


\ N 107 
und. zerfireut in mehreren Auſſaten, zum Theil auch 
nur Winke.) 

5) Archiv des Rheinbundes von Paul Oeſterreiqher 

königlicher Archivar in Bamberg. 1807. und 1808. 4. 

4) Kriegs: Archiv des rheiniſchen Bundes , von demfelden . 

1806. 2807. 1808 4 BE 
zweiter Titel. 

Staatskunde und Erdbeſchreibuns. 
Angebauter iſt don das gar der Staetekunde und 

Erdbeſchreibung. Hier intereſſirt ung nur dasjenige, wa 
dieſes Fach“ in Rückſicht auf den ganzen Bund: darbietet, 
nicht dasjenige, was fich auf einzelne Bundesftaaten: bezieht. 
Sn ſpezial⸗ ſtatiſtiſcher Hinſicht iſt bereits viel geſchehen and 
enthalten ſowohl die Regierungsblaͤtter der einzelnen Staas 
ten, als Winkopps rheinifcher Bund und Germanien von 
Crome und Jaup treflihe Materialien zu einer künftigen 
allgemeinen Statiſtik und Exdbefchreibung des Bundes, des 
ken Grundzüge aber ſchon gezeichnet find in; 
) Anſicht des rheinifchen Bundes von P. A. Biitepp 
(im vh. Bunde Heft I. m 3. und Keft IV.'n: 43.) 
2) Summarifche Ueberſicht des Flächen Innhalts; der 
Volksmenge und der Einkünfte der Rheinbundesſtaaten 
(in der rheiniſchen Bundeszeitung von 1807.’ Nr. 7.) 
5) Neueſte Anfiht von Deutfchland im Ausgange des 
Jahrs 1807. von’ Crome (in Germanlen Heft1: Mr. 1.) 
4A) Der Deutfche zu den Deutfchen, ein ſtatiſtiſchẽs Bands 
- buch der beutfchen Bundesſtaaten mit Bemerkungen Ro 
das, was iſt, was war und was vielleicht‘ Fein wirt 
(cübeck) 1808. | EEE 
: 5) Der rheiniſche Bund unmittelbar nad) feinem Achiuſ⸗ 
fe, ſtatiſtiſch dargeſtellt von G. G. Keyſer (in! Poſ⸗ 
ſelts Staatsgeſchichte Europa's von der Verwandlüng 
der franzöſiſchen Conſular/Gewalt in ging erbliche Kaiſer⸗ 
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Macht 616 zum Preßburger Frieden, als Taſchenbuch 
für 1809. Tübingen ı808. n. VI.) . 

6) Territorinlbeftand des rheinifchen Bundes im November 
ı807. (in den enropäifchen Annalen 1807. Heft XL. 
.n; V.) Ä 

5 Der rheiniſche Vund, eine algemeine Ueberſicht deſſel⸗ 
ben, ſeine Entſtehung und der projektirte nordiſche Bund 
(im Archiv der Regierung und Geſetzgebung in den ge— 
ſammten rheiniſchen Bundesſtaaten 1808. St. 1.) 

In Rückſicht auf die neuen Verhältniſſe find folgende 

Charten erichienen ; 

2) Deutfchland nad dem eigen Beſtande son Güſſefeld, 

Mürnberg bei Homanns Erben (Oktober 1806.) 

.. 9). Karte für die neuen Verhättniffe von Deutfchland, entı 
hattend ſämmtliche Staaten des rheinifhen Bundes von 
Süffefeld. (Nürnberg ebend. 1806.) 

35) Deutſchland zur Anſicht der fonfüderirten Staaten am _ 
Rhein. (Weimar im geographifhen Inſtitut 1806.) 

4) Interims-Karte von Deutfchland nach dem Frieden von 

. Züfle am 9. Sul. 1807. bis zur endlihen Beſtimmung 
der Defigungen entworfen und. berichtigt bis zu Ende 
Sepꝛembers 1897: von Güſſſefeld. (Weimar 1807.) 

Dritter Titel, _ 
Staatswirthfdaft und Politit. 

. G. 5. | 

J Die Süte und Vorzüge ſo wie die Nachtheile der neuen 

Verfaſſung, ihr Verhältniß zur Reichsverfaſſung und ihre 

weiters Ausbildung beſchäftigten gleich Anfangs die Federn 

Der. ‚Gelehrten : : 

1) Die Gedanken über das künftige Fundamental⸗ Statut 
- (in Winkopps th. Bunde Heft g. Nr. 3.) machten auf 
mehrere Gegenſtände deſſelben aufmerkſam. 

a) Der Organismus des rheinischen Bundes zum 

Behuſe seines, Zwecks, so weit er bis. jetz} posi- 
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tiv bestimmt ist und Materialien zur nähern Be- 
stimmung jenes Organismus von D. W. J. B. 
Pr. in W. ı8o7. 8. enthält nicht blos dasjenige, was 

in. der Bundesverfaffung bereits pofitiv beſtimmt iſt, 
fondern auch Vorfchläge zur weitern Ausbildung diefer 

poſitiven Verfaffung. Der Verfaſſer ift übrigens dem. 

Prof. Behr in Würzburg und diefe Abhandlung 
ein friiher gedrucktes Fragment des unter $. 8. Nr. 3. 
angeführten größeren Werks. 

5) Ueber den Einfluß der neuen Verfaffung Deutſchlande 
auf verſchiedene Zweige des poſſitiven Erkenntniſſes (in 
den europäiſchen Annalen 1807. St. VI. nr. VI.) 

4) Gedanken über eine künftige Mediationsakte für den 
rheiniſchen Bund (in Vogt europäiſchen Staatsrelatios 
nen Band VIII. &St. III. und IV.) 

5) Was ift und fann in dem theinifchen Bunde von ber 
altsdeutfchen Reichsverfaffung. beibehalten werden ? (Ebend. 
Band X. St. II, und IIL) | 

6) Deutſchlands Erwartungen vom rheiniſchen Bunde, vom 
Freiherrn von Eggers. Braunſchweig. 1808. 8. 

Möchten Deutſchlands Völker die Früchte der Beherzi⸗ 

gung der hierinn enthaltenen treflichen Gedanken recht bald, 
recht vollſtändig genießen! 

7) Teutſchlands Erwartungen von dem rheiniſchen Bunde, 
(in den europäiſchen Annalen 1808. St. II. S. 197. — 
.201.) | " 

- 8) ‚Anfichten des theinifhen Bundes, (in Archenholz Mt 
nerva 1808. März und April⸗Stück.) 

9) Kurze hiſtoriſch⸗kosmopolitiſche Blicke über die natürli— 
hen Urſachen des Verfall der deutfchen Keichsverfafs 
fung und verfchiedene unmafigebliche Borfchläge zur 
Vervolllommnung diefer Vorzüge von J. G. Pödels; 

.. beim, (in der rheiniſchen Bundeszeitung 1808. Nr. 
16. 22. 34. 35. 54. 55. 72. 94. 124. und 141.) 


170 


10) Anſichten des Rheinbundes; Briefe zweier Staats⸗ 
männer. Göttingen 1808. 8. 

11) Was hat der deutſche Unterthan durch die neuen pos 

| fttifchen Veränderungen gewonnen oder verlorenz- von 

OO Dr. Neff in Friedberg, mit einer Vorerinnerung und 

"= mit Anmerkungen vom Geh. R. R. Crome (in Ser 

manien. Band I. St. III. Nr. I) 
.. 6.6 J # 
Zur Literatur eingefner Theile ber Staatsverwaltung 
gehören : 

1) Einige Vorfchläge zur neuen Einrichtung des. Zunft⸗ 
weſens in den Staaten des rheiniſchen Bundes; vom 
geheimen Nathe Medicus in Weilburg. (in Winkopp s 
rh. Bunde St. VI. Nr. 37.) 

2) Bemerkungen über die Vorfchläge- zur neuen Einrich— 
tung des Zunftwefens u. f. w. (f. Nr. 1.) vom Regie— 
rungs: Profurator Wangemann in Gaflel. (im Ans 
zeiger der Deutichen 1807. Nr. 506. 307. 308. und 510.) 

3) Bemerkungen fiber die von dem geh. R. Medicus ge⸗ 
machten Vorfchläge zur neuen Einrichtung des Zunft: 
wefeng in den Staaten des rheinifchen Bundes; vom 
Finanzeath Emmermann in Fulda.- (in Winkopp's 
eh. Bunde Heft 18. Nr. 9.) 

9 Leber die von dem Nheinbunde ſchleunig zu ergreifen: 

— de Mittel und deren Gebrauch zur Kandhabung der 
allgemein gefährdeten inneren Sicherheit; vom Finanz; 
rath Emmermann in Fulde, (im der Rheinb. hZeitung 
1808. Nr. 5.) 

Bierter Titel. 
Staatsrecht. 
9. m 
I. Quellen. 
Die forgfamfte und umfaffendfte Pflege Hat bisher das 
rheinbundiſche Staatsrecht erhalten: 
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Die rheiniſche Bundesakte und die Acceſſionsakten zur 
Konföderation wurden in mehreren allgemeinen Werken 
(% 2.) geſammelt, unter welchen Winkopp's rheiniſcher 
Bund mit Recht als der Codex juris publici foederis 
Rhenani betrachtet werden kann. Nicht ganz ſo vouſtändig 
iſt die beſondere Sammlung unter dem Titel: * 

1) Die rheiniſche Bundesakte, der Preßbarger Friebe, der 
Beitritt des Königs von Sachſen und der übrigen 
ſächſiſchen Herzoge zum rheiniſchen Bunde, nebſt einigen 
andern hieher gehörigen Urkunden. Franzoͤſiſch und 
deutfch. Coburg 1807. 8. 

Die Herſtellung der vichtigern Lefeart der Bundesafte 
veranlaßte 

2) einige Beiträge in Winkopp's ch. Bunde Heft 4. 
Nr. 9. und Heft 5. Nr. 26. 

3) Die einzelnen Acceffionsakten find in Winkopp's vheis 
nifhem Bunde (und mehrere friiher als fonft wo nad) 
Handfchriftlichen Mittheilungen), fodann nad) ihm) in 
Oeſterreichers Archiv des rheinifchen ‚Bundes abgedruckt. 

4) ©. $. 10. Nr. 4. und 5. 

(Die volltändigfte Sammlung, welche dem Herrn Ver 
faffer noch nicht bekannt ſeyn konnte, iſt nun unter dem 
Titel: Die rheiniſche Konföderationsakte, oder der am ıoten 
Julius 1806. zu Paris adgefchlpffene Vertrag. Franzöſiſch 
und deutſch mit diplomatifcher Genauigkeit abgedruckt, nebfk 
allen diefen Vertrag erläuternden und das Staatsrecht. des 
rheiniſchen Bundes in feiner Gefammtheit beſtimmenden Ur⸗ 
funden und Aktenſtücken, aud) allen noch geltenden Geſetzen. 
Serausgegeben und mit Anmerkungen begleitet von P. A. 
Winkopp. gr. 8. Frankfurt am Main bei J. C. B. Mohr 
grichienen.) 

$. 8. Ned 
11. Syfieme 
Kaum gereift, noch weniger aber vollendet, erhielt bes 
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rheinifchen Bundes Staatscecht- fhen mehrere Syſteme von 
— freilich ungleich innerem Werth, nämlich: 

3) Entwurf eines Staatsrechtes fr den rheiniſchen Bund, 
nach den Srundfasen des allgemeinen Völkerrechtes, bes 
arbeitet von Joſeph Zintel, Doktor der Weltweisheit, 

beider Rechte Licentiat und königlich oberbaieriſchen Hofs 
gerichts Advokaten. München 1807. 8. 

a) Jus publicum civitatum, quae foederi Rbenano 
adscriptae sunt, Scripsit D. Carolus Salomo 
ZaıcHarıaE Archiduci Badensi a Consiliis aulae et 
Prof. juris ordin. in Academia Heidelbergensi. 
Heidelbergae 1807. 8, 

9 Systematische Darstellung des Rheinischen Bun- 
des aus dem Standpunkte des öffentlichen Rechts; 
ven Dr. Wilhelm Joseph Beur, der Staatswis- 
senschaft, des Staats, und Lehkenrechts ordentli- 
eher öffentlicher Professor an der Universität zu 
Würzburg ı808. Frankfurt am Main, & 

Nächſtens erhält das Publitum aus der Feder bes als 
Achten Publiziften längſtens fegitimirten Geheimenraths Klü⸗ 
Ber in Heidelberg : u 

4) Staatsrecht des rheinifhen Bundes von D, Johann 

Ludwig Klüber. (Tübingen 1808. 8.) 
(Dieſes Werk iſt nun wirklich erſchienen.) 


$. 9. 
III. Sammlungen einzelner ſtaatsrechtlicher 
Abhandlungen, Auffäse und Beiträge, 

Die Stelle, welche in der Literatur als Staatsrecht der 
Reichsverfaſſung, Pütters Beiträge fo ehrenvoll einnah⸗ 
men, gebührt in der des rheinifchen Bundes folgenden 
Werten! 

3) Joh. Nie. Brauer (großh. Badifcher wirklicher ges 
heimer Rath) Beiträge zu einem allgemeinen &taatsı 
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rechte bei wh /iuiſchen Bundesſtaaten in funfzig Saben 
(Carlsruhe 1807. 8.) 

2) Sünther Heinrich von Berg (Hof; und Kanzleirath 
zu Hannover) Abhandlungen zur Erläuterung der rvheis 
nifhen Bundesakte. Eifter Theil. Hannover 1808. 8. 


Die Fortſetzung beider Werke ift ein gewiß gerecht 


Wunſch, welchen in Anfehung: des erftern auch derfenige des 
gen wird, der mit allen Sätzen des g. R. Brauer nicht ganz 
einverftanden iſt. Der Hofratd von Berg, bisher auch 
Advocatus patriae in churbraunfchweigifchen Dienften, hak 
fi in feinen Abhandlungen u. ſ. w. als einen Kenntnißreis 
chen tiefdentenden Anwald des ganzen Fürften und Volk bes 
greifenden deutfihen Vaterlands gezeigt und in dem Freunde 
des Vaterlandes den Wunfch erwerft, daß feine fchöne Ars 
beit von ihm fortgejeßt und von andern beherzigt werden 
möge. 

(Dee zweite Theil wird, i wie der Herausgeber dieſer Zeit⸗ 


ſchrift verſichern kann, bald erſcheinen oder iſt ſchon wirklich 


erſchienen. Auch wird das Publikum aus dem 19. Hefte 
mit Vergnügen fehen, daß der Kerr Hofrath Antheil an der 
Zeitſchrift genommen hat.) 
I . 10 
IV. Erörterungen einzelner Gegenſtände. 


2) Berichtigung des Bundes s Territoriums 


Am fruchtbarften war die Literatur des rheinbundiſchen 
Staatsrechts in Erörterungen einzefner Wegenftände. 

Schon die bundesaktsmäßige Berichtigung des Bundes 
Territoriums , gab zu mehreren Unterfuchungen Anlaß: 

ı) Der rheiniſche Bund vertheilt das durch den Prefburs 
ger Frieden dem Meifterthum entzogne Drdensgut, fo 
weit es fErittig geworden war , nimmt aber durch fein 
Stilifhweigen keinem der Souveraine ein Recht an uns 
ftrietig vor dem Frieden okkupirten. (in Brauer Weis 
trägen IV.) 
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3) Alles das, was in der Fandeshoheit des Zürftenthums 
Mergentheim eingefangen war, iſt ohne Unterfchied, alles 
fibrige Ordensgut aber nur nad) dem Beſitzſtand vom’ 
ıften Jänner 1806. dem Hochs und Deutfchmeifter bes 
willige und ihm mithin zu veftituiren. (daf. V.) 

Diefe beiden Abhandlungen und die Sache felbft haben 
Selegenheit zu einer Schrift gegeben, ‚die nicht ohne höhere 
Veranlaffung gefchrieben zu ſeyn fiheine. und den Titel 
dot: 

3) Beitrag zur Erläuterung des XII. Artikels des Preß— 
burger Friedensfchluffes in fo weit derfelbe den teutfchen 
Nitterorden, betrifft. Mit Urkunden. Teutihland 1807. 

4) Die Theilung der ritterfchaftlidhen Orte, welche zwifchen 
Befitungen zweier Bundesfürften inne liegen, richtet 
fih niche nad) dem Verhältniß der Größe der anftoßens 
den Gränzlinien, auch nicht nach dem Machtverhältniß 
der anſtoßenden Fürſten, ſondern lediglich nach der Zahl 
der Anſtoßer. (Brauer Beiträge VII.) 

5) Alle nicht reichsſtändiſche Länder, wenn fie auch nicht 
ritterfchaftlich find, fallen unter die beſtimmte Theilbars 
feit. (daf. VII.) | 

6) Nitterorte, die einfeits oder beiderfeits zwar an fein 
Sebiet eines Bundesfürften anftoßen, aber auf diefen 
Seiten mit einem andern NRittergebiet zufammenhängen, 
das nachgehends mit dem Hoheitsgebiet eines andern 
Bundesfürften bannftößig fft, fallen mit den unmittels 
bar anfloßenden in die Kathegorie der Zwifchenliegenden 
und Theilbaren. (daf. IX.) 

7) Zwifchenliegende Orte zwifchen Verbiindeten und Uns 
verbündeten fann fein Theil fich als zuerkannt zufchreis 
ben. (daf. X.) 

8) Nahgelegene, doch im Gebiet eines unverbündeten Fürs 
ften eingefihloffene Nitterorte kann keiner der Bundes 
fürften unter feine Hoheit ziehen; ihr Schickſal hängt 
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E von dem Willen oder dem Schickſal der unverbündeten 


Fürſten ab. (daf. XI.) 

9) Die verordnete Steichheit der Theilung der Ritterorte 
umfaßt nur die Beziehungen zur Staatshoheit, nicht jene 
des Privats Vermögens und. ift auch dort nur approxi- 
matif zu nehmen. (daf. XII.) 

§. 11. 
. 2) Einheit des BundesStaates. 

Die Einheit des neuen Staatenbundes ift unterfucht in: 

ı) Aphorismen über die deurfhe National: Einheit als 
Zweck des vheinifhen Bundes, verf. vom K. R. K. 
Gerichts: Affeffor von Kampz. (in Winkopp's rhein. 

. Bund Heft 15. Nr. 39. und aus demielben nachher im 

Archiv der Regierung und Gefebgebung der gefammten 

theinifhen Dundesftaaten abgedruckt.) 

oO) Ueber das Einheitss Prinzip in dem Syſtem des rhei— 
niſchen Bundes. (von J. G. Pahl. Nördlingen 1808. 8. 

9. 12. 
3) Begriff und Umfang der Souverainität ber 
Bundesfürfen. 

Urfprung, Begriff, Gränzen und Umfang der den Bun: 
desfürſten beigelegten, aber mehr aus der Aushebung der 
taijertichen Neichshoheit als aus der Bundesakte fließenden 
Souverainität waren mehrmals Segenfiände wiſſenſchaftlicher 


Prüfungen: 


1) Was iſt Souverainität und was ift Landethoheit7 
Eine bloße Skizze. 1806. 8. 

a) Zufällige Gedanken eines deutſchen Mannes, infonders 
heit über die Frage: 05 durch die vheinijche Bundess 
alte vom ı2. Jul. 1806. den neuen rheiniſchen Sou⸗ 
verainen über ihre Eigenthumslande eine größere Ge— 
walt beigelegt worden ſey, als ſie über dieſelben vorhin 
gehabt haben? Frankfurt am Main 1808. 8. 

5) Betrachtungen über die Sonverainität, der rheinifchen 
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Bundesgenoſſen, veranlaßt durch einen Aufſatz des ge 
heimen Raths Medicus. (in Winkopp's rh. Bund Heft 
6. Nr. 40.) 

4) Treten die neuen Souverains in die Rechte des Kai⸗ 
ſers? (daſ. Heft 13. Nr. 4.) 

6) Die Nechte der Verbiindeten gegen die unverbündeten 
Fürſten Deutfchlands beftimmen ſich in Abſicht der 
Staatsverhältniffe nad) dem Naturrecht angewandt auf 
den Befisftand, wie. er zur Zeit der Neichsauflüfung 
war. (Brauer Beiträge I.) 

6) Die Rechtsverhältniffe der Standesherren, Grundherren 
‚und übrigeh Unterthanen gegen die Staatsgewalt , fo 
weit fie nicht durch den Bundesvertrag neu beflimmt 
oder durch das Ideal eines Vernunftſtaats als noths 
wendig gefe&t find, unterliegen der Beflimmung des 
dermaligen Selbſtherrſchers. (daſelbſt II.) 

7) Die Staatsgewalt der Bundesfürften ift eine volle und 
fräftige Obrifthoheit, feine unvollfiändige und lahme 
Reichshoheit. (ebend. XIII.) 

8) Nach dem Bundes: Staatsrecht zerfällt die Stantsger 
walt des Sinnern in folgende fünf Theile: Gefeßgebung, 
Höchfte Gerichtsbarkeit, hohe Polizei, Heerbann (oder 
Hecht der Mufterung und Heeresfolge) und Recht der 
Auflagen. (daſ. XIV.) 

9) Ueber die Anwendung der obriſtherrlichen Gewalt auf 
einzelne Fälle findet keine höhere Erkenntniß ſtatt. (daſ. 
XXXVI.) 

10) Von der durch den rheiniſchen Bund begründeten 
Souverainität der verbündeten Könige und Fürſten, der 
darauf erfolgten Auflöſung der Reichsverbindung, den 
dadurch bewirkten Veränderungen und deren rechtlichen 
Folgen. (in von Berg Abh. 1. Th. Abh. V.) 

11) N. T. Gönner Abhandli. von den Veränderungen, 
welche den Umſturz der teutfchen Staatsverfaſſung an 
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den vormaltgen Partikular⸗Staatsrechten einzeiner Reichs⸗ 

lande -im ‚gegenwärtigen Zuftande ihrer Souverainitäß 

dervorbringt. (in ſeinem Archiv. für, die Geſetzgebung 

und KReformen des juriſtiſchen Studiums. Band 1. Hoft 

1. (Landahut 1808. 8.) Nr. 1.) 
19) ©. $ 17. As 
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§. 8. In nn 
4) Auslegung der Bundesafte Zu 
Die Hermenentif der Bundesatte if erörtert in 

1) Ueber die Auslegung der theinifchen Sundesakte, (in 
Winkoppes rh. Bunde Heft 4. Nr. 1.) 

2) Einige Anmerkungen über die Artikel 26, 27..28.,und 

"734. dee rheiniſchen Konföherätlonsafte vom ‚geheimen 
Kath Medicus in Weilburg. daf. Nr. 5.) 

3) Beitrag zur Auslegung "der „theinifchen Vundetatte, 
vom Kabinetsrath Stephan in Braunfels, (daſ. Heft 
5. Nr. 22.) 

4) Ueber die neuen Verhaltniſſe ber mediatiſtrten ehematls 
gen deutfchen Reichsſtände zu ihren dermaligen Souve— 
rains, den hohen Verbimdeteti ber rheiniſchen Konföde⸗ 


ration, abs Verſuch einer doktrineſſen Auslegung ber Aus - 


titel nd. =! 34. der Bundesakte; vom geheLegations⸗ 
rath von Rieff in Regensburg. (daf, VIIL NE asu) 

5) Bemerkungen Über die Auslegung der vheinifchen Buns 
desafte vom Hofrath Dr, Fürſtenan. (ba De X 
Mr, 3) 

6) Beiträge: zur Auslegung. det Pariſer Konveuelen vom 
12. Yu: 1806. (in des Hrn. von Hertwich Abhandlun⸗ 
sen 1806. Oktober und folgende men 807. Januat 
und Februar.) cd 

m) Einige Bemerkungen pie; nteepreratton w dheinlt 

ſchen Bundes. (in von Sn Abhandlungen. w 1. 

Wat "eis —88 

N 
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5) Innere Verfaſſung des Bundes: Vereine. 

j Die Verhultniſſe der innetn Verfaſſung des Bundes find 
"unterfahe in: 

1) Ueber die Verhãltniſſe bes Protektors des rheiniſchen 
Bundesſtaats zum rheiniſchen Bunde, (Winkopp's rh. 
Bund Heft 2. Nr. 43.) 

2) Ueber. das Recht des Protektors, die zwiſchen den Sou⸗ 
veraind und den Mediatifirten iiber den Sinn und Ums 
fang der bundesaktsmäßigen Nechte der letztern .entftans 
denen Steitigkeiten zu entfcheiden. (daſelbſt Heft 7 
Nr. 11., Heft 12. Nr. 23. und Heft 14. Nr. 2ı.) 

3) Wie iſt der Tilſi ter Friedensſchluß den rheiniſchen Sou⸗ 
vxerains bekannt gemacht worden? (daſ. Heft 10. Nr. 13.) 

4). Damıanı MoLIToR (in Aſchaffenburg) diss. inaug. 
de Primatibus eorumque juribus, speciatim de 
primatu germaniae, Göttingae 1806. 4. (das dritte 
Kapitel gehört befonders Hieher.) 

6. 15. | 
6) Bundes: ZJuftizverfaffung. 
Die Nothwendigkeit und Nützlichkeit der Errichtung eines 
oberfien Bundestribunals ift der Gegenſtand mehre⸗ 
ger Erörterungen geweſen; fie find folgende: 

1) been. von Errichtung eines Bundesgerichts; vom 
Reichskammergerichts⸗Aſſeſſor (nunmehrigen großherzog: 
lich Hefflihen geheimen Rathe, Kammerherrn und Hof 
‚gerichtsdireftor in Gießen) Freiherrn von Stein (in 
Winkopp's rh. Bunde Heft 6. Nr. 58. und von da in 

der rheinifhen Bundeszeitung 1808. Nr. 3. und 4. 
abgedruckt). Vergl. auch Heft 7. Nr. no. 

2) Ideen zur Drgantfation eines rheiniſchen Bundesge⸗ 
richte von ebendemfelden. (daf. Heft 7. Ne. 8.) 

5) Unmaßgebliche Gedanken über eine neue Kammergerichts: 
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Orbnung für den rheinifhen Bund, (in Vogt europ. 
Staatsrel. Band X. St. I. Nr. VI.) 

4) Ueber die Errichtung eines oberften Tribunals für die 
Staaten des rheinifchen Bundes, vom Reichslammergers 

 eichtssAfieffoer von Kampz. (in Germanien von 
Erome und Jaup. B. ı. St. 1. Nir. 9.) 

5) Unparthetifche Betrachtungen iiber die Errichtung eines 
Bundesgerichts, insbefondere zur Sehlichtung der Streiks 
tigkeiten zwifchen den Bundes s Souverains und ihren 
Unterthanen. (im Archiv der Regierung und Geſetzge⸗ 
bung in den gefammten rheiniſchen Bundesſtaaten 1808. 
Nr. 1.) 

6) Ueber das Bedürfniß eines allgemeinen Gerichts in den 
rheiniſchen Bundesſtaaten. (in Minerva von Archenhofz 
1808. Mat Nr. 8.) 

Andere Gegenſtände der Bundes; Zuftizverfaffung find ers 
örtert in: 

9) Gedanken Über die Kabinets-Juſtiz, befonders in den 
Staaten des theinifhen Bundes von den R. K. Ges 
tichtsaffefforen von Kamp; und von Stein, (in 
Winkopp's ch. Bunde Heft ı2. Nr. 52.) 

8) Gedanken über die Auslieferung der Akten am vormas 
ligen Kaiferlichen und Neihslammergericht, auch wie es 
damit beim Neichshoftache gehalten wird vom Reichs— 
K. ©. Aſſeſſor Freiherrn von Stein. (daf. Nr. 
57.) 

9) Etwas über die Nechtsmittel wider die Urtheile der 
Oberappellationsgerichte der Souverains In denjenigen 
Rechtsſachen, weiche vorhin bei den Neichsgerichten ans 

- Hängig waren, aber unentfchieden geblieben und nun an 
die Oberappellationsgerichte der Souverains gelangt 
find ; vom Hofrathe Dr. Fürſtenau in Wexlar. 
(daf. Heft IX. Nr. 24.) f 

so) Der. Rekurs an die künftige Bundesverfammlung nach 


ı80 


der Analogie deſſelben an dem vormaligen Reichstage, 
von cbendemſelben. (daſ. Heft ı2. Nr. 41.) - 
$. 16. u 
5 Bundes, Mititeirverfaffung. 

ı) Winkopp's vheinifcher Bund Heft 2. Nr. 24: Heft 
3. Nr. 39. und Heft 7. Nr. 7. gibt Nachrichten über 
die Kontingente der Bundesarmee. 

2) Die Bundesfirften find fihuldig auch in Friedengzeiten 
den Stamm ihres Kontingents aufzuftellen, keineswegs 
aber folches vollzählig und geriiftet zu erhalten. (Brauer 
Beiträge Nr. 50.) 

§. 17 
6) Verhaltniß der Standesherrn zum: 
Souverain. 

Das Verhältniß, in welches die Bundesakte eine. große 
Zahl deutfcher Fürften und Neichsgrafen zu ihrem bisherigen 
Mitregeten feßt, war zu neu und durch den Buchſtaben der 
Bundesakte oft zu wenig Mar Beftimme, als daß es nicht 
gelehrten Unterfuchungen den teichhattigften Stoff Hätte ges 
ben follen. 

A. Das Allgemeine des Verhältniffes, in das 
die nunmehrigen Standesheren traten, die Natur, Beichafs. 
fenheit, Gerechtigkeit und Gränzen deffelben, war allerdings 
ein wichtiger Begenftand der Unterfuchungen,, wilche dar⸗ 
über angeſtellt ſind, in: 

1) Einige Anmerkungen über die Artikel 86. 27. A und 
34. der rheinifchen Konfüderationsafte vom ıa. Zul. 
1806. vom geh, Rath Medicus in Weilburg. (in 
Winkopperh. Bund Heft 4. Nr. 5.) | 

2) Verſuch einer Darftellung der rechtlichen Verbäftniffe 

und Pünftigen Staatsverfaffung der Herren Fürften zu 

Wied: NRunkel und Wied s Neuwied Durch. und Höchſt⸗ 

deren Lande rückſichtlich der hohen fouverainen Höfe 

Naffau s Ufingen und Naffaus Weilburg nach. der rheini 
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ſchen Bundesakte vom 12. Jul. 1806., verfaßt von 
Franz Gärtner fürſtl. Neuwiediſchen geheimen Rath, 
Dircktor der Landeskollegien zu Neuwied und der Rechte 
Doktor. (in Winkopp's rh. Bunde Heft 5. Nr. 19. 
und Heft 6. Nr. 35.) 

5) ‚Beitrag zur Auslegung der rheinifchen Bundesafte 
vom Kabinetsrath Stephan in Braunfels. (daf. 
Heft 5. Nr. 22.) 

4) Betrachtungen über die Souverainität der cheinifchen 
Bundesgenofien , veranlaßt durch einen Aufſatz des ©. 
R. Medicus. (ebendaf. Heft 6. Nr. 40.) 

5) Verfuch einer Kiaffifilatton der den fubjieirten Fürſten 
nad) der Bundesafte bleibenden Serechtfamen. (daf. Heft 
7. Ne. 16.) 

6) Wis können die neuen Landfaffen der Souverainitäts; 
Lande, insbefondere des Großherzogthums Baden iiber 
ihre Lage am gerechteften, leichteften und genüiglichften 
berußige werben. (daf. Heft 7. Nr. 4.) 

7) Ueber die Pflicht der Hohen Souverains bes Nheins 
Bundes, das Schickfal der durch die Bundesakte unter 
ihre Souverainität gekommenen ehemaligen Reichsſtän⸗ 
de nicht in die unbeſchränkte Willkühr der Diener zu 

legen; ſondern daß daſſelbe mit Gerechtigkeit und edler 

Schonung beſtimmt werde, zu einem vorzüglichen Ger 

genftande ihrer eigenen Vorforge und Aufmerkſamkeit 

zu machen und iiber das dem Protektor des Bundes 

zuftehende Recht, die fubmittirren Fürſten gegen alle 

bundesaftswidrige Eingreif s und Anmaßungen zu ſchüz— 

zen, vom Sekretair Dörr zu fe (daf. Heft 7. 

:- Ne. 11,5 dagegen Hefe 15, Nr. 5. verglichen mit Keft 
14. Ne. 34.) 

8) Ueber die neuen Verhältniſſe der mebdiatifirten ehemalis 

gen deutfchen Reichsſtände zu ihren dermaligen Souveraing, 

den: hoben Verbündeten dee rheiniſchen Konſüderatlen, als 
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Verſuch einer doktrinellen Ausiegung ber: Artikel a5 — 
54. der Bundesakte, vom geheimen Legationsrath von 
Rieff in Regensburg. (daf. Heft 8. Nr. 23.) 

9) Auch einige Anmerkungen iiber die rheiniiche Bundes: 
afte. (ebend. Heft 9. Nr. 39.) 

10) Klaffifitation der Souverainitätsrechte: in den Landen 
der neu fubjicirten ehemaligen Reichoſtände. (daſ. 
Nr. 39.) 

11) Wer hat zu beweiſen, der neue Souverain oder der 
Standeshere? (daf. Heft 11. Nr. 25.) 

ı2) Wer ift in Streitigkeiten zwifchen dem Souverain 
und dem Standesheren Richter ? (daf. Mir. 23. =.) 

15) Welche Rechte und Gefälle gehören dem Souverain 
und melche dem Standesheren? (daf. Nr. 23. 3.) 
2.;) Was haben die vormaligen Landesherrn in Kückficht 
auf perfönliche Adhtung von ihrem Souverain zu-.ers 
warten? (daf. Heft 139. Mr. 4. Frage 18.) 

15) Sf die Bundesafte ein Grundgefeb bes rheinifchen 
Hundes, auch viickfichtlih des Souverains gegen die 
ihm yunterworfenen vormaligen Neichsfürften und Gras 
fen. (daf. Heft 14. Nr. Sı. Frage ı.) 

ı6) Kann eine Ungleichheit zum Vortheil oder Nachtheil 

der Mediatifirten in einem oder dem andern Staate 
ſtatt finden ? Cdaf. Heft 14. Nr. aı. Frage 2.) 

37) Wenn zum Nachtheile der Mediatifirten Deflaratie: 
nen in dem einen Lande gegen das andere vorhanden 
find, wer entfcheidet ? (daf. Heft 14. Nr. 2ı. Frage 3.) 

18) Etwas zur Beantwortung der im. 13. Hefte aufge: 

worfenen Fragen. (daf. Heft 15. Nr. 49.) 

ı9) Noch eine Beantwortung biefer Fragen von Dr. 
Nerr in Friedberg. (daf. Heft 16. Nr. 5.) 

20) Sollten die Mediatifirten, welche ihre nach der rheis 
nifchen Bundesakte verlievende Rechte nicht als feuda 
‚imperii fondern jure allodii beſeſſen haben, nicht 
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Entfchädigung dafiir verlangen können? (daf. Heſt 16. 
Nr. 8. und 16.) 

21) Bon den Verhältniſſen des Souverains in ſo fen « er 
in Condominio mit feinen Medtatifirten fteht. (daf. 
XVI. 10.) | 

22) Die Nechtsverhältniffe der Standesheren gegen die 

| Staatsgewalt, fo weit fie nicht durch den Bundesvers 

. trag neu beſtimmt oder Durch das Ideal eines Vernunfts 
flaats als nothwendig gefeßt find, unterliegen. der Ber 
fliimmung des dermaligen Setöfperrfgere, (Brauer 
Beiträge II.) | 

23) Die Auslegung ber Sonverainitätsrecte fann fo we⸗ 

. nig durch den einſeitigen Gewinn des Standesherrn als 
des Bundesfürften ; ſondern allein durch den Zweck und 
die Analogie der namentlich gemachten Verordnungen 
beftimmt werden. (daf. VI.) 

24) Die von der Bundesakte vorgenommene Sonderung 
‚zwifchen dem Theil des Staatsvermögens, das der 
Obriſthoheit anheim fällt, und jenem, welcher den Fürs 
fien und Grafen verbleißt, verfeßt letzters durchaus in 
die Klafie vom Privatvermögen und Stammgut. (daf. 
XV) 

5) Das, was ein Standesherr zu behalten, verlangen 
will, muß zwar nicht gerade namentlich in der Bun⸗ 
desakte genannt fenn ; aber es muß in die, Kaffe von: 
Iandesherrlichen oder lehnherrlichen Nechten nicht gehö⸗ 
ren und zu feiner Ausübung eine Handlungen erfor 
dern, die nur als Ausfluß der Obriſthoheit rechtlich ſtatt 
finden können. (daſ. XVI.) 

26) Bei Ausſonderung der Oberhoheits⸗ und der Guts⸗ 
herrlichkeits Angehörden kommt der ehemalige Erwerb: 
tutel, den der mebdiatifirte Stand für ein oder das ans 
dere Recht hat, in gar Leinen Betracht. (daf. Nr. 
XXX) Auch 
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B. einzelne Verhäaltnifſe der Mediatiſirten wur 
den Gegenſtand beſonderer Unterſuchungen, nämlich: 


4. A. Die perfönlihen und Familientechte 

derſelben. 

Sind die Souverains befugt, die Standesherrn zur 
Reſtdenz in ihrem Gebiete zu nöthigen. (in Winkopp's 
eh. Bunde Heft XIII. Nr. 4. Frage 10.) 

'8) Die Strafausträge der Standesheren find feine Schiedsr 
gerichte, fondern ein Fürſtengericht. (Brauer Beiträge 
XXXVII.) J 

5) Das Staatsprinzip, die Stantsgenoffeh anzuhalten, ih; 

“ren von dem Lande habenden Genuß in dem Lande zu 
verzehren, findet auf die Standesherrn nicht weiter An⸗ 
"wendung, als daß fie ihr Einkommen in feinem bundess 
“ fremden. Stante vergehren dürfen, (daſ. XL.) 

r Die Standesheren müſſen alfe Lehen, die fie zur Zeit 

"der Bundesafte von auswärtigen Fürften, nun von dem: 
jenigen, unter deffen Obriſtherrſchaft fie liegen, zu Lehen 
nehmen. (daf. XXI.) 

6) S. $. a1. Nr. 8, 


B. B. Die $munitäten der Standesherrn. 

2) Von der 300: und Chauffeefreiheit der Medtatifirten, 
(in Winkopp's ıh. Bunde Heft 16. Nr, 6,) 

2) Noch etwas iiber den Artikel 27. der, rheiniſchen Bun 

5 desakte, in Rückſicht der Steuerfreiheit, vorzüglich in 
Rückſi cht auf die Standesherrn. (daſ. Heft 17. Nr. 26.) 


e C; Das Befteurungss und Fiskal⸗Kameral— 
Recht. 
1) Ueber die Anwendung des Beſteurungsrechts der Sou⸗ 
verains auf die Domainen der mediatiſirten Reichsſtän—⸗ 
de. (in Winkopp's rh. Bunde Heft 7. Mr. 9.) 
. 2) Ale Zwangsnutzungen einfchließlich des Salzgewinns, find 
dem Standesheren zugewiefen. (Brauer Beiträge XXVI.) 
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5) Umgeld, Maaßpfennig u. oͤgl. eignet ſich zu den guts⸗ 


herrlichen Rechten, hingegen Accis oder Pfundzoll und 
Stempelpapier ſo wenig, als der Zoll. (daſ. XXVII.) 


4) Das Heimfallrecht mit ſeinen Beziehungen auf Erb⸗ 
los Gut, Beding: Gut und Baſtard-Erbe kommt dem 
Standesherrn nicht zu. (daſ. XXIX.) 


5) Der Abzug, fo wie die Leibeigenfchafts + Entlaffunges 
gebühr und alle aus der Leibeigenfchaft fließende Renten 
gehören dem Standesheren. (ebend. XXX.) 


6) Die Güter der Standesheren erlangen feine größere 
‚Freiheit von Auflagen, als fie zuvor hatten, da fie noch 
Staatsgut waren, wohl aber fönnen fie ſtärker, als zus 
vor in Steuer gezogen werden, wenn die Prinzen des 
. Regenten oder die Privilegirteſte feiner frühern Staats 
bürger zuvor auch härter angelegt waren. (daf. XXXIV.) 

7) Der Zehende nicht nur von urbarem Land, fondern 
auch von jekigen und künftigen Neubriichen verbleibt 
dem Standesherrn. (daf. XXIV.) 

B) Das Forſtrecht der Standesheren geht auf Gemeins 
heitds und Privats wie auf eigne Waldungen ihres 
Standesgebiets, giebt ihnen das Hecht zur Holzanweis 
fung undj Führung eigner Waldart, auch zur Frevelthätis 
gung doch untergeordnet unter ‚der obriſt hoheitlichen 
Oberforſteilichkeit. (daſ. Nr, 2. XXIII.) 

9) Steht den Standesherrn das Fiskusrecht zu? von Dr, 
Kart Zaup, ordentl. Profeffor des Staatsrechts zu 
Gießen. (in Germanien von Erome und Jaup Band 1. 
Heft 2, Nr. XII.) 

10) Verfuh einer Beſtimmung des forfteechtlichen Ders 
hältniffes zwifchen den Souverains und den ihrer Sou⸗ 
yerainität unterworfenen ehemaligen Reichsſtände, von 
Eggerer, Profeſſor der Forftmiffenfchaft zu Aſchaffen⸗ 

- burg. (in Winkopp's ch. Bunde Heft 17, Nr. 35.) 
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D,D. Das Polizeireht derſelben. 

1) Die Unterpoligei in ihrem ganzen Umfange mit. den 
ihr entfprechenden Polizeigefälen gebühre dem Stans 
besheren. (Brauer Beiträge XAXVIIL) 

2) Vergl. die $. ıg. D. angeführte Schriften. 

E. E. Die geiftlihen und Patronatrechte. 

1) Nur auf jenen Pfarrſatz, der nicht Kraft landesherrlis 
her Kirhengewalt, fondern Kraft geiftlicher Lehnsherrs 
{haft vorhin gelibt worden, haben die Standeshern ein 
entfchiedenes Necht. (Brauer Beiträge XXV.) 

2) Die Verwaltung des allgemeinen Staats; und Kirchen: 
guts gebührt dem Oberherrn, jene des firchlichen oder 
weltlihen Ortes Vermögens aber dem Standesherrn. 
(daſ. XXXI.) | 

‘8) Die künftige Aufhebung noch vorhandner Klöſter und 
Kirchenſtiftungen in Standesgebieten hängt eben ſo, wie 
die Beſtimmung, welche ihren Gütern zu geben iſt, les 
diglich vom Ermeffen des Negenten ab. (daf. Nr. XXXII.) 

F.F. Das Recht der Oberaufſicht. 

1) Ueber die Verwaltung des Ortes und Kirchen-Vermö⸗ 
gene. f. oben E.E. Nr. >. 

2) Ueber das Forſtrecht. ſ. D.D. 8. 

G.G. Das Recht der Gerichtsbarkeit. 

.3) Die Standesheren haben Fein durch die Bundesakte 
entfchiedenes Recht auf eine peinliche Gerichtsbarkeit oder 
auf eine doppelte Sinftanz, ſondern die Verwilligung des 
einen oder andern hängt von dem obriftherrlichen Guts 
finden ab, wohl aber haben fie ein Recht auf die 
Streit : Gerichtsbarkeit und auf die gemeine bitrgerliche 
Strafgerichtsbarkeit iiber ‚ihre eigene Diener und An⸗ 
gehörigen nicht aber über die Landesfürſtlichen. (Brauer 
Beiträge XXI.) 

H.H. Die Lehnsherrlichfeit der Mediatifirten. 

1) Die Lehnsherrlichkeit der Standesherrn wird zwar durch 
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den eheinifchen Bund nicht durchaus aufgehoben, aber 
mwefentlihen Veränderungen unterworfen. (Brauer Bei 
träge XVII.) 

2) Die Standeshetin können keine Lehnsherrlichkeit über 
Bundes Souverains behalten, fonbern derlei Lehen wer⸗ 
den den le&tern frei gegeben. (daſ. XVIII.) 

3) Die Standecrheren künnen unter ihre Lehnsherrlichkeit 
über andere Standes ; oder Srundheren Leine Rechte 
meh: mit einziehen, welche nach der feſtgeſetzten Nechtss 
fheidung der Obriſthoheit zufallen. (daf. XIX.) 

4) Die Standesheren können nicht mehr die hohen Lehnss 
pflichten, fondern blos die niedern Lehnspflichten fobern, 
(daf. XX.) 

5) Vergl. unten $. 20. 

1.1. Das Schuldenwefen der Standesherrn. 

2) Ueber den Art. 30. der rheinifchen Bundesakte bie 
Schulden der Mediatifirten betreffend. (Winkopp's rh. 
Bund Heft 16. Nr. 7. 

2) Kein Standesherr kann weiter von Gläubigern um 

Kreisſchulden belangt werden ; diefe vertheilen fich unter 

den Bundes: Souverains nad den Staatsfräften ihres 

‚Kreisbefisungen. (Brauer Beiträge XXXVIIL) 

3) Alle Regierungsfchulden der mediatifirten Neichsftände 
müſſen zwifchen diefen und ihren Oberherrn nad) deren 

künftigen Verhältnifien des Rentenbezugs getheile werden, 
ohne daß inzwifchen das Recht der Gläubiger auf ihren 
Schufdner dadurch vermindert wird. (daf. XXXIX.) 

R.K. Das Recht der Mepdiartifirten in Anfehung 
ihrer Diener und die Rechte der leßtern. 

1) ©. G.G. Nr. ı. 

2) Die Ruhegehalte jener Diener, welche durch die Dies 
diatifation einzelner ehemaliger Reichsunmittelbarer 
Lande aufer Thätigkeit gejegt werden, müfle da , wo 
keine befondern Staatsgefege vorhin exiſtirten , wornach 
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Ruhegehalte ausgemeſſen werben, ihre Beſtimmung aus 
bem jüngften Deputationsrezeß erhalten. (Brauer. Beir 
träge XLI.) 

5) Die Nuhegehalte , weiche burch die jeßige Staatsvers 
‚änderungen veranlaft werden, müſſen nach dem Prinzip 
der Schulden getheilt werden. 

A) $. 19, G. und $. 08. 

: 5) Bemerkungen über den Artikel XXXII. des rheinifchen- 
Konfüderationsvertrags vom 18. Julius ı806. — von 
4. J. Steiger (Oberamtsrath) zu Wolfegg, (in 
Winkopp's rh. Bunde Heft ı9. Mr, 5.) 
6. 18, 

9) Verhältniß der ehemaligen Reichsritter 

sum Souverain, | 

1) Hieher gehören die $. 10. angeführte Abhandlungen. 

eg) Rittergüter haben nicht auf alle Gerechtfame der Stans 

bdesherrn gleich entfchiedene Anfprache. (Brauer Beitra⸗ 
ge XXXV.) | 

3) Die Reichsritterfchaft in Schwaben, Franken, und am 
Nheine, von ihrem Entfiehen bis zu ihrer Auflöſung, 
von Dr, Nerr. (in Winkopp's ch, Bunde Heft 7, 24.) 

$. 19. | 
120) Einzelne Hoheitsrechte. 

Die einzelne KHoheitsrechte werden nicht allein in den 
Syſtemen ($. 8.) und größeren Sammlungen ($. 9.) unter 
welchen die fünfte Abhandlung in den Abhandlungen des Hof 
rath von Berg (9. 12. 9.) ſich befonders anszeichnet, fons . 
dern auch in einzelnen Erörterungen unterfucht, nämlich : 

A. Das dominium eminens. 

ı) Das Staatsuothrecht, fälſchlich dominium eminens 
genannt , involvirt fein Obereigenthum, von Friedrich 
Hoppe in Darmſtadt. (in Germanien von Crome und 
Jaup Band 1, St. 9, Ne, 15.) 


289 


B. Das: Beſtenrungs-Recht. 

1) Ueber die Anwendung des Beſteurungsrechts der Sou⸗ 
veraine auf die Domainen der mebdiatifirten Reicheſtan— 
de. (Winkopp rh. Bund Heft 7. 3.) 

8) 6. 19, Ne. 7. 

8) $. 17. B.B. 1. und a. C. C. ı — 10. 

C. Das Recht der Gerichtsbarkeit. 
Vergl. $. 120. Nr. 7. 9.15. Si 19. B. A.A. 2.und G. G. 
D. Das Polizeistehe ö 

1) Ideen zum: Behuf einer richtigen Grängbefiimmung . 
zwifchen hoher und niederer Polizei, mit: befonderer 
Hinficht auf die neuen Verhältniſſe, welche aus dem 
rheiniſchen Konföderationsvertrage vom 12. Yul- 1806. 
hervorgegangen ; vom Oberamtsrarhe A. J. Steiger 
zu Wolfegg. (in Winkopp' ch. Bunde Heft 16, X 

9) ©... 19. D. D. 

8) 6. 12. Nr. . 
E. Das Bergregal. 

1) Ueber das Bergregal. „(in Winfopp th. Bund Heft 


F. Das Forfiregat, 

1) Verfuch einer Beftimmung des forftrechtlichen Verhälts 
niffes zwifchen den Souveraing und den ihrer Souves 
rainität unterworfenen ‚ehemaligen Nteichsftänden; von 
Egerer, Prof. der gorſtwiſſenſchaft zu Aſchaffenburg. 
(in Winkopp th. Bunde Heft 17. Mr. 36). 

2) ©. $. 17. B. C.C. Nr. 8. 

-G, Das Recht der Aemter und Würden. 

1) Ueber die Dienftanftellung und deren Dauer mit Ber 
zug..auf die durch den Rheinbund entftandengn flaats; 
sechtlichen Veränderungen, vom Finanzrath Emmer: 

won in Fulda. (Winkopp-rh, Bund Heft an. Nr. 33.) 
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2) Sind die Souverains befugt bie von ehemaligen Reichs⸗ 
ſtänden ertheilte Würden und Titel zu fairen oder ihs 
ver Beſtätigung unterwürfig zu machen? (daf. Heft 23. 
Me. 4. Frage 11.) 

s) D. J. Ant. Gaıesse meditationes quaedam de 
mutationibus circa notarios publicos sublata im- 
perii germanici forma. Landshuti ı807. 8. 

4) Ejusdem diss. inaug. de notis characteristicis 
notariorum tum imperialium tum noviorum et 
imprimis de illorum qualitate, sublato germano- 
zum imperio. Landshuti 1807. 

| HB. Recht der Konftription. 

ı) $. ı2. Nr. 7. 

2) $. 16. ; 

I Poſtregal. 

1) Ueber ben Zuftand des Poftweiens in den verfchiebenen. 
Staaten: des rheinifchen Bundes. (in Winkopp's rhein. 
Bund Heft 7. Nr, 2.). 

KR. Zolltegat. 
ı) ©. $. ı7. B. B.B. Nr. ı. C.C. Nr. 3. 
L. Kameralrecht. 
ı) ©’. 17. B. C.C. 
M. Jus fisci. 
ı) S. ı7. B. C.C. 
§. 20. 
11) Lehnsherrlichkeit. 

Die Veränderungen, welche die Lehnsherelichkeit der Bun: 
desfürften Durch die rheinifche Bundesverfaſſung erlitten, ſind 
erörtert in: 

1) Gedanken fiber den Sinn und die Auslegung des 
Sıften Art. der rheiniſchen Bundesakte den Verzicht der 
Rechte eines Bundesglieds auf die Befikungen eines 
andern betreffend. (in Winkopp ⸗ rb· Bund Heft 4 
Nr. 8. 
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2) Ueber die Lehnsherrlichkeie eines Souvsrains bes vheis 
nifchen Bundes im Gebiete des andern, nach dem Ber 
griff der Souveratnität und dem Geiſte der Konfüderas 

tionsakte, vorzüglich zur Erläuterung des Saften Artis 
kels derfelben. Erlangen ıBo7. 8. 

5) Anton Hunger fiber die Erlöſchung ber auswärtigen 


Lehne in den Staaten der rheinifchen Konföderation. 


Landshut 1808. 8. 
4) ©. $. ı7. H.H. 
5) Sp auch der folgende $. 26. 


$. 21. 


ı) Die $: 20. unter ı. angeführte Gedanken. 

2) Der Rechtsverzicht, den die Bundesakte auflegt, kann 
die Rechte der unverbiüindeten Fürſten gar ‚nicht. ſchmä⸗ 
leen, und jene der medtatifirten in folchen Stücken 
nicht, „welche fie fortzubefigen fähig find. (Bauer Bei⸗ 
ttäge Nr. XLIIL) 

5) Der gedachte Rechtsverzicht umfaßt keine Güter des 

:einen Staats, die innerhalb den Staaten eines andern 
Bundesflirften gelegen find. (daf. Nr. XLIV.) 

4) Nicht blos Anfprüche, fondern auch entfchiedene Nechte 
fallen unter den Verzicht, fobald fie zur Klaffe der ders 
zeitigen Rechte auf. Befikungen eines andern Bundes; 
fürften gehören. (daf. XLV.) va 

5) Nur Staatsrechte keine Privatrechte können unter bier 
ſen Verzicht gezogen werden. (ebend. XLVI.) 

6) Eine Staatsberechtigung, Die verzichtet werden ſoll, 

muß auf fremder Sraatsbeſitzung haften, gleichviel, ob 
dieſe eine alte oder neue, eine eigenehlimliche oder nur 
oberhoheitliche ſey. (daſ. XLVII.) 

) Weltliche und geiſtliche Liegenſchaften gehören un⸗ 
ter diejenigen Rechte, weiche ein auswärtiger Buns 
desfürfk zu Bunften desjenigen Bundesſtaats, in weils 
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chem fie auszuüben find , kraft dieſer Verzichts Schul⸗ 
« digkeit. aufzugeben Bat. (daſelbſt XLVIEL) - -- 

. 8) Die Eventual s Erbrechte der mebiatifirten Fürſten und 
Grafen bleiben, mie fie find, jene der Bundesfürften 
auf unmittelbares Land anderer Bundesfürſten aud ; 
ihre Erbrechte auf mittelbar gewordenes Reichsland aber 
werden, obwohlen nicht aufgehoben, doc)’ weſentlich vers 
ändert. (daf. XLIX.) | 

9 ©. $. ao. 

6. 28. 
13) Succeffion und andere Samilienredte 
Hieher gehören die 


ı) $. 20. 7 
2) $. 21 Nr. 8. 
angeführten Abhandlungen. 

$. 23. 


24) Verhältniß zu den Dienern und Släubigern 
des bisherigen deutfhen Reichs and der 
mediatifirten Lande und Fürften. 

Diefes Verhältniß hat folgende Abhandlungen ‚verurfacht, 2 
1) Beherzigung über das Schickſal verdienter. Männer, 
von Karl Dalderg (dem erhabnen Fürft Primas) 1807. 
(auch in Winkopp's rh. ©. Heft ı. Nr. 17. und in 
Oeſterreichers Archiv ar Jahrgang St. 7. Nr. 9. dem 
ehrenden Nachdenken der Nachwelt aufgehoben.) - 
- 8) Weber die Lage des Paiferlichen Neichstammergerichte 
nach dem Preßburger Frieden 1807. 8. 
8) Weber den fünftigen Unterhalt der Mitglieder des Lats 
ſerlichen Reichsfammergerichts. Wetzlar ıBor, Fol: (auch 
- „abgedruckt in Wintopp th, © - Heft 3. S. Ai. Deften 
reichers Archiv 1, Jahrg. Heft 3. Ne 10. Und nähe 
kin Staatsarchiv Heft 15. ©, 422.) 
4) Nachtrag zu der Druckſchrift: über ben künftigen Um 
terhalt u. fr. w. Wetzlar 1807, Tol. (abgedruckt In 
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Oeſterreichers Archtß a. a. D. Keft 5. Ne. 17. und 
auszugsweiſe in Winkopp ch. ©. Heft 3. ©. 443.) 

5) Ueber die Berechtigung der Advokaten und Profuratos 

ren des chemäffgen Reichskammergerlchts zu einem Ents 

ſchädigungs-NAnfſoruch. Wetzlar 1805. (in Winkopp's 

8 Heft 80 Ne 32. im Auszug und mit Berichti⸗ 
gungen.) 

6 Auch ein Scherflein zur Schrift: Ein Wort iiber die 
Lage Des K. R. Kanimergerichte, beſonders die Entſchä⸗ 
dig der Staatodiener deren Stellen wegen Veränderung 
der Konſtitutions und Adminiſtrations⸗Grundſäatze aufs 
gehoben worden. (vom R.K. Gerichts :Affefför von 

: Rampz in Vahlkamps hiſtoriſch/politiſchen Anfichten 

bei Aufhebung der’ Reichsverfaſſung. Wektzlar 1807. 
Heft 1. Nr. 2.) 

3) Ueber die Berechtigung der Mitglieder des bisherigen 

OR und RR Gerichts entweder auf lebenslängliche 
Beibehaltung ihres- bisherigen Gehalts ‘oder auf- Anges 
meſſene anderweitige Anftellung, von ebendemfelben.: (in 
Sermanien von Erome und Jaup 1. Band St. II. 
Ne. 26.) 

8) Kart Dalberg Beifpiel deutſcher Fürſten s Gerechtigkeit, 
(daf. Heft ı. Nr. 3.) 

g) Ueber die Entfehädigungs ı Berechtigung der Staatsdie⸗ 

ner bet Aufhebung” ihrer Stellen von den R. K.G. 

Aſſeſſoren von Kampz und Freihrn von Stein? - 
Franffurt am Main 1806. 8, —e1 
10) Verzeichniß der Rammerzieler der Fuͤrſten des Rheins“ 
bundes von Bund S. den R. K. ©. Afefforen'von 
"Balemann'und Freihrn. von Stein)’ erfte'Piefer 
rung. (in Germatien v von Crome und Janp 1. Band 
2». Heft Nr. 12)“ 
") Ueber Reich sdienerſchaft und Neichsfchuidenmefen. dm 
Winkopp rh. Bunde Heft 1. Nr 7.) 
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192) Ueber die Staatsfchulden der rheinischen Konfödera⸗ 

tionslände und unmafigebliche Vorfchläge zu ihrer Tits 
gung. (daf. Heft 13. N 5.) - 

135). Ueber den in der Bundesafte, enthaltenen Vorbehalt 
der Staatsgläubigern und Penfioniften aus dem Reiches 
Deputationshauptfchluffe von 1863. zuſtehenden Rechte. 
(in von Berg Abhandlungen Th. 1. Abh. 4.) 

14) Hängt es von der. Willtiihr ‚des. Souverains ab, bie 
Staatsdiener der mediatiſirten Lande entweder zu pens 
fioniren oder auf einen andern ‚Doften zu feßen und nad) 
welchem Maaßſtabe muß. die Penfion vegulirt werden ? 

‚(in Winkopp's cheinifhen Bund Heft 11. Nr. 23.) 

25) Bemerkungen über den Artikel 32. der rheiniſchen 

.Bundesakte vom Oberamtsrarh 4. J. Steiger zu 
Wolfegg. (daf. Heft 11. Nr. 25.) - 

- 16) Etwas über den $. 50. des Neichs: Deputationshaunt: 
fhluffes, in Beziehung auf die Kammergerichts ; Prafis 
denten und Affefforen, vom Hofrat Kleber in Web: 
tar. (daf. Heft 17. Nr. 31.) 

17) S. $. 17. B. KK 

Fünfter Titel. 
Civilrecht. 

— 9. 24. 

Bei dem mannigfaltigen Einfluß der Staatsverfaſſung 
auf das Civilrecht entſtand bei Veränderung der erſtern ſehr 
leicht die Frage: Welche Veränderungen erhielt das Civilrecht 
durch die Veränderung der bisherigen deutſchen Konſtitution? 
Sie iſt der Gegenſtand folgender Unterſuchungen: 

1) Ueber den Umſturz der deutſchen Staatsverfaſſung und 

.. ‚feinen Einfluß auf die Quellen des Privatrechts in den 
nun fouverainen Staaten der rheinifchen Konföderation. 
(Landshut) 1807. 8. (Zum Verfaffer diefer Abhandlung 
bekennt fih der Profanzler Gönner in feinem Archiv 
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fie die Geſetzgebung und Dem des juriſtiſchen Stu⸗ 
diums 1. ©, ı . Heft © | 

2) Die Privarrechte leiden 3 die Aufhebung der Kraft 
der Reichsgeſetze keinerlei Veränderung. (Brauer Bei—⸗ 
träge III.) 

3) Ueber die durch die rheinifche Bundesakte aufgehobene 
verbindliche Kraft der teutſchen Reichsgeſetze. (in von 
Berg Abhandl. 1. Th. Abh. 3.) 

§. 25. 

Die Einführbarkeit des Code Napoléon iſt zu vielen 
Modifikationen ausgeſetzt, als daß auch fie nicht eigene Un⸗ 
terſuchungen veranlaßt haben ſollte: 

1) Gedanken über die Einführung des Code Napol&on 
in den Staaten des NRheinbundes, vom R. K. G. Aſ⸗ 
feffor von Kampz. (in Winkopperh. Band Heft 9. 
Nr. 44.) 

2) Welche Grundſätze befolgt man im Preußiſchen bei 
Einführung des allgemeinen Landrechts zur Erinnerung 
bei Aufnahme des Code Napoleon. (von dem namlis 
chen in Minerva von Archenholz 1807. Dktober ©. 
76 — 9%) 

5) Gedanken eines Patrioten über die Einflibrung des 
Code Napoleon, (vom K. R. ©, Affeffor Freiherrn 
von Stein) mit einer Nachfchrift des Prof. Jaup. 
(in Sermanien von Trome und Jaup Band 1. Heft ı. 
Nr. 4.) 

4) Ueber die Einfiihrung des Code Nopoleon. (in den 
europdifchen Annalen Jahrgang 1807. St. ı2. Nr. ı.) 

5) Quafi» Priifung der im gten Hefte (des rheinifchen 
Bundes) abgedrucdten Gedanken über die Einführung 
‚des-Code Napoleon, (in Winkopperh. Bund Haft 16. 
Nr. ı.) 

6) Ueber die Einführung des Code Napolcon in Deutſch⸗ 
land. (in Jaſon St. 1. 1808.) 
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5) Yuszeihrmng einiger Beſtimmungen des Code Napo- 
l&eon, die auf Deutſchland nicht zu paffeh feheinen. (in 
allgemeinen Anzeiger der Deurfchen 1807. Nr. 533.) 

8) D. J. A. L. Seidensticker’s Einleitung in den 
Codex Napoleon handelnd von dessen Literatur, 
‘Geschichte, Plan u. s. w. Tübingen 1808. &. 
Gap. IX, $. 16 — 22. Ein Plaffifhes Werk und eh⸗ 
renvolles Denkmal des deutſchen Geiſtes, des deutſchen 
Fleißes; unentbehrlich einem jedem, fiir den der Code 

“ Napoleon mittelbares oder unmittelbares Intereſſe bat, 
Befonders fir denjenigen, der die, faft Immer überſehe⸗ 
ne oder von den Mehrften fich ſelbſt unrichtig beant⸗ 
wortete Frage: was ift der Codex Napoleon? gründ; 
lich beantworten will, 

9) Einleitung in das Geſetzbuch Napoleons, oder Bemer⸗ 
fungen deutfcher Gelehrten über die neue franzöfifche 
Sefeßgebung, zu mehrerer Verftändfichkeit derfelben flir 
die Bewohner der rheinifhen Bundesſtaaten, aus eint: 
gen gelehrten Zeitungen befonders abgedruckt. Düſſel⸗ 
dorf 1808. 8. 

Die literarifche Pflege, welche dieſes Geſetzbuch auch in 
Deutſchland erhielt, gehört nicht hieher, in mehreren dieſer 
Werken iſt indeſſen auch ſeine Verpflanzbarkeit auf deutſchen 
Boden berückſichtigt, z. B. in Dabelow's Archiv, Zachariä 
Handbuch, in Seidenſticker Handbuch des Code Napolfon 
u. a. m. 
Schfier Titen 

Lehnreiht. 
§. 26. 

Die über die Fortdauer der geſetzlichen Kraft des Clvil⸗ 
kechts erfchienenen Abhandlungen (9. 24.) ergriffen ihrer 
Sehnde nah auch das ehnrecht und gehören mithin auch 


dieher. 
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Außerdem befchäftigte ‚aber auch die Gelehrten -. 
1. Das Verhältniß der Souveratnität zur Lehns— 
herrlichkeit; 

1) Ueber die Lehnsherrlichkeit eines Souverains des rhei⸗ 
nifchen Bundes im Gebiete des andern ; zur Erläutes 
rung des Suften Artitels der Konföderation. Erlangen 
1807. 8. 

e) Anton Hun ger über die Erlöſchung der auswärti⸗ 
gen Lehne in den Staaten der rheiniſchen Konfüderas 
tion. Landshut 1808. 8. 

II. Die Succeſſion in das bisherige reichslehr— 
bare Obereigenthum: 

5 Gebührt den neuen Souverainen das dominium ii, 
rectum der in ihrem Gebiet: befindlichen Neichsichen ? 
“(in Winkopp ıh, B. Heft 13. Nr. 4. Frage 8.) 

4) Ob eine Belehnung mit vormaligen reichslehnbaren 
Gegenſtänden für die Zukunft Statt finden könne? 
(daſelbſt Frage 9.) 

5) Anmerkungen zum Heft 13., über bie Frage: Gebührt 

.. den neuen Souverains u. ſ. w. (ſ. II. 3, ) (dafelbſt 
Heft 15. Nr. 45.) 
III. Das Lehnsverhältniß der Mediatifirten, 
(. & 17. H. H,) 
| Siebenter Siter 
Geiſtliches und Kirchenrecht. 
§. 27. 
ige objektive Hemuch, fondern die Rage, in welcher fi 
bie kirchlichen Angelenheiten feit der. Errichtung des Rheins 
Bundes befinden , ift die Urfache der bis feßt nur fparfamen 
Erndte im Felde der Literatur des vheinbundifchen geiftlichen 
und Kirchenrechts ; bieher gehört: 

1) Warum ſchweigt die vheinifche Bundesakte von der 

geiftlichen Gerichtsbarkeit und was iſt in Beziehung. auf 


i 
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diefelbe dem Geiſte diefer Akte gemäß? (in Binfopp 
eh. Bund Heft 11. Nr. 85. Frage 4.) 

8) Konkordats s Anfichten. (in Safon vom Verfaſſer des 
goldnen Kalbs (Graf Benzel Sternau zu Karlsruhe) 
1808. St. 4. Nr. 1.) 

3) Konkordaten⸗Konkordanz. (daſ. St. 5. Nr. 4.) 

4) 8. 17. B. F. F. 


Achter Titel. 
Kriminal-Recht. 
Gemeinſchaftliche peinliche Geſetzgebung iſt nur das Res 
ſultat der hohen Einheit einer Verbindung; wer köoͤnnte fie 
alſo ſchon jetzt im Rechte des Rheinbundes erwarten? 
! Sewiffermaßen gehört aber hieher: 
9. 17. B, 2. | 


Neunter Titel, 
Völker⸗Recht. 


$. 29. 

Die völkerrechtliche Tendenz der einzelnen Bundesſtaaten 
iſt gewiſſer als die literäriſche Pflege der r volterrechelichen 
Verhältniſſe des Bundesſtaats. 

1) $. 12. Nr. 4°. 

2) Ueber einen Artikel zum fünftigen Völkerrecht, befons 
ders in Hinſi ht des rheiniſchen Bundes. (in Vogt eus 
ropäifchen Staatsrelationen Band ı0. St. 3. Nr. o. 
und im der cheindundifchen Zeitung 1808. Mr. 56.) 
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Ueberficht der neueren Verhältniffe des ehemaligen, 
Reichsadeld in den Staaten des rheiniſchen Bun⸗ 
des, fo viel: fie. bisher geſetzlich beſtimmt und be⸗ 
Eannt gemacht worden ſint nd. 





Bon Hertn Dr. Neff in Friedberg, 


» 3. 





Magenehme Dienftverhiältniffe, in welchen ich feit mehreren: 
Jahren bei der unmittelbaren Neichsritterfchaft ſtand, mache! 
ten mich auf das Loos. der Glieder derfelben in den konföde⸗ 
rirten Staaten in einem vorzüglichen Grade aufmerkfam. ch 
verglich die neuen Organiſations-Edikte und andere Verord⸗ 
nungen, wie fie mir zu Geficht kamen, fo genau. wie mögs 
lich gegeneinander, und fand darin. die, in diefer Webers 
fiht angezeigten verfchiedenen Beſtimmungen, deren Verglei⸗ 
hung auch Manchem, wenn er gleich „nicht.in fo genauen 
Verbindungen mit der Nitterfchaft fand „ .dod) nicht unintes. 
refjant: ſeyn möchte, j 

Nur die Könige von Baiern und Würtemberg und die 
Sroßherzoge von Baden, Keffen und Würzburg haben bis 
igt ihre Grundſätze, in Anfehung der Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten des in ihren Landen begüterten Adels näher aus⸗ 
einander gefest. Don ahnlichen Verordnungen des Fürfteng, 
Primas, des Herzogs von Naſſau, und des Großherzogs 
von Berg, wenn man bei dem erſten feinen: Aufruf an die“ 
Bafallen im Mai 1808 *), bei dem zweiten die Beſtimmung; 
eines privilegirten Serichtsftandes feimes -Adels bei dem Ju⸗ 
fligfenat zu Ehrendreitftein °) und die Aufhebung der Leibs 





*, Dergleihen Aufrufe find von den meiften Sonverains erlaffen worden. 
Ww 
1) Verordnung vom ımen Nov. 1866 im Rheiniſchen Dunde Heft 3- 
Seite 475. 
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eigenfchaft und des Mortuarif' gegen Vergütung *), ſodann 

bei dem dritten die Aufhebung aller. Steuerfreiheiten ?) auss 

intime ‚fi noch Nichts: in das größere Publikum gekommen. 

Wenit fie erfheinen, wird es leicht ſeyn, die einzelaen Theile 
' yo !v 8 y 

A. Bon den allgemeinen perfönlichen Rech⸗ 
ten und Verbindlichkeiten der adelichen Guts⸗ 
befiger °). 

1) Sm Allgemeinen wu urden fie in ihren 
Rechten und VBerbindlichleiten "dem Aber des⸗ 
| eandes gleichgeſtellt bei: 

*Baiern: OrganiſationsEdikt A. $. 1. 3. 
Baden Organiſations-Edikt vom 20ſten Zul. 1807, 
gleich im Eingange. Rheiniſcher Bund Heft 14. S. 190. 
Heſſen: Organiſ. Edikt vom iſten Dezember ‚don, 
$.1.0.0. O. Heft 14. ©, 219. Ä 

2) Iſt ihnen:äiberall ein privilegirter Ser 
richtsſtand im-peinlihen und bürgerlichen Sa 
hen zugefianden worden, von 

Baiern: fir fih, ihre Samilien und erichtehaiter. 

Org. Ed. B. II. 120° 

 BWürtemberg: : ohne dabei ihrer gamitien und Beams. 
ten zu gedenken; Organif. Ed. vom 18. März 1806. 6. 30:53,’ 
und dabei mit der ausdrücklichen Erklärung , daß fie außers' 
dem wie ein joeder anderer den Geſetzen und Landesftellen- 
unterworfen ſeyen. Sie genießen vermöge Ihrer Geburt gar. 
feinen Rang,“ fondern ein jeder‘, welcher Wappenenöpfe zu 
tuagen das Recht hat, geht ihnen vor *). 

Def, som 26 rn Rhein. Bund So S. ed 

2) Srändifche Deitberation vom Yten Dez. 1806. Rhein. Bund Heftz. ©. 258, 
8) ums Leitfaden wurde das königl. bater. Organiſ. Edikt vom 31. Dez. 1806 


im fünften.Befte des Rheinifhen Bundes ©. 225 größtentheils genonmten. 
.» 0) Das Nacht, Woppenknöpfe zu Tragen, haben alle Diejenigen, welche 
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Dagegen find fie von ber Patrimonialgerichtsbarkeit ausdrück: 
lich befreit, und..die Patrimonialbeamten, dürfen nur in Fällen, 
welche eine fchleunige Anordnung fordern, vi Commissionis Re- 
giae gegen fie Vorkehrungen treffen. 

Reſtr. vom 9. Aug. 1807 im Regierungsblatt⸗ Nr. mı. 
Baden: fie ſich, ihre &amilien und Gerichtshalter, 
: Org, Edikt 9. .. a 
FR "5 ffen; wo diefer. privilegirte Gerichtsftand auch auf 
bie Samilien der Gerichtshalter und auf die Hausdienerfchaft, 
wenn. die Serichtsherren. außer ihrem Gerichtsbezirt wohnen, 
ausgedehnt ift. Wenn fie fih aber in diefem aufhalten, fo 
find deren Hausdiener der Patrimonialserichtsbarkeit unters 
worfen, In Polizei⸗Sachen ftehen. die Serichtsherren, wenn 
- fe auswärts find, unter der Lokal: Polizeibehörde, wenn fie 
aber innerhalb ihres Bezirks fih aufhalten, unmittelbaw uns 
ter der Regierung. | 
Ihre Güter find. gleichfalls ſchriftſäßig, ſo lang ſie ſich 
in adelichen Händen befinden. 
Org. Ed. $. 9. 21. 
rzburg, für ſich und ihre Familien, ausgenom, 
men in MarfchsSachen, wo fie den Unterfommiffariaten uns, 
tergeben find, und in Polizeiſachen, wo fie unter der Lokal⸗ 
Polizeibehörde, welche ihnen aber ihre Verfügungen fchrifts 
ih zugehen laffen muß, fiehen, Ihre Dienftönten find der 
Serichtsbarkeis ihres Wohnſitzes unterworfen. 
Sie genießen noch der beſonderen Auszeichnungen, daß 
a) die Landgerichte keine Befehle an fie, ihre Beamten und 
Unterthanen erlaſſen bürfen, wenn fie nicht als großherzog⸗ 
liche Kommiffarien handeln, und daß die Landesadminiftras 
tioftellen alle Verordnungen ohne Unterfchigd unmittelbar an fie 
ansfertigen müſſen, fie hingegen eigenhändig in ihrem Ras 











im der XIIIten Klaffe der Rongordnyug vom aten Aprif 1806 bis auf Die Buchs 
heitey einſchließlich ſtehen. 
Konſtkript. Ordnung Art. A. Nr. 2, 
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men, und bie Patrimonial Beamten nur in ihrer Abweferiheit 
mit Bemerkung diefes Umſtandes zu berichten haben; daß 
 b) in peinlichen Sachen, wenn nicht befondere Um⸗ 
fände eintreten, fie vorher, ehe fie protofollarifch vernoms 
men werden, zur fchriftlichen Verantwortnns sogen wers 
ben müſſen; auch 
c) alle ihre Borftellungen an den‘ Großherzog und fAmmt 
liche Landesſtellen unter eigener Unterſchrift einreichen, und 
nur im Falle der Abweſenheit zur Erleichterung : der Inſt 
nuationen einen Anwald beftellen dürfen. Ueberdies iſt ihnen 
d) in Konkursfällen die Wohlthat der Kompetenz nach 
dem Verhältniß ihres Vermögens und ihrer Schulden ges 
flattet, und ihre Lehen: und Stammgüter dürfen, wenn bie 
veräußerlichen beweglichen und unbeweglichen Allodiafgüter zur 
Bezahlung der Schulden nicht hinreihen, nicht verkauft 
werden. Sie bezi.her aus den Einkünften berfelben. ihre 
Kompetenz, und vom Leberreft werden die Schulden getilgt; 
e) find fie den Auswanderungsgefegen nicht unterwor⸗ 
fen, und tragen auch 
k) zu den Laſten der Gemeinden, wenn fle nicht dorer 
daran Theil genommen haben, nichts bei. 
Drg. Ed, vom gten Sunius 1807. 9. 6.7.9. 10. 63. 
24. 25. 37. 53. 39. 40. 41. 42. 43. 44. 05. 149. 
Heft 10. des Rheinischen Bundes S. 3 u. ff. 
3) Haben fie nah Eriöfhung aller alten 
Rechte, Titel und Ehrenzeichen von 
Würzburg eine eigene Uniform erhalten, welche ein 
jeder Volljähriger und Minderjähriger, wenn er fchon Gutes 
befißer ift, tragen darf, | 
Dre, Ed. 9.6, | 
Baden hat ihnen eine Uniform und einen Drden ver 
fprochen, Org. Ed. $. 4, ' 
und Würtemberg gleihfals, wenn fie darum anhals 
ten würden. Org. Ed. $. 32. 
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:...4) In Anfehung der Huldigung waren 
: Baiern: Organif, Edikt A. 6. 4, 

Heffen: Organif. Edikt $. 2. 

Würzburg: Organif, Edift am Ende - 
vorlänfig mit einer Huldigungs Urkunde zufrieden, 

Württemberg aber wieß die Gutsbeflber an , entwe⸗ 
der vor dem Minifter des Innern, oder vor den Kreia⸗ 
hauptleuten perſönlich zu huldigen. 

Organiſ. Edikt 6. 26. | Br 
- Baden hat fid dariiber. in feinen Verordnungen nicht 
ausgedrück. 

5) In Anſehung der beſtehenden Familien⸗ 
verträge, Succeſſionsordnungen und Fidei— 
kommiſſe erfodern zu deren künftigen Gültigkeit die lan⸗ 
desherrliche Beſtätigung: 

Baiern: Organiſ. Edikt A, 6. 5. 

Baden: Organiſ, Edikt 6. 5. 

Heſſen: Organiſ. Edikt $. 3. 

Wirrzburg läßt alle dieſe Familienverträge, wenn fie 
fonft die gefeßliche Eigenfchaft haben, fie mögen reichsgerichts 
lich beftätigt feyn oder nicht, ohne weitere Konfirmation in 
ihrer Guültigkeit fortbeſtehen, und verlangt nur beglaubte Abs 
(hriften zur Einfiht; Hingegen müffen die künftig errichter 
werdende von dem Hofgericht beftätigt werden. 

Drganif, Edikt $. 13. 14. 16. | 

Würtemberg hat diefen Punkt in feinem Organiſa⸗ 
Kong s Edikt unbeſtimmt gelaſſen, ganz neuerlich aber verords 
net, daß die im Würtembergiſchen Landrechte enthaltene Bes 
fimmung der Erbfolge auc, für alle der Sonverainität uns 
terworfene Fürften, Grafen und Nittergutsbefiger die einzige 
Rechtsnorm dergeftalt feyn folle, daß alle bisherige Rechts: 
gewohnheiten, teftamentarifche Verordnungen , Erbverträge 
und andere Familiengeſetze, welche inzwifchen eine von den 
landrechtlichen Beftimmungen abweichende Erbfolge in. eins 
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zelen Familien begründet Hätten, unkräftig und alle nad) Er⸗ 
laffung diefer Verordnung eintretende Succeffionsfälle, es werde 
nun ab intestato oder nad, Teftamenten unb Verträgen, 
welche das Landrecht verftattet, vererbt, nur. nad) diefer neuen 
Vorfchrift in der Art erledige werden follen, daß auch früher 
geichehene Verzichte als ungültig zu betrachten und allein bei 
Lehen die in den Lehnbriefen beftimmte Vorfchriften, oder. ig 
deren Ermangelung, die an dem Würtembergifhen Lehnbefe 
hergebrachten Rechte zu beobachten feyen *). 

Verordnungen vom 26. April 1808, 

6). Wegen der Wahl des fünftigen Wohnfitzes 
mußten fich die Outsbefißer, welche Güter unser verfchiedenen 
Megenten Haben, bet alfen, Würtemberg aflein ausgenommen, 
in einer beftimmten Zeit. erflären,, und 

a) in Anfehung der Wahl ſelb ſt ſchränkt fie 

Balern nicht ein; fie können, wenn fie die aus dem 
Beſitze eines landſäßigen Gutes fließende Verbindlichkeiten 
erfüllen, ihren Wohnſitz in allen Staaten des rheiniſchen 
Bundes oder mit dem Bunde verbündeten nehmen, werden 
aber alsdann wie Forenſen behandelt, | 

Org. Ed. A. $. 6. und Verordnung vom 3. April 

1807, theinifcher Bund Heft 8. &. 353. J 
Baden hat die nämlichen Grundſätze erklärt, wenn ſie 
Güter beſitzen, welche in andern mit Baden in keinen 
drigen Verhältniſſen ſtehenden Staaten gelegen find, 
können beiderlei Gattungen von Gütern beiſammen — 
wenn der andere Staat das nämliche erlaubt, 

| Organiſ. Editi $ 9 


| Heſſen eat dag nämlie und noch babei ſei⸗ 


42* 


1) Was die adelichen Familien nach der allgemeinen Meinung Jahr⸗ 
hunderte hindurch in ihrem Flor erhalten hate ſcheint durch diefe Unordnung 
für immer verloren zu gehen, | Ä 
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nen Gerichtsherrn den abzugsfreien Bezug ihrer Einfünfte 
in einen andern Staat ausdrücklich zugeſtanden. on 
Drganif. Edikt $. 5. 

Würzburg Handelt nach den nämfichen Grundſatzen, 
auch in Rückſicht des freien Bezugs ihrer Einkünfte, wen. 
der Staat, in welchem fie wohnen, von den nämlichen Prim. 
zipien ausgeht. "Sie dürfen in den rheiniſchen Bunbesitaas. 
ten ſich aufhalten, wo fie wollen; wenn aber ein folcher Auf⸗ 
enthalt außerhalb der Konfüderation länger ald 2 Monate 
dauert; fo müflen fie Erlaubniß dazu haben und diefe iſt 
auch zur Auswanderung in einen nicht fonföderirten Staat, 
jedoch ohne Anwendung der Ausmanderungsgefeße. erfoderlich. 

Organif. Edikt $. 27. ad. og. | 

Würtemberg gefteht denjenigen, welche Güter im. 
Königreiche beſitzen, feinen Wohnfis in auswärtigen Sans 
den zu. | 
Reſtkript vom 26. Okt. 1806. Heft 7. des rh. Bun⸗ 

des ©. 132. 

b) in Anfehung der Wahl fremder Kriegss oder 
Eivildienfte dürfen fie in , 

Baiern, wenn fie dort ihren Beftändigen Wohnſitz 
auffchlagen, folche ohne befondere Erlaubniß nicht annehmen. 

Organiſ. Edikt A. 7. 

MWirtemberg geftattet: 

aa) denjenigen, welche außer dem Königreiche feine Güter 
haben und nur an einem Lehens oder Allodialgute einigen 
Antheil haben, oder davon einige Appanage ziehen, gar nicht, 
daß fie fich in den Dienften einer auswärtigen Macht befins 
den, und wenn fie in einem der fonföderirten Staaten in 
Dienften ſtehen, müſſen fie, um darinn bleiben zu dürfen, 
eine befondere Erlaubniß dazu. nachfuchen. Dies müſſen auch) 

bb) diejenigen thun , welche in andern Bundesftanten bes 
gütert und dafeldft angeftellt find. Wenn fie mehrere Söhne 
oder Seitenverwandte haben , müflen fie wenigftens Einen 
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zum Dienft oder Niederlaſſung im Köntgreiche beſtimmen. 
Diejenige hingegen , melche | 
cc) zugleih Güter außerhalb des eheinifhen Bundes bes 
figen, und da in Dienften ſtehen, dürfen nicht daſelbſt blei⸗ 
ben , : fo lange fie an den im Königreich gelegenen Beſitzun⸗ 
gen oder an den Vereinen derjelben auf irgend eine Art 
Theil nehmen wollen ; fie müſſen ohne Nachſicht wenigftens 
einem Mitgliede der Familie ihre Beſitzungen abtreten, wel 
ches fodann im Königreiche dienen oder wenigſtens wohnen 
wird °). 
Nefkripe vom 11. September 1807. im Reg. Blatte 
von 1807. Nr. 81. 


Baden fchränkt feinen Adel gar nicht auf die innlän⸗ 
difhen Dienfte ein. Ein jeder kann in allen andern Etaas 
ten Bedienungen annehmen, welche zur Zeit der Dienfts 
annahme in feinen feindlihen Verhältniſſen mit dem rheinis 
fhen Bunde ftehen, und ihren Eingebornen die namliche 
Sreiheit geſtatten. Organiſ. Editt $. 3. 

Heffen macht nur bei Kriegsdienften eine Einfchräns 
fung und erlaubt feinem, folche außer Landes anzunehmen, 
wenn er fich nicht vorher zum Heflifchen Dienft angeboten hat. 

Drganif. Edift $. 6. Verordnung vom ı5. Sjänner 
1807. : 

Würzburg gibt aber die Erlaubniß zu Civil: und 
Militairdienften ohne Einfchränktung, wenn ſich der betreffens 
de Staat nicht im Kriegsftande gegen den rheinifchen Bund 
befindet. Organiſ. Edit $. 36. 

c) in Anfehung der wirfiihen Auswanderung derje 
nigen Gutsbeſitzer, welche in einem Staate ihren feften 


1) Aber wenn der Staat, in welchem die auswärtigen Gliter gelegen 
find, die nämlichen Grundfäge aufftelit, und der Adeliche Feine Verwandte 
bat, denen er feine Güter abtreten könnte, wo foll er nım hin? ou er 
die Güter in densseinenuoder dem andern. Staate verkanfen müſſen? 
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Wohnſitz genommen haben und ihre dortige Güter sänze 

lich veräußern ‚find fie bei 

Baiern: Drganif. Edikt $. 7. 

Würtemberg: Organiſ. Edikt 6. 28. 

Heſſen: Organiſ. Edikt $. 5. und 

Würzburg: Organiſ. Edikt $. 34. 
der Nachſteuer unterworfen, wenn ſie nicht in einen Staat 
ziehen, mit welchem die Freizügigkeit bedungen iſt. 

Baden aber läßt fie von den Fahrniß⸗Stücken füe 
immer und in den erften zwanzig Sahren der rheinifchen 
Konföderation auch von den liegenden Gütern Nachfteuer 
frei. Nach diefem Zeitraum aber find fie dieſer Abgabe uns 
terworfen, wenn nicht der Staat, in welchen fie. ziehen, 
feinen in das. Badiſche auswandernden Staatsbürgern die 
nämliche Freiheit: geftattet.- - 

Organiſ. Edikt $. 8. 

Tgßnd fie von der Militair konſtription für ſich 

und ihre z amilien frei in 
Baiern: Organiſ. Edit B. VI. $. 1. wo dieſe Be⸗ 
freiung auch auf die unentbehrliche Dienerſchaft ausgedehnt iſt. 

Würtemberg: Konſtriptions-Ordnung vom 6. Aus 
guft 1806. $. 4. A. Nr. 1. | 

Baden: Drganif. Edikt $. 3. 

Würzburg: Organif. Edikt $. 26. 

Heſſen beſtimmt dieſes außer dem obigen Falle nicht 
ausdrücklich. 

8) baden fie die Befreiung von der. ordinairen 
PerfonalsSteuer bei 

Wirtemberg: Inſtrukt. für die Patrimonial/ Beomte 
vom 10. März 1807. $. 8. rh. Bund Heft 10. ©. 59. 

Baden: Organiſ. Edikt $. 8. 

Sie haben aber diefe Befreiung nicht bei: 

Baiern, org. Edikt B. V. A. $. 1. in fo weit fie 
nicht ausdrücklich befreit find. 
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Seifen: Reſkript vom 10. Oktober iBo6. 

Würzburg: Drganif, Edikt $. 131. in fo fern nicht 
Fünftige das Anlage s und Steuerweſen betreffende Geſetze 
Ausnahmen zu ihren Gunften beftimmen werden. 

9) Sind fie zu Ihrem Hausbedarf von Bol, Acs 
eis und Umgeld frei bei: 

Baden, mit der. Ausdehnung fir ihre Beamten von 
ben Beſoldungs-Naturalien, welche thrien von den gut 
herrlichen Speichern und Kellern zugeführt werben. 

Organiſ. Edikt 6. 8. 
Heſſen, vom Zoll steihfals mie der Ausdehnung auf 
ihre Beamte. 
Reſkript vom 25, May 1807. 
Würzburg, für ſich und ihre Dienſtboten auf ihren 
Nitterfisen. Ihre Beamten, Pfatrer wfi wi ſind aber von 
dieſer Freiheit ausgeſchloſſen. 

Organiſ. Edikt 9. 139. 14°. Zu % 

Baiern hingegen bewilligt eine ſolche Befreigng von 
den Konfumtions s Auflagen und Zöllen niht. 

Drganif. Edit B. V. A. 8. und B. V. E. 3. f. 

Würtemberg hat ſie auch nirgends zugeſtanden. 

10) haben ſie das Prädikat »Herr « in ſchriftlichen 

Ausfertigungen, nur bei 

Heſſen mit Ausnahme der höchſten Landes⸗ und Ad⸗ 
miniſtrativſtellen. Org. Edikt 9. 4. 

Und unter der nämlich Einſchränkung von 

Wulr zburg. Org. Edikt $. 11. 

11) wird für ſie und ihre Familien in ihren Kirchen 
überall nach dem Landesherrn gebetet: 

Baiernzim Falle fie Kirchenpatrone find. 

Drganif. Edit B. IV. 5, | 

Wiürtemberg: fie mögen Patrone feyn oder nicht. 

Reſtript vom 19. Mai 1807. oo 

Baden: Drganif. Editt-G. ar. lit, b. 

N 


2og 


Heffifhes Organif. Edikt $. 8. 
Würzburg: Dig: Edikt $. 120. 103. zuerſt für die 
Patronen und nad denfelben für die Gutsbeſitzer. 
ı2) findet nah dem Tode in ihren Drtfchaften «im 
Trauergeläute fiat, in 
Baiern, wenn der Gutsbefiser zugleich Kirchenpatron | 
ift, ohne Beſtimmung einer Zeit. 
Organiſ. Edit B. IV. 5. 
Würtemberg, für die Ritter und ihre Gemahlin⸗ 
nen 8 Tage lang täglich einmal, für die übrigen Familien⸗ 
glieder aber die Hälfte der Zeit. 
Reſkript vom 12. April 1807. im Rep. Blatte Nr. 17% 
Baden, mit ausdrücklicher Einſchränkung auch für 
den Grundheren auf acht Tage und mit Erſtreckung auf eine 
vierwöchentliche Einftellung des Saitenfpiels, wenn ber Nacht 
folger es verlangt. 
Org. Edikt $. 21. lit. c. 
Heſſen, für ſie und ihre Familen auf 4 Woqen. 
Organiſ. Edikt $. 8. n 
Würzburg, auf drei Tage, täglich eine halbe Stunde, 
wenn fie Kirchen : Patronen find, außerdem aber gar nicht. 
Drg. Edikt $. 122. 109. | 
B. Von den Rechten und Verbindlichleiten der 
adelihen Butsbefißer in befonderer Bezies 
Hung auf einen jeden einzelnen 3weig der 
Staatsgewalt. 
IL Die Sefesgebung. 
Diefes Recht kömmt allen Souverains ausfchließtich zu 
und die adeliche Gutsbeſitzer und deren Unterthanen ſind an 
die Geſetze des Landes gebunden. Die Gutsbeſitzer können 
nur zur Vollſtreckung der gegebenen Geſetze Einrichtungen 
treffen, aber keine neue Dorfs und Gemeinde-Ordnungen 
machen. | 
Baieriſches Organif. Edit B. I:- 


F 


14 


n 
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Würtembergiſches Organif. Edikt $. 51. 
Badiſches Organiſ. Edikt h. 6. 
Heſſiſches Organiſ. Edikt §. 10. ı2. 
Würzburgiſches Organiſ. Edikt $. 55. 
Jedoch ſollen die eingeführte Orts » Statuten und Gewohn— 
heiten, wenn fie den Landesgefegen nicht entgegen find, nad) 
ausdrücklichen Beſtimmungen in ihrer Kraft bleiben in 
Batern; Organiſ. Edift B. 1. 
- Württemberg; Reſkript vom 13. Febr. 1807. 
Baden; Drganif.- Edikt $. 6. 
Heſſen; Drganif. Edikt G. 10. 
Wäürrzburg beſtimmt hierüber nichts. 


IL Die Staats-Juſtizgewalt. 


1) Die Gerichtsbarkeit in Eivik und peins 
lihen Saden erfter Inſtanz wird, wo fie folche her⸗ 
gebracht Haben, den adelichen Gutsbeſitzern nach den Landes⸗ 
gefeen unter der Oberaufficht der einfchlagenden Landesſtellen 
überlaffen; in | 

Baiern; Drganif. Edift B. II. 2. 10. , jedoch komme 
die Kriminal:Zurisdiktion in den mit Baiern gemeinfchaftlis 
hen Drtfchaften oder auch auf Gütern und Hinterſaſſen, 


welche mit dem baierifchen Gebiete vermifcht find, nun allein 


den königlichen Landgerichten zu. 
Org. Edit. B. II. 11. und Verordnung vom oöften 
Dezember 1807. Rh. Bund Heft 14. ©. 295. 


Württemberg verordnet in Anfehung der peinlichen 
Gerichtsbarkeit befonders, daß in denjenigen Ortſchaften, wo 
die Gutsherren eine größere Ausdehnung derfelben als ges 
wöhnlich die königlichen Beamten hergebracht haben, die Pas 
trimonialbeamten in eintretenden Fällen Confilien, entweder 
bei der Univerſität Tübingen, oder bei einem der Konfulens 
tentollegien in Stuttgardt oder Tübingen, einholen, und bie 
Akten vor Eröffnung und Volziehung der Strafe an den 
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erſten Senat des Ober / Juſtizkolleglums zur Vorlegung an 
den König einſenden ſollen. 
Org. Edikt $. 51. 52. 


Baden räumt den Gutsherren die hohe Strafgerechtig— 
feitspflege gar nicht ein, dehnt aber die bürgerliche Gerichtss 
barkeit und Strafgerechtigkeitspflege auf alle in: und ausläns 
difche Fremde amtsſäßigen Standes, die fich nicht in großs 
herzoglichen Geſchäften dort aufhalten, und auf alles Sefind 


ohne Unterſchied aus. 


Org. Ed. $. 14. lit. a. b. 


Heſſen räumt den Gerichtsherren auch die geiſtliche 
Gerichtsbarkeit ein, fo weit fie den heſſiſchen Beamten libers 
laffen worden: iſt, und geftattet denfelben, die ihnen von den 
Hinterfaffen zutommenden Abgaben beizutreiden, fie zu Leis 
fung ihrer fhuldigen Dienfte anzuhalten, fo lang keine höhere 
Inhibition erfolge. Dagegen haben fie feine Jurisdiktion in 
einigen ftrittigen Sachen, und ihre einzelne Höfe und Müh— 
fen find wie die fchriftfäßigen Perfonen und Güter von der 
Parrimonialgerichtsbarfeit ausgenommen. 

Drg. Edit $. 14.15. 16. 0 \ 

Würzburg beftimmt in Anfehung des Umfangs und der 
Art der Gerichtsbarkeit den bisherigen Befikftand zur Regel, 
und verlangt, daß in peinlichen Fällen die Unterfuchungss 
akten an das Hofgericht zur Fällung eines rechtlichen Erkennts 
niffes eingefande werden follen, unterfcheidet auch in gemein 
ſchaftlichen Arten mehrere Fälle: 

a) wo Würzburg inzwifchen Mitgerichtsherr mar, führen 
aa) in bürgerlihen Sachen die Würzburgifchen Landges 
richte mit Aufhebung aller älteren Verträge das be⸗ 
ſtändige Direktorium 
bb) in peinlihen Sachen aber wird die gemeinfchäfts 
liche Gerichtsbarkeit ganz aufgehoben, und wenn 
&) die Unterthanen ungerheilt find, fallt die yein 
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liche Gerichtsbarkeit dem nächfigelegenen Lands 
gerichte; wo fie aber 
3) getheitt find, und ein jeder diefe Gerichtsbars 
keit iiber die feinige ausübte, demjenigen Orts⸗ 
herrn zu, welcher die meiſten Unterthanen zählt. 
b) Wo aber die Gerichtsherrſchaft allein aus adelichen 
Gutsbeſitzern beſteht, ſolle es 
aa) in bürgerlichen Sachen bei der bisherigen Einrich⸗ 
tung bleiben, und wo dieſe Gerichtsbarkeit gemeins 
fchaftlich verwaltet wird, das Direktorium den Pros 
 geß bis zum Spruch duch die Mehrheit der Stims 
men führen. Wenn fi aber zwei Serichtsheren über 
eine gemeinfchaftliche Meinung nicht vereinigen kön⸗ 
nen und fonft auf keine Art keine. Stimmenmehrheit 
zu. erzielen iſt; fo folle von dem Hofgericht zu Würz: 
Burg ein großherzoglicher Eandrichter oder ein adelis 
cher Patrimonialbeamter zur Fällung des Erkenntniß 
ſes ernannt werden. 
bb) in peinlichen Fällen aber, wo 
&) die Unterchanen ungetheilt find, muß ein Direktor 
rium zur Verwaltung der Gerichtsbarkeit auf wer 
niaftens drei Jahre gewählt werden, und 
8) bei getheilten Untertanen die Gerichtsbarkeit dem⸗ 
jenigen Mitheren zufallen, weicher die meiften Uns 
terthanen bat. 
Drg. Edikt G. 45. 46. 47. 48. 58. 5g. 
Außerdem iſt es ihnen auch erlaubt, ihre Liquiden Gefälle 
und die feinem Streite unterliegende Präftationen durch den 
. Amtszwang beitragen zu laſſen. 
Drganif. Edikt $. 69. 
2) beſtimmen zu der zweiten Inſtanz und gu den 
Klagen über verzögerte Juſtiz, 
N Baiern; das Hofgericht. _ 
Organif. Edikt B. IL. 3, 
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MWürtem 6 erg den zweiten Senat bes Oberjuſtizkolle⸗ | 


glums zur Appellationsinftang und den Suftizminifter au 
Klage wegen verzögerter Gerechtigkeit. 
Organiſ. Edikt 9. 35. 5ı. 

Baden, in Summen unter 600 fl. Werth an die bes 
theiligten Oberämter, iiber 600 fl. Werth oder bei unſchätz⸗ 
baren Sachen an das Hofgericht. 

Organiſ. Edikt $. 14. lit. y. 8. . 

Heſſen, die Hofgerichte nach der Norm der Heſſiſchen 

Aemter. Organiſ. Edikt G. 23. in Beziehung auf das Ors 
ganiſations-⸗-Edikt vom ı2. Oktb. 1803. I. 7. 

Würzburg, das Hofgericht. 

Drganifationg s Edift $. 5g. 173. 

3) Dürfen diefe Gerichtsbarkeit ausüben 
[ a) die Gerichtsheren ſelbſt, wenn fie fih einer Brit 

fung unterwerfen wollen in 

Datern, Drganf. Edikt B. II. 7. 

Baden, wo anftatt der Prüfung eine beſondere Ders 
pflihtung verlangt wird. 

Irganif: Edikt $. 14. lit. a. 
Heffen, Organif. Edikt $. ı7. 
Würzburg, Organif, Edikt $. 49. 
Würtemberg, erklärt fich darüber nicht. 
b) Die Parrimonialbeamte, welche 
aa) von den Gutsheren zwar ernannt, aber von ben 


Landesftellen geprüft, beftätige und bei Strafe der 


Nichtigkeit ihrer Amtshandlungen verpflichtet werden 
müffen , 
Baieriſches Organiſ. edikt B. IE 5. 6. 
Würtemb. Organiſ. Edikt $: Si., wo es den Guts⸗ 
herrn überlaſſen wird, auch einen benachbarten königlichen 
oder Patrimonialbeamten mit Vorwiſſen des Oberjuſtizkolle⸗ 
giums anzunehmen. 
Badiſches Organiſ. Edikt 9. 14 lit. 6. 
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Heffifhes DOrganif. Edikt $. ı7. 18., welches aus 
drücklich dem Gerichtsheren geftattet, feinen Patrimonial: 
Beamten zur gewiffenhaften Verwaltung der ihm anvertrau: 
ten Stelle gleichfalls fich zu verpflichten. 

Würzburgifhes Organiſ. Edikt $. 50. mit dem 
Beiſatz, daß, wenn der Gutsbeſitzer unter der VBormundfchaft 
oder Ruratel ſteht, det Gerichtshalter dem Juſtizkollegium 
vorgefihlagen werden muß , und erft nad) genehmigten Vor— 
ſchlag dem Sroßherzoge zur Betätigung vorgeftellt werden darf. 

bb) in Juſtizſachen blos unter den Landesgerichten fe: 

ben, und von den Gerichtsheren nicht eigenmächtig 
entlaffen werden können. 

Baierifches Drganif. Edikt B. 11.3.8. 

Würtembergiſches Drganif. Edikt 9. 5ı. jedoch 
ohne der Entlaffung zu gedenken. | 

Badifhes Organif. Edikt $. 14. lit. A. y. 8. 

Heſſiſches Organiſ. Edikt 9. 16. 20. 23. 

Würzburgiſches Organiſ. Edikt 9. 44. 56. 63. mit 
der Erlaubniß, dem Gerichtshalter über etwaige Juſtizverzö— 
gerungen ſchriftliche Erinnerungen machen zu dürfen. 

cc) ihren Sitz in dem Lande und in nicht großer Ent 

fernung von dem Gerichtsbezirk haben müſſen, 

Baieriſches Drganif. Edikt B. II. 12. mit der Bes 
merfung , daß die Regiftraturen im Orte des Gerichts feyn 
müſſen. | 

Würtembergiſches Organiſ. Edikt $. 5ı. 

Badiſches Organiſ. Edikt G. 14. dit. £, 

Heſſiſches Organiſ. Edikt $. ı7. 

Würzburgiſches Organiſ. Edikt 6. 49. 

dd) einen privilegirten Gerichtsſtand haben. 

Baieriſches Organiſ. Edit B. II. 4. 

Würtemberg befiehlt zugleich, daß keiner den Titel 
eines Oberamtmanns oder Döervogts führen dürfe. 

Reſkript vom 18. Jul. 1807. im Reg. Bl. Nr. 40. 
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Badiſches Air Edikt $. 1. 
Heſſiſches Drgapf. Edikt $. 21. 
Würzburgiſches Organiſ. Edikt $. 54. 
III Die Staats⸗Polizeigewalt. 
4) Bevölfernangs: Polizei. 
1) Die Annahme neuer Unterthanen und war 
a) chriſtlicher haben 
ad) file fich eingezogen: 
Würtemberg, Organiſ. Edikt $. 09. 


Baden, in Anfehung aller ortsfremden Mannsperfos 
men und derjenigen Weibsperfonen, welche entweder nicht die 
Drtsreligion haben, oder von der allemal zu vernehmenden 
Gemeinde nicht angenommen werden wollen. 

Inſtruktion für die Oberämter vom 24. "Doyemörg 
1807. $. 5. rheinifcher Bund Heft 15. ©. 4120 


Heſſen, in Anfehung aller Ausländer, - - | 
Organiſ. Edikt $. 31. 
bb) den Gerichtsherrn überlaſſen: | 
Baiern, wenn die nen aufzunehmende die nach den 
Baierifhen Geſetzen erfoderliche Eigenfchaften haben, nad 
eingebolter Genehmigung von der andesbehöͤrde. 
Organiſ. Edikt B. III. A. SG, 1. 
Heſſen, in Anſehung der Gerichts⸗ und Bandes Ein 
gebornen, wenn fie vom Militairdienſt befreit und die Mas 
jorennitäts s Jahre entweder wirklich oder durch Diſpenſation 
erlangt haben. . Temporäre Aufenthalts / Geftattungen hänz 
gen ohne Einfchrimkung von dem Gerichtsherrn ab. 
Organiſ. Edikt 6. 51. J Fe 
Neftript vom 18. März 1808. Zn 
Würzburg, wie Baiern, nah vorher eingeholter 
Genehmigung von der Landesdirektion, mit der Verſicherung, 
daß es den Serichtsherren niemalen Unterthanen, denen fie die 
Aufnahme bereits adgefchlagen Hätten , aufbringen solle, 
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wenn es nicht mit Eigenſchaften FW Sute : Eingeborne 
wären. Organiſ. Edikt 9. 79, . 
b) Der Juden haben 

aa) fih zugeſprochen: 

Würzburg Drganif. Edikt 6. 29. 

. .. Baden, mit Ausſchluß des erſten Schuß ſuchenden 
Kindes einer ſchon im Schutz befindlichen Familie, welches 
vom Gutsherrn angenommen werden kann. 

Organiſ. Edikt :$. 14. d. Inſtruktion für die Obers 

ämter $. 3. 2 

Heffen. Organiſ. Edikt $. 3ı. 

bb) dem. Sutsherrn Überlaffen: 

Bai ern, unter den nämlichen Einſchränkungen wie 
bei den chriſtlichen Unterthanen, und wie ſie ſolches herge⸗ 
Drache üben. 
**Oiganiſ. Edikt B. III. A. 2. 

Würzburg, wenn die auf vielen Gütern überſetzte 
Indenzahl wieder in der Ordnung iſt, oder bereits beſteht, 
auf die nämliche Weife, wie bei den chriftlichen Unterthas 
nen, nut daß von den Landesdirektionen der Schutzbrief aus⸗ 
gefertigt wird. 

Organiſ. Edikt $. 82. 
o) find die gutsherrlihen Unterthanen den 
Geſetzen der Auswanderung, wenn: fie ihren Wohns 





ort verfaffen wollen, gleich den übrigen Unterthanen un⸗ 


terwafen 
Baiern, Organiſ. Edikt B. III. A. z.. on 
MWürtembergifhss DOrganif. Editt $. = 29 


Heſſiſches Organif. Edikt $. 31. 
Würzburgiſches Organiſ. Edikt 9. 177. 
Briaden. verfügt darüber nichts namentlich. 
B) Polizei des öffentlichen Unterrichts. 
1) Die Aufſicht über die Schulen iſt überall ben 
geiftlichen Behörden des Landes zugewieſen. 


/ 
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Baieriſches, Org. Edikt B. II. B. ı. 
 Würtembergifhes, Org. Ev. 6. 65. und Safruft 
tion vom 10. März 1807. 6. 20. 
Badiſches, Org Ed. G. 14. Hit. d. 
Heffifhes, Org. Ed. $. 36. 
- Würburgifhes, Org. Edikt $. 125. 126. 

2) bleibt die Aufftellung der Schullehrer dem 
adelihen Sutsheren nach vorhergegangener Prüfung und dars 
auf erfolgten Beftätigung überlaffen. 

Baieriſches Drganif, Edikt (. 2. 
Würtembergiſches Organif. Edikt. $. 65. 
Badifhes Drganif. Edikt $. 18. lit, a. mit Ausnah⸗ 
me der Entlaffung oder Sufpenfion. 
Hefiifhes Drganif. Edikt $. 36. 
Würzburgiſches Org Edikt $. 127. mit dem Bei—⸗ 
ſatz, daß fie der Sutsherr, wenn fie ihre Dienftpflichten 
nicht erfüllen, auf vorher eingeholte Genehmigung der 
Schulkommiſſion entlaffen fann $. 129. 
GC. Bormundjhaftss Polizei. 
1) Weber die adelihen Gutsbeſitzer. 2 
Baiern weißt ihnen und ihren Beamten diejenigen 
Dbervormundfchafts s Behörden an, welche dem landfäßigen 
Adel und den Staatsdienern zukommen, und das Hofgericht 
beforgt die Sinventuren und Theilungen, wobei Minderjähs 
tige, Abweſende und Unfähige betheiligt find. 
Organiſ. Edit B. III. C. $. 1.2. \ 
Würtemberg läßt die Obſignationen die Hoheits⸗ 
Beamten verrichten, die Inventuren und Theilungen aber 
vom Zitularrathe beſorgen. | 
Refol. vom ı4. Fehr. 1807. rh. Bund Heft 5. &. 300. 
" Würburg, will.den. minderjährigen Adelichen wenig⸗ 
ftens einen Vormund aus dem Adel geben und erklärt, daß 
es die von jenen Souverains, wo ber größte Theil der Gü⸗ 
ter. gelegen iſt, beftellte Vormünder anerkennen wolle, wenn 
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dieſe Souverains das nämliche beobachten, und dieſe Vor⸗ 
münder den Vormundseid und Rechnung über das im Lande 
gelegene Vermögen bei Würzburg ablegen. 

Organiſ. Edikt $. 18 52. 33. 


Baden und Heſſen beſtimmen hierüber nichts. 

2) Ueber die adelichen Hinterſaſſen wird den Pas 
teimonialbeamten diefe Befugniß eingerdumt, von 

Batern: Organiſ. Edikt B. III. C. 6. 3. 

Württemberg: Inſtruktion vom 10. März 1807. $. 6. 

Baden: Organiſ. Edikt $. 14. lit. c. 

Würzburg: Org. Edikt $. 7. 

Heffen erklärt fich hierüber nicht beſonders, rdumt 
aber die vormundfihaftliche Polizei über Gemeinden und Lo— 
kalſtiftungen den Patrimonialgerichten unter hoher Aufficht ein. 

\ Drgamif. Edikt $. ad. 

D Sicherheits-Polizei. 

"Alle auf das allgemeine gehende Anſtalten 
hängen von den höheren Behörden ab und die 
men haben nur die Anordnung 
lokaler Sicherheitsanſtalten. | 

Baierifhes Organiſ. Edit B. III. D. ı. 8. mit 
dem Zufaß, daß in foldhen Orten, wo fid auch unmittel 
bare Baierifche Unterthanen befinden , den Landgerichten 
auch die Lokal-Polizetanſtalten zukommen. 

Würtembergiſches Organiſ. Edikt 6. 29. unp In⸗ 
ſtruktion vom 10. März 1807. 6. 12. 

Badiſches Organiſ. Editt $. 14. lit. d. und Inſtruk⸗ 
tion für die Oberämter $. 1. 

Heffifhes Drganif.. Edikt $. 27. 

Würzburg: Organiſ. Edikt $. 76. mit der ausdrück⸗ 
lichen Erklärung , daß die adelichen Gutsbeſitzer als Organe, 
durch weiche die Regierung auf bie Unterthanen würke, die. 
geborne Vollſtrecker des landesherrlichen Willens in dem Um⸗ 
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fang ihrer Beflgungen feyen und dadurch vor den Würzbur⸗ 
sifhen Beamten ausgezeichnet wären. 


E) Dorfss; und BemeindesBollzeh 
Diefe überläßt: 


Baiern: ı) in unvermifcht ritterfchaftlichen Dörfern 
ben Tatrimsnialgerichten in Anfehung der Verwaltung des 
gemeinen Guts, die Handhabung der Öffentlichen Ruhe und 
der Beforgung der Armenanftalten und ändert auch 
9) in den mit Baiern gemeinfchaftlichen Orten, 

.a) in Rückſicht der gemeinfchaftlichen Verwaltung des 
gemeinen Wefens und der Armenanftalten nichts ab, 

aber 

b) die Polizei auf dem Felde und im Dorfe in Betreff 
des gemeinen und Privateigenthums, und die Defors 

Yung der PFüfchanftalten, trägt es den königlichen Bes 

amten ausſchließlich auf. 

Organif. Edikt B. IT. E. 1. 2. 3. 


Würtemberg, Baden und Heffen laffen den Pas 
trimonialbeamten die Dorfepolizgei, wie fie von ihren Aem— 
tern in deren Bezirken verwaltet wird. | u. 

Wirtembergifche Verordnung vom 7. Sul. 1807. 
6. 5. Reg. Blatt Nr. 52. 

Badiſches Org. Edikt $. 14. lit. d. e. jedoch ſind 
hier, wie bei Baiern die gemeinſchaftliche Orte ausgenom⸗ 
men, wo die ſämmtliche Polizeianſtalten unbeſchadet der dem 
Gutsherrn zukommenden Gefälle dem Badiſchen Beamten 
zugehören, ($. 19.), dagegen werden die einzelnen adeliche 
Höfe und Güter, welche ein eignes abgefteintes Territorium 
haben, den adelichen Ortſchaften gleich gehalten , fo ang fie 
in den alleinigen Händen des Gutsbeſitzers bleiben und nicht 
an Anfiedler übeggyien oder theilweiſe verkauft werden. $. 2. 

Heſſiſches Org. Edikt $. 26. mit Ausnahme der eins 
zeinen Höfe, Weiler und Mühlen, welche unter die niedere 


- 


820 
Polizei des Heſſiſchen Beamten, in beſſen Gerichtsſprengel 
fie liegen, kommen. 

Würzburg legt dem Adel bie Sorge für bie Verpfle⸗ 
gung der Armen, Entfernung der Bettler und Verwaltung 
des gemeinen Vermögens u. ſ. w. auf, und verlangt in den 
unter mehreren Adelichen gemeinſchaftlichen Dörfern, daß die 
Polizei nur einem Manns anvertraut werden ſoll. 

3) in den mic Würzburg gemeinfchaftlihen Orten aber 
zieht es, 

a) wenn die Unterthanen nicht getheilt find die Polizei 
an bie nächſtgelegen Landgerichte, und dies gefchieht 
auch 

b) bei getheilten Unterthanen, wenn es ben größeren 
Antheil, hat. Iſt der Gutsherr in diefem Galle, fo 
fommt fie Diefem zu. 

Drganif. Edikt $. 93. 94- 98. 99. 
F. Handwerts:PDolizei. 

Baiern nimmt die Aufficht Über das Zunfewefen mit 
Ausfhluß der niedern Gerichtsbehörden , die Annahme nener 
Handwerker nad) vorher gegebenen Gutachten der Patrimo, 
nialgerichte, die Betätigung und Einrichtung neuer Hands 
werksorbnungen und die Entfheidung der unter den Zünften 
und deren Senofien entftehenden Streitigkeiten ganz in Ans 
ſpruch. Org. Edit B. III. F. ı — 4 

Würtemberg thut das nämliche, läßt aber den Gutss 
heren die. Lofalaufficht über die Zünfte und Ortsgewerbe und 


den Bezug einer althergebrachten Theilnahme an den Zunfts 


gefallen und fonft damit verbundenen Nußungen, in fo weit 
fie nicht den Gefegen des Königreichs zuwider find. 
| Irganif. Edikt $. 29. 
Inſtruktion über die Beftimmung und Abfonderung 
der -Staatss und Patrimoniat eünfte vom ⸗ten 
Oktober 1807. Heft 15. des ch. Bundes ©. 437. 
Baden beftimmt dariiber in dem Organif. Edikt nichts 
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wefentliches , rechnet aber das Zunftiwefen und die Konzeſſio⸗ 
nen zur Serechtigung von Gewerben zu einem ſtaats polizei 
lichen Gegenſtande in der 
Inſtruktion fiir die Oberämter $. 3.- und in dem 
Nachtrage zu diefer Inſtruktion $. 6. ch. Bund 
Heft 17. ©. 270. 

Heffen behält gleichfalls die ganze Handwerkspolizei 
für ſich, und überläßt proviforifch dem Sutsherrn die Kons 
zeflionen zu Lofalgewerben nad, vorher eingeholter Geneh⸗ 
migung von der Sandesbehörde. Die Handwerker in Meinen 
Diftritten follen den Zünften des Landes einverleibt werden, 
die Zünfte in größern Bezirken aber fortbeftehen, auch den 
Gutsherrn unbenommen bleiben, neue Zunftgenoffen nad) den 
bei der Annahme neuer Hinterſaſſen gegebenen Vorfchriften 
aufzunehmen. Drganif. Edikt 6. 32. 

Würzburg geftattet den Gutsbeſitzern, welche 
‚ ı) in ihren Orten eigne. Zünfte haben, die beftehenden ‘ 
Zunftverhättniffe zu leiten, vorfommende Streitigkeiten durch 
die Patrimonialbeamten zu entfcheiden, und Zunftunordnuns 
gen zu beftrafen, auc den Landgerichten die neu aufzunehs 
mende Meifter in Vorfchlag zu bringen. Es erlaubt aber 
nicht, neue Zünfte oder Ordnungen zu errichten, oder von 
den beftehenden Geſetzen zu dilpenfiren. Wo aber 

2) feine eigne Zünfte vorhanden find, dürfen fie zwar 
einen Handwerker, nad) vorhergegangener Berichtserftattung 
aufnehmen, ihm aber fein Meifterrecht ercheilen, weder Hands 
werksftreitigkeiten fchlichten, noch Pfufchereien Beftrafen; jes 
doch können fie die zu ihren Hausbedirfniffen nöthige Ars 
beiten durch ihre arbeitstundigen Bedienten, ohne den Vor— 
wurf einer Pfuſcherei, fertigen laffen. 

G) Handels s Polizei. 

Die Leitung des Handels im Allgemeinen, Errichtung 
ber Jahrmärkte, Annahme neuer Handeldleute und dergleis 
chen, wird durchgängig als ein Souverainitätsrecht betrachtet. 
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Baiern überläßt dabei den Yatrimontalgerichten bie 
Lofalpofizei in Anfehung der Marktordnungen , des Maaßes 
und Gewichtes, der Sitte der Waaren und Arbeiten u. f. w. 

Organiſ. Edit B. II. G. 1 — 5. 

Wirtembergifhe Inſtruktion vom 2. Dftober 

1807. 9. ı7. 

Heffifhes Organiſ. Edikt 6. 3a. 

Würzburgifhes Drganif. Edikt G. 86. 87. 88., 
jedoch ift wie bei Baiern die Auffiche Über Maaß, Elle und 
Gewicht, Schäßung des Fleiſches u. fs w. dem Patrimonial⸗ 
beamten überlaſſen. $. ge. 

Baden hat diefen Puntt unbeſtimmt gelaſſen. 

H. Straßen: und Waffers Polizei: 
Gehört bei Heerſtraßen und Flüffen dem Regenten, bei Dis 
zinalwegen den PDatrimoniafgerichten. 

Baieriſches Organif. Edikt B. III H. 18. 

Würtembergiſche Inſtruktion vom aten Oktober 

1807. $. 18. 
Badifches Org. Edift $. 14. lit. d. und Inſtruktion 
für die Oberämter $. ı. 
Heffifhes Drganif. Edikt $. 34. 
Würzburgiſches Drganif. Edikt $. 87. 92. 
I) Forfis und Jagd » Polizei: 
Ueberall kommen die Waldungen des Adels und deffen Ge 
meinden unter die landesherrliche Oberaufficht und Forſt- und 
Sfagdordnungen. 

Baiern überläßt den Patrimonialgerichten die Forſt⸗ 
gerichtsbarkeit in den adelichen Privat; und Gemeindewal⸗ 
dungen. Org. Edikt B. IT. J. — 3. 

Würtemberg thut das nämliche und geſtattet den 
Gutsbeſitzern auch die geſetzlichen Forfts und Waldſtrafen, 
Holzanweiſungsgebüren, Aeckerichsgefälle u. ſ. w. 

Org. Ed. $. 33. Inſtruktion vom 2. Okt. 1807. $. ae. 
jedoch dürfen diefelbe keine Förfter oder Unterförfter, fon: 
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ern mit oberforftamtlihem Vorwiſſen nur Forſtverwalter 
md Forftfnechte, welche fir Würtemberg verpflichtet werden 
nüſſen, ernennen. 

Verordnung vom 16. Sul. 1837. im Reg. Blatt 
Nr. 58. 

Die in einigen Orten hergebrachte freie Pürſch hört auf 
md die niedere Jagd foll dem Patrimonialheren als Eigens 
hum, die hohe aber denfelben, gemeinfchaftlid) mit den Ober; 
oeftmeiftern für Rechnung des Königs, itberlaffen werden. 

Verordnung vom 14. Junius 1807. im Reg. Blatt 
Nr. 49. | | 

Baden überläßt ebenfalls den Gutsbefigern die Beförs 
kerung ihrer Waldungen und den Gebrauch einer Waldart 
ech eigne aus den Landeskindern genommene und oberforfts 
imtlich Beftätigte Förfter mit dem Bezug der von der Obers 
forftbehörde angefesten Waldungen; gedenft aber der gemeins 
heitlichen Waldungen nicht. In Aniehung der Jagden foll 
in Austaufch getroffen werden, mo folche Baden auf adelis 
hem, oder die Adeliche auf badifchem Boden hergebracht 
Jaben. Organiſ. Edikt $. 18. lit. g. | 

Heſſen geftattee den Gerichtsheren nur in ihren eige 
ven Waldungen die Adminiftration durch geprüfte Förfter 
nd die Führung „einer Waldart, die Gemeindewaldungen 
der fommen ganz unter Heffiiche Verwaltung, jedoch bleibt 
je Forftgerichtsbarkeit in beiden dem Sutsherrn. 

Organiſ. Edikt 6. 35. 

Würzburg erlaubt den adelichen Gutsbeſitzern nicht. 
veniger die Verwaltung ihren eigenthümlichen Forſten und 
Jagden durch eigne Forſtleute und mit einer eignen Wald⸗ 
ixt, auch die Ausübung der Forfts und Jagdgerichtsbarkeit 
n den purifizivten Diftriften und ihren eignen Forften, fo 
ang die Strafe die Summe von 10 fl. oder ein achttägis 
jes Gefängniß nicht überfteigen. In Forften, welche zwi⸗ 
Gen dem Großherzog und einem Adelichen gemeinfchaftlich 

) 
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find, erhält der größere Theithaber die Forftgerichtsbarkeit ; 
Bei gleichen Antheilen aber und bei Koppeljagden auf Würzs 
burgifhem Boden fällt beides dem Regenten zu. 
Drganif. Edikt §. 70. 73. 74. 
HK) Sefundheits ; Polizei. 
Steht ganz dem Souverain zu. 

Baiern: Org. Edit B. HI. K. 1. 2. 

Würtemberg: Inſtruktion vom 10. März 1807. 9. 18. 

Badifhes Org. Edikt $. 14. lit. d. 

Heſſiſches Org. Edikt $. 29. 

Wiürgburgifches Org. Edikt $. 76. 

IV.) Die Staats s Kirhengemalt. 

2) In Anfehung der Verhältniffe der katholiſchen und pros 
teftantifchen Pfarreien zu der Staatsgewalt, werden fie übers 
all den unmittelbaren Pfarreien gleich geftellt, und die ches 
malige Konfiftorialgerichtsbarkeit hört auf. 

Baiern; Drganif. Edikt IV. 1. 2. 3. 

Wiirtemberg: Drd. Edikt $. 65. 

Baden: Org. Edikt $. 13. 

Heffen: Drg. Edikt 6. 36. 

Würzburg: Org. Edikt §. 2002. 107. 100. 

2) Behalten die Sutsdefißer ihre hergebrachte Patronats 
vechte unter der Auflage, daß fie die Kandidaten prüfen und ' 
beftätigen lafjen müffen. 

Baierifhes Org Edikt IV. 4. mit dem Beifag, 
daß das Sinftallationsreht nur im Namen des Königs aus 
geübt werden dürfe. 

Würtembergiſches Organiſ. Edikt 6. 65. 

Badiſches Org. Edikt $. 18. lit. a, mit der Bemer— 
kung, daß dieſes Ernennungsrecht keine Befugniß zur Enty 
laffung oder Sufpenfation mit ſich fiihre. 

Heffifhes Drganif. Edikt 5. 36. mit der Derord: 
nung , daß die Ordination und Vorſtellung Der proteftantk: 
ſchen Seiftlichen nur durch Heſſiſche Beyörden geſchehen könne. 
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Wuürzburgiſches .Organif. Edikt 6. 104. 110. 113. 
114. mit der nämlichen Einrichtung, daß die Vorſtellung 
und Eintveifung in die Temporalien von der Landesdirektion 
zu errichten fey. $. 116. y 

5) wird die Verwaltung des girchenvermögens und der 
milden Stiftungen unter höherer Leitung von den Datrimo⸗ 
nialgerichten beſorgt. 

Baierifches Organiſ. Edikt IV. 6. 6. 


Würtembergiſche Inſtruktion, vom 10. März, 1807. 
6. . 
Da diſches Organiſ. Edikt $. 14. lit. d, j 
Heſſiſches Org. Ed. $. 35. mit der Weifung, ‚daß die 
Verwalter der großherzoglichen Behörde angezeigt ,. ‚and ‚alle 
vorfommende Gnadenſachen nur von biefer beſtimmt werben, 
dürfen. * 
Würzburgiſches Organiſ. Edikt 6. 106. mit dee 
ähnlichen Verordnung, daß alle Ausgaben, welche 5 fl.. übers 
fteigen, .von der Landesdirektion genehmigt und Die Rechnung 
gen zur Revifion eingefandt werben müſſen. $. 121. nn 
V) Der Staats s Finanzgemwalt. x 
A) Steuerverhältniß der adelihen Gutsbe— 
ſttzer und ihrer Hinterfaffen,. und Verzeichniß 
der dem Souverain gehörigen Gefälle . 
- Alle Steuerfreiheiten hören in der Diegel auf und. die, 
adelichen Gütsbeſitzer mit ihren Hinterſaſſen müſſen zu r⸗ 
dentlichen und. außerordentlichen Staatsausgaben mit ben im. 
folgenden Abfchnitte vorfommenden Ausnahmen beitragen. 
Baterifhes Org. Edit B. V. A. 1.0 
Würtembergifhes Org. Edikt $. ad. 38. 
Badiſches Org. Edikt $. 10. 121. 15. 


Heſſiſches Org. Edikt ©. 38, und Oefpe . 


Oktober 1806. 
Würzburgifges Org. Edikt $. 130. 184. 18a... 
id. 
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Zu biefen in "die Staatskaſſen fließenden Geldern und 
&efällen rechnet: Baiern 
1) alle Steuern, welche die adeliche Sutsbeñbber 2 
gen haben und darunter ausdrücklich: 

a) die ſogenannte Drüberſchläge, ale durch einen Miß⸗ 

brauch eingeführt. 
b) was von dem Ortöheren unter dem Namen Steuer. 
mehr als die paktirte Ritterſteuer erhoben worden * 

2) Alle Perfonal s Steuern. 

3) Alte indirekte Auflagen und Ronfumtionss 
Abgaben, als Accis und Umgeld, weil den Neichsrittern 
nicht zugeſtanden habe, dieſe indirekten Auflagen, welche nur 
durch. den Landesregenten für die Staatsbedürfniffe erhoben 
erden könnten, zu ihrem Privarnugen einzuziehen, jedoch 
gegen ; kine Entfchädigung nach Verhäteniß ihres Titels und 
Bezugs °). | 

Organiſ. Edikt B. V. 6. 3. 7. b. 

4) ‚Alle unvermiſchte Rechte der Bandeshoßit, wie das 
Heimfallsrecht auf erblos gewordenes Eigenthum und Vers 
mögens s Konfisfationen. 

Drganif, Edikt B. V. E. $. 3. lit. d. 





173 Die Reichsritter Hatten bekanntlich Das Befteurungsreht nit, und 
hieraus folat, daß ale Belder, melde fin ihre und nicht in Die Ritterkaſſe 
ofen , eigentlich keine Steuern, fondern wahre grundherrlihde Abgaben 
waren, die nur uneigentlich den Namen von Steuern erhielten. Die Ders 
anloffung zu deren Erhebung kann verſchieden geweſen fiun und wird (id, 
vielleicht in manchen Drten noch auffinden laſſen. Wo aber dieſes nicht ger‘ 
ſihehen ann, bat wenigſtens det Adeliche die Bermuthung für Rich, und ſo⸗ 
. nach ſcheint es, als ob ihm dieſe Abgaben iſo lang bleiben müßten, bis 
das Gegentheil „daß fie die Natur einer wahren Steuer an ſich trügen, er⸗ 
wieſen wäre. 

2) Mehrere Gtantstechtölchter haben behauptet, daß dem Reichsritter 
ebenfalls erlaubt ſey, dieſe Abgaben zu beziehen. — Sie ſagen, fein Eleinet 
Staat habe fo gut feine Beblirniffe wie die ansgedepntern eines anfehnlichen 
meicyeftands „'und daß folglich hiezn eben iſo gut Hülfsquellen in einem vers 
jüngten Maasftabe nothwendig geweſen feyen. War er, fagen fie, in Anfer 
bung des Rechts der Konzeflionen nicht fo gut Degen: in feinem Dbrfchen 
als der. Reichtſland in feinem Landen 
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8) Me Zoͤlle segen‘ eine billige Entſchäbigung, wenn bie 
Gutsbeſitzer einen rechtmäßigen Ankaufstitel ermweifen können. 
Organiſ. Edit am a. D. lit. £. 
6) Die Stempelgebühren ohne eine Entſchädigung. 
. Org. Edikt a. a; D. lit. e: 

n) Ale Territorialgefälle, welche: zu beftimmten Zwecken 
erhoben worden find, als Weggelder, Brückenzölle u. d. gl., 
Chauſſeegelder gegen Entſchädigung, wenn. die Chauſſeebau⸗ 
koſten durch die davon eingekommene Einkünfte noch nicht 
erfest worden find, ohne Vergütung .aber, wenn diefes ins 
Iwiſchen ‚gefchehen ift 2). 

Organiſ. Edikt a. a. O. §. 1. 
Würtemberg. 

21) Alle Einkünfte, welche aus der landesheerlichen Obers 
aufficht, Geſetzgebung und den damit verbundenen Priviles 
gien und Difpenfationsrechten fließen. 

2) Die aus der oberſten Polizeigewalt , oberſten Gerichtes 
barkeit und allgemeinen Leitung des Handels, der Gewerben 
und Straßen entfpringende Einkünfte, :als die Neveniien von 
dem Zoll s Beleitss Poft: Chauſſee: Schiffahrtss Floß⸗ und 
Kranenrehte, mit der IZuficherung einer Vergütung der 
Chauſſeebaukoſten nach einer zwanzigjährigen Bilanz (Ins 
ſtrukt. vom 10. März 1807. $. 16.); fodann die Taren für 
die Verwilligung eines Marktrechts, eines Drucks oder Gas 
brikprivilegiums, für die Konzeflionen zu Mühlen, Apotho 
fen, Handelsgeſellſchaften, Hüttenwerken, ‚fie Ertheilung ber 
Moratorien , der Untertfanenrechte und dann die Zehenden 
anf Freiture von Berge und Hüttenwerken. 

Ä 5) Alle direkte und indirekte Steuern, welche auf das Ei⸗ 





t) Benn vemand em Baus oder fonft ein liegendes Gut befiße, —* 
Aa daech die bezogne Miethe oder den jührlihen Eetrag inzwiſchen bezahle 
emacht bet, und'das Staatswohl erfodert, daß es der Eigenthümer an deu 
at abgebe, mird der Beſitzer nun keine Eurfhädigung fodern dürfen, weil 
das Baus oder Bus ſich inzwiſchen bezahle genacht dat, 


“ 
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genthum, die Auswanderung bes Vermögens außer Land, 
‚die Gewerbe und Konfumtion: u. f. w. gelegt werden, insbes . 
fondere Stempeltaren., Accis, Umgeld, die Abgaben von 
Wirthſchaften und Brauereien, Maaßpfennig und Bierhels 
fer ıc. gegen Entfchädigung, wegen des Umgelds und der 
letztern Abgaben nad: einem -Rojährigen Durchſchnitt, wenn 
ein gültiger Mechtstitel oder eine unfürdenkliche Berjährung 
vorhanden iſt. (Organif. Edikt $. a7. Ä 

4) Die ans demrFistusrechte: ſech herleitende Einkünfte, 
als Konfiskationen; die. dem Fiskus heimfallende Erbfchafs 
ten, das Keimfallsvecht, das Eigenthum herrenlofer liter, 
Schätze, Öffentlicher Flößen, Straßen u. few. 
| Inſtrukt. vom 2. Oftober 1807. $. 1.2.3 4. 5. 6. 

17. 28. 

5) Die Kanone von Ruftusveränderungen und behnezer⸗ 
trennungen, die Novalzehnten von künftigen Neugereuthen 
und die aus der hohen Forſteilichkeit fließende Gefälle, 

- 6) Die Judenzölle :und die dermalen befichende Schutz⸗ 
und Scirmgelder von Juden und Chriſten gegen eine theils 
weife Entfchädigung, wenn unter diefen Schuß und Schiems 
geldern entweder das getwöhnliche Beifaffengeld in die guts; 
herrliche Kafle gefloſſen, oder dafielbe zugleich als ein Sur— 
rogat für gewiffe Verwilligungen aus dem. patrimonialherrlis 
chen Eigenthum anzufehen iſt. Inſtruktlon vom 2. Oktober 
1807. §. 16.) — 

Inſtruktion vom 10. Mär 1807. & 9. 144) 
Baden. * 

) Die Befugniß, neue Abgaben aufzulegen oder alte zu 
erhöhen, ſammt dem Rechte zu den Landesfrohnden aller Art 
und dem Bezug der Schatzung und Steuer von den Grund⸗ 
angehörigen unter Vorbehalt einer Entſchädigung, wo ents 
weder- die Steuern: und Abgaben von dem Großherzog zu 
Lehen gehen, oder die Adeliche ſolche als mittelbare Gutsbe— 
fißer inne haben. - Drg. Ed. $. 16, 
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9) Die aus ber hohen Herrlichkeit fließende Gefälle, als 
die Einkünfte von Bergwerkskonzeſſionen, das Beſalzungsrecht 
gegen Entihädigung,: wenn die Adelichen ein Salzmonopal als 
mittelbare Sutsfiger heegebracht hatten, das. Salpeterrecht, 
das Minzrecht, ::das Recht über herrenloſes Gut, Baſtard⸗ 
erde und Baſtardfälle, Lach; Erbengelder, Konfisfationen, Gold⸗ 
waſchen mit dem namlichen Entſchädigungsvorbehalt wie 
oben, die Taren: Fiir. Privilegien: Merleihuungen , die Nubum. 
gen ber oberherrlichen Gerichtsbarkeit. und ben Stempeb, 
Ertrag. Organiſ. Edikt $. 16. | ’ 
3), Die unter ‚der Rubrik von- ziweidentigen Rechten aufs. 
gezählte Zölle, wenn die Gutsbeſitzer nicht erweiſen können, 
daß fie folhe nicht aus Reichshänden, fondetn von Reiches 
ftänden, die niemals eine Hoheitsanfprache auf den Ort, mo: 
der Zoll erhoben wird, machten, empfangen hätten , Accis 
und Pfundzoll >) und alle. Dolizeigefälle, weiche von Verwil⸗ 
ligungen des Großherzogs herrühren. F 
Organiſ. Edikt $. 18. lit. c. e. i. 
Heffen , 

1) Die aus dem Rechte der Geſetzgebung fiegeriben Die, 
penfationss und Konzeffionsgelder. 

2) Die aus der Dbergerichtsbarkeit fallenden Spotteln, 
Taxen und Strafen. 

5) Die aus der Oberpoligei hervorgehenden Sporteln, 
Taxen, Strafen, Konzefflonss, Rekognitions: „ Rezeptions⸗ 
und Dimiſſions⸗Gebüren. 

4, Die Abgaben zu allgemeinen Der iterial Anſtalten, als 
Chauffee: ‚Gelder, von deren Entrichtung jedoch die Gerichts 


‘ 





ı) Man hat hingegen gefragt, ob nicht bei Rechten und Gefällen, welche 
die Sounverains ſelbſt als- weideutig ausſprechen, die alte Stechtöregel: „daß 
in Zweifelsfällen der Verlierende der begünftigtere Theil ſeyn ſolle“ geltel 
wornady den Gutsheren entweder die Benutzung Diefer Nechte und Gefühle 
gelaffen, oder dafür ohne Unterfchied eine vollkommene Entſchädigung gege⸗ 
ben werden mödhte 


Herren und ihre Famillen in ihren Bizirken befreit find, 
(Organiſ. Ed. $. 42.) Brücken⸗ und Flußbangelder. 

5) Die Nuttzzungen von Heerſtraßen und Flüſſen, als 
Geleitsgelder, Fahr⸗ und Floßrechte u. ſ. w. 

6) Die direkten und indirekten, ordentlichen und außer⸗ 
ordentlichen Auflagen, fie mögen in die Kantons/- oder Pri⸗ 
vatkaſſen der Neichsritier gefloſſen ſeyn, ats: Grund⸗, Ders 
ſonal⸗, Sewerbs, Vieh⸗ und Konſumtions:Steuern, nãmlich 
Lizent, Accis, Pfundzoll Trankſteuer u. a. m. gegen Ents 
ſchädigung für einen gewiſſen Theil des Verluſtes. Abgaben 
anf Artikel des Luxus, Lands und Waſſerzölle, mit Entſchä⸗ 
bigung -gegen diejenigen, welche ſolche titulo oneroso ent⸗ 
weder von Heſſen oder einem andern Souverain erworben 
haben, Otempeltaxe und Kollateral⸗Gelder. 

7) Das Salpeter⸗NRegal. 

8) Das Jus fisci and bie damit verbundenen Vermö⸗ 
gensktonfisfationen. 

9) Das eigentlihe Juden⸗Geleit. 

10) Die NovalZehnten von künftigen Anrottungen, in 
fo fern fie nicht dem Gerichtsherrn beſonders zugeſtanden 
werben. 

11) Landes⸗ und Militärfrohnden. 
u Organiſations Edikt $. 38. 

28) Die Bergzehnten von Bergwerfen. | 
23) Das hergebrachte Ohmgeld , die Juden⸗Receptions⸗ 
und Eins und Ueberzugs-Gelder gegen eine Vergütung nad 
einem zehnjährigen Durchfchnitt. 

ı4) Die Juden: Schuggelder gegen Entfhädigung für 
bie Halfte des Ertrags. Organiſations-Edikt $. Sg. 

Würzburg. 

1) Ale Steuern und auch die ſogenannten Drüberſchläge 
mit ber DBerfiherung einer Entihädigung für diejenigen 
Steuern, weldhe entweder von Würzburg, oder einem ans 
dern Regenten titulo oneroso erworben, und als eine Pris 
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vatſteuer bezogen worden find, nach dem Maaßſtab ihres. ers 
fen Erwerbs mit 05 fl. für einen. jeden Gulden. - 

Organiſ. Ed. $. 146. 147. 149. 150. 151. 

2) Alle indirekte Steuern, wie Accis, Umgeld, bie fos 
genannten Auff@laggelder gegen Entfchädigung wie bei dem. 
vorhergehenden $®,"oder auch, wenn es fic finder, daß diefe 
Gefälle mehr die Natur bloßer Konzeffionss und Miethgelder 
als wirklicher Steuern haben-*), und die Stempelgebühren., 

Drganif. Er. $. 159. 153. . 
c 3) Zölle gegen Entfchädigung, wenn fie wie oben ers 
worben morden find. Drg. Ed. $. 154. 

4) Ale Territorialgefälle und darunter die Chauffees 
und Weggelder gegen Vergütung, wenn die Gutsbeſitzer eine, 
Landftraße aus eigenen Mitteln haben herftellen laffen. 

Ebendaſelbſt $. 155. 

5) Die Fiskusrechte als Vermögens:Konfistationen, Eins 

greifung des hervenlofen Eigenthums u. f. w. | 
Ebendaſelbſt $. 157. 

6) Das Recht zu Konzeffionsertheilungen bei Bergwer⸗ 
ten, Salinen, Kohlenwerken u. ſ. w. und quf Salpeter 
geben zu laſſen. Ebend. $. 158 1. | 

7) Die Tare fiir ertheilt werdende Privilegien, Dies 
penfationen nnd Volljährigkeits:Patente. Ebend. $ 169. 160. 

B. Regulierung des Stenerfußes. 

Baiern hat Über den Steuerfuß ſelbſt in feinem Or⸗ 
ganiſations Edikt noch nichts beſtimmt, fondern läßt es bie 
zu deifen Regulirung bei dem bisherigen Steuerfuße, indeſ 
fen bleiben die freigelaffenen Hofbaugüter ſteuerfreri. ° 

Organif. Ed. B. v. B. un D. 6. ı. 

In der neuen Konſtitution des Königreichs aber vom 
aſten Mat 1808 Tit. 1. $. 5. (Rh. Bund Heft 19. S. 5) 
wird der Adel in Rückſicht der Staatslaſten den uͤbrigen: 
Staatsbürgern ganz gleich geſtellt. “ 


mn 
*) Dies dürfte ſich wahl in faft alten ehemals ritterſchaftlichen Orten Anden. 
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(Bisher ift In 1897 und 1808 ein Proviforium ge⸗ 
getroffen worden, worin in einem ‚der folgenden 
Hefte nähere Auskunft gegeben werden ſoll. W.) 


Wuürtemberg läßt die adelichen Gutsbeſttzer nur von 
Ger Perſonal⸗Steuer frei, fonft werden „fießgber ganz nach 
dem den königlichen Unterthanen vorgefhriebenen Maaßſtabe 
zu allen Landeslaften, zu Grund⸗ und Gewerbfteuern, und 
zu indirekten Abgaben beigezogen. Nur werden ihnen bies 
jenigen Güter frei gegeben, welche ermweislichermaaßen fchon 
vor 60 Jahren ein eigentliche® adeliches fteuerfreies KHofgut 
zufammen bildeten. Wenn aber bürgerliche Güter inzwiſchen 
fteuerfrei gewefen find, fo muß der Grund dieſer Freiheit 
etwiefen werden. 

"Org. Ed. 6. 59. 38. 
Inſtruktion vom 10. März ı807 $. 8. 

Baden nimmt alle Liegenfchaften, welcher Gattung fie 
feyn mögen , fobald andere Untertanen davon fleuern, in 
Anſchlag; jedoch muß diefer Anfchlag um ein Drittel gerins 
ger, als die alt ſchätzbaren Güter der nämlichen Gemarkung 
ſeyn, und die Edelhöfe mit den zu ihrem limfange gehöris 
gen Höfen, Hofraiten und Luſtgärten bleiben ganz ſteuerfrei. 

Organiſations— Edikt $. 11. 


Heffen giebt gar nichts frei, und hat alle Steuerfrets 
heiten ohne Ausnahme aufgehoben, und verordnet, daß alle 
Güter, Zehnten, Gefälle und ſonſtige Befigungen gleich den 
Übrigen fleuerbaren Gütern in die Nechnung gezogen wers 
‚den follen. Org. Edikt 6, 38. \ 

Verordnug vom 1. Oktober 1806. 

Würzburg unterwirft alle adeliche Güter an Aecker, 
Wieſen, Waldungen, Seen, Höfen u. f. w. der Steuer 
* Peſtimmung des Steuerkapitals mit einer billigen 

Rückſicht auf die den Gütern anklebende Laſten ſollen bei 
Mannlehen, ſie mögen von Würzburg oder einem andern 


* 
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2) Die aus der. hohen Herrlichkeit fließende Gefälle, als 
die Einkünfte von Bergwerkskonzeſſionen, das Befalzungsrecht 
gegen Entihädigung, wenn die Adelichen ein Salzmonopal als 
mittelbare Sutsfiger hergebracht hatten, das Salpeterrecht, 
das Münzrecht, das Recht: über herrenlofes Gut, Baftards 
erde und Baftardfalle, Lach:Erbengelder, Konfisfationen, Gold⸗ 
waſchen mit dem nämlichen Entfchäbigungsvorbehalt wie 
oben , die Taxen Fiir Privilegien: Merleihungen , die Nutzun⸗ 
gen der oberherzfichen Gerichtsbarkeit und ben Stempeb, 
Ertrag. Organiſ. Edikt $. 16. 

5). Die unter der. Rubrik von- Jweidentigen Rechten aufs 
gezahlte Zölle, wenn die Gutsbeſitzer nicht erweifen können, 
daß fie folche nicht aus Neichshänden,, fondern von Neichss 
ſtänden, die niemals eine Hoheitsanfprache auf den Drt, mo 
der Zoll erhoben wird, machten, erhpfangen hätten , Accis 
und Pfundzoll >) und alle Polizeigefälle, weiche von Verwils 
ligungen des Großherzogs herrühren. 

Organiſ. Edikt $. 18. lit. c. e. i. 


Heſſen. 

1) Die aus dem Rechte der Geſetzgebung fiegeriben Die, 
penjationss und Konzeffionsgelder. 

8) Die aus der Obergerichtsbarkeit fallenden Spotteln, 
Taren und Strafen. 

5) Die aus der Oberpolizei hervorgehenden Sporteln, 
Zaren, Strafen, Konzeffionss , Refognitigns:, Rezeptions⸗ 
und Dimiffions; Sebliren. | 

4), Die Abgaben zu allgemeinen Territorial/ Anſtalten, als 
Chauffee:Selder , von deren Entrichtung jedoch die Gerichts⸗ 


‘ 





ı) Man bat hingegen gefragt, ob nicht bei Rechten und Gefallen, welche 
die Sonverains ſelbſt als weidentig ausſprechen, die alte Rechtsregel: „daß 
in Zweifelsfällen der Verlierende der begünſtigtere Theil ſeyn ſolle“ geltel 
wornach den Gutsherrn entweder die Benutzung dieſer Nechte und Gefalle 
gelaſſen, oder dafür ohne Unterſchied eine voutommene Entſchädigung gege⸗ 
den werden möchtey ˖ 
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3) Ale Geldſtrafen. 

2) Die Konzeffionss und Schutzgelder von Aufnahmen 
neuer Hinterſaſſen und Juden, fo- weit biefe ihnen geftattet 
find. 

8) Die Targelder nach den beftehenden Taxordnungen. 

4) Ale Berg: Waffer: Jagd: und Forſt⸗Regalien nach 
öniglichen Geſetzen und unter Auffiht der -einfchlagenden 
Behörden. 

5) Das hergebrachte Nachſteuer:Recht jedoch nur von 
dem in andern mit keiner Freizügigkeit verſehene Staaten 
gehende Vermögen, mit ber Verſicherung, daß die Gutsbe⸗ 
fißer, wenn fie durch die Beſchränkung dieſes Rechts einen 
bedeutenden Schaden leiden, dafür entfchädigt werden follen. 

Drganif. Edikt B. V. E.$. 3. a. b. c. g. h. i. 

6) Dieſe Entſchädigung ſoll auch bei den vermiſchten Ters 
ritorial⸗Gefällen, welche ihren Grund theils in der Landes⸗ 
hoheit, theils in den grundherrlichen Verhältniſſen, theils in 
der Gerichtsbarkeit hatten, wenn ſie den adelichen Gutsbe⸗ 
ſitzern entzogen werden in der Vorausſetzung ſtatt finden, 
daß ſie inzwiſchen in dem rechtmäßigen Sen ige derfelden ges 
weſen fenen.. *) 

Organiſ. Edit B. V. E. 3. 
7) Ferner unter einem andern Namen biefentgen Stenern, 
Die auf Gitter ruhen, welche die Gutsherrn ihren Untertha⸗ 
nen unter Vorbehalt denfelben übergeben haben, oder iibers 





*) Es wird hier nnd auch fonft oft von dem unrechtmäßigen Beſitze einer 
Bis daher bezogenen Abgabe gefprochen ; aber foute denn ein unfürdenklicher 
Bent oder eine fonflige Ermerbart in den neuen Staaten Fein Nee mehr 
fauttioniren Eönnen ? und follen die Gutsbeſitzer dergleichen Gefälle verlieren 
mjifen,’ ohne vorher darüber gehört zu werden ?o Eigenthumsrechte gehen 
doch nur durch Urtheil und Mecht verloren, und welcher Gerichtshof hat inzwi⸗ 
(den darüber entfhieden? Sichere doch Die Bundesakte in Art. 27. den 
Mediatifirten . 

les revenus provenant des dits domaines et droits 


vhne einen Unterſchied oder eine Einſchränkung in. 


23}, 
vatſtener bezogen worden find, nach dem Maaßſtab ihres ers 
Ben Erwerbs mit 25 fl. für einen jeden Gulden. - 

Organif, Ed. $. 146. 147. 149. 150. 151. 

2) Alle indirekte Steuern, wie Accis, Umgeld, bie for 
genannten Aufflaggelder gegen Entſchädigung wie bei dem. 
vorhergehenden $®," oder auch, wenn es fich finder, daß diefe 
Gefälle mehr die Natur bloßer Konzeſſions, und Miethgelder 
als wirklicher Steuern haben ), und die Stempelgebühren.. 

Drganif. Er. $. 159. 153. 
‘ 3) Zölle gegen Enefchädigung, wenn fie wie oben ers 
worden morden find. Drg. Ed. $. 154. 

4) Alle Territorialgefälle und darunter die Chauflees 
und Weggelder gegen Vergütung, wenn die Gutshefiger eine, 
Landftraße aus eigenen Mitteln haben herftellen laffen. 

Ebendaſelbſt $. 155. 

5) Die Fiskusrechte als Vermögens: Konfistationen, Eins 

greifung des herrenloſen Eigenthums u. f. w. 
Ebendaſelbſt $. 157. 

6) Das Recht zu Konzeffionsertheilungen bei Bergwer⸗ 
ten, Salinen, Kohlenwerken u. f mw. und auf Salpeter. 
geben zu laſſen. Ebend. $. 1580 3. . 

7) Die Tare fiir ertheile werdende Privilegien, Die 
penfationen nnd Volljährigkeits⸗Patente. Ebend. $ 169. 160. 

B. Regulierung des Stenerfußes. 

Batern bat über den Steuerfuß ſelbſt in feinem Or⸗ 
ganifations Edikt noch nichte beftimmt , fondern läßt es bie 
zu deffen Regulierung bei dem bisherigen Steuerfuße, indeß⸗ 
ſen bleiben die freigelaſſenen Hofbaugüter ſteuerfrei. — 

Organiſ. Ed. B. v. B. und D. 6. 1. 

In der neuen Konſtitution des Königreichs aber vom 
aſten Mat 1808 Tit. 1. $. 5. (Rh. Bund Heft 19. S. 9) 
wird der Adel in Rückſicht der Staatslaſten den uͤbrigen. 
Staatebiirgern ganz gleich geſtellt. 


— — — —— crrT —— 
*) Dies dürfte Ach wodl in faſt alten ehemals ritterſchaftlichen Orten finden. 
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und Waldſtrafen, : gewöhnliche Holz / Anweiſungs / Gebüren 
‚amd Ekerich⸗Gefälle. 

9) Alle grundherrliche Zinſen und Gefälle, die in eine 
unveränderlichen Summe entrichtet werden. 

8) Alle Bannmühlen, Bannfeltern , Bannbrandweine, 
Bannbackofen, in deren Beiſitz die Adeliche izt ſind, für die 
künftigen aber nicht. on 

Sinftruftion vom =. ott. 1807. $. 11. 12. 14. 15. 
17. 18. 19. 20. 21. 22. 25. 25. 27. Rh. Bb. 

Heft 16. ©. 457. 
Baden räumt den Gutsherrn ein: 

1) Allen Ertrag von Zwangsrechten als Bannteltern, 
Bannmühlen, gebanntes Saitenſpiel u. f. w. 

2) Die Rekognition von Gewerben, wenn darunter keine 
Gewerbſteuer begriffen ift. “ 

5) Die üblich geweſenen Nutzungen des Alleinhandels 
oder der ausſchlieſenden Gewerbsſstreibungen z. B. des Als 
leinhandels mit Eiſen, Kupfer, Kaminfegerpacht gegen Vor⸗ 
behalt des Abkaufrechts. 

4) Die Gutspflichten beſtehend in Herrnfrohnden, Tod⸗ 
fall, Erlaſſungsgebühren, Bürgers und Juden-Schutzgeldern, 
vorbehattlich der den Juden noch befonders. anzufeßenden 
Lopſ⸗ und Gewerbſteuer, Beeten, Gülten u. ſ. w. 

5) Alle Eigenthumseinkünfte. 

6) Die Zehentrechte mit der Ausdehnung, daß der ordent⸗ 
liche Zehentherr, er ſey ein Einheimifcher oder Frember., die 
Befugniß zum Neubruchzehnten, wenn er fie hergebracht 
Bet, kiinftig behalten und diefe Befugniß auch dann dem 
Gutsbeſitzer zufallen fol, wenn fie dem Grosherzog entwe⸗ 
der nad dem Megalitätsprinzip oder nach der bisherigen 
Uebung zuftehen wiirde, jedoch mit der Einfchränfung , daß 
ba, 109 

a) die innländiſche Pfarreien den kleinen Zehnten bezie⸗ 

hen, ſie ihn auch in den Neubruchsdiſtrikten haben, und 


_ 


ı 
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Hogenten herrühren, 7 vom 100, und bei Weiberlehen 3 vom 
100 bes Steuerkapitals abgezogen werden. 

Org. Edikt $. 130. 1593. 
Außer diefem find die Gutsbeſitzer noch frei | 

ı) von den zur Tilgung der Altern Schulden ausgefchries 
benen Steuern, müſſen aber zur Bezahlung der Kantons⸗ 
ſchuiden beitragen. 

2) wegen ihrer Schlöſſer, Wohnhäufer und den dazu ge 
hörigen Särten bis auf weitere Verordnung. 

3: Für ihre Zehnten, Gülten, Zinſen und dergleichen 
Einkünfte in ordentlichen Fällen is zu einer allgemeinen 
Steuer; Retktifitation, in außerordentlichen: Fällen aber nicht. 

4) Von den Abgaben des Rauchpfundes. 

Organiſ. Edikt $. 134. 186. 136. 187. 
Sie find aber nicht frei 

2) Für ihre. eigenthümlihe Wein s Bier s und Brands 
wein: Schenken von Accis und Umgeld; 

2) von dem Braugeld für ihre eigenthiimliche Bierbrames 
reien, die Hausconſumtion auf ihre KRittergüter allein aus⸗ 
genommen. 

3) Von den Zolls und Mauthgeſetzen, den Wein: eiqueure, 
Bier s AufichlagssGeldern mit Ausnahme derjenigen Lebens⸗ 
mittel, welche fie zum Hausbebarf von einem Rittergute zum 
andern führen. 

4) Bon den Stempeltaren in ihren eigenen Angelegen⸗ 
heiten. 

Organiſ. Edikt $. 139. 140. 141. 

C) Gutsherrliche Gefälle 

Baiern beläßt den Adelihen neben dem ungeftörten 
Senuffe ihres Eigenthums und aller rechtlich hergebrachten 
Srunds und lehnherrlichen Abgaben von ihren Hinterſaſſen 
auch Übrigen nußbarer Rechte, welche als Gefälle der Paı 
teimonial, Polizei und Kriminal: Gerichtsbarkeit zu betrachten 
And nach bairiſchen Gefegen. 
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en Handlohn, Leibbeet, Leibhühnern, Todfal, Beerbungs: 


socht der Baſtarde, ManumiffionssSebühren n. ſ. w. 

4) Ihre eigenthümlichen Bergwerke vorbehaltlich des 
VGergzehnten. 

5) Den Ertrag der Borftgerihenharkeit, Jagden und 8% 
fchereten. 


6) Die Konzeſſions⸗, Rezeptions und hergebrachten Eins 


zugsgelder, wo ihnen das Konzeſſions⸗ und Rezeptionorecht 
zuſteht. 
7) Die Taxen, Strafen und Sporteln in den ihrem 
Wirkungskreiſe unterworfen en Fällen nach heſſiſchem Maaßſtab. 
8) Die Weg⸗ und Brückengelder von Vizinalwegen. 
9) Die Nachſteuer gegen auswärtige nicht freizligige 
Staaten, und. 
‚10) bie. Sutsfeoßnben und bie bafur zu ntrichtenden 
Reluitions⸗/Gelder. Organiſ. Ed. $. 39. 
Würzburg. wechnet für die Eursbefiper an Einige 
Einnahmen: | ’ 
ı) Die Pflafters und Brückengelder auf Vijin alwegen. 
2) Das Nachſteuerrecht gegen auswärtige Staaten, wo 
keine unbedingte oder eine nur auf die Würzburgifche Stans 


ten eingefchränkte Zreiziigigbeit befteht:. . :. . 


5) Alle aus der Verwaltung der bürgerlichen und peinfi 
hen Gerichtsbarkeit auch der Polizeigewalt fich ergebende 
Gefälle an Sporteln, Strafen, Bußen und Rügen. 

4) Die Taren von den ihnen vermöge der. Polizeigewalt 
zuftehenden Konzefitonen, als Konzeſſions; und. Schußgelder 
von Beifaffen, Schußverwandten und Juden; Kanone oder 
Bekenntnißpfennige von Bürger s und Veifaffenannahmen 
und die Gefälle für Verleihung einzelner - Gewerbe und Ge⸗ 


rechtigkeiten. 


5) Das Zehentrecht von Neugereuthen, wenn fie Univers 
ſalzehntherrn find, jedoch mit Ausnahme neuer Drtss und 
SKofanlagen, wo dieſes Recht nur dann ausgeübt werden 


a 
% 
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barf,: wenn Das unzebntbare Feld dem Gutsheren eigens 
thümlich zugehört Hat, und unter Vorbehalt des Zehentrechks 
an neue Anſiedler abgegeben worden ift. 
6) Der Genuß von Zehnten, Gülten, Zinfen, Handlohn, 
Beten, Faſtnachtshühnern, Fallrechten, Mortuarien, Leibbe⸗ 
dingungsgebühren, Juden-Begräbnißgeſder, Frohnden oder 
Frohnd⸗Redemtionsgelder, Brau s und Brandteweinblaſen⸗ 
Zinfen, Pfannen; und Keffelgelder und überhaupt allen wohl 
hergebrachten Gutss und Iehnherrlichen Abgaben, 
Drganif. Ed. $. 155. 156. 161. 162. 163. 164. 166, 


Mit der Erflärung, daß wenn fich jemand durch bie auf 
geftellte Stundfäße befchmwert glaube , er ſeine Beſchwerden 
bei dem Landesdireftion anbringen, und wenn er mit deren 
Entfchliefung nicht zufrieden wäre, diefelden in Zeit von 14 
Tagen, vom Tage der gefchehenen Sinfinuation an gerechnet, 
bei der oberften Juſtizbehörde einreichen könne. 

Organiſ. Edikt $. 166. 


VI Die Militair-Gewalt. 


Baiern läßt die adelichen Gutsbeſitzer für ſich, ihre 
Söhne und unentbehrlihe Dienerſchaft der nämlichen Frets 
heiten geniefen, welche den Adelihen in dem Kantonsregle⸗ 
ment und in den iibrigen Verordnungen geſtattet find. 

GBGrganiſ. Edit B. VI. 

Die Anordnungen über die Einguartirung Föniglicher 
und ausländifher Truppen hängt ganz allein von den baies 
eifcheh Behörden ab. Ä 

Verordnung vom- 25. Dezember 1807. Rh. Bund 

Heft 14. S. 295. 
——_ — — — — — — — 
*, Wärsdnrg iſt der einzige. Souverain, der ein förmliches rechtliches 
Berfahren über die Scheidung der landes- und grundherrlichen Rechte gegen 


Ra geſtattet hat. Baden hat den Adel in feinen Ausſchüſſen noch vor we 
fafung feines Grundgeſetzes gehört. 


240 


: Württemberg läßt unbedingt alle Perfonen abelichen 
Standes von der Konfkription frei. 

. Konffript. Ord. vom 6. Aug. 1806. Art. A. Nr ı. 

und ſetzt ausdrücklich feſt, daß die Nittergutsbefiger in den 

Zeiten des Kriegs, bei Lager und wenn bie königlichen Trup⸗ 

pen zufammengezogen werden, keiner KEinquartirungsfreibeit 

geniefen follen. 

Organiſ. Edikt $. 32. \ 

Baden geftattet ihnen und ihren Familien die völlige 
Freiheit vom. Miligenzug, ihren Dienern aber nicht weiter, 
als fie es in den grosherzoglichen Dienften aud) feyn würs 
ben, räumt ihnen aber feine Befreiung von den Quartierlas 
fien ein. 

Organiſ. Edikt $, 3. 10. 
Io Herffen erlaube ihnen nicht, auswärtige Kriegsbienfte 
anzunehmen, wenn fie fi nicht vorher zum grosherzoglichen 
Militairdienſte angeboten und nicht angenommen worden 
find, oder davon Dispenfationen erhalten haben; und diefe 
Verordnung trift auch ihre Beamten u. f w., fo weit fie 
ſchriftſäßigen Standes find. | 

DOrganif. Edikt $. 16. 

Refkripe vom 13. Jänner 1807. 

Reſkript vom 10. Februar 1807. 

Würzburg geftattet außer dem Adel und feinen Kins 

dern die Freiheit von der Militairpflicht: | 

1) Den Patrimontalbeamten und ihren Kindern vermoge | 
ihres privilegirten Standes. 

2) Den Söhnen der proteftantifhen Gelftlichen, und 

5) Den Bei: der Gutes und Oekonomieverwaltung ange⸗ 
ſtellten Dienern als Jägern, Förſtern, Rentmeiſtern und 
Oekonomieverwaltern für ihre Perſonen, auch 
) Den Söhnen der beiden leztern, wenn den Vutern me 
gen ihrer wiffenfchaftfihen Bildung auf ihr befonderes Bit⸗ 

ten ein privilegirter Gerichtsftand pugeſtanden worden iſt. 
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b) wo gegen angelegte Neubrliche vorher gebaute Diftriks 
te in Unbau verfegt würden, bie Neubruchzehnten nicht 
2 genommen. werden ſollen. 

7) Zölle, welche ein ſchon für Landſäſſig ewordener Ads 
liches hergebracht hat, oder bei weichem der Beſſtzer erweiſen 
kann, daß fie nicht aus Reihshänden, fondern von folchen 
Reichsſtänden herfämen, weiche niemalen eine Anfprache auf 
deu Ort in Anfehung ber Landeshoheit gemacht, oder wirds 
id gehabt hätten, mit Vorbehalt einer ewigen Einlöfung. *) 

-8) : Das: Abzugsrecht von dem außer Landes gehenden 
Bermögen. J 
9 Das Ohmgeld und beſondere Gnaden. 
30) Die Jagden und Fiſchereien, und 
11) alle niedere Polizeigefälle mit den dahin gehörigen 
Strafen, wo die Gutsbeſitzer die Verwilligung zu ertheilen, 
und die Uebertretungen zu rügen haben. 
et Organiſ. EG. 17. 18. harc. d. h. ix 
Heſſen beſtimmt für die Gutsbeſitzer neben ihren eis 
genthümlichen: Bitten , Höfen. Mühlen, Gebäuden, Schäs 
fereien, Erbleihen, Brauereien, Brennereien, Bier, Weins 
und. Brandtewsin: Verlagen gegen "die davon zu bezahlenden 
Aceiſe und Trankſteuer, und neben den davon fallenden 
Eintünften. : J —8 
..2) Die Zehnten und bie dermalen onbenden Novals 
den ET Be 
13.2): Die grundherttichen Abgaben an Zinſen und Gülten. 
3) Die aus: dee: Leibeigenſchaft herrüßtenden Abgaben 


..0 N .... ‘ age: 
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Br Beh aber äuch ein a von einem Keihöftande herrährte, der die 
Ooteit in einem Orte entreeder in Unia ;gchotmmen: , oder wirklich gehabt: 
härte: fo Scheint doch auch billig, das diefer den Gutsherrn verblieb, weil er 
dur den Uebergang aus Reichsſtändiſchen Händen in die Hände des Reichs⸗ 
ritters feine Vorkgesligenfchuftserluren zu haben, und blos grundberrliche 

tſame gewyrden zu ſeyn ſcheint. Mur dann konnte er ein Hoheitsrecht 
seblieben fen, wenn das Ritterdireßtorium ihn im Namen des iganzen Kan⸗ 
ions am füch gebracht Härte. * 
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renden Lehen eine endlihe Entfchliefung bis nach freund⸗ 


ſchaftlicher Berichtigung der nachbarlichen Verhältniffe 
ausgefekt bleibe. 





U URL LU NEL GUN U. 0 OR 


16. 


 Zerritorial: Eintheilung, Flächen: SInnhalt und Volks—⸗ 
menge des Königreichs Baiern. 





Wir Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden 
König von Baiern. 


Vermög der Konſtitution Unſers Reichs, I. Titel $. 4., 
foll ohne Rückſicht auf die bisher beftandene Eintheilung in 
Provinzen das ganze Königreid in möglichft gleiche Kreife 
mie Rückſicht auf, die natürliche, Grenzen eingetheilt werden, 

Indem Wir hiebei den Zweck vor Augen hatten, Unfes 
ve Tieben und getreuen Unterthanen aller Theile des Reiches 
mit dem wohlthätigen Bande eines gemeinfchaftlichen Vaters 
terlandes zu umfaffen, haben Wir zugleich dahin getrachtet, 
ihnen die Vortheile näher gelegener unmittelbarer Adminis 
ftrationg » Behörden zu verfchaffen , und Diejenigen Bezirke, 
welche durch gleichere Sitten und die Gewohnheit langer 
Sjahre, oder durch die von der Natur felbft bezeichnete Lage 
naher mit einander verbunden find, in ihrer engeren Ver⸗ 
einigung zu belaſſen. 

Von dieſen Grundſätzen geleitet, haben Wir beſchloſſen, 
Unſer geſammtes Reich in folgende Kreiſe einzutheilen: 

1. 
Mainkreis, 
mit der Hauptſtadt Bamberg. 

Dieſer begreift in ſich die Landgerichte: Lauenſtein, 

Teuſchniz, Kronach, Stadtſteinach, Weismain, Lichtenfels, 
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harf, wenn das unzehntbare Feld dem Gutsheren eigen: 
thümlich zugehöre hat, und unter Vorbehalt des Zehentrechis 
an neue Anſiedler abgegeben worden ift. 
' 6) Der Genuß von Zehnten, Gülten, Zinfen, Handlohn, 
Beeten, Faſtnachtshühnern, Fallrechten, Mortuarien, Leibbe⸗ 
Bingungsgebühren , Juden⸗-Begräbnißgelder, Frohnden oder 
Frohnd⸗Redemtionsgelder, Brau⸗ und Brandteweinblaſen⸗ 
Zinſen, Pfannen- und Keſſelgelder und überhaupt allen wohl 
hergebrachten Gutes und lehnherrlichen Abgaben. 
Organiſ. Ed. $. 155. 156. 161. 162. 163. 164. 165, 


"Mit der Erklärung, daß wenn fi jemand durch die auf“ 
geftellee Grundſätze befchwert glaube, er ſeine Beſchwerden 
‚bei dew Landesdireftion anbringen, und wenn er mit deren 
Entfchliefung nicht zufrieden wäre , diefelben in Zeit von ı4 
Tagen, vom Tage der gefchehenen Sinfinuation an gerechnet, 
bei der oberften Juſtizbehörde einreichen könne. 

Organiſ. Edikt $. 166. 


VI Die MilitairGewalt. 


Batern läßt die adelihen Sutsbefiger für ſich, ihre 
Söhne und unentbehrlihe Dienerfhaft der nämlichen Freis 
heiten geniefen, welche den Adelichen in dem Kantonsregle⸗ 
ment und in den iibrigen Verordnungen geftattet find. 

Heganif. Edit B. VI. 

Die Anordnungen über bie Einquartirung Föniglicher 
und ausländifcher Truppen hängt ganz allein von den bales 
rifcheh Behörden ab. Ä 

Verordnung vom- 25. Dezember 1807. Rh. Bund 

Heft 14. S. 2095. 
———__ ññ ⸗— —— 
*), Würzburg iſt der einzige Souverain, der ein formliches rechtliches 
Berfahren über die Scheidung der landess und grundberrlichen Rechte gegen 


ſich geftarter Bat. Baden hat den Adel in feinen Ausſchüſſen noch vor nr 
falung feines Grundgefetzes gehrt. 
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Karlekron, Neuburg, Kaln, Donauwörth, Monnheim, u und 
die Grafſchaft Pappenheim. 
6. 
Der ObersDonaufreis, 
mit der Kauptftadt Ulm 
ift zufammengefest aus den Landgerichten: Nördlingen, Höch⸗ 
ſtädt, Wertingen, Dillingen, Burgau, Günzburg, Roggen‘ 
burg, Slertißen, Söflingen, Eichingen, Alpe, Geislingen, 
dann den Beſitzungen der Herrn Fürften von Dettingen 
Spielberg , Dettingen s Wallerftein, und Thurn und Taris, 
und der Grafen Fugger / Kirchberg, Weiſenhorn, Glött, und 
Nordendorf. 
7. 
Der Lechkreis, 
mit der Hauptſtadt Augsburg 
Silber fih aus den Landgerichten: Schrobenhauſem Ahad, , 


Friedberg, Göggingen, Zusmarshaufen, Ursberg, Schwab⸗ 


münchen, Landsberg, Buchlohe, Türkheim, Mindelheim, 
Kaufbeuern, DOttobeuern, Stadt Memmingen, dann den Mes 
diatbefisungen des Herrn Fürften Fugger s Babenhaufen, 
Srafen FuggersKicchheim, und den Herrfchaften Buxheim, 
Winterrieden, Thanhauſen und Edelftetten. 
| 8. 
Der Regenkreis, 
mit der Hauptſtadt Straubing 
faßt in fich die Landgerichte: Cham, Wetterfeld, Burglengen⸗ 
feld, Parsberg, Hemau, Kelheim, Abensberg, Pfaffenberg, 
. Stadt am Hof, Straubing, Mitterfels, Viechtach, und Kögting 
9 
Der Unter: Donaufreis, 
mit der Hauptftade Paffau 
enthält die Landgerichte: Regen, Schönberg, Wolfftein, Weg 
ſcheid, Paſſau, Vilshofen, Griesbach, Pfarrkirchen, Landau, 
und Deggendorf. 
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10. 
Der Jfartreis, 
mit der Hauptſtadt München 
enthält die Landgerichte: Pfaffenhofen, Moosbach, Landshut, 
Erding, Freifing, Dachau, München, Schwaben, Starenberg, 
Wolfratshaufen, Miesbach, Weitheim, Tölz und Werdenfels. 
11. 
Der Salzachkreis, 
mit der Hauptſtadt Burghauſen 
beſteht aus den Landgerichten: Vilsbiburg, Eggenfelden, Sims 
bad, Mühldorf, Burghaufen, Wafferburg, Troßburg, Nofens _ 
heim, Traunftein und Reichenhall. 
12. | 
Der Allertreis, 
‚mit der Hauptſtadt Kempten 
umfaßt die Landgerichter Leutkirch, Grönenbach, Ober Siinzs 
burg , Oberdorf, Schongau , Füßen, mit dem Amte Vils 
Sonthofen, Kempten, Immenftadt, Weiler, Wangen, Ras 
vensburg , Tetnang , Buchhorn , Lindau, Bregenz , Sinner 
Bregenzer: Wald, Dornbirn, Feldkirch, Sonnenberg, Montafon. 
13. 
Der Innkreis, 
mit der Hauptſtadt Innsbruck | 
bildee fi) aus den Landgerichten: Kufftein, mit dem Amte 
Auerburg, Natenderg, Schwatz, Innsbruck, Neute, Telfs, 


Landek, und Fürftenburg. 
- 14 j 
Der Eiſackkreis, 
mit der Hauptſtadt Brixen 
begreift in fich die Landgerichte: Meran, Botzen, Kaufen, 
Briren, Brunegg, Sillien, und Lienz. 
15. 
Der Etſchkreis,, 
mit der Hauptſtadt Trient 
enthält die Landgerichte: Lies, Male, Welſchmez, Vezzano, 
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Trient, Civezzano, Pergine, Levico, Eavalefe, Roveredo, Ris 
va, Stenico, Eondino, und Tione. 

Gegenwärtige neue Territorials Eintheilung Unſers Reiche 
laſſen Wir Hiemit ‚durch das Regierungsblatt mit dem Bes; 
fehle zur allgemeinen Kenntniß bringen, daß vom ı. Dftos 
Der des gegenwärtigen Jahres anfangend, mit weichem Zeits 
punkte dieſelbe in allen Verwaltungszweigen in Wirkſamkeit 
geſetzt wird, in allen öffentlichen Verhandlungen keine andere 
Benennungen, als wie ſie oben bezeichnet ſind, gebraucht, 
und die bisherigen Provinzial⸗Benennungen durchgehends 
unterlaſſen werden ſollen. München den 21. Juni 1808. 

Mar Joſeph. 
Frh. v. Montgelas. Sr. Morawitzky. Frh. v. Hompeſch. 


Eintheilung 
des Königreichs Baiern in 15. Kreiſe. 
Mit möglichſt annähernden Angaben des Flächen⸗Inhalts 
und der Bevölkerung. 


Kreiſe. Gauperäsıe 


1. Mainkreis Bamberg WA 190652 
11. Pegnizkreis Nürnberg 42 141930 
III. Nabkreis Amberg 150%, | 220835 
IV. Rezatkreis Ansbach 6,7%, 190077 
V. Altmuͤhlkreis Eichſtädt 94% 202107 
VI. Ober: Donaufieisi um: 199.‘ 288 
VII. Lechkreis Augsburg I gı 22317 
VII. Regenkreis Straubing 121 .- 257599 
IX Unter Donautreis Paffan 118 1 .2ı566ı 
X. Iſarkreis München 155%, ° 8 
XI. Salzachkreis Burghauſen 103 

XII. Illerkreis Kempten 118 207 
XIII. Innkreis Innsbruck 176% 201 
XIV. Eiſackkreis Brixen 154%, 91611 
XV. Etſchkreis Trient 112 226492 


u Zufammen . |1636%, | 3231570 
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Banz, Gleusdorf, Hallſtadt, Scheßliz, Zeil, Schweinfurt, 
Sulzheim, Ebrach, Burgebrach, Bamberg J., Bamberg II., 
Höchſtadt, Ebermannſtadt und Weiſchenfeld. | 

2. 
Pegnizkreis, 
mit der Hauptſtadt Nürnberg. 

Dieſer umfaßt die Landgerichte und Aemter: Forchheim, 
Neunkirchen am Brand, Pottenſtein, Bezenſtein, Hilpoltſtein, 
Gräfenberg, Schneitach, Velden, Hersbruck, Reicheneck, Lauf, 
Altdorf, Stadt Nürnberg, Fürth Feucht, Schwobach, Kadolzburg, 

3. 

Nabkreis, 

mit der Hauptſtadt Amberg. 

Dieſer beſteht aus den Landgerichten: Waͤldſaſſen, Tirs 
| fhenreuth, Kemnath, Neuſtadt, Parkftein, Eſchenbach, Treß⸗ 
r wis und Pleiftein, Neunburg vor dem Wald, Waldmünchen, 
Nabburg, Amberg, Sulzbach und Pfaffenhofen. 


4. 


—Rezatkreis, 
mit der Hauptſtadt Ansbach. 

Dieſer beſteht aus den Aemtern: Marfſteft, uffenheim, 
Rothenburg J., Nothenburg II., Leutershauſen, Creilsheim, 
Feuchtwang, Dünkelsbühl, Waſſertrüdingen, Gunzenhauſen, 
Herrieden, Ansbach, Aurach, Lichtenau ,‚Mindsbah und 
Viernsberg ; dann den Mediatgebieten von Hohenich: Schils 
iingsfürft und Kirchberg, Schwarzenberg, Wiefentheid, Tas 


el, und Limpurg ; Speckfeld, 
5 


Altmühlkreis, 
| "mit der Hauptſtadt Eichſtädt. 

Diefer enthält die Landgerichte und Aemter: Neumarkt, 
| Hilpoltſtein, Roth, Abenberg, Spalt, Pleinfeld, Ellingen, 
Veiſenburg, Heidenheim, Stauf und Geyer, Raitenbuch, 
Beilengries, Kipfenberg, Eichftädt, Riedendurg , Ingolftadt, 

d 
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Landgerichte. [] Meilen. | Seelenzahl. 
Fürth und Goſtenhof, Amt — 1 2400 
Feucht | 3 7700 
Schwobach 45 12817 
Kadolzbura 6 17265 
11 Landgerihte . . . . 42 141930 


111. Nabkreis. 
Hauptſtadt Amberg. 


Landgeridte. 
Waldiaffen 5%, 
Tirſchenreuth 9 
Neuſtadt mie Parkſtein I 014% 
Kemnath ı6 
Eſchenbach 10 
Treßwiz mit Pleiſtein 14% 
Neunburg vorm Wald Ä 12 
Waldmünchen — mr; 
Nabburg 9% 
Dfaffenhofen 8 
Amberg 1535 
Stadt Amberg | Y 
Sulzbach 8%, 





19 dandgerichte .. 











IV Rezatkreis. 
Hauptſtadt Ansbach. 








1 2 R 
1944 
21608 


24081 


15772 


20073 


26037 
11891 
16380 
13568 
21492 

8889 
13330 


⸗ 





is Meilen. | Seelenzahl. 


130%, | 200835 








Aemter. [] Meilen. | Seelenzahl. 
Markſteft 95 8Booo 
Uffenhein. 4 12225 
Rothenburg, Stadt 5651 
Rothenburg J. 6 8004 
Rothenburg 11. 4576 
Leutershauſen 2 7058 
2988 


Schilingefürft | 
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Aemter. U Meilen. Seelenzahl. 
Ki 9 1* 2 _ 4191 
Creilkheim er 7, 20895 
Feuchtwang '5 14170 
Dinkelsbühl 1 6436 
Waſſertrüdingen 4 11814 
Herrieden 1 4431 
Ansbach, Stadt h | BY, 21924 
Ansbach, Amt " 2 1609 . 
Aurad) 1 810 
Lichtenau | 1680 
Viernsberg —* 2210 
indsbach 3 8505 
unzenhauſen, ohne Weiſenburg und| _ of 
Ellingen 4 „14670 


Wiefentheib mit Saftell, Speffeld ıc. ” — 13783 
Schwarzenbergiſche 19; 


16 Aemtet © - . . 67%, 190077 





/ 











v. Alt mühlkreis. 
Hauptſtadt Eichſtädt. 


— 


Lan 188 erichte, U) Meilen. |Sedienzapt; 
Neumarkt 13 25870. 
Spalt, Fleinfeld und Abenberg Q 5590 
Roth Q 5500 
Ellingen und Weiſenburg 3 8880 
Heidenheim 4 19331 
Stauf und Geyer 2Y, 158 
Dappenheim 9 7117 
Hilpoltſtein | 5%, 12010 
Beilengries I 9% 92 219 
Kipfenberg 4 rn 
Raitenbuch 2 3245 
Eichſtädt 111 
Stadt Eichſtädt 5% 5508 
Monnheim und Donauwörth 10%, 27553 
Rain Ya 0826 
Neuburg | 6 10466 
Stadt Neuburg 5924 


50 j \ 
Landgerihte. 
Angoifadt 
Scadt Ingolſtadt 
Gericht 


und Aemter . 








VL ObersDonaufreis. 


Hauptſtadt Ulm. 
el 
Landgerichte und Aemter. Oo metten.|Seetengası. 


Östeingen Spielberg 


4 24917 
Dettingen ı Wallerftein 1Yy, | 42954 
Nördlingen, Stadt J 3.04 
Nördlingen , Landgericht I% | Zube 
Diſchingen 1 2619 
Meresheim 2% 2952 
KHöchftäde 2:54 
Dillingen 2 6371 
Stadt Dilingen Y% 3118 
Wertingen 5%, 11390 
Burgau 3 11497 
Sünpburg _ 3% | Sig 
Roggenburg 2% zii 
Illertiſſen 5%, 17751 
Fugger s Glött 2% 3952 
Fugger s Nordendorf 1% s25ı 
Tuggers Kirchberg und Weifenhorn 3% 9543 
Stadt Weiſenhorn Y% ın6 
Stade Ulm Y% 142: 
Söflingen 2% 9753 
Eldingen 3 3828 
Aipeck [YA 6.82 
Geislingen 44 12850 
19 fönigl. Landgerichte . 79 30369 
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1. Mairkreiüs. 
Hauptſtadt Bamberg. 








Landgerichte. D Weiten. | Seelenzahl. 
Lauenſtein und Teufchniz 67/, o 
Kronach 5%, | = 1 
Stadt ; Steinach 45 7 
Weismain A4Y, 114 
Te 5%, 54 
Ban 3 | —* 
Steusdorf (Baunach) 2 10316 
Hallſtadt 25 9047 
Scheßliz 5%, 7211 
Zeil 216868614 
Schweinfurt 1%, 7760 
Burgebrach 45 7462 
Bamberg I und II 8 19690 
Bamberg, Stadt Y% 193 
Ebermannſtadt | 4% |- 9618 
Weiſchenfeld 45* 11490 
Ebrach 4 5301 
Höchſtadt 45 103.16 
Sulzheim 2 3469 





19 Sandgerichte 00. 72%, |. 190652 





Il. Pegnizkreis. 
Hauptſtadt Nürnberg. 





l 
Landgerichte. D Meiten. Seelenjahl. 
Forchheim 4 11500 
Pottenſtein | 474 8-06 
neuntirchen ai Brand yZ 9939 
räfenberg, llpoltſtein, und Bezen⸗ 
fein % 3 | 6056 
Schnaitach 2% 9571 
Reicheneck, Hersbruck 4 g231ı 
Lauf, Altdorf 45 7790 
Nürnberg, Stadt 1 27000 
Fürth, Stadt y£ | 12700 
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Landgerichte. Meilen. Seelenzahl. 
Straubing 13446 
Stade Straubing 9 6188 

els 15 29114 
Viechtach 5 17179 
Közting 11%, 211 








vandgerihte· | 121 237095. 


IX. Unter: Donaufrei®. 
Hauptſtadt Daffau. 











Landgerichte. Io Meilen. Seelenahl. 
Regen 117/ 19579 
Schönberg 12%, 99 
Moifftein 9 16583 
Wegſcheid ı9 13125 
au 16170 

tadt Paſſau 10 6161 
Vilshofen ı2 241 
Griesbach 14 27471 
Pfarrkirchen " 8% 18432 
Landau 15 278ög 
Deggendorf 193% 5 1 


10 Landgerihte . . . 118 21566 








X Zfartreie. 
Hauptſtadt München. 





Landgericht. — Meilen. ſeaennht 
Pfaffenhofen 20020 

Moosburg X 16817 ° 
Landshut } 24699 
Stadt Landshut 817 
Erding | 27356 
Freiſing 12447 
Stadt Freiſing 510 
Dachau * 21556 


- 
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Landgerichte. I Meilen. Seelenzahl. 
München , s5ade - 
Stadt Münden h Ä 127, 48000 
|Kotnegeuieär, 
Schwaben 10 16187 
Starenberg | 75 10997. 
Wolfrachshaufen. —* 12054 
Miesbach, 20 . 20712 
Weilheim 23° 18850 - 
Tölz | 75 10733 
Werdenfels | .6 33 . 


14 Sandgerihte - » . | 155% .| 302530 a 
XI. Salzachkreis. 
Hauptſtadt Burghauſen. 








Landgerichte. Meilen. ſe 
Vilsbiburg 10% 23 
Eggenfelden | 10 ze ii 
Simba) | 24, | 7658 
Mühldorf 12) s6186 
Burghaufen —* 20584 

Stadt Burghauſen 74 5010 
Waſſerburg 10 20643 
. Troßburg | 10 173654 
Rofenheim | * 2 
raunftein 175 21 
Reichenhall I 23 


- 10 Landgericht . 0.0.8 209% 19 


XII. Jllerkreis. 
Hauptſtadt Kempten. 


Landgerichte. | Weilen. | een. 





Leutkirch | -t J 
Stadt Leutkirch | 17a 39. 
Srönenbad) | N 11492 
Ober⸗ Sünzburg 6 . da 





864 
Landgerichte. —L Melten. Seelenzahl. 








Oberdorf 3% 7795 
Schongau 20 15661 
Amt Vils 1 794 
Füßen 75 338 
Sonthofen | 5%: | 14358 
Kempten | | 7 20000 
Stadt. Kempten * 2704 
Ei enſtadt 5Y, 12051 
Heller 4%, 15975 
Wängen 7 1785 
Stadt Wangen 2/, 1485 
Ravensburg . 1 1777 
Otadt Ravensburg Y 3255 °- 
> Tettnang = 3* 11416 
Stadt Buchhorn | 361 
Lindau. Y 6516 
adt Lindau 1/3 2701 
. Bregenz 3%, 15770 
Sinner s Bregenzer, Wald | 8%, ‚3:58 
Dornbien | 3%, 12186 
Feldkirch 5%, 14091 
Sonnenberg ı5 15627 
Montafon 9 978 | 
ı9 Landgerichte. . - 118 237097 


XIII. Innkreis. 
Hauptſtadt Innsbruck. 








N nme] 


Landgerich te. I Io Meilen. Seelenjahl. 


Fufſtein wit dem ı Amte : Auerburg 217% 30025 

Dattenberg 16... 19949 
Schwaz 11 22041 

Innsbruck 


Stadt Innsbruck 


21%, 26243 
1, 0906 


Reutte ohne das Amt Vils 18 15551 
Landek 39% 30198 
Fürſtenburg u | 226go 


| 
Telfs ı 23:4 24792 


8 Sandgerighte .. 1764 209,51 
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" VIL Lechkreis. 
Hauptſtadt Augsburg. 





Landgerichte und Aemter. | Weeilen. Seelenjehl. 





Schrobenhauſen 6 177 
Aichach 10%, 10041 
Friedberg 8%, 14494 
Stade Augsburg | 1% 28902, 
Göggingen 3 12570 
Zusmarshaufen 8% . bs 
Ursberg “5 15807 
Schwabmünchen 5%, 8756 
Buchlohe 2 7214 
Landsberg I 19% 26594 
Türkheim | 4 8684 
Mindelheim 2 13064 
Kaufbeuern | 4 12316 
Dttobeuern 5%, 14122 
Stadt Memmingen 1% 6442 
Fürftlich s Fuggerifch 7 | 112009 ° 
Fugger s Kirchheim 1Y, 234 


Buxheim, Winterriedben { 
Thanhauſen, Ebdelftetten 


13 Landgerihte . - . 91 | 23176 





VIII. Regenkreis. 
Hauptſtadt Straubing. 








Landgerichte. a Meilen. Seelenzahl. 
Cham oo | Ya 16867 
Wetterfeld 7 | 14904 
Burglengenfeld 15 Fb 
Parsberg 45 5920 
Hemau | ‘ 4 10947 
Kellheim 6%, 19602 


Pfaffenberg 


Abensberg 17 | 15930 
ı 
Stadı am Hof - | 11 | 


/ 
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17. 
Nachtrag zu der über die ſtaatsrechtliche Verhältniſſe 


der Standesherren des Grosherzogthums Heffen 
unterm 1. Auguft 1807 erlaffenen Deklaration. 





L udewig von Gottes Gnaden, Grosherzog von Heſſen, 


Herzog in Weſtphalen ꝛc. ꝛc. 
\ 


Nochdem Wir Uns bewogen gefunden, die, über die ſtaats⸗ 
rechtliche Verhältniſſe der Standesherrn Unſers Grosherzog⸗ 
thums, unterm 1. Auguſt v. J. erlaſſene Deklaration, in 
verſchiedenen Punkten näher zu beſtimmen und zu modifizi⸗ 
ren; ſo erklären und verordnen Wir, Kraft dieſes, wie folgt: 
1) wollen Wir, daß die Unterthanen in den ſtandesherrli— 
hen Bezirken, den Standesherrn ein förmiches Geliübde 
mittelſt körperlichen Eides, nach folgender Formel, leiſten 
und ablegen ſollen: | 
Ihr ſollet geloden und einen leiblihen Eid zu Gott 
fhwören,, daß ihr dem N. N. und dereinft deffen Er— 
ben und Nachkommen wollet treu und hold feyn, def 
fen Nutzen fordern, Schaden fo viel an Euch iſt war: 
nen und abwenden, und alles dasjenige thun, was 
getreue Unterthanen ihrer Standesherrſchaft fchuldig 
und pflichtig find, jedoch ohne Abbruch der Oberhoheits— 
rechte Sr. königlichen Hoheit, bes Grosherzogs von 
. Helen, als des regierenden andesfürften, und Höchſt⸗ 
dero Erben und Nachfolger in der Regierung. Alles 
getreulih und ohne Gefährde. 


Beftabung. 


Was uns fo eben vorgelefen morden, und wir wohl 
verftanden haben, auch unjere Treue darauf geben, dem 
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ihrer Rechtes und Familienangelegenheiten gebrauchen, zu 
einem der weltlichen - Mitglieder anftellen tünnen, und ein 
‚anderes von Uns zu beftätigendeg , weltlihes Mitglied aus 
ihrer Kameraldienerfchaft erwählen mögen. Unter den geifts 
lichen Mitgliedern find die einfchlägige Inſpektoren, als kon⸗ 
fiitutionelle Mitglieder, fiir immer mit begriffen. 


Mir ertheilen ferner den in gedachter Deklaration aus: 
gedrückten ftandesherrlichen Befugniffen tie nähere Beſtim⸗ 
mung, daß folche infonderheit in fich begreifen follen: F 

a) Die Aufſicht über das geſammte geiſtliche Bauweſen. 

b) Die Anordnung der Pfarrverweſer bei Erledigungs⸗ 
fällen. 

c) Die Aufficht über Kirchen⸗ und Schulzucht, unp bie 
Verfügung fohriftlicher oder mündlicher Warnungen und 
Verweiſe gegen Nachläßige, oder ihrer Amtspflichten 
vergeffene Kirchen; und Schufdiener. 

d) Die Reviſion und Abhör der Kirhens Schuls und 
Stiftungsrechnungen. . | 

Alles jedoch unter Leitung und Oberaufſicht Unfers Kirchen: 
und Schulraths, defien Verfügungen ohnweigerlich nachzus 
kommen ift. 


Uebrigens geftatten Wir den Standesheren , die Vers 
walter derjenigen milden Anſtalten, welche von ihnen , oder 
ihren Vorfahren. geflifter worden, ohne Einfchräntung zu 
ernennen, fo wie Wir ihnen überhaupt bei folhen Stiftuns 
gen in fo lange freie Hände belaſſen, als nicht eintretende 
Mishräuche die Dazmwifchenfunft Unferer landes fürſtlichen 
Oberaufſicht erforderlich machen. 


7) In Betreff der Beſteuerung ſtandesherrlicher Güter 
und Einkünfte, kam zwar bei der von Uns verordneten 
Aufhebung der, mit einer zweckmäßigen Staatsverfaſſung 
unverträglichen Steuerprivilegien, irgend eine ſtandesherrliche 
Befreiung an ſich nicht ſtatt finden und. iſt Daher die Ka⸗ 
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. tafteirung unb Beſteuerung des ftanbesherrlichen Vermögens 
nach den allgemein Beftehenden Normen ins Werk zu feben. 

Wir wollen jedoch zu Erhaltung des, durch die vorge 
gangene Staatsveränderung verminderten, fiandesmäßigen 
Austommeng, denenfelben einen Erlaß von einem Dritcheil 
des Steuerbetrags, in fo lange angedeihen laſſen, als nicht 
dringende Umftände ein anderes erheifchen und die Güter in 
dem Beſitz der Standesherrn ſich befinden. Auch kann die, 
fer Nachlaß in aufferordentlihen Fallen, in welchen eine 
Steuer nicht nach der gewöhnlichen Kataftrirung von Uns- 
„angeordnet wird, keine ſtatt finden, auch auf diejenige Güter 
rnicht ausgedehnt werden, welche die Standesherrn etwa 
künftig von andern Unterthanen erwerben, oder auf ſolche, 
welche bisher von ihnen verſteuert worden find. 

Urkundlich Unſerer - eigenhändigen Unterfchrift und beis 
gedruckten Staatsfiegels. er 

Darmftadt, den 20. Junius 1808. 

(L. 8.) .Ludewig. 


Lichtenberg, 
Seheimer Staatsreferendär. 














10. 


Beſteurung der biöher in ordinario fteuerfrei ges 
weſenen Güter, und proviforifche Kataftrirung 
derſelben im Herzogthum Naſſau. 





kriedrich Auguſt, von Gottes Gnaden, fouverainer Her⸗ 
zog zu Naſſau ꝛc. ꝛc. Unſern gnädigen Gruß in 
wohlgeneigtem Willen zuvor; 


Mars das Staatsbedürfnis gedrungen, und um: die 
Staatskoſten gleichmäßiger zu vertheilen, haben Serenissimi 
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Herzogliche Durchlaucht gnädigſt zu beſchließen geruhet, daß 
-alle bisher in ordinario heuerfrei geweſene Güter, künftig⸗ 
Hin verhältnißmäßig beſteuert, die. erhoben werdende Steuern 
in die Seneral;Steuerkaffe fließen, und vorzüglich zur Unter⸗ 
-baltung des Militairs verwendet werben follen. Don biefer 
‚allgemeinen VBefteuerung follen nemlich fünfeig nur folgende 
viererlei Bitter, als: 

2) fämmtlihe Schlöſſer und Hofgärten Serenissimo- 
rum, und was dazu gehöret. 

2) Reſidenzſchlöſſer Hof⸗ und Lufigärten der Standes 
heren, das heißt, der. nunmehr mediatiſirten ehema⸗ 
ligen Reichsſtände. | 

3) Seiftlihe und weltliche Beſoldungsgüter. 

4) Die Dicafteriaigebäude, Zuchthäuſer, Kafernen und 
ähnliche Staats; Eradliffements, 

einzig und allein ausgenommen ſeyn, und fleuerfrei. bleiben. 

Um das hiezu nöthige Steuer-Reglement verfertigen zu 
können, ift es nöthig, alle. diefe neu zu befteuernde Bitter 
gehörig zu Pataftriren; da uun zu einer definitiven Reguli— 
rung folcher Katafters, eine geometrifhe Aufnahme und Abs 
fhakung der Qualität der Güter erforderlich ift, und folche 
an vielen Orten noch fehle, der Drang. der Umſtände aber 
durchaus erheifcht, daß diefer Gegenftand fobald möglich eins 
gerichtet wird, fo ift höchften Orts befchloffen worden, einfts 
weilen eine proviforifche Kataftrivung und Beſteuerung vors 
zunehmen, melde jedoch fobald es thunlich, gegen einen, auf 
genauere Vermeſſung und Beffere Kataftrirung gegründeten 
Anſatz verwechfelt werden foll. . 

Diefes interimiftifhe Katafter der bisherigen Freigüter 

ſoll nun folgendermaßen gefertigt werden: 

1) Da wo dieſe Freigüter als Theile in einer Ortöger 
marfung liegen, bisher fchon von den Gemeinden zu 
den Kriegslaften, oder fonften beigezogen worden, 
alſo nicht nur das Morgenmaas bes Freiguts, und 
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fein Berhättnig in der Güte gegen die fieuerbaren 
Güter, wenigſtens ohngefähr bekannt iſt, ſondern 
auch ſchon ein Maasſtab exiſtirt, nach welchem das 
Freigut in Verhältniß gegen die ſteuerbaren Güter 
zu den Kriegslaſten konkurrirt, alſo die Gemeinde 
ein Simplum hat, in welches die Freigüter mit ihrer 
Schatzung aufgenommen werden, mithin gewiſſer⸗ 
maßen ſchon kataſtrirt worden ſind, ſollen ſolche 
Freigüter und deren Verhältniß, nach dem anliegen⸗ 


den Schema tabellariſch eingetragen und vorgelegt 


werden. 


©) Wo ganze Drtfchaften in diefe neue Beſteuerung 


aufzunehmen find, müſſen folche , nach denen vorhans 
denen Lagerbüchern in das vorgebadhte Schema ein— 
getragen werden. 

3) Fänden ſich aber wider Vermuthen diefe Lagerbiicher 
entweder gar micht, oder nicht in gehöriger Volftän« 
digkeit, fo, daß folche z. B. die Befißungen der abden 
lihen Ortsheren, oder andere einzelne Arten vom 
Grundſtücken nicht enthielten, fo wüſſen ſolche einſt⸗ 


weilen generell vermeſſen, abgeſchätzt, und hienach in 


das Schema eingetragen werden. 


Ihr Hbt ˖alſo ſaͤmmtliche, innerhalb Eurer Amtegrem 


zen gelegene, bisher in ordinario ſteuerfrei geweſene Güter, 
weiche nicht zu den vierertei oben angegebenen Ausnahmen 
gehören, in eine Tabelle zu bringen, und folhe mit Bericht 
anhero einzuſenden; dabei auch zugleich anzugeben, ob, und 
mit welchem Betrag die Waldungen und Obergebäude bis 
her fchon verfteuert worden, indem es befannt ift, daß. fol: 
he nicht überall der Beſteuerung unterworfen geweſen find, 
und die bisher fteuerfreie nicht Härter, als die andere Lanı 
deseinwohner gehalten werden können, nicht weniger habe 
Ihr foviel thunlich zu bemerken, in welche Klaffe der Gü⸗ 


tersQuafität, als gut, mittel und ſchlecht, und wieviel nach’ 
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der Morgens und Ruthenzahl von den zu Befleuernden Gü⸗ 
tern eines jeden Eigenthümers zu rechnen find; wobei in 
Erinangelung bisher ſchon beobachteter Srundfäge auf die 
Qualität der Güter von Nebenlägern Kitckficht zu nehmen, 
und. eine ohngefähre Klaffifitarion anzugeben if. In Anjes 
hung der Kameralgüter habt Ahr Euch mit den einfchlagens 
den Rentheibeamten, weiche von Herzoglicher Hoflammer 
dieſerhalben gehörig inftruiret werben follen, zu benehmen 
von weichen Ihr die nöthigen Auffchlüffe erhalten werdet. 

Indem Wir Euch nun die möglichft gefchwindefte De 
förderung diefer Sache, und Erftattung des erforderten Bes 
tiches, zur bejondern Pflihe mahen, fo geben Wir Euch 
zugleich‘ weiter hiermit auf, nah Erledigung dieſes eiligen 
Gegenftandes, mit dem Ihr Euch vorerft Bios zu befchäftt; 
gen habt, auch eine gleiche Tabelle fiber alle geifts"und welt“ 
liche Befoldungsgürer, welche in Euerm nntechabenden "Amt 
gelegen find, ebenfalls zu fertigen, und ſeparatim mit Ber 
richt anhero einzufenden. Verſehens Uns, und verbleiben 
Euch in Gnaden mwohlgewogen. 

Wiesbaden den 6. Mai 1807. } 

Ex Resolutione Serenissimi.. 


\ 


Zu 19. 
Zirkularnote Sr. Hoheit des Fürſten Primas die 
Suſtentation des unbeſoldeten Perſonals des ehe⸗ 


maligen Reichskammergerichts zu Wetzlar bu 
‚ treffend. | 


rt 





Di Euer. .. unterm 29. Juni vorigen Jahrs mitge 
theiften proviforifchen. Werfiigungen zur Suftentation des 


‚tafteirung und Beſteuerung bes flanbesherrlichen Vermögens 
nach den allgemein beftehenden Normen ins Werk zu feben. 

Wir wollen jedoch zu Erhaltung des, durch die vorge 
gangene Staatsveränderung verminderten, ſtandesmäßigen 
Austommens, denenfelben einen Erlaß von einem Dritcheil 
des Steuerbetrags, in fo lange angedeihen laſſen, als nicht 
dringende Umftände ein anderes erheifchen und die Güter in 
dem DBefiß der Standesheren ſich befinden. Auch kann dies 
fer Nachlaß in aufferordentlihen Fällen, in welden eine 
Steuer nicht nad) der gewöhnlichen Kataftrirung von Uns: 
„angeordnet wird, keine ftatt finden, auc auf diejenige Güter 
nicht ausgedehnt werden, welche die Standesheren etwa 
fünftig von andern Unterthanen erwerben, oder auf folche, 
weiche bisher von ihnen verfieuert worden find. 

Urkundlich Unſerer - eigenhändigen Unterſchrift und beis 
gedruckten Staatsfiegels. .; 

Darmftadt, den 20. Junius ibos. 


(L. 8.) .£udemwig. 
Lichtenberg, 
Seheimer Staatsreferendär. 


— 














18. 


Beſteurung der bisher in. ordinario ſteuerfrei ger 
weſenen Güter, und proviſoriſche Kataſtrirung 
derſelben im Herzogthum Naſſau. 





kriedrich Auguſt, von Gottes Snaben, fouverainer Her⸗ 
309g zu Naffau zc. 20. Unfern gnädigen Gruß in - 
wohlgeneigtem Willen zuvor; 


Mars das Staatsbedürfnis gedrungen, und um: die 
Staatskoſten gleichmäßiger zu vertheilen, haben Serenissimi 


204 | 

r Die Oefolbunge des eigends auf die Kammerzielen 
ungeivijenen Perſonals ‚Beinen Nachtheil erleiden werben. 
2,7. Ich verbinde. mit diefen Eröfnungen die Bitte um ges 
Ailige Mieheilung der’ Gfanungen Euer ... und vor 
harre 18... 20: : 
— * ben ar. Juni idob. 
Be ——— Arkularnote iſt an nachbemerkte hohe Som 
verains abgegangen. 
1) Kaifer von Oeſterreich. 81) Herzogin von Sa qſen⸗Co⸗ 





) Anig von Baiern. burg⸗ Meiningen. 
Vi — von Dinnemarl:  <a).herzog von Sachſen⸗ Coburg 
4) — von Preußen‘: . Saalfeld. 


6)2 — von Gachfen. - 23) — von Sachſen⸗Gotha. 
6) — von Weſtphalen. 94) — von Sachſen⸗Weimar 
Yon Wüurtemberg. 25) Fuͤrſt von Dietrichſtein. 
S) Grosherzog von Baden. 26) — von Hohenzollern / He⸗ 
Ye —⸗—van⸗Berg. chingen. 
10): —von Heſſen. 27) — von Hohenzollern⸗Sig⸗ 
nn). — — von Würzburg. maringen. 
12) Herzog von Anhalt⸗Bern⸗ aB) — von Iſenburg. 

burg. 29) — von der Leyen. 
15) — von Anhalt:Cöchen. 30) — von Lichtenftein. 


14) — von Anhalt:Deffau. 31) — von Lippe Dettmold. 

15) — von Ateniberg. 33) — von kippe- Schaumburg 

16) — von HolfteinOlden: 33) — von Lobkowitz. 

x burg. 34) — von Naffau: Weilburg. . 

17) — von Meklenburg⸗ 35) — Reuß älterer Linie, 

oo. Schwerin. 56) — Reuß füngerer Linie. 

18) — von Mektenburg 37) — von Salm⸗Kyrburg. 
. Strelttz. 38) — von Salm:Salm. 

19) — von Nafan. . 39 — von Schwarzburg⸗Ru⸗ 


.20) — vornDSachſen⸗ Coburg⸗ dolſtadt. 
* Hildburghauſen. a * 
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fein Berhättniß in der Güte gegen bie fteuerbaren 

Güter, wenigſtens ohngefähr bekannt iſt, ſondern 

auch ſchon ein Maasſtab exiſtirt, nach welchem das 

Freigut in Verhältniß gegen die ſteuerbaren Güter 

zu den Kriegslaſten konkurrirt, alſo die Gemeinde 

ein Simplum hat, in welches die Freigüter mit ihrer 

Schatzung aufgenommen werden, mithin gewiſſer⸗ 

maßen ſchon kataſtrirt worden ſind, ſollen ſolche 

Freigüter und deren Verhältniß, nach dem anliegen⸗ 

den Schema tabellarifch dingetragen und vorgelegt 

werden. 

2) Wo ganze Drtfchaften in diefe neue Beſteuerung 
aufzunehmen find, müſſen ſolche, nach denen vorhans 
denen Lagerbüchern in das vorgedachte Schema ein— 
Hefragen werden. 

3) Fänden fih aber wider Vermuthen diefe Lagerbiicher 
entweder gar nicht, oder nicht in gehöriger Wollftän« 
digkeit, fo, daß folche 3. B. die Befikungen der aden 
lichen Ortsherrn, oder andere einzelne Arten vom 
Grundſtücken nicht enthielten, fo müffn ſolche einſt⸗ 
weilen generefl vermeſſen, abgefchäßt, und hienach in 
das Schena eingetragen werden. 

Ihr Nbt ˖alſo ſaͤmmtliche, innerhalb Eurer Amtogrem 
zen gelegene, bisher in ordinario ſteuerfrei geweſene Güter, 
welche nicht zu den viererlei oben angegebenen Ausnahmen 
gehören, in eine Tabelle zu bringen, und ſolche mit Bericht 
anhero einzuſenden; dabei auch zugleich anzugeben, ob, und 
mit welchem Vetrag die Waldungen und Obergebäude Biss 
her, ſchon verfteuert worden, indem es bekannt iſt, daß fol: 
he nicht überall der Beſteuerung unterworfen gewefen find, 
und die bisher fieuerfreie nicht härter, als die andere Lan⸗ 
deseinwohner gehalten werden können, nicht weniger habt 
Ihr ſoviel thunlich zu bemerken, in welche Klaffe der Sür 
ter:Qualität, als gut, mittel und ſchlecht, und wieviel nach 
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leicht auf den Gedanken: gerathien dürſten, als fey ein 
Befonderer Grund vorhanden, aus welhem ber angebliche 
Schreib⸗ und Druckfehler als weſentlich dargeſtellt und. 
gerügt worden wäre. Am nun allen dergleichen möglichen 
Mißdeutungen oder Mißverſtändniſſen vorzubeugen, .wirb, 
auch "gänzlich von dem genauen oder buchſtäblichen Innhalto 
ber Originals Acceffionsatte, bei Ermangiung deren Kennts 
niß, abſtrahirt, folgende Bemerkung nicht liberflüßig feyn. - 
-* Daß bie Ausbrücke Comte und. Comte rlidfichtlich des 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des Grafen von Ortenburg nicht 
von bedeutendem ober folgereichen Unterſchied ſeyen, und daß 
beibe Ausdrücke felbſt von ben großherzoglich Wurzburgiſchen 
oberſten Behoörden in offiziellen Schreiben promiscue [ge 
Braucht worden , tft eben fo richtig , als daß bie von dem 
Grafen von Ortenburg Im Jahre 1806. von Sr. Majeftät 
dem Könige von Baiern gegen die alte Grafſchaft Orteriburg 
and andere Befigungen in Baiern eingetaufchten Beſitzungen 
in Franken die Benennung einer Grafſchaft Ortenburg als 
‚neue Stammbeſitzung ber gräflihen Familie und als Aequi⸗ 
valent fiir jene dem königlichen Haufe Baiern cedirte alte 
Grafſchaft Ortenburg gar wohl tragen Fonnte und respective 
noch tragen könne, indem der ‚benannte Landesftrich der gräfs 
lich Ortendurgifchen Familie mit allen hoheitlichen Rechten 
und Renten, ald Miligenzug, Befteurung u. ſ. w. und zwar 
als Allodial s Eigeuthum. übergeben, und von derfelben auch 
als folches bis zur. Abfchließung der rheiniſchen Bundesakte 
befeffen worden iſt. Es war diefes Land -ein reichsſtändi, 
ſches Hoheitsgebiets, auf welches 3. B. Kammerzieler u. f. _ 
w. in eben der Maafie übertragen worden waren, als folche 
in der alten Grafſchaft in Ortenburg in Baiern beftanden 
hatten und iſt audh von Seiten Sr. bes Herrn Erzherzogs 
Großherzogs kaiferlichen Hoheit als ſolches noch nenerdis⸗ 
anerkannt worden. 





267 


Anmerlung des Herausgebers. 


Der bemerkte Druckfehler war allerdings ein wefents 
licher, weil Urkunden mit Genauigkeit abgedruckt werden 
müſſen, und in ber Acceſſtonsakte nicht Comte fondern 
Comte ſteht, wie fchon aus der Urkunde ſelbſt erhellt, ins 
dem der Ausdruck possessions du Comte feinen Sinn, 
Haben würde. Diefe Zeitfchrift , indem fie nad) einer ihr. 
zugefommenen offiziellen Eröffnung dieſen Fehler vers 
beſſert, war weit entfernt, in die Beurtheilung der Hieraus 
fih) ergebenden rechtlichen Folgen einzugehen. Die Beſtim⸗ 
mung derfelden gehöre zum Reſſort des Souverains des 
Herrn Grafen. Da es aber noch eine Grafſchaft Ortenburg 
in Baiern und eine gleiches Namens in Kärnchen gibt; fo. 
mar diefes vielleicht, wenn angenommen werden Fünnte, daß 
Comte und possessions du Comte ſynonim feyen, die 
nächfte Veranlaffung , warum in der Urkunde nicht sur le’ 
Comte d’Ortembourg , fondern sur les possessions du 
Comte d’Ortembourg gefeßt worden iſt. Uebrigens iſt 
wohl allerdings bekannt, daß dem Herrn Grafen von Orten⸗ 
burg Reichs unmittelbare Lande im fränfifchen Kreife 
zu Theil geworben find ; aber es iſt His igt, wenigſtens nicht 
öffentlich bekannt, daß der Namen einer Sraffhafs 
Ortenburg auf diefe Lande Übertragen worden ſey. 


jr Der Herausgeber 





7 ME 

: Vertrag der herzoglich Naffauifchen Minifter. 

Neberficht des Zuſtandes ded Naſſauiſchen Herzogthums 

nach Ablauf des erſten Jahrs ſeit feiner Bildung ). 
\ 





& iſt unfere Pflicht, Eueren Hoch für ſtlichen Durch⸗ 
lauchten die Ueberſicht des Zuſtandes des Naſſauiſchen Her⸗ 
zogthums nach Ablauf des erſten Jahres feit feiner Bildung. 
vorzulegen. 

Zuerft verdanken wir unterthänig,,. daß. Euere Durch⸗ 
kauchten nicht alſobald eine vollſtändige Einrichtung begehrt. 
haben; fondern uns erlaubten, langſam und behutſam vor⸗ 
zuſchreiten. 

So viele heterogene Theile in Abſicht ihrer vorigen 
Verfaſſung, ihrer Religion, ihrer Gewerbe, ihres Wohlſtan⸗ 
des, und der Talente oder Neigungen ihrer Adminiſtratoren 
in ein Ganzes zu bringen, war allerdings bei uns mit mehr 
Schwierigkeiten verknüpft, ale es bei andern mag geweſen 
ſeyn. 

Die Aufgabe war inzwiſchen die: von dem gegebenen 
Zuſtand den beſten Gebrauch zu machen. 

Euere Hochfürſtliche Durchlauchten ſelbſt haben jene Bes 
mühung , die fonft ganz fruchtlos geblieben wäre, dadurch 
erleichtert; daß Sie duch Kreundfchaft. und Verftand eine 
Sattung von unvermeidlicher Zweiherrichaft ohne befonbere | 
Inkonvenienzen zuließen. 

. Was aledann die auswärtigen Angelegenheiten betrifft; 
ſo werden unſere Blicke zuerſt auf den franzöſiſchen Kaiſer⸗ 


*) Diefer Vortrag erfchien gedruckt als Beilage zum Thals Ehrenbreit; 
ſteiner Intelligeniblatte. | 
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‚Hof gezogen... Duch die Erfüllung der Pflichten des Bun⸗ 
‚des, durch gute Nachbarfchaft, durch Nachgiebigkeit, biswei⸗ 
fen durch. vernünftige und Hefcheidene Vorſtellungen fuchten 
Ste ‚die Achtung, des Kaifers. As Euere Hochfürſtliche 
Durchlaucht vor Kurzem feinen Pallaft bewohnten, empfiens 
gen Sie davon unzweideutige Beweiſe. — 

Unſer Meiner Staat ift mit niemand in bedeutender 
Schde. Der Friede zu Tilſit hat anf eine, zwar nicht ges 
wünfchte Art, auch die große Befchwerde gegen die Krone 
Preußen, wegen der Peverfibilität der Oranifchen Befi ins 
gen, und fo jeden Stoll getifgt. 

Die, Grenz s Differenzien gegen das Großherzogthum 


Berg und das Großherzogthum Darmftadt find unbedeutend. 


und leicht zu befeitigen. 
. Mit allen andern Höfen und auch mit diefen beſteht ein 
gutes Vernehmen. 

Inſonderheit haben Euere Hochfürſtliche Durchlauchten 
das Präſidium der Fürſtenbank ſo verſtanden, daß Sie ſich 
als die berufenen Freunde aller dieſer Fürſten betrachteten 
und nicht ohne Erfolg. 

Auch den Päbſtlichen Hof haben Ste freundlich begrüßt, 


und es kann uns gleichgültig ſeyn, ob durch Konkordat der 


ganzen Nation, oder durch eigene Verträge das Epiſcopat im 
Herzogthum feine Beſtimmung erhält. — 
Denn, was nun das Sinnere betrifft, fo fügt es ſich, 


daß unfere Population ungefähr zu gleichen Zahlen die drei 


chriftliche Neligionspartien zählt. Davon haben wir durchs 
aus keinen Nachrheil verfpürt. Kein Vorzug hat auf der 
einen Seite Statt, fein Zwift oder Neid oder Klage auf der 
andern. Die neuen Patholifchen Unterthanen werden die 
Treue gegen Euero Durchlauchten eben fo bewähren, als fie 
fie im Anfang des Revolutionskriegs an der Saar mit ih: 
rem Blute beſiegelt haben. 

Die Ausübung der Religion . geht ihren ungeftörten 
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zimen großer Freiheit befolgen und feine Eiferſucht und kei⸗ 
ne andere Beſchränkung fennen , als die, zu welchen bie 
Rückſicht auf mächtige Nachbarn nöthigt. Jener verderbliche 
Krieg ſtört unſere Fabriken, deren einige eben im Empor— 
fommen waren. Er flört unfera Bergbau, die Quelle ber 
Nahrung fo vieler dürftiger Gemeinden, einen Vortheil, der 
bedeutender ift, als der unmittelbare Sewinn für den Staat. 
Er ſtört die Verfendung unferer vortrefflihen Mineratwaf 
fer; er ftört den Kandel des Weins, des edelften unferer 
Produkte. Indeſſen find Leine diefer Gegenftände vernads 
läßigt. Wir haben dem Weinbau eigene Aufmerkfamteit ger . 
widmkt, und indem wir ihn aus größeren Geſichtspunkten 
anfehen können, haben wir die Beforgniffe derer überflüßig 
beſeitigt, die von der Hand des Clerus und der Mönche 
forgfältigere Wartung vermutheten. Nichts defto weniger 
find Neben .in den Thälern dem Aderbau zurückgegeben 
worden. 

Denn der Ackerbau bleibt die Hauptquelle des deutſchen 
Wohlſtandes. Wäre er nicht von ſo guter Beſchaffenheit, 
wie hätte unſere Nation ſo viele Leiden ertragen können! 
Die großen Theorien anderer Länder finden Wir zwar bet 
uns nicht; wenige unter uns find vielleicht ſelbſt unterrichtet 
genug,. um fie ganz zu würdigen. Aber in dem praftifchen 
Theil ift dennoch Leben und Betriebſamkeit. Vorzüglich uns 
jere Wiedertaufer giengen mit Beifpiel voran — Nachbarn 
der vormaligen Unterpfalz und mit ihr rivaliſtrend, fchreitet 
man Überall vorwärts. Der Kleebau hat uns geholfen. Die 
Brache iſt eingefchränft. Die Viehzucht prosperirt. Allein 
wir befennen gern, daB wir noch. ein weites Feld vor und 
haben. Der fo nachtheiligen Zerfiiickelung der Grundſtücket 
tommen wir durch die Zujammenlegung oder Konfolivation 
zuvor. Der Widerſpruch und die Abneigung haben bald aufs 
gehört. Man rückt voran, und große Aemter empfinden 
| ſchon dieſe Wohlthat. 
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Anmerkung des Herausgebers. . 


Der bemerkte Drudfehler war allerdings ein wefents 
Licher, weil Urkunden mit Senauigfeit abgedruckt werben‘ 
wuüffen, und in ber Acceflfonsakte nicht Comte fondern 
Comte ficht, wie fehon aus der Urkunde felbft erhellt, ins 
Dem der Ausdruck possessions du Comte feinen Sinn, 
Haben würde. Diefe Zeitſchrift, indem fie nach einer ihr. 
augefommenen offiziellen Eröffnung biefen Fehler ver⸗ 
Beſſert, war weit entfernt, in die Beurtheilung der hieraus 
fich ergebenden rechtlichen Folgen einzugehen. Die Beſtim⸗ 
mung derfelben gehört zum Reſſort des Souverains des 
Herrn Strafen. Da es aber noch eine Grafſchaft Ortenburg 
in Baiern und eine gleiches Namens in Kärnthen gibt; fo 
mar diefes vielleicht, wenn angenommen werden könnte, daß 
Comte und possessions du Comte ſynonim feyen, die 
nächfte Veranlaſſung, warum in der Urkunde nicht sur le’ 
Comte d’Ortembourg , fondern sur les possessions du 
Comte d’Ortembourg gefeßt worden iſt. Uebrigens iſt 
wohl allerbings bekannt, daß dem Herrn Grafen von Orten⸗ 
burg Reichs unmittelbare Lande im fränkiſchen Kreiſe 
zu Theil geworden find ; aber es iſt His igt, wenigftens nicht 
öffentlich bekannt, daß der Namen einer Grafſchaft 
Ortenburg auf diefe Lande Übertragen worden fey. 


; Der Herausgeber. 





2. 21. — 

Vortrag der herzoglich Naſſauiſchen Miniſter. 
Ueberſicht des Zuſtandes des Naſſauiſchen Herzogthum⸗ 
nach Ablauf des erſten Jahrs ſeit feiner Bildung *). | 


\ 





E⸗ iſt unſere Pflicht, Eueren Hoch für ſtlichen Durch⸗ 
lauchten die Ueberſicht des Zuſtandes des Naſſauiſchen Her⸗ 
zogthums nach Ablauf des erſten Jahres ſeit ſeiner Bildung 
vorzulegen. 

Zuerſt verdanken wir unterthänig,,. daß Euere Durch⸗ 
kaucten nicht alſobald eine vollſtändige Einrichtung begehrt. 
Haben ; fondern uns erlaubten, langfam und behutſam vor⸗ 
zuſchreiten. 

So viele heterogene Theile in Abſicht ihrer vorigen 
Verfaſſung, ihrer Religion, ihrer Gewerbe, ihres Wohlſtan⸗ 
des, und der Talente oder Neigungen ihrer Adminiſtratoren 
in ein Ganzes zu bringen, war allerdings bei uns mit mehr 
Schwierigkeiten verknüpft, als es bei andern mag geweſen 
| ſeyn. | 
Die Aufgabe war Inzwifchen die: von dem gegebenen, 


“ Zuſtand den beſten Gebrauch zu machen. 


Euere Hochfüuͤrſtliche Durchlauchten ſelbſt haben jehe Be 
mühung , die fonft ganz fruchtlos geblieben wäre, dadurch 
erleichtert ; daß Sie durch Kreundfchaft. und Verftand eine 
Gattung von unvermeidlicher Zweiherrſchaft ohne beſondere 
Inkonvenienzen zuließen. 

Was alsdann bie auswärtigen Angelegenheiten betrifft; 
» werden unfere Blicke zuerft auf den franzöfiichen Kaifers 


*) Diefer Vortrag erfchien gedrudt als Beilage zum Thals Ehrenbreit: 
ſteiner Anteligeniblatte. 
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‚Hof gezogen... Durch die Erfiillung der Pflichten des Bun⸗ 
‚des, durch gute Machbarfchaft,, durch Nachgiebigkeit, biswei⸗ 
fen durch. vernünftige und beſcheidene Vorftellungen fuchten 
Sie die Achtung, des Kaifers. Als Euere Hochfürſtliche 
Durchlaucht vor Kurzem feinen Pallaft bewohnten, empfiens 
gen Sie davon unzweidentige Beweiſe. — 

Unfer Peiner Staat iſt mit niemand in bedeutender 
Fehde. Der Friede zu Tilfie hat anf eine, zwar nicht ges 
wünfchte Art, auch die große Befchwerde gegen die Krone 
Preußen, wegen der Neverfibilität der Oranifchen Befi iguns 
gen, und fo jeden Groll getilgt. 

Die, Grenz s Differenzien gegen das Großherzogthum 
Berg und das Großherzogthum Darmftadt find unbedeutend 
und leicht zu befeitigen. 

Mit allen andern Höfen und auch mit diefen beſteht ein 
gutes Vernehmen. 

Inſonderheit haben Euere Hochfürſtliche Durchlauchten 
das Präſidium der Fürſtenbank ſo verſtanden, daß Sie ſich 
als die berufenen Freunde aller dieſer Fürſten betrachteten 
und nicht ohne Erfolg. 

Auch den Päbſtlichen Hof haben Sie freundlich begrüßt, 


und es kann uns gleichgültig ſeyn, ob durch Konkordat der 


ganzen Nation, oder durch eigene Verträge das Epiſcopat im 
Herzogthum ſeine Beſtimmung erhält. — 
Denn, was nun das Innere betrifft, ſo fügt es ſich, 


daß unſere Population ungefähr zu gleichen. Zahlen die drei 


chriftliche Neligionspartien zahle. Davon haben wir durchs 
aus keinen Nachtheil verfpürt. Kein Vorzug hat auf der 
einen Seite Statt, kein Zwift oder Neid oder Klage auf der 
andern. Die neuen tatholifhen Unterthanen werden die 
Treue gegen Euere Durcchlauchten eben fo bewähren, als fie 
fie im Anfang des Revolutionskriegs an der Saar mit ibs 
rem Blute befiegelt haben. 

Die Ausübung der Neligion . geht ihren ungeflörten 
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Gang; religiöfe Ideen, Moralltät und Ordnung, Die die Na 
tur der vorigen Kriege locker gemacht hatte, befeftigen ſich 
wieder. Der Stand der Prediger ift im Ganzen tadellos. 
Sin andern verwilderten Gegenden haben Wifltationen den 
nöthigen Ernft gezeigt. 

Wir haben noch Klöſter; denn auch auf bie Zellen der 
Moeeche und der Klofterfrauen wollten Euere Durchlauchten 
mir Ychonender Hand gewirkt wiſſen. Ihre Minderung volls 
ziehen Wir allmählig. Von den Vleibenden ſuchen wir 
Nutzen. Böſes Haben wir ihnen nicht vorgumerfen. 

Die höhern unter unfeg Schulen find im Flor und 
Fortgang ; die unteren in manchen Diftriften zwar feines: 
wegs Yo, wie Euere Durchlauchten wollen, aber die Aufmerk 
ſamkeit ift dahin gerichtet, und es wird beffer werden. — 

Die Sicherheit des Landes ift, ungeachtet der Abweſen⸗ 
heit der Truppen nicht einen Augenblic® geſtört geivefen. 
Wir haben von keinem einzigen bedeutenden Merbrechen ges 
hört, als was an den Grenjen von Auswärtigen verübt 
worden ift. 

Diefe Truppen find? am Ende bes Jahre mie Ehre, 
und mit Zeichen der Ehre und des Deifalls aus dem Felde 
gefommen. Ihre Haltung, ihre Disziplin kann andern zum 
Mufter dienen. 

Die Gerichte find mit tlichtigen Männern beſetzt. Sie 
entfprechen dem Zweck und verdienen Belobung und Achtung. 

Auch die adminiftrative Behörden verdienen die Bill 
gung Eurer Durchlauchten im hohen Grade. Wir erftaus 
nen, wenn wir aus andern Gegenden Tadel der Vernachläſ⸗ 
figung und des Egoismus gegen diefe Klaffe ausfprechen hö⸗ 
ren. In den ftürmifchften Zeiten, mitten unter Verführung, 
Iuftigen Theorien, Erzeffen, Beraubung und troftlofen Auss 
fihten haben fie mit Anftrengung, mit unerfchütterlichem 
Fleiß und Seldftverläugnung , die. auch auf den deutſchen 
Nationalcharakter ein ſehr günſtiges Licht werfen, ihren Be⸗ 


271 


suf, vergniigt mit mäfigem Sold, treufich vollzogen. Und 
mit fanfter Leitung führen wie nun die Fremden, die mit 
uns vermenge find, zu demielbigen Geiſt und Ordnung am. 
Shrer vernünftigen Fürforge ift es vorzüglich zuzuſchreiben, 
daß die Wunden des Kriegs anfangen fid) zu vernarten. 

Denn der Fremde weiß, daß Theile des Herzogthums 
zn ben fchönften und fruchtharften Gegenden von Deutichs 
land, ja felbft von ganz Europa gehören. Aber er weiß 
nicht, wie ſchmal dieſe Striche find, und daß eben fo andere 
große Theile und fo. viele kalte Bergrücken zu den fchlechten 
deutfchen Fluren "gehören. Auf fein anderes dentfches Land 
hatte der Krieg fo früh, fo lang und fo drücfend gebbürkt, 
weil er hier ſo viele Jahre mit abwechſelndem Glück geführt 
wurde; und die Feſtungen Mainz, Ehrenbreitſtein und Kö⸗— 
nigſtein die Bedürfniſſe ins Unendliche vermehrten. 

Wir entſchuldigen damit, daß das fo. ruinoſe Gemeindss 
Schuldenweſen noch ſo wenig fortgerückt ſey, und daß 
wir von dieſen großen Zweige der Adminiſtration noch mes 
nig Lobenswerthes zu fagen willen. An diefem Uebel wird 
unfer Meiner Staat noch lange kränkeln. | 

Wir entfchufldigen damit den fchledjten Zuftand vieler 
MWaldungen, die zur Entfchädigung dienen follten. Die Nafs 
ſauiſche Holzkultur gehörte unbeftritten zu den vollfommens 
ſten. Fremde kamen zu uns in die Lehre. Frankreich Hat 
den hohen Werth der abgetretenen kennen gelernt. Die Forſt⸗ 
‚bediente beeifern ſich nun in die Wette, Aber die Natur iſt 
nicht fo Heiß und willig mit ihrem Nachwuchs, als lebhaft 
unſer Wunſch und groß unfer Bedarf: ift. Sinzwifchen wird 
diefem fo intereffanten Theile der Staatswirthſchaft auch die 
Mbtheilung der Marken zu Statten kommen, die man bes 
güinftige, betreibt, und zum Theil fchon erreicht hat. — | 

Der Krieg zur See, und was dort und in der Beziehung 
fo völferrechtswidrig vorgeht, ſtört auch unfern Handel und 
unfer Gewerbe; fonft würden Euere Durchlauchten die Mas 
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rimen großer Freiheit befolgen und feine Eiferfücht und kei⸗ 
ne andere Beſchränkung kennen, als die, zu melden die 
Rückſicht auf mächtige Nachbarn nöthigt. Jener verderbliche 
Krieg ſtört unſere Fabriken, deren einige eben im Empor⸗ 
kommen waren, Er ſtört unſern Bergbau, die Quelle der 
Nahrung fo vieler dürftiger Gemeinden, einen Vortheil, der 
bedeutender ift, als der unmittelbare Gewinn für den Staat. 
Er ſtört die Verfendung unferer vortrefflihen Mineratwaf 
fer; er ftört den Kandel des Weine, des ebdelften unferer 
Produkte. Indeſſen find Feine dieſer Gegenftände vernach— 
läßigt. Wir haben dem Weinbau eigene Aufmerkſamkeit ges 
widmet, und indem wir ihn aus größeren Geſichtspunkten 
anfehen können, haben wir die Beforgniffe derer überflüßig 
befeitigt , die von der Hand des Klerus und der Mönche 
Vorgfältigere Wartung vermutheten. Michts defto weniger 
find Neben in den Thälern dem Aderbau wurückgegeben 
worden. 

Denn der Ackerbau bleibt die Hauptquelle des deutſchen 
Wohlſtandes. Wäre er nicht von ſo guter Beſchaffenheit, 
wie hätte unſere Nation ſo viele Leiden ertragen können! 
Die großen Theorien anderer Länder finden Wir zwar bei 
uns nicht; wenige unter uns ſind vielleicht ſelbſt unterrichtet 
genug, um ſie ganz zu würdigen. Aber in dem praktiſchen 
Theil iſt dennoch Leben und Betriebſamkeit. Vorzüglich uns 
jere Wiedertaufer giengen mit Beifpiel voran — Nachbarn 
der vormaligen Unterpfalz und mit ihr rivaliſtrend, fchreitet 
man überall vorwärts. Der Kieebau hat uns geholfen. Die 
Brache iſt eingefchränft. Die Viehzucht prosperirt. Allein 
wir bekennen gern, daB wir noch. ein weites Feld vor une 
haben. Der fo nachtheiligen Zerſtückelung der Srundftüder : 
tommen wir durch die Zujammenlegung oder Konfolivation 
zuvor. Der Widerſpruch und die Abneigung haben bald auf: 
gehört. Man rückt voran, und große Aemter empfinden 
ſchon dieſe Wohlthat. 
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Nach der Zufammenfiigung des‘ Meinen Staats Fonnten 
wir den Straßenbau nah uniformen Anfichten entwerfen: 
Auch hier hatten’ die Feldzüge fo vieles ruinirt. Es iſt nicht 
nur das Meiſte verbeſſert; ſondern Euere Durchlauchten zier 
hen ſelbſt durch das Rheingau und über den Weſterwald 


neue fchöne Straßen, die es mit allen andern aufnehmen. 


werden. 8 F 

Die Hinderniſſe find auch nun aſiigt, die der weites 
ven Schiffbarmächung der Lahn entgegenftanden. Es iſt fchon 
Hand daran ‚gelegt, und es wird möglich ſeyn, Dre zur rea⸗ 
dieſe Unternehmung zu führen. — I 

Wenn- wir unfern Finanzzuſtand ‚betrathten, ſo iſt⸗. er 
weder zu glänzend, noch. zu abſchreckend. Indem die Sicher⸗ 
heit des Eigenthums untergraben war, flieg der Zinsfüh und 
der Wucher. : Euere Duechlauchten entgehen ihm, indem Sie 
lieber Domainen in vernünftiger -Proportion. opfern und fe 
der Landeskultur wieder zu Statten kommen. Die anerfanns 
ten Schuldfcheine ftehen:fo ziemlich al pari und von solchen 
liquiden Schulden ftehen die Zinfen nicht zurücd, 

- Wir ſuchen unfer fo buntes Steuerſyſtem in en:richtk 
ges Verhältniß zu bringen und fchreiten darinn langfam forti 
Die Freigüter haben wir zugezogen, aber dennoch eiwe Rück 
fiht auf die Klaffifitation und den Beruf der. Menſchen ges 
nommen. Dieſe - Dermaligen Steuern find. Hin und wieden 
nicht leicht. Durch gutgewählte' inbirefte: wänfchen' und ſu⸗ 
chen wir die ditekte zu erleichtern; "unferi großen Bedürf⸗ 
niffen, die ſich doch jährlich mindern, -Genüge zu thun, unb 
des kleinen Staates Kräfte gehörig anzuwenden. I 

Die Schulden find namhaft, aber nicht niederdrlicend. 
Bei weiten‘ größer ft die Laft der  Penftonen , die Die 
Staatsveränderungen in Deutfchland auf uns gemälzt ‚haben; 
Vierzehnhundert verfchiedene Penfionen entrichtet ein- fü klei⸗ 
nes Fand und’ was mehr ift, fie find richtig entrichtet. So 
vieler ungliickfichee und beunruhigter Familien Heil hängt 

18. 
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an der: Ordnung unferer Staats, und Finanzeinrichtung, was 
für uns ein neuer Sporn iſt, diefe Aufgabe zu löfen. 

» Das Armenwelen iſt nach den Ländertheilen noch zer⸗ 
ſtückelt und ungleich behandelt. Unſere Sorge wird aber 
dahin gerichtet ſeyn; und Euerer Durchlauchten Fruchtvors 
päthe vertreten die Stelle der Magazine in dürftiger Zeit. 

Den Anftalten der Brandaſſekuranz hat man bereits -eine 
zweckmäßige Einförmigkeit und Ausdehnung zu geben geſucht. 

Am Schluß des vorigen Jahre murde ‚yon Enerey 
Mirchlauchten die Leiheigenfchaft aufgehoben , die dem Nas 
men nach verhaßt, bei uns. feit Jahrhunderten ſchon gelind 
und nur noch bei dem Derbaupt in ‚dee bäßlichen Geſtalt 
u feden. wat. 

Was nun bie. Zutunft. und cine Rändijce Velaſſung 

Settife, fo Beobachten wir. die Kompofition, unferer Staagss 
Mafchine, den Geift der Zeit und das Beiſpiel anderer 
mächtiger Staaten. . Euere Durchlauchten - werden baum ges 
wiß mit liberalen Ideen und. mie Klugheit folgen. 
| Ungefähr etwas ähnliches gilt von der Geſetzgebung. 
Daß die Mannigfaltigkeit der Geſetze und Statuten, die jetzt 
in. den. werſchiedenen Ländertheilen bei ung gelten, unleidlich 
ſey, darister ſind, wir im Reinen. 

.Andere groſe Erperimente ſtudiren wie‘, paſſen ſie auf 
unſeren Zuſtand an, und werden bald im Stande ſeyn, einen 
umſtändlichen Vortrag gu, thun. 

‚Wenn eine Bundesverfaſſung tiefere Wurjeln faßt, wenn 
Bundesgerichte ordiniret werden; fo werden Euere Durch⸗ 
lauchten Ihre Rolle dabei ehrenvoll vollziehen. 

Der Friede, den die Erde erwartet, wird dieſes Land, 
ſeine Herrn und Vorſteher zu allen Verbeſſerungen nicht 
ſaumſelig finden. 

Weilburg den ıten und Wiesbaden den ten Suny 1808, 

v. Gagern. v. Marſchall. 
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22. 
Bevölferung bed Königreichs Würtemberg. 





©. eben hat zu Stuttgart das Königlich Würtembergiſche 
Staatshandbuch auf die Jahre 1807 und ı808 (ausgegeben 
im Sunius 1808) die Pre verlaſſen. Es iſt (ohne die 


Ueberfiht von einem Bogen) mit dem..vollftändigen Regts 


fter und Nachträgen! 998 Seiten in 8. ſtark und fir den 
Statiftifer. von hohem Werd. Wir werden bie Staats 
merkwürdigkeiten, welche daffelbe enthält," vollftändig in ei⸗ 
nem der nächften Hefte mittheilen, wollen aber zuvörderſt 
die Bevölkerung des ganzen Köntgreihe nach den darin ent⸗ 
haltenen einzelnen Angaben zuſammenſetzen, und in einer 
Hauptüberſicht unſern Leſern mittheilen. 

Das ganze Königreich iſt in ı= Kreife, jeder Kreis 
aber wieder in Oberämter eingerheitt, denen als Souverainis 
“ tätsbeamtung zugleich die Patrimonialämter untergeordnet 
And. Jedem Kreife tft ein Kreishauptmann und ein Kreis 
fteuervath mit einem Aftuar vorgeſetzt. Das Perfonat des 
Oberamts ift verfhieden. Außer dem Oberamtmann ift file 
die Patrimonialämter noch befonders eine Souverainis 
tät: Rameralverwaltung vorgefeßt,, die nicht immer ihren 
Sig in der Oberamtsſtadt hat. Bei der‘ Bemerkung 
der Volkszahl Hat man .zuerft jene des Oberamts mit 
Einfhluß der Patrimonialämter angefegt , fodann aber 
beſonders bemerkt, wie viel Patrimonialunterthanen unter 
der Hauptzahl befindlich ſind. Unter Patrimonialämtern 
werben nicht blos die ehemaligen Reichsritterſchaftliche, ſon⸗ 
dern auch die Neichsfürftlihen und NReichsgräflihen Aemter, 
welche aber Patrimonial Obervogteiämter heifen, verftanden, 
und von ihnen iſt die Seelenzahl zu verfiehen. Im nächften 
Hefte wird diefe zäßt näßer auseinander gefeßt werden. 


R 
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Die Zahl der Patrimoniafunterthanen mag indeffen in 
einigen Oberämtern doch noch ſtärker feyn , da bei einigen 
Eondominten und Lehen die beſondere Zahl einiger mittelba⸗ 
ren Unterchänen nicht unter befondern Patrimonialämtern 
angegeben if. Man wird in der Folge auf biefen Umſtand 
gärlichtonmeni,beiherfiejedoch vortänfig,: daß die Zahl nicht 
ſehr bedentend iſt. .Die beiden. Nefidensftädte Stuttgardt 
amd Ludwigsburg find vi eingpeeeift und : werden alfo hier 


dejondert angeführt. . we 

ur. N Sestenzaht. 
Hanptfunme barunter Patrimo⸗ 
Erbe efideng. md. ayptfkadt , nielunterthancn. 
. .Stuttgardt 8* Me BA... — — 
Ameise Reflägnpr. nnd · dritte Saupt.,. 
‚m Made Lupwigeburg **) bg — 7*. 
Erſter Kreis: Stuttgarde. .. . —... 

2) Oberamt SAhlingen n mie 1a . 
zn WE) Mer T. <>: Zueen —486 
2) —. a. wit 1 Patr. | W 
* Amt. ER 14075 om. 607 
I) — nn :  .. 810 , mm... — 
4) — Köngen mit ı Par. in on 
. Amt. Hr) 7477 — 685 
6). . Leqnbergg1466545 — — 


0 


6) Ann⸗ Oberamt Sinttgardt 258348 — 5 — 


Kreis Stuttgardt 8 Patr. Aemter. "90368 darunter 1397 | 


*) Unter diefer Zahl if der Bor und das Militair 
nicht begriffen, wohl aber die zur Stadt gehörige Weiler 
mnd Mühlen (1974 Seelen). Unter den gezählten befinden 
fih 20503 Eurherifche 140 Katholiken 16 Reformirte go 


uden 
u **) Ebenfats ohne Hof und Militair jedoch mit Eins 
ſchluß eines Hofguts (16 Seelen), des Zuchts, Arbeiter, 
Waifen: und Irrenhauſes (398 Seelen). und der Porzellan 
Sabrif (83 Seelen) fo wie der 23 Juden. | 
**x) Mauren. von Röder. , 
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"++, Mühlhaufen am Near. Freiherr von Palm. 
TER) Steinbach. Freiherr von Palm. » 


Seelenzahl. 


it 
Hauptſumme darunter Patrimo— 





Zweiter Kreis. Ludwigsburg. mialunterthanen. 
i) Oberamt Beſigheim. 6271 — — 
2) — Bietigheim. 905 — — 
35) — Ludwigsburg 2 Patrim. 

Aemter. *) 18600 — 721 
4) — Marbach 2 dergl. *) 152000 — 1179 
5) — Maulbronn. 232333 — — 
6) — Vaihingen oe Patrim. 

Aemter. ***) mg — ‚543 
7) — Waiblingen. 9319 — — 





Kreis Ludwigsburg 6 Patr. Aemter 91838 — 2143 


*) 1) Heutingsheim. Freiherr von Knieftedt. 2) Unters 
Riexingen. Freiin von Zwierlein vermählt an von Steigens. 
teich. Diefer Ort iſt ein Condominalort mit der Krone, 
welche 2°4. befißt. Zur Parrimoniafherrfchaft gehören 161 
Seelen und von den gemeinfchäftlichen 86 gehören 19 dazu. 

**) 1) Kleinbottwar. Freihere von Knieſtedt; 0) Nek⸗ 
kar-Beihingen, ein Condominalort, deſſen Unterthanen nach 
Käufern abgetheilt find, wovon Würtemberg und von 
Gemmingen“ beſitzt. Diefe 34 betragen 386 Seelen. 

***) 1) Hochdorf. v. Teffin; 2) Nieth. von Neifchach. 
Da Wirrtemberg von jeher die Hohe Zurisdiktion hatte, und 
auch an der niedern mit betheilt iſt; fo iſt die Volkszahl 
mit unter dem Orte Nußdorf unter den unmittelbaren ange 
feßt. Für Rieth find 700 Seelen angefeht , die aber hier 
unter der Hauptzahl ſtecken. ot 





Seelenzahl. 
Hauptſumme Darunter Patrimo⸗ 
Dritter Kreis. Heilbronn. nialunterthanen. 
1) Oberamt Backnang 5 Patrim. | 
Aemter. *) 21044: — 835 


2) — Beilſtein 2 dergl. *) ad — 179, 


/ 


W. 
%- art, 
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5) Oberamt Brackenheim. 1082 — — 
4) — Güglingen. m — — 
5) — Heilbronn 2 Patrim. 

Aemter. ***) 12455 — 2 
6) — Kiirchhauſen / desgl.**) Bd — 5641 
7) — Laufen ein desgl. HN od — 288 
8) — Mödmühlädesg. HH 3 — 1400 
9) — Neckarsulm 5 desglei⸗ 

chen. Hr) 14375 — 443 
10) — Weinsberg 5 besgleis 

chen, FHHRHER) 13994 — 2494 


Kreis Heilbronn 25 Patr. Aemter 116gea — 18848 


*) 1) Patrimonial⸗Stabsamt Abſtadt. Fürft zu Löwens 

ſtein Wertheim. 2) Patrimonial Vogteiamt Löwenſtein. 3) 

Patrimonialamt Lammerspach. 4) Patrimonialamt Sulz⸗ 

bach. 2. 3 und 4 gehören den beiden Grafen zu Löwen— 

„ fein; Wertheim; und diefe 4 zufammen machen die Patris 

monialherifchaft Lömwenftein aus. 5) Oppenweiler. Freiherr 
Sturmfeder von und zu Oppenweller. 

**) 1) Helfenberg, theils Königlich, wovon die Volkes 
menge unter der Hauptſumme; theils und zwar pro 
indiviso v. Gaisberg, von Bouwinghauſen, und Gräfin von 
Pückler. 2) Schlofgut Lichtenberg. Freiherr von Weiler. 

***) 1) Schloßgut Horckheim. von Buol. 2) Thal: 
heim. Freihere von Semmingen. 

1) Bonfeld; 2) Fürfeld, beide gehören von 
Semmingen verfchiedene Linien. 5) Maſſenbach; von Waffens 
bach. A) Schwaigern. Graf von Meipperg. 

WR) Schozach. Freiherr von Sturmfeder. 

. MR) 1) Aſſumſtadt. Freiherr von Ellrichshauſen. 2) 
‚Patrimonialichloß und Hof Domenel und Seehof. Negies 
rungsrath Uhlſche und Sichererifche Erben. 5) Widdern. 
Freiherr von Zylienhardt und von Gemmingen. 

REN 1) Bürg; 2) Schloß Kochendorf. 3) Hofgut 
Ilgenberg. 4) Hofgut Lobenbach fämmtlid von Gemmingen. 
5) Schloßqut Dedheim. Cappler von Dedheim. 

BR) 7) Affalteach. Freiherr von Truchſeß. 2) 
Eſchenau. von Uxküll — Gyllenband. 3) Steinsfeld. von 
Semmingen. | 
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Seelenzaht. 


. , Ueberhaupt darunter Pateimos 
Vierter Kreis. Dehringen. nialunterthanen. 


1) Souverainitäts⸗Oberamt Neuen — 

| fein. 16 P. Aemter. *) 3845 — 38445 . 
2) Oberamt Nigenhaufen 11 Patr. 

Aemter. **) 273795 — 25860 

3) —  Schönthal 8 desgl. **) 11062 — 6756 


Vierter KreisDehringen 35 P. Aemter 76882 — mı041 


*) 1) Patrimonial:Obervogteiamt Dehringen. 2) Patris 
monialamt Beutingen. 5) Patrimonialamt Singelfingen. 4) 
Patrimonialamt Künzelsau. 5) Patrimonialamt Micheldach. 
6) Datrimoniat:Obervogteiamt Neuenftein. 7) Patrimoniats 
amt Niedernhall. 8) Patrimonialamt Forchtenberg. Diele 8 
gehören" Hohenlohe:Sjngelfingen nur das unter B gehört zum 
Theil Hohenlohe:Kichberg und Langenburg. 9) Parrimonial: 
amt Adolsfureh mit Ohrenthal. 10) Patrimonialamt Kupfers 
zell. 12) Patrimonial Obervogteiamt Waldenburg; diefe drei 
gehören Hohenlohe: Schillingsfürft. 12) Patrimonial:Ober; 
vogteiamt Meinhardt. 19) Patrimonial Obervogteiamt Pfes 
delbach. 14) Patrimonial:Obervogteiamt Sindringen. Diefe 
drei gehören Hohenlohe:Bartenftein. 16) Mayenfels, mit 2/5 
von Gemmingen mit 4; von Weiler. 16) Weiler mit Lichs 
tenberg; von Weiler. 

**) 1) Bartenſtein; Hohenlohe⸗Bartenſtein. 2) Hab 
tenbergſtetten. 5) Braunſpach. 4) Jagſtberg; dieſe 8 gehö⸗ 
ren Hohenlohe Jagſtberg. 5) Döttingen; Hohenlohe Kirch⸗ 
berg. 6) Langenburg; Hohenlohe⸗Langenburg. 7) Schrözberg; 
Hohenlohe⸗Ingelfingen. 8) Weickersheim mit Hollenbach; des 
meinſchaftlich den 3 Linien Hohenloherfangendurg-Ingelfins 
gen Langenburg und Kirchberg. 9) Kocherfistten; freiherrl. 
Familie von Stetten. 2 Morftein; Freiheren von Trails: 
heim. 11) Wachbach; Freiherrn von Adelsheim und der 
deutiche Orden. u . 

***) 1) Aſchhauſen; Graf von Zeppelin. 2) Jagſthan⸗ 
fen mit Berlichingen ; Freiherrn von Berlichingen. 5) 
Dörzbach; die Herren von Enb. 4) Krautheim; Fürft voh 
Sam: Krautheim. 6) Korb; Freiherr von Berlichingen. 6) 
Roſſach; der nämtiche. 7) Laibach; Freiherr von Rackniz. 
8) Meßbach; Freiherr von Ihuna.. 
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Serlenzaßt. 


Ucberhaupt darunter Patrimo: 
Fünfter Kreis. Calw. nialunterthanen, 
1) Oberamt Alpirsbach 


6. — 
2). — Altenſtaiga Patr. Amt.“) a8 2 —9667 


5) — Calw. 16809 — 
4) . —. Freudenſtadt. 13696 — 
5) .. — Herrenalb. 238323 — — 
6) — Nagold2 P. Aemter.**) 16407 — 718 
7) — Neuenburg. 12200 — — 
8) — Weil; Patr. Amt **) 7137 — 447 


Fünfter Kreis: Calw. 4 P. Aemter 85566 — 2132 


*) Berne: Freiherr von Gültlingen. 

**) ) Der zum Patrimonialamt Däsingen Dberamt 
Weil gehörige Parrimonialore Rohrdorf, dem Commenthur 
8 u Rohrdorf Freiherrn von Flaxlanden gehörig. 2) Unters 

chwandorf; Freiherr von Keöter. 

***) Däßingen ſ. ** 


Seelenzahl. 
Ueberhaupt darunter Patrimo⸗ 
Sechſter Kreis. Rothenburg. nialunterthanen. 
1) Oberamt Balingen 4 P. Aemter.*) 2975 — 78.6 
2) — Herrenberg. 15741 — — 
5). —. Horb; yP.Aemter.**) 14566 —4477 
—BRcoſenfeſd. | 7900 — — 
5) — Reothenburg 3 Patrim. 
Aeinter.**) 13743 — 1714 
6) — Sulz am Neckar 2 ders | 
gleichen. ") 7278 — 650 


N —— Titbingen 7 dergl. er) 2,555 1120 
9. Herrſchaft Stetten am kalten | | 
Markt. RR) 1328 _ _ 


Schfter Kreis: Rothenburg. 25 Pa⸗ 
trimonial Aemter 122506 — 20787 
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*) 1) Patr. Obervogteiamt Dotternhauſen; Graf von 
Biſſingen⸗NRippenburg. 2) Patr. Obervogteiamt Geißlingen; 
Graf von Staufenberg. 8) Oberhauſen; Freiherr von Pach. 
4) Werenwaag mit Kallenberg; Freiherr von Ulm. 

**) 1) Patr. Ort Baiſingen (ſ. * 9). 0) Felldorf; 
Freiherr von Ow. 5) Mühringen mit Gündringen; Freiherr 
von Münch. 4) Nordſtetten; Keller von Schleitheim Frei— 
herr von und zu Iſenburg. 5) Ober- und Unter: Thalheim; 
Sreiherr von Kechler. 6) Patr. Ort Rexinqen zum Patr. 
Amte Hemmendorf’D. A. Rothenburg gehörig; Graf von 
Thurn und Valſaſſina. 7) Patr. Obervogteiamt Vollmarins 
genz Furft von Waldburg zu Zeil-Trauchburg. 8) Wachen: 
dorf; von Ow. 9) Weitenburg; Zreiherr von Naßler. 

**x*) 1) Frommenhauſen; von Waaner. 2) Pätr. Ober 
vogteiamt Hemmendorf; Graf von Thurn und Valſaſſina 
(f. ** 6.) 5) Patr. Obervogteiamt Hirrlingen; der König 
von Dannemarf. 

****) 1) Leinftetten; Straf von Sponecck. 2) Patr. Ort 
Neunthauſen; Freifrau von Gaisberg und Freiherr von 
Linden. | oo. 

***5**) 1) Mare, Gut Ammern nad Marchthal gehörig; 
Fürſt von Thurn und Taris. 2) Parr. Sur Bläfibers; Bas 
ron Schott von Schottenftein gen. von Hopfer. 3) Kilchs 
berg; von Teffin. 4) Poltringen mit Oberndorf; der 
Krone 7; dem Freiherrn von Ulm gehörig; die Seelenzahl 
per 24 üjt nicht ‚befonders angegeben. 5) Patr. Dre NRübs 
garten; Freiherr von Knieftedt. 6) Patr. Schloßgut Thal; 
heim; Baron Schilling von Canntſtadt. 7) Wankheim; von 
Saint-Andre. Ä . | 

r) Don der Beſchaffenheit diefer Herrſchaft iſt 
weiter nichts geſagt, als daß ſie zum Kreiſe Rothenburg 


gehöre. 


| Seelenzahl. 
Ueberhaupt darunter Patrimo⸗ 
Siebenter Kreis: Rot weil. nialunterthanen. 
1) Oberamt Hornberg ı Patr. Amt.*) 17595 — 6497 
2) — Raottweil 4 desgl. **). 0100 — 1554 
3) — Spaichingen 1 bes 
chen. **) | 14997 — 676 


952 


4) Oberamt Stodah 17 Patrim. 

Aemter, 8 KHerrfchaften 

u. befonderefemter. ****) 6060 — 18256 
5) — Tuttlingen ı Patrim. 


Amt. *rr*#) 217338 — 4010 
Siebenter Kreis: Rotweil 24 P. A. | 
8 Herrſchaften 100274 — 30983 


*) Schramberg ; Graf von Biffingen-Pippenburg. 

**) 1) Harthauſen; Freiherr von Stain zum Nechtens 
ftein. 2) Lackendorf; Freiherr Sfflinger von Granegg. 3) 
Weigheim; Freiherr von Flachslanden. 4) Wellendingen; 
Freiherr von Zreiberg und Eiſenburg. 


***) Date, Obervogteiamt Balgheim ; Fürſt von Wald: 
Burg zu Zeil. 

****) 1) Patr. Gut Berenberg; Graf von Beroldins 
gen. 2) Bodmann; Freiherr von und zu Bodmann. 3) P. 
Dre Bireffingen; Junker im Thurn. 4) P. Hofgut Harts 
hof; Allmayerſche Erben. 5) Heilsberg; Freiherr von Deu: 
ring. 6) Hohenkrähen; Freiherr von Reiſchach. 7) Hohen⸗ 
ſtoffeln; Freiherr von Hornſtein. 8) Hoppetenzel; Baron 
von Ulm. 9 Patr. Obervogteiamt Langenftein mit Beuren 
an der Aach; Grafen von MWelsberg:Raitenau. 10) Müh— 
lingen ; von Buol. 11) Randegg; von Deuring. ı2) Patr. 
. But Rickelshauſen; von Senger. 13) Patr. Obervogteiamt 
Schlatt am Randen; Fürft von Fürſtenberg. 14) Schlatt 
unter Krähen; Freiherr von und zu Bodmann. ı5) Patr. 
Obervogteiamt Singen; Grafen von Enzenterg. 16) Steiß— 
lingen; Freiherr von Stoßing. Zum Oberamte Stockach 
gehören ferner 1) Die Herrſchaft Kitzingen. 2) Die A. 
Münchhof. 3) Homburg mit Stahringen. 4) Stadt und 
Spital Weberlingefhe Niedergerichtsorte. 5) Die Meinanis 
fhen Niedergerichte. 6) Die H. Blumenfeld. 7) 4 fürtl. 
firftenbergifche Orte. 8) 4 andere dergleichen. Alle diefe 
Drte und Herrfchaften flehen bis zur definitiven Beftimmung 
ihrer Verhältniſſe im Wege der mit dem Grosherzoglich 
Badenſchen Hofe eingeleiteten diplomatifchen Unterhandlun: 
gen unter dem K. Oberamte Stockach. 


RE) Mühlheim an der Donau; die Freiheren von 
Enzberg. | 
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Seelenzahl. 
Achter Kreis: Urach. uedernanpt —S 
1) Oberamt Kichheim . . . » 21299 — — 
2) — Münfngen a Patrim. 
Aemter.).... 4913 — 6888 
5) — Nürtingen ı dergl. **) 18794 — 404 
4). — Natlindn -. . » . 17742 — — 
5) — Mad... . 8067 — — 


6) —  Wicfenflig - - » » 70388 — — 


Achter Kreis: Urach 3 P. Aemter 100595 — 985 


*) 1) Buttenhauſen; Freiin von Liebenftein. 2) Enna 
beuren; Fürft zu Fürftenberg. 
**) Unter, Boyhingen ; Baron Thumb von Neuburg. 


Seelenzapt. 


— — 
Ueberhaupt darunter Patrimo⸗ 
Neunter Kreis: Ehingen. nialunterthanen. 


1) Oberamt Biberach 10 Patrim. | 
Aemter. *) . . . .. 255866 — 14400 


2) — Glauben . . . . 7820 7 — 
3) — Ehingen 7 Patrimonial⸗ 2 

Aemter. +) ... 147 — 5 
4) — Riedlingen 4 dergl. ***) 15378 — 9404 
5) — Saulgau 3 dergl. ***) 1757 — 9658 
6) — Urſpring a dergl. HH) 4176 — 1693 
7) — 8Z3wiefalten 8 ogl. PR) 12790 — 1655 





Meunter Kreis: Ehingen 34 Parr 
Amer . . 94748 1471773 


*) 1) Achftetten; Graf Torring Gultenzell 4; Baron 
Reutner von Weil 3. 2) Bußmannshauſen; Freihr. von 
Hornſtein. 3) Ellmannsweiler; Freiherr Reichler von Mets 
degg; 4) Patr. Obervogteiamt' Heggbach; Graf von Wald: 
bott Baffenheim. 5) Hürbel; Freihr. von Freiberg Hürbel. 
6) Sros und Klein: Saupheim; Freih. von Welden. 7) Mit: 
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telbiberach; Kreid. von Um auf Erbah. 8) Patr. Obers 
vogteiamt Schemmerberg ; Fürft von Thurn und Taris, 
9) Patr. Obervogteiamt Sulmingen, Graf yon Plettenberg. 
10) Patr. Obervogteiamt Warthaufen ; af von Stadion 
und Thannhaufen. Bu un . 

*5) 1) Emerkingen; Graf von Stadion. und Freih. von 
Stein. 2) Gammersſchwang; Freih. von Raßler. 5) Stans 
heim; Freih. von Speth⸗-Schülzburg. 4) Dber:Difchingen 
mit Berg; Graf Schenk von Eaftell: .5) Patr. Obervogtel⸗ 
amt Dbers Stadion; ‚Graf von Stadion. 6) Patr. Ober 
vogteiamt Depfingen ; Fürſt von Thurn und Tagis. 7) Nißs 
tiffen; Graf von Staufenberg. EEE 
***) 1) Vereinigtes Patr. Obervogteiamt Buchau und 
Dürmetingen; Fürſt von Thurn und Taxis. 2) Grüningen; 
Freih. von Hornſtein⸗Grüningen. 3) Patr. Obervogteiamt 
Neufra; Fürſt von Fürſtenberg. 4) Wilflingen; Schenk 
von Staufenberg. 

er) 1) Gutenſtein; Graf Schenk von, Caſtell. 2) 
Königseck: Wald; Gr. von Königseng: Aulendorf. 3, Patr. 
Obervoateiamt Scheer; Fürft von Thurn und Tarie. 
er 1) Micheim mir Allmendingen; Freiherr von 
Debug und Eifenderg. 2) Schelllingen; Graf Schent von 

aitell. J | 

werke) 1) Ehrenfels; Graf von Normann: Ehrenfels. 
2) Das zum Dbervogteiamt Neufra gehörige Unreramt 
Hayingen; Fürft von Fürftenderg. 3) KHohengundilfingen; 
Fürft von Palm 4) Niedergundelfingen;, Freiherr Reichlin 
von Meldegg. 5, Patr. Obervogteiamt Ober : Marchthal ; 
Fürſt von Thurn und Taris. 6) Nechtenftein mir Wilzin: 
gen; Graf Fugger:Kichberg:-Weiffendorn und von Freiberg: 
Hürbel. 7) Schülzburg; Freih. von Sperh. 8) Unten 
marchthal; Freih. von Speth. 





Seelenzahl. 
— — 
Ueberhaupt darunter Pa:zınıos 
Zehnter Kreis. Altdorf. nialunterthanen. 
1) Oberamt Altdorf mit 29 Aemter | 
und Unterämter, und ıı 
Parrim. Aemter *) 40943 — 18857 
2) — MWaldfee, mit 9 Patr. 
Aemier **) 31115 — 29238 
Zehnter Kreis: Altdorf mit 9 Paris 
monial Aemter 2066 — 47405 
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*) Das Oberamt Altdorf hat die Ausübung der königl. 
Hoheits und Jurisdiktionsrechte über die königlich Baierts 
ſche Stade Ravensburg - und die zu derſelben gehörige Nies 
dergerichte, ferner über die Stadt Buchhornifche Befisuns 
"gen: ſodann find demfelben folgende Patrimonialorte unters 
geordnet. 1) Amtzell; Neichlin Freih. von Meldegg. 2) 
Patr. Obervogteiamt Boindt Graf von Aspremönt: Linden. 
5) Bertenreuthe; -Freih. von Rehlingen. 4) Patr. Ober⸗ 
vogtetamt Eglofs; Fürft von Eotofe-Btnbir raß A Bat. 
Obervogteiamt Ißny; Graf von Quadt. 6) ’ Ant 
Kiftegg:Wolfegg ; Für zu Waldburg:Wolfegg. if“ © Ob. 
V. Amt Kißleeg⸗ Wurzach; Fürſt zu Waldburg: Wurzach. 

8) P. Ob. V. Amt ˖Neu⸗Ravensburg; Fürſt zu Dietrichſtein. 

) P. Ob. 2. Amt- Waldburg : ‚Zeil; Fürſt zu Waldburgs 
Zeil: Trauchburg. ‚ı0) P. Ob. Vogteiam Waldburg⸗Zeil⸗ 
Trauchburg; det namiiche. 11) Patr. Obervogteiamt Weiſ⸗ 
ſenau; Gräfin von Sternberg. 

—9* 1) Patr. Obervogteiamt Gultenzell; Graf von 
Törring Guuenzell. 2) Parr. Ohervogteiamt Königsegg⸗ 
Aulendorf; Graf von Konlgsegg. 3) Patr. Ob. — 
Hcfenhaufen : Frl von Metternich: Winteburg. 4) P. DO 
Vogteiamt Roth: Straf non. Wartenberg⸗Roth. 5) P. Ob. 
V. Amt Schuffenried; Gräfin von Sternperg.. 6) P. O 
V. Amt Thannheim; Graf von Schäsderg. 7. —8 
Waldſee; Fürſt von Waldburg zu Wolfegg und Waldſee. 
HD. RB. Amt Walddurg⸗Wolfegg; Fürſt gu Waldburg⸗ 
Woifegg. 9) P. O. V. Amt. Waidburg⸗Wurzach; Fürſt zu 
Waldburg s Burjad, | 


—Seelengaßt. C: 

—* — — 
Mederhaupt Darunter vatrino⸗ 

Elfter Kreis. Schorndorf. x, „ Kialunserthanen. 


N Oberamt Gmünd; 5 Patr. Am:  .,. | 
ter und’ 22 einpetne Med. | 
6030 


.— Unterthanen Sigi — 
2) — Borringen,s Sat Arms | 
ter **) 2. 27189 5701 


5) — Murr hardt ... .4198 
4) — Schorndorf... 31165 
5) — Welzheim99857 
6) — Winnenden. . .. 94 — 


Eifter Kreis Schorndorf. 13 P. Aemter 10819 — 11 135 


. sum 


— 


m 
[U ) 
m 
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1) Alfdorf; Freih. von Hol 2) nes; 
Greifer don Senberg und Moihen Bömen. 2) D. Ö 
Amt Horn; Graf von —S 4) Verſchiet ene zum 
P. Amt Effinsen gehörige Ortſchaften; Freih. von Ar 
warth⸗Eſſing 5) Leinzell; von Lang. 

- #8) ı) $. D. 2. Amt Dürnau; Graf vor Degenfeld: 
Pen. 2 a P. 0.8 RB. Amt. Gros Eißlingen; der näm⸗ 
5) P. O. 8. Amt Nechberahaufen; der nämlich. 
4): ne Freid, von Münd. 5) Jebenhaufen; Freiperrn 
Liebenſtein. 6) P. O 3. Amt Namsberg; Graf won 
teifing. 7) ». D. V. Amt Wäfchenbeuren, a) Graf von 
burn » Valſaſſina und b) Freih. von Freiburg auf Güchel 
8) Winzingen; Breißer: von Bubenhofen. 





Gertengiht 
. erhaupt Darunter Patrimo⸗ 
Zwölfter Kreis. Eliwangen - - - iwielnustrikauen. 
2) Dberamt Aalen; 5Patr. Aemter *) 10776. — 5440 
2) —  Elimangen,ı bergleihen 5:7 — 8go 
5) —  Galldorfinitılinsertam, 
u 1 P. Amt und Srafichaft en 
Limpurg mit 7P.Aemt.) 16197 — 15331 


4) —  Gimgen an de Ben 8917 — — 
5° —  Hall,mieden BateUinters 
ehanen FERh). 2... 466909 — 146 
6) —  Seldenhbeim - » » » 126 — — 
) —Bohnhardt und Gtimpfi | 
ah Fa) 28794 —æ— 
8) — Nördlingen —) Bar — — 
99 — Schmiedelfelb1900 —— 
10) — Vellberg, P. Amt PrPeRrH) 68335 — 
— Weiltingen rk) , 1755s6 — — 


Mr 11) 
Zwölfter Kreis: Ellwangen 15 Patri⸗ | 
monial,Aemter. 6 — 25249 


' *) ı) Effingen; Freiherren von Wöllwarth und Graf 
von Degenfeld: Schornöurg. 2) Fachſenfeld; Freih. von Wöll⸗ 
warth. 5) Hohenſtadt; Sr von Adelmann. 4) Laubach; 
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Freih. von Wöllwarth. 5) Neubronn; von Semmingen und 


von Werned. 

. 2) Nieder⸗Alfingen; Fugger Graf zu Nordendorf. 

*55*) 1) P. Obervogteiamt Abelmanngfelden a) Hohen⸗ 
tohe: Waldenburg: Bartenftein %., b) Grafen von Rechtern 
320/0, ©) die Wilds und Nheingräflihen Salm-Grumbachi⸗ 
ſchen Erbsintereffenten %., d) Graf Löwenftein ı Wertheim: 
Yo, €) Sräfinn von Piückler und Limpurg Yo, f) die 
Übrigen 16/,, befißt die Krone. 2) Die Srafichaft Limpurg. 
Von den jehr verwidelten Verhältniffen wird in einem der 
folgend-n Heften befonders gehandelt werden. 

en) Diefes Oberamt ift fehr mit Patrimonial:linters 
thanen gemifche, und Die Verhältniffe ‚find ebenfalls fehr 
verwicfeit. 

HH) Mon, biefem Dberamte gilt das nämliche wie 
von Hall. 

VDat Kr) Die Stadt Nördlingen schön bekanntlich 
aiern. 

nasnernan) Niederſteinach; Freiherrn von Semmingens 
Gültenberg. 

**x*öαxx) Dieſes iſt nun ein königlich Wurtembergk⸗ 
ſches Patrimonialgericht, welches der königlich Baieriſchen 
Souverainitätsbeamtung — dem Kreisdirektorium zu Waſ⸗ 
ſertrüdingen untergeordnet iſt. 





* 


x . - . . . . a n. .. 
Baupti ueserfiae Bu Ze 
: ðbe 
Kreiſe. erämter. —2— — —2* re 
— Stadt Stuttgart _ 22771 
_ Stadt Ludwigsburg — ‚309 — 
Stuttgart 6 Oberämter 3 02385 1337 
2) Ludwigsburg 7 — 6 91858 2443 j 
3) Heilronn 10° — 5 Anßona 18848 
Ya Dehrinden Io — 35 2 .i..92044 
or enburg errſchaft 2 120 20 
gy dot Korhweil 3* — | 24 100274 ek 
—* 6 — 100883 
9 —F — 
30) Altdorf — * * * 
11) Schorndorf 6 — 13 1038310 11733 
12) Ellwangen 11 — 15 23249 
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Bergleichung und Rückblick. 


3 In : Geogrophie und Statiſtik Würtemberg's; Laibach 
—* bei Korn findet man folgende Volks zahl⸗Angaben: 


Seelen. 

Si Sur 173g, Harte Bürtembig ae. ee. 428000 

TÜR re ee ee ne 0. 477000 

60 5 0 0 eier ee. . 482000 

a4770. . anne . 506000 

But ... 6564793 

a8 ne 979924 

Nachher nahm iman immer, ohne Mümpek. 
gardt und mit Ausſchluß Aller unter feamjöfiicher 


Hogdeit ſtehenden Befltungen, an.» -. „- :- + . 600000 
1805 hatte. Altı Würtemberg . » - »- - 708634 


Bm 
5 r 
X 
"aa 


un für. die Entfääbigungsiande oder Neu: Wür— 
temberg rechnet man nn. „1.6534 





Du Aurfürſtenthum mihln . 2. 0 =.» 825168 








* Bergleicht man dieſe Zahl. nit obigen, Volkezohl 


Fu 


‚von 170%; fo hat felt 1805 ein guwaqht 
‚Statt gefunden von DE Er er "356g 





Seit 1785 hat Würtemberg beinah die ganze Popula⸗ 
tion gewonnen, und mehr als 450000 ganz neue Untertha⸗ 
nen erhalten. 
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Beantwortung der unter Mr. 21. Heft XVI. des 
Rheinifchen Bundes aufgeftellten drei Fragen. 





Sur erften Frage. 

Die Rheinifhe Bundesafte hat die Gültigkeit der mwi⸗ 
ſchen den mediatiſirten Reichsſtänden und ihren Unterthanen 
eingegangenen Verträge nirgends aufgehoben. Jene bleiben 
alfo nach wie vor verbunden, einen jeden rechtlichen Vers 
trag in feinem ganzen Umfange zu erfüllen. Ein Kontrakt, 
den ein Landesherr mit Jemand zur Uebernahme eines Ams 
tes eingegangen Bat, führt ohne Zweifel die nämlichen Ders 
bindlichkeiten mit fih, und der Landesherr ift ist fo wenig 
wie vorher berechtigt, diefen Vertrag einfeitig aufzuheben 
and den Beamten willkührlich zu verabfchieden. Hat gleich 
das angefiihrte Fundamentalgeſetz im Artikel Io erlaubt, dies 
jenigen Staatsdiener, welche fie in der neuen Verfaſſung 
nicht mehr nöthig zu haben glauben, zu entlaſſen, fo ift ihr 
nen diefes doch nur. unter dee ausdrücklichen Bedingung, die 
Entlaffenen nad) einer beftimmten Vorſchrift zu penfionirenzk. 
zugeftanden worden. Der mediatifirten Stände wurde da, 
bei gar nicht gedacht und es bleiben alfo die Verbindlichkei⸗ 
ten derfelben die nämliche, welche fie vor dem neuen Bunde 
waren. Ihnen kann alfo die Befugniß nicht zuftehen, einen 
ihrer Beamten mit der Erklärung , daß er dem Souverain 
zur künftigen Dienftanftellung anheim gefallen fey, außer 
Aktivität und Beſoldung zu feßen, es wäre denn, daß ſich 
diefer wirklich dazu verftanden und den Beamten nach dem | 
Verhältniß feiner vorigen Qualität förmlich übernommen 
hätte. In diefem Falle iſt der Beamte vermöge des obigen’ 
Geſetzes verbunden, ſich dieſe Veränderung gefallen zu laffen, 
und diefes neue Factum entiedige den Standess oder Ser 
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richtsherrn feiner alten Verbindlichkeit. So lang aber Kiew 
iiber mit dem Souverain nichts abgefchloffen ift, bleibt aud) 
jener verbindlich, feinen Beamten im Befige feines Amtes 
und der damit verbundenen Einkünfte zu belaffen. Eine 
einfeitige Erklärung, daß der neue Regent einen ſolchen 
Beamten übernehmen müffe, kann aus diefem Grunde feine 
rechtliche Wirkung weder in Anfehung des Regenten noch 
des Beamten haben, weil auf det einen Seite der Mediatis 
firte nicht Richter feines Souverains iſt und daher über 
das, was demfelben obliege oder nicht? nichts enticheiden 
darf und auf der andern Seite die zwifchen beiden Theilen 
ventilirt werdende Frage, welchem von ihnen ein Diener zur 
Beibehaltung oder neuen Anftellung zugehöre ? dem 'leztern 
als einem dritten nichts präjudiziven fann. Ein anders wäre 
es, wenn der Mediatifirte mit der Aufhebung eines ihm 
nicht mehr paflend fcheinenden Amtes den entbehrlichen Dies 
ner ſelbſt volllommen entfchädigen wollte. Dagegen wiirde 
diefer nichts einwenden können, da auch bei der alten Ders 
faffung den Reichsſtänden das Recht nicht abgefprochen wer: 
den konnte, einen Beamten, gegen die Fortbezahlung feiner 
volftindigen, Befoldung , feines Amtes zu entlaffen. Wenn 
‚Aber ein Mediatifirter 
zur zweiten Frage: 

einen folhen Beamten weder beibehalten, noch penfioniren 
will, fo werden wohl fimple fchriftliche Vorſtellungen bei 
dem Souverain oder fonft wo angebracht, diefem zur Erlans 
gung des einen oder andern nicht viel nüßen. Er hat es 
einzig und allein mit feinem Dienftheren, um ihn zur Hals 
tung feines Kontraftes zu vermögen, zu thun und dazu blos 
den förmlichen Weg Nechtens vor fih. Diefen findet er 
bei demjenigen Gerichtshof, vor welhem der Mediatifirte 
im neuen Staate Recht zu geben und zu nehmen hat. 
Bleibe die Amtsftelle ſelbſt bei der neuen Einrichtung noch 
fort beftehend ; fo wird die Klage einzig und allein auf den 
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fernern Beſitz des Amtes und der damit verbundenen Bes 
foldung und Emofumente gerichtet werden müſſen, und es 
läßt fich nicht teicht ein wohl geordneter Staat denken, im 
welchem nicht der fummarifche poffefforifche Prozeß zu Haug 
ſeyn follte. Der Beweis des Beſitzſtandes kann keiner gros- 
fen Schwierigkeit unterworfen feyn, und man darf alfo vors 
aus erwarten, daß der Implorant in diefem Beſitze um f) 
gewiffer, allenfalls auch durch Strafbefehle, geſchützt werden 
"werde, als alle Souverains in den bisher erfchienenen Des 
Marationen den Grundſatz einftimmig anerkannt haben, daß 
fein Standes: oder Gerichtshere feinen Beamten eigenmächs 
tig entlaffen könne. Iſt aber die alte Stelle bei den veräns 
derten Umftänden vom Standesheren ganz aufgehoben mors 
den; fo kann wohl nur auf die Beſtimmung einer Penſion 
geflagt werden, und diefe Klage wird, wenn der Beklagte 
feine Berbindlichkpit dazu läugnet, nur im gewöhnlichen 
Rechtsgange verhandelt werden künnen. Es kann aber mit 
derjelben eine Imploration nur die proviſoriſche Beſtim— 
mung einer gewiffen Summe zur Alimentation verbunden 
werden und da diefer Gegenftand fchon nach gemeinen Nechs 
ten und insbefondere auch nad) den Beſtimmungen des ip 
ten Neichsdeputationsfchluffes $. 67. zu den privilegirteften 
gehört; fo ift nicht daran zu zweifeln, daß darauf fogleich 
nad) dem Maasſtab der bezogenen Befoldung proviforifd ers 
fannt werden wird. 
Zur dritten Frage: | 

Die Zurückſetzung von either Amtsftelle auf einen entweder . 
rückſichtlich des Anfehens oder des Gehalts geringern Poften 
ift eine parziele Enclaffung und fann in der Kegel nur ale “ 
Strafe wegen eines begangenen Verfehens ftatt finden. Ohne 
eine ſolche Vorausſetzung iſt fie eine Verlekung des Dienftvers 
trags und der zurückgeſetzte Beamte kann fih dadurch ohne 
Zweifel befchwert erachten. Aus der vorgelegten Frage ift 
nicht erfichtlich, ob die betreffende Stelle eines Dberamtsrarke 
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durch Die’ eingetretene Veränderung aufgehoben worden fey 
oder nicht? Im lebtern Falle könnte der Oberamtsrath ge, 
rechten. Anfpruh auf die Beibehaltung bderfelben machen, 
and im erften hätte er ein im Nang und Gehalt Ähnliches 
Amt oder eine diefem gemäße Penjion, zu verlangen. Zwar 
iſt ihm aus dem fimpien Verfprechen feines Fürften, ihn 
als Patrimonial⸗Obervogt anzuftellen, noch kein volles Recht 
zu diefem. Amte erwachfen, weil dergleichen Verfprechungen, 
wenn ihnen nicht ein fürmlicher Vertrag gefolgt ift, keine 
verbindende Kraft in fih ſchließen; allein er kann auch 
nicht dazu angehalten werden, das ihm übertragene Aktua-— 
riat anzunehmen. Er kann es ausfchlagen und dagegen eine 
Penfion nad; dem Verhältniß der von ‚dem verlaffenen Amte 
Gegogenen Einfünfte erwarten. Die Vundesafte verordnet 
zwar auf einen folhen Fall nichts, und mill bios, daß die 
‚zur Menfion berechtigte Sjndividuen den im nämlichen 
Srade*fichenden Beamten der Regenten gleichgeftellt werden 
follen ; aber der legte Neichsdeputationsfhluß hat im $. 59. 
auf einen Ähnlichen Fall, wenn fih nemlih ein Beamter 
nicht in eine andere Provinz verfeßen laffen will, Vorſehung 
etroffen und dem Beamten das Recht zugeftanden, ſich eine 
Nenfton zu erbitten. Dieſes Reichsgeſetz findet hier, wo in 
der Bundesakte nichts anders verfügt ift, feine Anmendung 
(Rheinifcher Bund Heft XI. Nr. 25.), und da der Obers 
amtsrath feiner Verfiherung gemäß ſchon 16 Jahre in 
Dienften geftanden ; fo wird er auf feinen ganzen Gehalt 
mit Emolumenten nach der Analogie dieſes Geſetzes Anfpruch 
machen können. | 
D. N. 
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Auch etwas über die Reception ded Code Napoleon 
in den rheinifchen Bundesftaaten. 





Mora berioglih Naſſauiſch — auch Fuldaiſchen Geheimen Kath und Oben 
appellationsgerichts⸗ Hrafidenten Frevherrn von Dalwigk.u 





: ie 
Beraltete Wäünſqhe für eine allgemeine Geſere 
gebung in Deutſchland. 


&; iſt wahr, die Jurisprudenz ſteht in Deuiſchland auf 
einem hohen Grade von Kultur, d. i. es macht dem beuts’ 
fchen Genie Ehre, fih durch das Chaos römifcher Geſetze 
durchgewühlt, den wahren Geiſt derfelben aufgefunden, die 
Yaterländifhen Geſetze, fo viel möglich, auf Prinzipien 
reduzirt und mit tichtigem philofophifchen Blicke die Rechts 
verhäftniffe beſtimmt zu haben. Wie viel bleibt aber nicht 
bei der vömifchen Geſetzgebung in Deutfchland zu wünſchen 
übrig, auf daß Klarheit der Dunkelheit, Widerfpriiche ‚be | 
Beſtimmiheit und der Ueberfluß an Particulargefegen ber 
Vereinfachung und Allgemeinheit weihe! Es war daher 
nicht Schwärmerei , deren Gebilde man nach der meuern 
Philoſophen Behauptung, heut zu Tage fir Realität hält; 
wenn ich zu einer ‚Zeit, wo das Studium der Statuten 
deutfcher Staaten mir Pflicht war, ein allgemeines deutsches. 
Geſetzbuch mir wiünfchte, das mit der Aufnahme der am- 
meiften geltenden vaterländifchen echte und Gewohnheiten, 
beffer ale das Szuftiniantfche geordnet, mit weniger Subtilts 
täten angehäuft und mit mehr Präcifion bearbeitet feyn 
mögte, Sch überzeugte mich aber auch, daß bei getheiltem 
Sntereffe, und wenn dies auch nicht wäre — bei langfamer 
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Geſchäftsbehandlung in dem Meichsverfammlungen , mein 
Wunfh unter die frommen gehörte. Ä 

Nur die Negenten großer unabhängiger Staaten fonns 
ten dieſe Wohlthat auf ihre Untertbanen verbreiten, wie 
ehedem Preußen auf feine Befigungen, Frankreich auf feine 
Monarchie — denn je einfacher, beftimmter und unzweidens 
tiger die Geſetzgebung iſt, je weniger fie zu unnützen Dis 
zentereien in den Serichtshöfen, zu Grübeleien in den Schreib; 
ftuben der Gelehrten, zu Streitfchriften die Gelegenheit und 
der Chikane Spielraum barbietet, defto wohlthätiger ift fie 
dem Volke, 

2 | 
Iſt es rathſam daß der Code Napoleon in ben 
Bundesflaaten recipirt. werde? 

Seitdem die VBundesafte die melften unferer deutfchen 
Staaten an Frankreich feſſelt,, fcheint es problematifch zu 
fen: 06 das Napoleonifche Geſetzbuch Auf deurfchen Boden 
zu verpflanzen fey? Vom Müffen ift hier die Rede nicht. 
Das Völkerrecht milibilligt den Zwang, deffen der Eroberer 
zur Einführung fremder Geſetze im eroberten Staate ſich 
bedient. Vu etat, qui en a conquis un autre, fagt 
Montesquieu &) continue ä le gouverner selon ses lois 
et ne preud pour lui que l’exercice du gouvernement 
politique et civil. 

Allein anders als das Völkerrecht redet die Politik. 
Zur Erhaltung des Bandes, das zwifchen den bdeutfchen Res 
genten und dem erhabenen Beſchützer ihrer Staaten geknüpft 
ward, ift es von Seiten der. Beichlisten nicht genug, im 
Nothfall nach Verhältniß Soldaten zu fielen, es erfordert 
auch das Intereſſe der unirten Staaten, dafs ihre Pegislation 
gleichförmig fen mit der des Hauptſtaates, denn iſt 5. B. 
die Form der Teftimentfaction, in den unirten Staaten nad) 





a) Esprit des lois T. 1. L. X. ch. 5. p. 346. 
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andern Regeln, wie in Frankreich geordnet, und in erftern 
wiederum nicht gleichförmig — fann der Franzofe in Deutſch⸗ 
land nicht Erbe feyn, weil der in Deutfchland Teftirendg, 
rad) den Vorfchriften des Napoleoniſchen Geſetzbuchs feinen 
letzten Willen einrichtete, — beruht das Erbrecht der natlits 
lichen Kinder, im protegivennen Reiche auf andern Prinfi⸗ 
pien, wie in den konföderirten Staaten, hat es mit den über 
den Familienſtand der Unterthanen von den Civilbeamten zu 
errichtenden Staatsurkunden (actes de l’Etat civil) b) in 
erſterem eine andere Befchafferheit, wie in leßterem, wie 
läßt fich bei einer folhen Verſchiedenheit der Rechtsnormen, 
eine enge Verbindung ber föderirten Staaten mit Frankreich 
und das erwarten, was man unter der vorigen Verfaſſung 
ſo ſehr in Deutſchland vermißte — Gemeingeiſt! 
Sehr wahr ſagt daher der Redner in den motifs du 
projet de la loi concernant le Code Napoleon page! X.; 
»la diversite de lois civiles est comme la diversit6 
»de religion ou de langage, une barriere qui rend” 
»eiranger Tun à l’autre les peuples les plus voising 
set qui les empe&che de multiplier 'entr’eux, | des 


fr. 





b) Ar. Spielmann mit der Gefellfchaft von Rechtsgelehrten 
in der Ueberfeßung ded Code Napoleon, Straßburg und Paris 
1808. überfegten Liv. ı. Tit. 2. des actes de l’etat civil, 
»Von den Akten des Eivilftandes:« Wer died verficht, magnus 
mihi erit Apollo ! und doch fagen die Weberfeger in der Bors 
rede: »Wir, als franzöfifche Nechtögelehrte, welche auf deurfchen 
sUniverfitäten den theoretifchen Theil der Rechtsgelehrſamkeit exs 
»lernt und ſeit der Einführung des Koder Napoleon uns mit 
»der praftifhen Anwendung deflelben beftändig beſchäftigt haben, 
sfühften den Beruf — — in unferer Ueberſetzung feinen Aus’ 
»druck, feine Wendung der Sprache aufzunehmen, welche einen 
»Dorpelfinn enthalten, dunkel fcheinen, oder nicht allenthalben 
vrichtig verftanden werden konnte «! 
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‚»transactions de tout genre, et de concourir ainsi 
"Smutuellement à l’accroissement de leur prosperite.« 

Wer in den Geift des Code Napoleon ſich hineinge: 
dacht, es zu ſchätzen gelernt hat, daß mit Weglaſſung aller 
Jurisprudenz (die auf den Lehrſtuhl und in die Gerichtshöfe 
gehört), blos das Legislative, d. i. die einfachen Verfügun⸗ 
gen der Gefeke, darin anzutreffen find, daß mit forgfäls 
tiger Umgehung aller focratifchen Spisfindigkeiten, meis 
fiens aus den Quellen des auf die reinfte Philofophie bas 
firten römifhen Rechts, gefchöpft worden ift, wie dann die 
Eintheilung des Code , in jus personarum, rerum, ob- 
Jigationum et actionum, mit Beflimmung eines befondern 
Geſetzbuchs des Code de procedure für diefe Iekte Abtheis 
lung ganz römiſch ift, wenn es endlich um die Stabilität 
der beſtehenden Verfaſſung für Jahrhunderte, mithin um 
das Stick deuefher Nationen zu thun iſt, ‚der wird und 
Tann die Neception des Code Napoleon in den Bundes 


⸗ſtaaten nicht mißrathen, befonders, wenn ber in dag römis 


fche Recht Eingeweihte wahrnimmt, daß hier mehrere Artis 
kel der Lehre von der Tutel, die Lehre vom Befiß und Eis 
genthuni, von der Acceſſion, der Perſonal⸗ und Real⸗Servi— 


tuten, der Kontrakte und Quaſikonirakte und der Verjährung, 


nach römiſchen und rein philoſophiſchen Grundſätzen beſtimmt 
worden iſt. 
| 3. 
Beſeitigung einiger Schwierigkeiten, die der 
Reception des Code Napoleon entgegen ſtehen. 
Sich verkenne indeffen gar nicht die Schwierigkeiten die 
der Neception diefes Gefeßbuchs entgegen fliehen, wenn man 
nur auf die von römifchen und deutfchen Partikulargefegen 
ganz abweichende Lehre von der Ehe Nücfiht nimmt, denn 
fo wird nad dem ı65ten Art. die Ehe öffentlich beim Of- 
ficier de l’etat civil des Wohnorts eines oder des andern 
der Verlobten gefchloffen und fie ift im Unterlaffungfall nich: 
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tig; fie iſt alfo nach franzöſtſchem Recht ein wahrer Civil⸗ 
‚ kontrakt, und die priefterliche Einfegnung nur Formalität; 
fo findet nah dem ı29 Bis 132. Art. in gewiſſen Fällen 
eine den Katholiten unbekannte volllommene Ehefcheis 
dung Statt, ſubordinirt alſo die religiöſen Verhältniſſe den 
weltlichen. Ferner ſoll nach dem 407 und 817. Art. unter 
dem Vorſitze eines Frie densricht ers in gewiſſen Fällen 
bei der Tutel ein Familienrath c) angeordnet werden. 
Nah dem 1007. Art. ein olographifches Teftament, dem 
Präſidenten des Tribunals erfter Inſtanz übergeben, von 
. ihm eröffnet, ein Protokoll von ihm gefertigt und ſolches bei 
einem zu ernennenden Notar deponirt werden. Der 2245. 
Art. will, daß die Verjährung durch die Ladung der Ders 
mittelungsfammer (bureau de paix) unterbrochen feyn 
folle. Dies alles feßt zugleich die franzöfifche Gerichtsverfaßs 
fung voraug, die wegen der firengen Abfonderung der Juſtiz 
von den obern Polizeigefchäften (woran es bisher in Deutfchs 
Sand fo fehr gebricht) und wegen der relativen Verfügungen 
der Geſetze von der Juſtiz- zur Berwaltungsbehörde, zugleich 
‚die franzöfifche adminiftrative Verfaſſung nothwendig macht. 

Allein hatte die Aufnahme des römifchen Rechts in 
Frankreich und Deutfchland nicht noch weit mehr Schwierigs 
teiten, als die des franzöſiſchen Rechts je haben kann ? In 
welchem Abſtand fland nicht das Partikular⸗ und nachherige 
Sewohnheitsrecht der Deutfhen, vom freiwillig aufgenoms 
menen römiſchen Necht, oder der damals in Frankreich übli⸗ 
che Theodoflanifhe Koder vom Auftinianifhen? Montesquieu 
befchreißt dies kurz, wenn er Ih. II. S. oBg. fagt: 
‚»Lorsque le droit romain fut traduit, lorsqu’il com- 

2 





ce) Mit dieſem Familienrath (deſſen Konſtitution eine beſon⸗ 
dere Ausführung erheiſcht) hat es die beſondere Beſchaffenheit, 
‚daß nach dem Art. 889. des Code de procedure, eine Berufung 
von feinen Erfenntniffen ſtatt finder. . 
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ↄmenqs à &tre enseigne dans les écoles, lorsqu’un 
scertain art de la procedure et qu'un certain art de 
»la jurispgudence commencerent ä se former, lors- 
»qu'on vit naitre des praticiens et des jurisconsultes, 
»les pairs et les prud’hommes, ne furent plus en etat 
3de juger, les pairs commencerent ä se retirer des 
»Tribunaux du Seigneur, les Seigneurs furent peu 
sportes a les assembler: d’autant mieux que les ju- 
s»gemens au lieu d’etre une action eclatante, agre&able 
»a la noblesse, interessante pour les gens de guerre, 
»n’etoient plus qu’une pratique, qu’ils ne savoient, ni - 
sle vouloient savoir, La pratique de juger par pairs 
»devint nıoins en usage ; celle de juger par Baillis 
»s’etendit. — — Tout cela se fit peu à peu et par 
»la force de la chose.« 

Man lefe den Nachtheil, den das römifhe Necht in 
Deutfchland Hervorbrachte in de Senkenberg methodo ju- 
risprudentiae ex propriis et peregrinis juribus germa- 
niae pag. 97. und höre die Lamentation des ehrlichen Eſtors 
in der Ddeutfhen Rechtsgelahrtheit Th. II. $. 6021. iiber 
beſſen Reception: »Das römiſche Recht, « fagt er, "ft uns 
sftreitig eines der weiſeſten Gefeße unter der Sonne, mo 
man einen folhen Staatskörper zum Stunde feket, wie der 
salte Römifche war, auf den paſſet diefer römifche Rod 
»völlig, in Betracht er nach deffen Leibe zugefchnitten und 
»gefertigk iſt. Allen tie fehr tft nicht der deutfche Staats 
»eörper, vom Römiſchen unterfchieden. Eben als wenn des 
»Rieſen Goliats Kleider dem David paffen müßten. Warum 
»has man dem bdeutfchen Staatsförper nicht eine hebräifche 
»Richtſchnur in die Hand gegeben ? ich meine dad Mofats 
»iche Geſetz. Wo von den bürgerlihen und bäuerlichen 
 Mecheshändeln die Frage iſt, da findet es (das römische Recht) 
»mehrerentheils Platz. Sobald man aber auch nur bei dem 
»deutfchen Bauerniehngütern und derſelben Stand, auch Ob⸗ 
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»liegenheiter mit der vömifchen Lanze, nach dem Entſchei⸗ 
»dungsringel läuft, alsdann gibt es. juriftifhe Sturzbäume, 
»wodurcd die deutfche Verfaſſung erfchiittere wird.« 
Freilich bedauerten Senkenberg, Eſtor und ihre Nachs 


beter den Verluſt vaterländifcher Gewohnheiten und Nechte, 


die durch die Wuth der Doktoren des XII. Sahrbunderts, 
alles zu vomanifiren, zu Grabe giengen. Allein es folgt 
nicht, der Code Napoldon wird in den Bundesſtaaten eins 
gefiihrt, alfo müffen deswegen befondere auf das Locale 
fich beziehende Statuten oder bie Ueberbleibſel deut⸗ 
ſcher Inſtituten zu würken aufhören! 

Im Königreich Weſtphalen, wo der Code Napoleon 
vermöge der Konftitution Geſetzeskraft Hat, find der Adel, 
ohne auf Dienfte, Aemter und Würden ein ausfchließliches 


Recht zu haben, der Lehnsnexus zwifchen Herrn und Bafals . 


fen und die Zehnten beibehalten. Von allem dem weiß ber 
Code Napoleon nichts. Sogar tft der wichtige 896. Art. 
der alle Subftitutionen und Fideicommiffe aufbebt, durch 


das königliche Dekret vom 9. Jänner ı808 dahin modifizirt 


worden, daß dennoch der nächſte Fideicommißs 


Erbe, der vor dem 1. Jänner 1808 geboren ſey, 
noch zur Succeffion gelangen folle, jedoh nur 


er allein, und dergeftalt, daß ihm die völlig 


freie Verfügung über die Güter zuftehe 


Aller dieſer Abanderungen ungeachtet gedeiht der Code 
Napoleon und die ganze franzöfifche Gerichtsverfaffung auf 


Weſtphäliſchem Boden, ohne daß, (den Adel ausgenommen, 


der, wie billig, gleich jedem andern Unterthanen contribgas 
bei ik und feine ihm größten Theils koſtbare Patrimoni 
gerichtsbarkeit verloren hat) die Unterthanen Über Nechtsvers 
legungen fich zu befchweren Urſach hätten. 

Sch überzeuge mich indeffen volllommen, daß der Code 
Napoleon nur in grofen Staaten anwendbar ift, der 
die zur Einrichtung der franzöſiſchen Juſtizverfaſſung erfors 
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berlihe Koften zu beftreiten und zugleich bie adminiſtrative 
‚Berfaffung einzuführen im Stande ift, denn wie fann in 
einem Staate von 60 bis zoo [] Meilen, um nur bei der 
Juſtiz⸗Einrichtung ſtehen zu bleiben, auffer dem Friedens 
richter und feinem Sekretair, ein Tribunal erſter Inſtanz, 
ein Appellationsgerichtshof und ein Caſſationsgericht — auch 
abgeſehen davon daß das letztere nicht urtheilt, fondern cafı 
fire und die Akten an einen andern Gerichtshof zu Abfaffung 
der Urtel zu verfenden genöthigt iſt, angeordnet und bie 
Richter anftändig befoldet werden ! 

Solche Fleine Staaten müſſen dem alten Schlendrian 
fröhnen und können ohne ſich ſelbſt und das Land aufzu— 
reiben bei dem beſten Willen, an Einführung der franzöſu 
ſchen Neuerungen nicht denen. 

Nur fiir größere Staaten ift daher das Napoleoniſche 
Geſetzbuch berechnet und auch nur von defien Anwendbarfeit 
in diefen rede ich. hier, ' 

&s fragt fih nun 


| 4. 
if es rathſam, ihn in den Bundesftaaten als 
‚ Principals. oder fubfidiarifhes Geſetz zu 
recipiren? 

Gegen die fubfidiarifche Aufnahme des Code Napo- 
leon ftreitet befonders ; daß, wenn er als Surrogat des rö— 
mifchen Nechts dienen fol, ihm ein Charakter beigelegt wird, 
den er in Frankreich felbft nicht bat, und zu welchem er 
meder berechnet, noch adgefaße iſt. Soll er aber ein inter 
mgdist fubfidiarifcher Koder zwiſchen dem Partikularrecht 
Bes jeden Landes und dem römifchen Rechte feyn, fo wür⸗ 
de dadurch eine nuslofe Multiplikation von Rechtsquellen 
entfiehen , die wir in Deutfchland durchaus entbehren 
können. 

Es leidet zwar keinen Zweifel, daß jeder Souverain, 
vermöge der. ihm zuſtehenden Autonomie, das Napoleoniſche 
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Geſetzbuch, dem Klima, den Sitten und denen in der Lan 
desverfaffung radicirten Gewohnheiten und Gebräucen fets 
nes Staates adoptiren kann; allein auch nur hierauf kön⸗ 
nen die Modififationen ſich befchränten, wenn daher 3. ©. 
dee Code Napoleon Liv. III. chap. 3. die particuläre 
- Sütergemeinfhaft unter Eheleuten verordnet ; es mißrathen 
- aber erhebliche Gründe deren Einführung in einem Buns 
desſtaate; fo können durch befondere Edikte Abänderungen 
darin getroffen werden, wobei der Code als Principalgefeßr 
buch fiehen bleibt, einzelne Geſetze aber durch Iandesherrliche 
Edifte modifiziert werden. d) 

Um, fo viel möglih , Einheit in der Geſetzgebung 
aller Bundesftaaten zu erzielen, wäre in allen eine Konflis 
tution,, und, um fie zu. bilden , allerdings wlünfchenswerth, 
wenn bie Souveraine , in deren Staaten die mufterhafte 
weſtphäliſche Konftitution, e) (wie fie kürzlich in adminiſtra, 
tiver Hinfiht in Baiern gefeklih ward) noch nicht einges 
führe ift und der Code Napoleon noch nicht Geſetzeskraft 
bat, über die Arc und Weiſe der Staatseinrichtung und die 
Reception des Code ſich vereinigen wollten, die Gutachten 
der erfahrenften Räthe f) jedes Bundesſtaates, allen übrigen 


— — — — — —— — 

d) Als Princiralgeſetzbuch gilt er bekanntlich in Frankreich, 
und das römiiche Recht, ohne Autorität, nur als Vernunftgeſetz. 
©. die Ausführung darüber bei Dabelov im Archiv für den 
Code Napoléon ıftes Hefe. Eben fo iſt es in Weſtphalen. Dies 
ergiebt die Erklärung des Minifters der Quftiz und des Innern, 
wenn er fagt: »Le Code Napoleon dont les dispositions 
»abrogent toutes celles, qui leur sont contraires.« — Le 
Moniteur Westphalien No. 43; ’ 

e) Nicht niedrige Schmeichelei , dder weil ich als geborner 
Weftphilinger fo reden müßte, beſtimmt mich zu dieſem Aus⸗ 
druck, ‚es iſt meine innige Heberzeugung. 

f) Niemand wie ich blos im Vorbeigehen bemerfe — nie 
mand fellie in die eigentlidde Leitung und Anordnung der menſch⸗ 
lihen Angelegenheiten eingreifen, der nicht ein Gelehrter im 
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mitgetheilt, geprüft und fobann einer mündlichen Berathung 
und Beſchluß ausgefeht würden. Diefe Einheit in der Kons 
ſtitucion und in der Gefekgebung wiirde den Bund um fo 
mehr verengen — die fi fremde Nationen annähern und 
unter ihnen die Harmonie die weſentlichſte Bedingung des 
gefnüpften Bandes befördern. g) ' 

Ich mißkenne jedoch nicht die Kinderniffe, die diefer ' 
projectirten Uniformität entgegen fiehen; immer bleibt 
aber fo viel gewiß, daß bei der Aufnahme des Code in 
den einzelnen Bundesftaaten,, im Text ſelbſt nichts geändert, 
die Artikel nicht vermindert oder vermehrt, und fo z. B. ein 
fächfifher, ein mwirtembergifcher , ein naffauifcher Code Na- 
pol&on promulgirt werden kann. 

Eine foihe Methode würde in jeder Hinſicht um fo 
fehlerhafter feyn, da die Zuſätze und Abänderungen vielleicht 
in einem Zeitraum von einigen Sahren eine nene Auflage 
erheifhen und dem Gefchäftsmann einen unnützen Koftens 





wahrhaften Sinne des Worts wäre, d. h. der nicht durch gelehrte 
Bildung der göttlihen Idee theilhaftig geworden. Mit Zurrüs 
gern und Mandlangern ift ed ein anderes: ihre Tugend beitebt 
in pünftlihem Gehorfam und der Vermeidung alles Selbftdens 
kens, und über ihr Geſchäft Selbfturcheilend. (Fichte über das 
Wefen des Gelehrten und feine Erfcheinungen im Gebiete der 
Sreiheit. ©. ı1. Berl. 1806.) 

g) Hieronymus Napoleon , König von Weftphalen, als er 
am 2. Zul. »808 feine Reichsſtände vom Throne anredete, fags 
te: »La reunion des differentes Souverainetes „ dont est 
2compos€e le royaume, exige une refonte totale des lois; 
sil faut retrancher ce qui etoit vicieux, ou trop compli- 
»que; etendre a tous les pays ce qui l'y avoit de bon 
»dans chacun; prendre des institutions francoises ce qu'- 
»une partie de l’Europe , s’empresse et s’honore d’imiter, 
»ce qu’elles ont de plus analogue avec notre constitufion 
»et former un tout, de dispositions diverses et particu- 


lieres.« = Le Moniteur Westphalien No. 8». 
\ 
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aufwand verurfachen würde. Ind warum wollte man dem 
angehenden Ssuriften, der, begierig, feine Wiffenfchaft zu ers 
gründen, die Legislation der Bundesſtaaten fih eigen zu 
machen fucht, das Studium erfchweren , wenn er den in je 
dem Bundesftaat verftiimmelten Code Napoleon zu ftudieg 
ren genöthigt feyn follte? Einen im Tert oft abgeänderten 

Katehismus läßt fih das Publikum ſchwer aufdringen, weis 

"eher Veränderungen im Anhange, und eben fo beim Napos 

leonifhen Geſetzbuche Edikte im Anhange. 

5. 

Iſt die Einführung des Code Napoleon in den 
Bundesftaaten ein Gewinn für die Wiffens 
haft. . 

Diefe Frage ift im Sournal der rheinifhe Bund 

Heft 9. S. 474 von einem fcharflinnigen Denker verneint, 

in der Quafiprüfung des ı6ten Hefts ©. 1. dieſes Jour⸗ 

nals aber bejaht worden. | Ä 
Wir müſſen bier den Gewinn, der durch die Einfühs 

rung des Code a) für die. Vorbereitungswiffenichaften und 

b) den der für die Nechtswifienfchaft ſelbſt erwächſt, befons 

ders prüfen. 

Der Redner in den motifs du. projet de loi eoncer- 
nant le Code Napoleon S. VII. (der Staatsrath Bigot- 
Preameneu) fagt: »Il. (le Code) suppose une science 
»approfondie , tant des lois anciennös. du pays, que 
»du droit romain ‚« und Portalis hatte ſchon vorher 
das nämfiche geiagt in den Worten: » On ne saura ja- 
»mais le nouveau Code civil, si on n'etudie, que 
»ce Code.« Soll nun aber das römische Recht, und zwar, 
wie fihs verfteht, aus den Quellen fiudiert werden, fo ſetzt 
dies, wie vorhin auch die vollkommene Kenntniß der lateini⸗ 
fchen und griehiihen Sprache voraus. Indem man fid 
aber auch den Code Napoleon, den style du barreau «is. 
gen machen fol, wird die Kenntniß der franzöfiichen. Spra— 
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Ge norhtsendig vorausgefeht, eine ſchwere Sprache, — bie 
gebildete Deutfche, die auf. Erziehung Anſpruch machen mwolls 
een, zwar tedeten und fehrieben, felten aber gründlich und 
mit allen ihren Nüancen erlernten. Dur die Einführung 
des Napoleonifhen Geſetzbuchs, iſt aber die feanzdfifche 
Sprache nicht nur den Richtern und Sachwaltern, fondern 
auch den «dminiftrativen Behörden, da auch fie. auf die es 
feße oft recurriren müſſen, ein unumgängliches Erforderniß. 
Bier zeige fih der Gewinn für die Humanioren, file die in 


| Deutfchland vernachläßigte franzöſiſche Litteratur und zugleich 


im Allgemeinen für Bildung, Erziehung, Aufllärung und 
gute Sitten, denn wer wird es läugnen, daß durch die Lew 
türe eines Racine, Crebillon, Corneille, Marmontel, Vol⸗ 


taire, Rouſſeau, Diderot, der Werke des tiefen Potsdamer 


Denkers, der der Madame Genlis, Stael, und anderer, 
nebſt den obigen Vorzügen, zugleich Styl und Geſchmack 
gebildet, und in den Prozeßſchriften oder Rechtsgutachten 
anter andern die bleyerne Wörter ſintermalen, alldie— 
weil, Dannenhero ꝛc. und die alte fchleppende Zweifels— 
und Entfcheldungsmethode, die wahren Kennzeichen der 
Kleingeifterey, endlich einmal werden verbannt werden. 

Allein nihe nur für die Humanioren zeigt fich bei der 
Einführung des Code Napoleon Gewinn, fondern auch für 
die Rechtswiſſenſchaft ſelbſt. Nicht allein der Code. Napo- 
leon, fondern auch das römifche Recht fol ſtudiert werden, 
and hat leßteres gleich Leine Authorität mehr; fo gründen 
ſich doch die meiften Gefeße des Code darauf. Man muß 
daher auf die Quellen, woraus fie entffanden, zurückgehen, 
und bier bleibt dem phtlofophtihen Juriſten noch recht viel 
zu denken und zu fchreißen übrig. Diejenigen Gefeße aber, - 
die aus dem droit du pays coutumier — oder ohne hier, 
auf und auf das römifche Recht Rückſicht zu nehmen, aus 
dem Maturs und Völkerrecht entiehnt find, geben wiederum 


dem Nechesforfcher auf die Kommentatoren Pothier, Sorte, 
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Maleville und andere zu rerurriven und ben Geiſt des Ger 
feßes zu .erforfchen, die Veranlaſſung. Sagt man aber, der 
Code giebt zu Streitfchriften wenig Stoff; ‚fo iſt diefer 
Tadel ungegründet, da ich fihon vorhin die Weisheit: ber 
Geſetzgebung in der: Unzweideutigkeit und Beſtimmtheit der 
Geſetze fuchte, und ich es durchaus nicht lobenswerth finden 
ann, wenn in den Sjuftinianeifchen Pandeckten und Codex 
mit Ausnahme der Edikte, vaifonnirende, auf Schrauben ges 
ftellte, Sefeke und Commentationen, oder bier und-in den 


Novellen oft mißrathene Stoffen, die aber Auchorität in 


foro haben, anzutreffen find, die dem Lefer zur Kritik, oder 
auf Irrwege zu gerathen die Gelegenheit geben. Demuns 
geachtet erfcheinen bei den franzöfifchen Nechtsfchulen haufig 
Differtationen zur Erhaltung eines Grades in der Rechtes 
wiffenihaft h) nicht um die Dunkelheit der Geſetze zu zei⸗— 
gen und das Beſte herauszuziehen, fondern um die wohls 
thätige Abficht des Geſetzgebers, die Anwendbarkeit bes Ges 
feßes auf befondere Fälle, oder Gründe von Omiſſionen in 
der Gefeßgebung 3. B. der Lie Ion ber Obſervanz, deuts 
lich darzulegen. r 

Die Rechtswiſſenſchaft gewinnt alfo durch den Code 
Napoleon, eine neue Anfiht und die Gelegenheit dazu folk 
ten wir Deutiche mit Dank erkennen. 

Ueber den Code de procedure werde ich noch Hefons 
ders meine Meinung aufern , bemerfe aber nur, daB das 


darin verordnete Plaidiren auf die Beredſamkeit den 


h) Ich führe hier einige neuere an; So erfchien bei der _ 


Rechtsſchule zu Koblenz ı) am 6. Aug. ı807 Dissertatioge sur 
la legitimation et la reconnoissance des Enfans naturels par 


Frangois Charles Stosslächer. 2) am 24. Aug. 1807 Disser- 


tation sur l’obligation des heritiers et autres successeurs, 
de payer les dettes de la succession par P. D. J. Bitter. 


3) am 29. Febr. ı808 Dissertation sur les principes gene 


raux du droit de change par «Balthasar Joseph Sugg. 
20. 
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wohlthätigſten Einfluß. hat. Wo fand män je dies Talent 
mehr cultivirt als zur Zeit, der Republik in Rom, und feit 
Jahrhunderten in England und Frankreich. Der Muth, öf— 
fentfich zu reden, fein Recht öffentlich zu vertheidigen, er: 
zeugt eine anftändige Freiheit , Fortfchritte in der Sprache 
und Kraft im menfchlichen Geiſte. Diefe Vortheile zeigen 
fih in Frankreich und England, warum wollten wir Deut: 
ſche fie verfhmähen! Dies fragte mit Recht der tiefdens 
fende Miniſter der Stuftis und des Innern, in der ben 
Reichsſtänden vorgelejenen Darftellung der Lage des Königs 
reihs Weftphaten, in folgenden energifchen Worten: L’au- 
dience n’est pas dans Vos usages; mais pourquoi 
n’essaierait-on pas d’approprier a la Westphalie, 
une institution brillante? Ou Demosthene et Cice- 
ron, ces maitres de l’art oratoire, ont-ils des admi- 
rateurs plus eclaires? Cette ‚admiration sera-t-elle 
sterile? et lorsque la litterature allemande se pique 
de rivaliser avec cellg de toutes les nations moder- 
nes, lorsqu'elle vante sefboetes , ses historiens, scs 
ecrivains faudra-t-il qu’elle nait jamais rien à dire 
de ses orateurs? i) | 





i) Moniteur Westphalien, Supplement au No. 84. 
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Traite relatif a la cession des postes du Duche 
d’Anhalt-Coethen, en faveur du Royaume 
de Westphalie, entre M. M. de Neuvier, 
inspecteur des postes, relais et messageries 
du Royaume, Pauli directeur des postes de 
Magdebourg, stipulants d’une part et M. M. 
de Cornberg, Marechal de la Cour et Berg- 
hauer Conseiller de la Cour de.Son Altesse 
Serenissime le Duc regnant d’Anhalt-Coethen. 





ART. ı. 


S. A. 8. le Duc regnant d’A. C. cede ä la direction- 
generale des postes du Royaume de VWVestphalie toutes 
ses droits sur les postes de son: duche et declare su- 
primds ipso facto toutes les autres offices &trangers 
au royaume de VVestphalie. 


ART. 2. 

La franchise absolue aura lieu relativement à 
l’envoy, ou reception des lettres simples, ou paquets 
et argent , par, ou poar 8. A. S. IL. etr. dA.C., 
mais seulement dans le royaume de Westphalie et le 
duche d’Anhalt-Coethen, 

= Aur, 3. 

La franchise limitee aux lettres seulement aura 
lieu pour les chambres administratives des domaines 
et de la regence du duche, lorsqu'elles seront sous 
bandes, ei qu'il sera enonce sur l’adresse que c’est 
pour affaires de service,. aucun membre de ces au- 
thoritees ne pouyant pretendre à la franchise indi- 
viduelle. 


808 


Art. 4. 


La direction-generale se reserve le droit d’agir 
confornıement à l'article 15. du decret du’ ı6. Avril 
sur les franchises, contre tout contrevenant à ses. 
dispositions, et $. A. $. promet d’employer toute son 
authoritee pour maintenir les droits de la direction- 
generale sur cet objet, 


Arr. 5. 

La direction - generale des postes de Westphalie 
s’empressera toujours de repandre aux desirs de $. 
A. S. dans les presentations a des places d’employes 
de poste, toutes les fois, que les interets de Sa 
Majeste seront compatibles a avec le personnel des su- 
jets proposes, 


‚Art. 6. | J 
Les employés des postes dans le duché ne peu- 
yent jouir d’aucun privilege personnel, à l’exception 
de tout ce qui concerne les postes; ils seront regar- 
des comme sujets du pays, ou ils se trouveront 
et seront soumis aux loix du duche. Toute fois en 
tant que le service des postes n'en souflfriroit directe- 
iment, ni indirectement, et dans ce dernier cas, $.A. 
S. s’engage ä en faire prevenir de suite la direction- 
generale, qui auroit à aviser aux moyens Convena- 
bles pour que le service ne fut pas interrompu. 


ART. 7. 

Les employ&s des postes seront tenus d’indiquer 
A’apres la carte, aux preposes des douanes, qui doi- 
vent toujours se tröuver devant la maison de poste, 
a l’arrivee des chariots de poste, tous les jpaquets, | 
errives, pour les habitans de la ville, afın que les 
douaniers puissent y mettre le sceau, comme eela 
s’est pratiqué jusqu’a present. 
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Art. 8. 


Les extrapostes 'sont cddes egalement par S. A, 
S. a la direction-generale des. postes du 'royaume de 
Westphalıe, le maitre de poste, et les bourgeois de: 
signes par les agents de $. A. $. continubront de 
fournir les chevaux necessaires au service des extra- 
postes le prix leur en sera paye en ar'gent de con- 
vention d’apres le’tarif du royaume de Westphälie 
moyennant la retribution attribuce au maitre de po- 
sie par le tarif. 1 
| Ant. 9. 

Les chariots de poste, les postillons charges des 
lettres et paquets de la poste, ou lettres, les Estaf- 
fettes et toutes les premiers fonctionnaires de poste 
de Sa Majest& le Roi de Westphalie seront franes de’ 
tout droit de peage sous quelque denömination que 
le soit, dans toute 1 etendue du duche d’Anhaltı 
Coethen., 


Art. 10. nd 
Les armes de Sa Majeste le Roi de. Westphalie ° 
et celles de S. A. S. le D. r. d’A. C. seront places 
an-dessus de l’entree et a lin (ex) terieur des mai- 
sons des directeurs et maitres de poste. 


Art. 11. FF re ad 

S. A. S. le Duc.d’A. C. ppur donner une peu; 

ve de son entier et respectueux derguement enverg 

Sa Majeste le Roi’de. Westphalie ‚consent, que les: 

directeurs, maitres de poste, empleyes des poster 

Waguemaitres, facteurs et postillons portent l’uni- 

forme designee d’apres le decret, de l’organisätion 

des postes en date du ıı Fevrier 1808. et ils se confor-. 

meront en tout ce qui les concernent d’apres la te- 
neur de ce decret, 
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Apr. ı2. 

Pareillement les Bourgeois ,‚ qui d’apres l’article 
8. du. present traite conduiront en extraposte, se- 
ront assujettes ä tous les reglements et ordonances 
de police actuellement en activite ‚: ou qui pouraient 
ötre etablis par la suite ,„ par la direction generale, 
les postillons devront être en uniforme exactement 
comme ceux du Royaume de Westphalie. 

un | Art, 13. 

Comme le service des postes necessite une sub- 
ordination entiere de la part des employds subalter- 
nes envers leurs superieurs, S. A. S. dans toutes les 
cas, ou une punition deyroit &tre infligee, authorise 
les directeurs et maitres de postes ä punir leurs 
subalternes, même par la prison: et dans ce cas le 
directeur de ‚police executera les ordres donnees par 
les directeyrs et maitres de poste, au nom de S. A. 
$. et les directeurs ou maitres de poste rendront 
compte par &crit au directeur de la regence du temps 

«pour le quel ils auront condamn&es en prison et de 
“ motifs de cette punition. | 
2 J Ant. 14 
* Dans toutes les cas, ou il surviendrait des difh- 


cultes 'entre les directeurs , maitres de poste et les 
habitans du duche pour fournitures approuvees par 
- l& direction generale , ou reparations de ehariots de 
poste , ot aotres reparations quelconques pour le 
#ervice des postes, les juges du duehè en prendront 
couls connoissance et jugeront.' 

Akr. 15. 

- Toutes les loix, reglements , tarifs ct modes de 
somptabilit 6 qui seroient adoptees ponr les bureaux 
du Royaume de‘ Westphalie auront leur pleine et 
entiere execution dans les bureaux cedes par le pre- 


- 


dıı 


sent traite, ou qui pourroient &tre etablis dans les 
etats de S. A. S. le D. d’A. C. si la direction gene- 
rale le trouvoit convenable de möme , que dans les 
Bureaux de poste du Royaume de Westphalie, 
. Anr. ı6, 5 Zr er 

La presente convention aura son plein et entier 
effet, sauf la ratification de $.. A. 8. le duc d’A. C. 
d’ane part et celle du Ministre ..des . finances du. Ror 
yaume de Westphalie d’autre part. pendant vingt ‚an- 
nees consecutives a dates du: ı5. Juin ı808. jusqu'’ay 
ı5 Juin 1838. et elle sera .obligatoire dans toute sa 
teneur,, entre les parties contractantes et fout suc- 
cesseur quelcongque. — 

. „ART. 17. a 

La dite convention ne pourra &tre annullee- on 
renouvellee, que d'un commun accord, elle serott 
anullce de droit a defaut par la direction generale 
de remplir les engagements, aux quels. elle s’est. sou- 
mise par le present traite mais elle ne pourra conti- 
nuer tacitement apres l’expiration , et devra ätre re- 
nouvellee expressement. 

Fait double ä Dornbourg *) le cihy Juin mille 


huit cent huit, nn 
DE NEUVIER DF ÜORNBERG 
PAVLiI. BERGHAUER, 


\ 

Nun folgen die Genehmigungen des General⸗ Poſtdiret⸗ 
tors und des Finanzminiſters unter den datis Kaſſel den 
11. und 12. Juni 1808. und iſt der Vertrag , nach einge: 
gangenem höchſtem Iandesherri. Reſkripte, durch eine Verfũ⸗ 
sung hieſiger Landesregierung unterm 16. Juni, dem ehieſt/ 
gen Poſtamte bekannt gemacht, auch find, du nach einer 





*) Ein Luitfchloß des Herzogs von Cöthen an der Elbe, in 
dem ehemaligen Zerbiter Landesancheile gelsgen. 
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ueberelnkunft vom 24. März 1699 das hiefige Poͤſtamt, 
le zwiſchen den Oberpoſtämtern zu Magdeburg und Leip⸗ 
zig inne gelegen, ben preußiſchen und ſächſiſchen Behörden 
Aberlaſſen war, auch wechſelſeitig von dieſen befetzt wurde, 
die deßfallſigen Poſtſchildet abgenommen und den Oberbehör⸗ 
den zu Dresden und Berlin davon Nachricht ertheilt wors 
den. Die Ertrapoften waren Bisher: herzoglich ohne alle 
weitere Einmifhung anderer: die einigen Poſthaltereien, 
wozu Bürger an den Orten, mo ſolche etablirt find, von 
preußiſcher Seite genommen wurden, jedoch mit Eoncurrenz 
der Landesherrfchaft, Hingen von den nächften preußifchen 
Poſtämtern bisher ab. - “er 

Gleiche oder Ähnliche Conventionen: ſollen auch die her⸗ 
zogl. Häuſer Deſſau und Bernburg wegen der dort befindli⸗ 
chen, bishor reſp. Preußiſchen und Anhaltiſchen Doft, ges 
ſhleſen haben. Coöthen/ 4 Sat 1808. 





u re A u ER RE —â— —————— —— — 


26. 


Organiſation der oberſten Staatsbehörden im 
Grosherzogthum Baden. 


% La 





Earl Friedrich von Gottes Gnaden Sroshergog zu 
| Baden, Herzog zu Zahringen u. Ar w. 
Fligen hiemit Pi wiſſen: 


N Rolhefolge der wichtigſten Beränderpigen , welche die 
Auflöſung der Verfaſſung des deutſchen Reichs und die Bil— 
dung des Rheiniſchen Bundes herbeigeführt haben; die Ein⸗ 
verleibung ſo verſchiedenartiger Lande in Unſern Staat, die 
Wahrnehmung, daß, ‚ungeachtet, der von Uns erlaſſenen 
Conſtitutiv⸗Verordnungen, befonders derjenigen vom zoften 
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März vorigen Jahrs, nee Verfügungen nothwendig find; 
die vielfältigen Erfahrungen iiber die, den zZeitforderungen 
mehr entfprechenden Verwaltungsformen; die jiingften Vor—⸗ 
gänge endlich in. den beiden größeren: Bundesftaaten Baiern 
und Weftphalen , fprechen das Bedürfniß ftärker als je aus, 
Unferm Grosherzogthum eine Grundverfaſſung und zweck⸗ 
mäßigere Verwaltungsordnung zu geben. 
Mir find daher entfchlefien ; die Staatsverwaltung auf 
einfache und pragmatiſche Grundſätze, welche dem Geiſte der 
Zeit entfprechen, zurückzuführen; Wir wollen, daß, nach Inn; 
halt der. dariiber bereite erlaffenen Reſkripte, die verfchieder 
en .Provinzial:Öefeßgebungen aufgehoben und der Code 
Napoleon, als das vorzügliche Nefulsat geſetzgebender Weist 
heit, mit einiger. Rückſicht auf die, wegen Der LandessEigen 
heiten nothwendigen Modififationen . und der in Frankreich 
wieder "neuerdings eingeführten fibeicommiflarifchen Eigen⸗ 
thumsverhältniſſe eingeführt werde. Wir wollen, daß mit 
Anfang des jahres 1809 diefe Einführung ftatt finde. Wir 
wollen ‚ferner ein gleichfürmiges, auf wichtigen Verhältniſſen 
beruhendes Abgabeſyſtem gegriindet, durch Tilgung der durch 
die Kriegsverhältniffe angewachſenen Schuldenmaffe, den 
Staatskredit erhoben, und mittelft einer Landesvepräfentas 
tion, wie fie in Weftphalen und Baiern eingeführt worden, 
das Band zwiſchen Uns und den Staatsbürgern noch tiefer, 
wie bisher, geknüpft wiffen. Wir wollen, daß mit dem 
Geiſte der Humanität und? des Rechtes, welcher — Wir 
können es mit einiger Beruhigung ſagen — ſeit ſechs Jahr⸗ 
zehenten Unſere Regentenhandlungen geleitet hat, auch in 
dem Getriebe der Verwaltungszweige mehr.- Einheit und Zus 
fammenhang, in den Geſchäftsformen eine gröjere Einfach⸗ 
heit umd in der Vollziehung die möglichfie Schnelligkeit und 
Kraft hervorgehe. Dies find die aus dem Gefühle Unſerer 
Degentenpflicht Hervordeingende Wünſche und es iſt Das Pe: 
| ſultat veifer Betrachtungen, wenn wir Uns bewogen ſehen, 


514 - 


nad) dem Gehalte und der Wichtigkeit. derſelben folgende⸗ 
zu befehlen. 

Wir heben das bisher beſtandene Geheime⸗Rathskolle⸗ 
gium, als oberſte Staatsbehörde, hiemit völlig auf und die 
Centralverwaltung des Staats. theilt ſich mit Rückſicht auf 
das Reſkript vom.2o, März vorigen Jahrs, 

I. in fünf Minifterial- Departements, nämlich: 
1) der Juſtitz, 2) der auswärtigen Verhältniffe, 3) des 

Innern, 4) der Finanzen, 5) des Kriegsweſens. 

Die Sefchäftsfphäre eines jeden und die darinn zu 
beobachtende Ordnung wird durch ein eigenes, das vorige 
erläuterndes Reſkript vorgegeichnet werben” *) Im Allgemel 
nen aber. hört die bisher ftatt gefundene. Collegialforn der 
Departements auf. Es wird jedem Dinifterialdeparsement 
ein Minifter vorgefeßt, ihn fupplire bei defien Verhinderung 
oder Abmefenheit der erfte vortragende Referent, weicher den. 
Titel eines Minifterialdireftors trägt. Den Departements 
werden fo viele Neferenten beigegeben, als die Maſſe der 
Geſchäfte es erfodert. Sie tragen den Titel geheime Refe 
rendarien. Mehrere Minifterien können in einer Perſon 
Pe fepn. 

Um unfre Höchfte Perſon bilden Wir einen gabi⸗ 
nett, Mitglieder deffelden find, außer den weiter unten 
genannten , die dazu durch fpeziellen Auftrag einberufenen 
Individuen. Sie tragen den Titel von Staatsrächen. Je, 
nen aufer Unſerer Refidenz angeftellten , aber zu Kabinets: 
Arbeiten einberufenen Staatsräthen wird ein Erſatz für. Reis 
fe und Dauer der Anmwelenheit: regulire. Im Fall der Mir 
nifter eines Departements den Zutritt erhält, fo hat ihn zu: 
gleich bei etwaiger Verhinderung der ihn fupplivende Dive 
tor. Im Fall der Staats: und Kabinetsminifter , oder der 





*) Diefe am nämlichen Tage erſchienene Vetordnnng liefern wir im näch⸗ 
ſten Hefte. 
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Kabinetsdireftor abweſend oder verhindert find , werben dies 
felde durch Unſern fpeziellen Auftrag fupplirt. Der Kabis 
netstath wird_ durch Uns felbft, bei Unſerer Abweſenheit oder 
Verhinderung von dem Kabinetsminifter oder Kabinetsdirek⸗ 
tor präfidiet. Der Staatsſekretair Hat die Aufficht und Leis 
tung der Kanzlei. Alle Angelegenheiten , welche vak Unſere 
höchſte Perfon "zu dringen find, alle Verfügungen, weiche 
auf Unfere befondere Befehle veranlaßt werden, gehen. durch 
den Kabinetsrath. Derfelbe hat. mwöchentlid zwei Sitzungen. 
Seder Chef eines Departements, welcher in diefelbe zu ſchnel⸗ 
ferer. Erledigung eines GeſchäftsGegenſtandes berufen wird, 
hat den Vortrag deſſelben und kann ben einfchlägigen Mefes 
tventen mit fid) bringen. Alles was aus den Departements 
in den Kabinetsrath kömmt, geht in Berichtsform, mit Ans 
fhluß der Hauptakten, wo es nothwendig iſt. Bei Linferer 
Anweſenheit im Kabinetsrarh find die Stimmen ber Miss 
glieder deſſelben berathſchlagend, in Unferer Abweſenheit nach 
Mehrzahl entfcheidend. Bei gleichen Stimmm giebt der 
Kabinetsminifter den Ausfihlag. Jedoch find uns die gefaßs 
ten Vefchlüffe vorzulegen. Alle Ausfextigungen des Kabis 
netsraths werden von dem Staats; und Kabinetsminifter 
unterzeichnet und von dem Staatsfefretair contrafignirt. 
Sjene Ausfertigungen , welche öffentlich. fund gemacht und 
mit Unferer höchften Lnterfchrift Begleiter feyn müſſen, wers 
den von dem Staats s und Kabinetöminifter contrafignirt. 
Der Staatss: und Kabinetsminiſter trägt: Uns jene Befchlüfs 
* fe vor, welche in Unſerer Abwefenheit gefaßt worden, und 
Unfere höchſte Sanction erfodern. 

IIII. Zur Vorbereitung der Gegenſtände von größerer 
Bichtigleil Entwerfung von Stundgefegen und Hauptver⸗ 
ordnungen nach ihren Srundzügen, befonders was Auflagen und 
Finanzgeſetze, LandeAverfaffung u. ſ. mw. betrift; fo wie die 
Stage: ob ein Verwaltungsbeamter von jeder Klaffe entſetzt 
oder vor Gericht geſtellt werden ſoll? — conſtituiren Wir 
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einen Staatsrath. - Staatsräthe find in Zukunft alle Mit 
giteder des Kabinetsraths, die Staatsminifter , die Miniftes 
sialdireftoren , ber. Borftand des Oberkirchenraths, die Präſi— 
Genten ber Landesfolleglen und ihre Direktoren. . Mit Aus 
nahme. ber Staatsräthe im Kabinet und der: Staatsminifter 
können We üdrigen. nur dann in den Sitzungen ericheinen 
wenn fie berufen werden. Staatsräthe ſowohl als jeder ans 
bere Staatsdiener., können aber vor fünfjährtgem Dienft 
auf feine lebenslängliche Anftellung Anfpruch machen; keiner 
endlich kann wegen Verſetzung einen Anfpruch erheben. Wir 
verſprechen denfelben jedoch, Daß bei Verfekungen in finan; 
zielen Verhältniſſen ohne rehtliches urtheil niemand zurück, 
geſetzt werden ſoll. 

.. Der Staatsrath wird durch Uns auf Unſern höchſten 
Befehl, oder mit Unſerer Genehmigung. durch den Staats 
und Kabinersminifker zufammenberufen, durd) Uns ober durch 
Unfern Staatss und. Kabinetsminiftet dirigiert, wobei der 
Staatsſekretair das Protokoll führt. 

- ‚Mitglieder des Staatsraths find: - 

1) Ordentliche : Die Departementalminifter ‘oder bie fie 
fupplirenden Direktoren, ferner die Staates und Kabis 
netsräthe. ; LT a 

3) Aufferordentlihe Mitglieder : jene Nefeventen , welche 
. den Betreff bearbeitet: haben. 

Den fucceffionsfähigen Mitgliedern des grosherzoglichen 
Hauſes männlichen Gefchlechts, wenn ſie das ‚achtzehnte Jahr 
erreicht haben, ſteht es zu, ben Staatsrarh zu befuchen und 
derfelbe wird Ihnen, wenn fie anmefend "find, angefagt. 
Aufferdem Hat auch der nächfte Erbe: des geoßherzoglichen 
Hauſes das Recht, Jeder Sitzung def Kabinetskaths beizu: 
wohnen. 

Es ift Unfer höchſter Wille, daß die im Staatsrath zur 
Deliberation genommenen Fragen nach der Mehrzahl der 
Stimmen entſchieden werden ſollen, wobei die Referenten 


& 
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nur vota deliberativa haben. Die Ausfertigungen in Fols 
ge der Beſchlüſſe des Staatsraths gehen in das Kabinet zur 
Unterſchrift und Vollziehung zurück. 

Zu denen in dieſer neuen Organiſation benannten Stel⸗ 

len ernennen Wir: | 
1. Für das Kabinetsminifkerium. *) 

ı Kabinetsminifter, ı Kabinetsdireftor, ı Staatsrath 
und Staatsſekretair, a Kabinetsräthe, 2 Kabinetsfekretaite, 
5 für das Bürean. 

IT. Sir das Departement der Juſtiz. J 

ı Minifter, ı Miniſterialdirektor, 4 geheime Referen⸗ 
darien, ı Miniſterialſekretair, 7 zur Erpedition, Regiſtratur 
und Kanzlei. | 

III. Für das Departement der auswärtigen Anges 
legenheiten. 

1 Minifter, ı Meiniſterialdirektor, 2 geheime Referen⸗ 
darien, 1 Meinifterialfekretaie, 7 zur Erpedition 20. wis. 
bei II. ' 

IV. Für das Departement des Innern. 

‚ı Miniſter, ı Miniſterialdirektor, 5 geheime Referen⸗ 
darien, 9 Minifterinlietreratte, 7 zur Expedition ꝛc. wie 
bei II, | 

V. Für das Departement der Finanzen. Ä 

ı Minifter, ı Minifterialdirektor , 6 geheime Neferens 
darien, 5 Miniſterialſekretaire, @ Oberreviforen, ı Reviſer— 
8 zur Expedition ꝛc. wie oben bei II. 

Dieſem Departement ift- fubordinirt bie General gorſt⸗ | 
Kommiffion. | 

Sie befteht aus einem Forfidireftor, 3 Oberforſträ ithen, 
4 korreſpondirenden Mitgliedern, ı Sekretair, 4 zur Expe⸗ 
dition ıc. wie oben bei IT. 





*) Sie find namentlich angeführt. Wis laffen zur Gewinnung des Raums 
Die Namen hinweg. 
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Dem Departement des Innern find untergeorbnet: 


A. Die General⸗Studienkommiſſion ‘ 
ı Direktor, 4 Räthe, 1 Sekretair. 


B. Die General /Sanitätskommiſſion 
ı Direktor, 8 Medicinalräthe, ı Sekretair. 


C. Die Seneral. StaatssAnftaltendirektion 
ı Direktor, 3 Mitglieder, ı Revifor, ı Sefretair, ı 
Kanzlift, ı Kanzleidiener. | 


VI. Für das Kriegsdepartement. 

ı Minifter. Beigegeben find 7 PDerfonen; fir das 
Sriegsfommiffariat 2 Kriegstommiffaire , ı Kontroleur der 
Kriegstaffe, ı Kriegszahlmeifter, 2 Sekretaire, 2 Regiſtrato⸗ 
ven, ı SKanzleidiener. 


Wir verfehen Uns, daß in Folge des bisher bewiefenen 
Dienfteifers und des Unfern höchſten Vorfchriften gebühren: 
den Gehorſams ein jeder der hier aufgerufenen Staatsdie⸗ 
ner feinem neuen Dienftverhältniffe mit Eifer entgegengehen 
und ferner feine Kräfte dem allgemeinen Wohl widmen 
werde. Sollte aber irgend einer unter denſelben dieſe er; 
neuerte Anftelung in feine häuslichen Verhältniſſe zu nach: 
theilig eingreifend achten; fo wollen Wir zwar feinen im 
Wege der Ordnung anzubringenden ſchicklichen Vorſtellungen 
nach aller Billigkeit das Gehör gern geftatten. Er hat aber 
indeffen die ihm angewiefene neue Stelle fogleich, unter 
Verluſt feiner Aktivität mit halbem Gehalt fiir; den Weige 
rungsfall, anzutreten, wobei Wir die Zuficherung ercheilen, 
daß den Dre wechfelnden Staatsdienern die Zugskoſten nad) 
einem billigen Maaßſtabe vergütet werben follen. 


Bon dem zoften Juli diefes Jahrs an foll diefe Ge— 
fhäftsbehandtung in Ausführung gefeßt werden, und ifl 
diefes höchſte Reſkript fogleih durch das Regierungsblatt 
und duch die Provinzialblätter gehörig befannt zu machen. 
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Hieran gefchicht Unſer Wille! Gegeben in Unferer Def 
denzfladt Karlsruhe am 5. Juli 1808. 
Carl Friedrich. 
'vdt. €, Frhr. von Dalberg. 
Auf Seiner königlichen Hoheit Spesiaf 
Befehl. 
vdt. €. Fein. 





——— — 


27. 


Reichstag des aörigrecht Weſtphalen zu Kaſſel er⸗ 


Öffnet am 2, Julius 1808. 





Am zweiten Julius =) rief eine noch größere Feierlichkeit 
(als die am iſten Julius, mo der König über verſchiedene 
Regimenter im Drangerie: Park Revüe hielt) eine unermeßs 
lihe Menge der Einwohner aus Kaffel und den übrigen 
Theilen des Landes an denfelben Ort (nämlich den Dranges 
ries Park). Dies ‚war bie Eröffnung d der Sitzungen der 
Reichsſtände **). 

Die Pracht der königlichen Majeſtät, welche ſich in ih⸗ 
rem ganzen Glanze zeigte, konnte nur noch die Ehrfurcht der 
guten Einwohner von Kaſſel für ihren Souverain vermehs 
ven. Die Garde und Linienregimenter bildeten die Hecke 
(la haie) vom Refidenzichloffe bis zur Orangerie. Die Eins 





*) Wir bedienen uns ganz der Beſchreibung in Nr. 82. u. f. des Werts 
phälifhen Moniteur, und zwar in deutfcher Sprache, da alles neben dem 
franzöfifchen Terte fteht, und fo alfo auch der dentſche als offiziell angefehen 
werden muß. W. 

**) Das Zeremoniel ii in der Nummer 8ı. näher angegeben, das wir 
bier übergehen, 
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wohner, weiche fih in Menge auf den Weg 3. J. M. M. 
drängten , begleiteten Sie mit dem lebhafteften Zurufe bis 
zu dem Saale der Stände. Hier erwarteten neue Freudens⸗ 
begengungen J. J. M. M. und die von den Mitgliedern 
der Stände rvepräfentirte weſtphäliſche Nation brachte Ihnen 
in dem nämlichen Augenblick die Huldigung ihrer Liebe und 
ihrer Treue dar. 

Ihre Majeftät die Königin kam umgeben von Ihren 
Mallaftdamen und allen Dffigieren Ihres Haufes vor dem 
Könige an. Höchſtdieſelbe wurde durch den Herrn Strafen 
von Schulendurg , Prafidenten der Stände an der Spiße 
einer aus ihrer Mitte genommenen Deputation in den Saal 
eingeführt. Bald darauf kiindigte der Donner der Kanonen 
auch die Ankunft des Könige an. Se. Diajeftät wurde 
gleichfalls durch den Präfidenten und eine Deputation der 
Stände eingeführt. Vor Sr. Majeftät gingen die Mini: 
fer, Großbeamte der Krone, die Offiziere des königlichen 
Hauſes und die Adjutanten. Se. Majeftät ließ fih auf 
Ihrem Throne nieder ; rechts und links faßen die vier Mi: 
.nifter auf vier Meinen Bänken, während weiter vorwärts 
auf der andern Seite der Oberfammerherr als Grofzeremo: 
nienmeifter und auf der andern der Grofftallmeifter auf 
Seffeln faßen. Hinter dem Throne befand fich der Kapitain 
der Garde und der Großmarfhall des Pallaftes. Der Mis 
nifter des Innern erhob fih nun, und bat Se. Majeftät um 
die Erlaubniß, Allerhöchftdenfelben die Mitglieder der Stans 
de zur Eidesleiftung vorftellen zu dürfen. Sie wurden hier: 
anf einer nach dem andern durch den Zeremonienmeifter: aufs 
gerufen und feifteten einzeln den Eid am Fuße des Throns 
in franzöfifcher und deutiher Sprache. Nach gefchehener 
Eidesteiftung hielt der König folgende Rede: 

Meine Herren Reichsſtände! 

Ungeduldig erwartete ich den Augenblick, in Eurer Mitte 

zu fern. 


r 
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Was ih für die Drganifirung, für bie Ausfit ihrung der 
Verfaſſungsakte gethan, wird in einer andern Sitzung Mein 
Miniſter des Innern Euch vortragen; er wird. Euch die Lage 
des Reichs darftellen. 


Heute, bei Eröffnung der Sitzungen, will ich ſelbſt Euch 
ſagen, was ich für meiner Völker Wohl und Ruhm, uns 
trennbar von dem Ruhm und Glück meines Throns, von 
Euch erwarte. 


Die Vereinigung der verſchiedenen Herrſchaften, welche 
Beſtandtheile dieſes Reichs wurden, erfodern eine gänzliche 
Umſchmelzung ihrer Geſetze; das fehlerhafte, verwickelte, 
muß aufhören; was in einem Lande gut war; ſoll allgemein 
werden; aus den franzöſiſchen Einrichtungen iſt zu entleh⸗ 
nen, was ein Teil Europens nachzuahmen eilt und ſich bes 
ehrt, und mit unferer Verfaffung die meifte Verwandſchaft 
hat; fo daß überhaupt aus der Mannigfaltigkeit beſonderer 
Anftalten Ein Ganzes werde. | 


Ich habe in Meiner Gegenwart von Meinem Staates 
rath Dekrete, weiche ich zu dieſem Zwecke erlaffen mußte, 
und Gefekvorfchläge, die man Euch vorlegen wird, prüfen 
und ordnen laffen. 

Sch zweifle nicht, Ihr werdet diefelden mit den Sectios 
nen Meines Staatsraths noch einmal unterſucht, gern ans 
nehmen. _ 

Befonders empfehle ich die öffentliche Schuld. 

Sie beſteht aus neuen Schulden, Folgen des Kriegs, 
und aus den alten. Durch die Verfaffungsakte vom ıöten 
November find beide eine gemeinfame Laft. 

Wo wäre die verfafungsmäßige Einheit und Steichheit, 
wenn man Privarverhältniffe der einzelnen Landſchaften auſ⸗ 
ſer Verbindung mit dem allgemeinen Wohl betrachten müß⸗ 
te. Wenn man Provinzialabgaben und Kaſſenverwaltungen 
wieder einführen und ſo die alte Auemarfung herſtellen ſoll⸗ 
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te, die der neuen Fintheilung und einer gemeinſamen Ders 
‚waltung geradezu entgegen fitebt. 

Diie Verfaffungsafte fodert fiir die Kriegsftener Gewähr⸗ 
leiſtung. Diefe Gewährleiſtung würde wohl niemand anneh— 
men von Landſtänden, die nicht mehr find; von den Reichs— 
ffänden muß fle kommen, In deren Verſammlung alle Pros 
vinzialſtandſchaften ſich vermiſchlhaben. 

Aus verſchiedenen Völkerſchaften und ihren Verhältniſ⸗ 
ſen ſchuf die Verfaſſungsakte Ein Ganzes; unter dieſe Vers 
haltniſſe gehẽren auch die Schulden. Euer, der Verfaſſung 
zugeſchworner Gehorſam verpflichtet Euch, ſie zuſammen zu 
Übernehmen und zu bezahlen. 

Die Sprecher meines Staatsraths werden Euch ein 
Mittel vorfchlägen, diefe Laſt faft unmerkiid gu madıen, und 
fie in der Friſt weniger Jaͤhre völlig zu tilgen. 

Die: Theilnehmung des ganzen Königreichs an der Nas 
tionalſchuld wird das Siegel der Vereinigung aller feiner 
Theile feyn. Alsdann ift fie vollkommen, wenn man die 
Theile vollends nicht mehr unterfcheidet. Alsdann feyd Ihr 
eine Nation, die nur Ein Interefie, nur Einen Gemeingeijt 
kennt, durch ihre Einheit , ihren Kredit und ihr Finanzwe⸗ 
fen ſtark. 

Stark auch militairifh wird fie ſeyn durch die Eigen: 
(haften , welhe Eure Väter von jeher auszeichneten. Die 
Militairkonſkription wird die Entwicfelung derjelben allge 
meiner machen. Die Konffription ift eine, den meiften von 
Euch nicht fremde Sache, weiche durch die Menge von Aus: 
nahmen für einen Stand läftiger wurde, Solche Ausnah— 
men find nicht mehr. Die erfte Pflicht ift, dem Vaterland 
und feinem König zu dienen. Sie liegt jeden ob, den phy⸗ 
fifches Unvermögen nicht bindert. 

‚ Mehr als je iſt wahr: Im Friede zu haben, muf man 
zum Kriege gerüftet ſeyn. Nicht als glaubte ich, Unſer 
Friede möchte bald geſtört werden. Meine Zuverfiht beru⸗ 
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Het auf den Verhäitniffen der Freundſchaft und Verwandti 
fhäft, welche mich mit Frankreich fo eng verbinden, auf dem 
guten Einverftändniß mit den benächbärten Fürfteh, und anf 
der Einftimmung des fefien Landes wider den gemeinfamen 
Feind; 

Tapfere, biedere Wertphäten! Bei dieſem feier, 
lichen Anlaß der erſten Uebung Eurer verfaſſungsmäßigen 
Rechte werdet Ihr Eure Ergebenheit an Meine Perſon bis 
dutch beweifen, daß Ihr Meine Abfichten für das Wohl des 
Uns allen am Herzen liegenden Reichs unterſtützt. 

Wir wollen mit einander arbeiten; Sch als König, als 
Vater, Ihr als treue, Als liebende Unterthanen. 

. ’ Br \. 

Diefe Rede wurde mit vielen Beifallsbezeugungen und 
dem Ruf: Es Lebe der König! Es lebe die Kinds 
gin! aufgehommen, und als fie zu Ende war, wurden J. 
J. M. M. durch den Präfidenten und die Deputation der 
Stände, Eine nach der Andern in einen Sallon des Oran⸗ 
geries Pallaſtes wieder zurückgeführt. Nachher begaben ſich 
Höchſtdieſelben in der nämlichen Ordnung und mit eben dem 
Gefolge, worin ſie gekommen waren, nach dem königlichen 
Pallaſt wieder zurück. Eine Salve von 21 Kanonenſchüſſen 
verkündigte die Abfahrt Ihrer Majeſtäten. 


Am 4ten Julius hielten die Reichsſtände ihre erfte *) 
Sitzung, wo fie ſich mit der Ernennung der Mitglieder aller; 
Kommiffionen befchäftigten und zur Finanz , zur Civilgeſetz⸗ 
gebungs: und zur Ktiminalgefeßgebungs : Kommiffion. . ir 

Am 6ten begaben fi) fämmtlihe Mitglieder nach dem 
Napoleonshöhes Pallaf.e. Der König auf feinem Throne 
umgeben von den Großbeamten der Krone, von feinen Mk; 
niftern , von den Mitgliedern feines Staatsraths und den 
Beamten des königlichen Hauſes, ließ diefelbe vor fih. Der 








v Herr yon Berienfch nenne fie in feiner Rede bie zwote. 
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Präſident der Stände, Herr Graf von Schulenbura-Wolfeé⸗ 
burg, überreichte Seiner Majeftär folgende Sorichaft : 
Sire! 

Es ift die lebhafteſte und ehrfurchtsvolleſte Dankbarkeit, 
von welcher , vog dem Throne verfanmelt , die Stände des 
Königreichs fowohg durch die Wohlfahrt der füniglichen Zus 
fammenberufung als auch durch die väterliche Anrede, wel: 
cher ihr erhabner Monarch_fie vor der Eröffnung ihrer Sig 


“zungen gewürdigt hat, fich innigft durchdrungen fühlen. 


In diefem Augenbli eben fo hoch geehrt durch Em. 
Majeftät Vertrauen, als zuvor durch das Vertrauen ihrer 
Mirbürger, werden fie ernftlich bemühet ſeyn, das erſte zu 
verdienen, das andere zu bewahren. 

In ehrfurchtsvoller Erwartung deſſen, was Ew. Majeſtät 
der huldreichen Ankündigung zufolge, von Ihrer Seite den 
Ständen eröffnen zu laſſen geruhen werden, verſichern dieſel⸗ 
ben Eure Majeſtät in tiefſter Unterthänigkeit, daß ſie die 
hohe Abſicht lebhaft dankbar verehren, den Bedürfniſſen und 
Hrtsverfaſſungen der geſammten von Eurer Majeſtät glück 


lich beherrichten Länder diejenigen Anftalten anzupaffen, des 


ren Gemeinnügigkeit flir den Wohlftand des ganzen Königs 
reich von Allechöchitdenfelben anerkannt feyn wird. | 

Diefer Wohlftand des ganzen Königreichs, fein Glück 
md fein Ruhm, weiche Eure Majeftär ſelbſt fr unzertrenn; 
fi von dem Glück und Ruhm des Throns erfären, fol 
von. nun an unfer höchftes, unfer einziges Ziel ſeyn. Dem 
gemeinfchaftlihen Vaterlande Weſtphalen mit Liebe ergeben, 
erinnert fich jeder Weftphale künftig der vormals beftandenen 
Abmarkung von Ländern und Gebieten nun allein, um ſich 
zum Wetteifer in der Erreichung der weiſen Abſichten einer 
beglückenden Regierung zu ermuntern. 

Insbeſondere iſt die ganze Nation davon überzeugt, daß 
68 aller junger Bürger Pflicht ſey, aufgefordert zum Dienfte 
des Königs und Vaterlands die Waffen zu tragen: aber fie 
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fühlt: ſich zugleich zu Hoher Freude Gefecht, durch Die von 
Euer Majeſtät ihr eingeflößte Hoffnung, daß der Friede. des 
ftehen werde , ohne Zweifel das ſicherſte Mittet, die tiefen 
Wunden zu beiten, welche. ihr durch die vergängnißvolle Ben 
gangenheit geichlagen worden find. - - +" 

Seruhen Euer Majeftär die heißen: Winfche der Stum 
be für die Ehre und das Glück Ihrer Regierung gnädigſt 
zu genehmigen: und ſich die ehrerbletigen Huldigungen gefal⸗ 
fen zu laſſen, weiche ‚fie zu ihren Füßen ablegen, mit der 
demüthigen Bitte, fie mit der königlichen Gnade fernerhin 
zu beehren,' welcher: ſie würdig a. ſeyn, na ale Zeit eifref 
beftreben‘ werden. »- - - ne 

Se. Majeſtät hat hierauf eis in friend Pr 
driscken geantwortet: ° - de de BT zer 

»Ich habe mit Meronligen den Ausdruck der Geſinnum 
gen vernommen‘;: welche: die Mitglieder der: Reichsſtänbe un 
den Tag gelegt haben. Ich bin gerfihrt von ihrer Auhäng?“ 
tichlele an meine Derfon-und von ihrem’ Entfchluf den Glanz 
‚ des Throne, das Glück meiner Völker und ſolguch ap be 
eignes Wohl befördern. zu-wollen.e  . ::- i: 

MNach diefer Antwort erhob ſich der Kr , und "die 
Mitglieder der Stande ‚intfernten- ich aus dem Throͤnſaal, 
wohin fie aufs neue geführt wurden, um J. Wi: der: Könl⸗ 
gin ihre Huldigungen vergubetngen; weiche. fe son; Berl 
gnädig empfing. TEE De 727 

3. der: Sibung⸗ der Neicentide an: ‚ten Sutiud vers 
las der Here Miniſter des Juſtizweſens und der innern Am 
gelegenheiten, - folgende Darpeiting ber Lade des 
Königreichs. | N 

Meine Herren Heiheränter. 

Des Königs Majeftät hat mir"aufgetragen, Ihnen vi 
Lage des Reichs zu fchlldern. In diefem Gemälde erkennen 
Ste die Vortheile der neuen Verfafſung'; die flete Sorge 
des Königs, diefeiben Ihnen fortbauernd zu fihern, und 
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wie viel Sie thun können, feine väterlichen Gefinnungen zu 
anterftühen, Neben den glücklichen Früchten, welche in“ 
Monaten aufblühen mochten, werden Sie zahlreiche Keime 
derjenigen bemerken, deren Entwicklung die Regierung be: 
veitet, welche die Zeit, und, meine Herren, * Rathſchläge 
zur Reife fördern werden. 

Die Völker, deren Vertreter Sie find, fa lange fie ums 
ter viele Kerrfchaften getheilt waren, "hatten Beinen. Anſoruch 
nf ruhmvollen Rang unter den Nationen, . 

Hannover, für feine Sicherheit gu fern won dem Mit 
telpunkte der beittifchen. Macht, war auf dem feiten Lande 
. wie ein Unterpfand gegen ungerechte An ſprüche der engliſchen 
Könige. 

Die preußifchen, meift vor nicht langen Jahren zufem; 
mengebrachten Provinzen: einer von Friedrich. über ihre nas 
türlich⸗ Größe erhobenen Monarchie, waren in Bir Unfälle 
des Nachfolgers verwickelt, - 

Braunſchweig und Heſſen, von dem politifchen Syſtem 
ihrer Nachbarn fortgeviſſen, erhielten ſich,letzteres durch dit 
Ueberlaſſung ſeiner tapfern Krieger in ausländiſche Dienſte, 
Praunſchweig durch die Weisheit und gute Verwaltung des 
Fürſten; sin vorübergehendes Glüch, welche an dem Leben 
ein Mannes hieng. 

: Die: Bereinigung: ‚diefer- nicht großen Staaten gibt je 
dem derſelben mehr Reichthum nnd Kraft. Es fallen bie 
Hemmungen ihres Handels und Wandels; Eine «Nation 
feht auf, wo Provinzen waren; Gemeingeift: erhebt fich, 
wo docale und. faſt perfönliche Intereſſen die Anficht ber 
fehränkten. Jene, dem allgemeinen Glück verberblihen Bor 
netheile, in einem engen Kreife einheimiſch werſchwinden in 
sine, offenen weiten Raum. 

- Alle Unterterthanen find vor dem Gefeb⸗ gleich; von 
ihm alle Formen der Gottesverehrung heſchirmt; nicht nad) 
be Namen eines Glaubens, nach feinem; Benehmen wich 
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Jeber geſchätzt. Alle Knechtſchaft iſt aufgehoben. Freie 
Männer, überall, treiben ſeder das Werk ſeines Fleißes; für 
ſich thun ſie es und ihre Kinder, da theilt kein Herr den 
errungenen Sparpfennig; treulich aber bringen' die Leute 
rechtmäßige Erkenntuichteit für das einft von ihm erhaltene 
Sur. 

Angeftammter Namensunterſchieb bleibt, auf daß die 
Begünſtigten der Thaten und Verdienſte gedenken‘, welche 
den Vätern Adel gaben-, durch die allein der Adel rein und 
ehrwürdig bleibt. Weiche iſt er im Geblüt, nicht wie Ger 
ſundheit und Stärke phyſiſch; der Adet iſt in der Denkungs— 
art, er ift ein Gefühl: " Das graue Alter des hohen Stans 
mes erregt, wie die grauen Haare des hochbejahrten Mans 
nes, eine eigenthiimfiche Ehrfurcht; aber nur bemitleides 
wird ein gefuntenes Alter; und’ ſollte der uralten‘ Häufer 
entarteie Zweig eine größere Verehrung verdienen!‘ Der 
Adel, welcher feinen Vorzug durch“ die Cigenfchaften behauv⸗ 
tet, auf die er fich gründer, vereinigt Rechte der Gegenwart 
mir jenen der Jahrhunderte, iſt Beifpiel und Muſter jeder 
Kiaffe der Menfhen. Anders, als: wenn einer Ahnen zählte; 
unmürdig, in der. Gefellfchaft felbft niit Auszeichnung gezählt 
zu werden. Da ift Herrlich emporfieigender Adel: dem in 
dunkier Trägheit alternden meit überlegen. Zu Anftellungen, 
Nemtern, Würden, gibt fein Name das Recht; fie find Lohn 
und Ermunterung ber wirklihen Dienſte und auszeichnenden- 
Eaben. Oeffentlicher Laſten darf keiner ſich entäußern; alte‘ 
insgemein vom Staat beſchirmte Güter tragen die gemeine 
Pflicht, feinen Schirm zu erkennen. Der Adel, mit Necht 
eiferfüchtig auf Edelmuth und Uneigennützigkeit, wie möchte- 
er ferneve Anſprüche aufd Ausnahmen machen ,,. die in jenen 
unmiffenden Zeiten wareh ? Könnte er dem Naterlände: feis 
nen Theil dev Beihülfe verſagen, welche ihm neuere Ge⸗ 
ſchlechter darbieten - 

Demnach war eine der erſten Sorgen des Konigs, die 
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Güterfteuer auf bisher ſteuerfreie mit. zu verbreiten. Diefes 
geſchah mit aller Vorſicht, welche die Verhältnißmäßigkeit 
ſichern konnte; man wollte nicht auf Steuerfreiheit ein un— 
gerechtes Uebermaas ber Laſt folgen laſſen. Die Abgabe wur« 
de. auf ein Achttheil geſetzt; vielleicht hätte man mehr fo:- 
dern können! Doc bald werden wir das Verhältniß dieſer 
Defteuerung zu der auf die ungefreiten Güter genau wiſſen ˖ 
Gleichheit der Abgabe ift eine Pflicht bürgerlicher und pol’ 
tifher Gerechtigkeit, wovon bie Regierung fid nie entfernen 
wird. | 

. Den Staatsrath hat Se. Majeftat aus Männern ge 
bildet, weiche vor andern gefchickt fchienen , Allechöchftderfel: 
ben von der Lage jeder Abtheilung des Reichs die richtigften, 
Renntniffe beizubringen... Gewählt wurden fie aus den ge 
prüfteften &taatedienern ‚der ehemaligen Provinzen, aus 
Wännern, buch Eigenthum oder Einfihsen empfohlen. Man 
berief.zwei Mitglieder jener Univerſität Göttingen, der Bil: 
dungsfchule fo vieler geſchickter Vorfieher und Verwalter. 
Unter vielen Ermunterungen , welche Deutfchland den Wiſ— 
fenfchaften veichlich ertheilt, fehlte diefe; dem König, der die 
felben liebt, war fie vorbehalten: die Verfaſſung beruft Ges 
lehrte unter die Neichsftände, gleiche Ehre, wollte der Ko: 
nig, follten fie im Staatsrathe genießen. 

Die Leitung des öffentlichen Unterrichts wurde dem bei 
rühmten Schriftfieller aufgetragen, welchen feine Zeitgenoflen 
billig mit dem Namen; Deutſchlands Tacitus, beehrt has 
ben. Diefe Wahl ift die beſtmöglichſte Gewährleiftung, daß 
der. öffentliche Unterricht nicht. nur nicht vernachläßiget wers 
den, fondern wo ‚möglich neuen Glanz erhalten: foll. | 

Ale Staaten, aus: welchen das: Königreich Weftphaten 
befteht, :hatten öffentliche Lebranftalten. wetteifernd begiinftigt; 
Heſſen hatte die Univerſitären zu Marburg und Rinteln, 
Braunfchweig die von Helmſtedt, Preußen. die Halliſche, 
und Hannoevers Steig: war :össingen, hie neneke., nicht die 
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ungberühmteſte, nicht Die. unbeſuchteſte. Es iſt aus dieſem 


Wetteifer entſtanden, daß das Königreich fünf Univerſitäten 
hat, welche an Lehrern „und Anſtalten einen für ein großes 
Reich beneidenswerthen Weberfluß haben... - . . i 
Solche Achtung, fo vielen. Dank verdienen. diefe Mütter 
des Wiffens, daß man die. Unterhaltungskoſten zu bedauern 
fih nicht erlaubt. Heben den ruhmvollen i Früchten des Get 
nies und der Gelehrtheit haben trosfene Nechnungen:::tein 
Intereſſe. Verhehlen läßt füch freilich nicht, daß auf dieſen 
fünf hohen Schulen hundert und. vierzig Profeſſoren vor⸗ 
tragen ;. daß fie ſechsmal Kunderttaufend Franken koften ; def 
ein großer Theil der vormaligen Dotirung aus jebt verlor⸗ 
nen Domainen befteht, und fo der ganze Aufwand auf die 
Staatskaſſen fällt. Werden mit. den gelehrten afademifchen . 
Vorlefungen die Arbeiten der Lyceen, Spmnafien und Schur 
fen verbunden, fo möchte dem Königreiche- Weftphalen der 
Öffentliche Unterricht leicht eine Million zu fiehen fommen, :; 
: Mannigfaltig , es iſt wahr, find. -die daraus entftehen- 
den Vortheile: Fremde befuchen die Vorträge der. berühmtew 
Gelehrten; fie bringen mehr Geld in Umlauf, als: die einla⸗ 
denden Anftalten den üffentlihen Schab often. - Sollte 
gleichwohl nicht möglich . feyn , mit wenigern Univerſitäten, 
ducch ‚Vereinigung biefer “großen Lichtmaflen, eben fo viele 
Ausländer zu reizen, und mit minderm Aufwand und wer 
niger Ueberfluß der Lehrftühle, alles, was. man hat, und 
vielleicht noch mehr, zu erreichen? .:: 3: : © 
Diefes zu enticheiden, iſt jetzt nicht: der. Augenblit; die 
Frage wird der öffentlichen Stimme, der Prüfung einſichts⸗ 
voller Männer blog anheim gegeben. In einer fo wichtigen 
Sache wird fi) die Negierung , ohne: diefe und jene vers 
nommen zu haben , feine -entfcheidenden Schritte erlauben. . 
Das kann fie voraus verfihern ; daß die Wiſſenſchaften umd. 
ihre Lehrer alfegeit gefchivmt bleiben: follten rinige minder: 
blühende Inſtitute aufgehoben werden, fo müßte es zum 
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Bortheil deren gereichen , deren Glanz ohne eine Art Ent 
Beitigung nicht vetdunkelt werden darf; keinem Lehrer wircde 
fein‘ Gehalt, der Preis der Arbeit feines Leben? , nicht uur 
feiner Borlefungen zu. entziehen fenn: Lehrer, die nicht woll⸗ 
ten auf Gerühmtere Univerſitäten ihren Sitz verlegen, blie 
ben: in verdientem Nuheſtand bei dem, was ihrer Thatigkeit 
zugeſtanden war; mo in Städten eine Univerſität überflüſſig 
ſchiene; wurden Lyceen errichtet , auf weldjen der tiefgehende 
wiſſenſchaftliche Vortrag mit vielleicht noch größerem Nutzen 
durch gemeinnüßigere : faßlichere Lnterrichteformen erfeßt 
würde. Allein die endliche Entichitegung beruhet nicht wenig 
auf. der groͤßern ober geringen Ba der - « Sremben; indeß 
han alles wie es ift. 

Auch in ber Verwaltung und im Ayufigmwefen war 
" Berdktelung uns Luxus. Meformen find hier feichter, ihr 
Mugen ik in bie Fugen am, und bie Verfaſſung woll; 
ze ſe 

Wenige zur Verwalcunj, vleſe im: Cerich , ns if der 
Grundſatz einer guten Regierung, 

Der Gang der Verwaltung erfodert mei Behendigkeit: 
Ste muß wirken, und für latgfame Formen fehlt ihr Zeit. 
Sie muß fogleidh von dem Willen eines Einzigen abhängen, 
Bang in vwerfchiedener Kategorie befindet ſich der Rechtsgang. 
Wenige dringende Fälle ausgenommen, ift der Wunſch der 
Parteien, daß ihre Sache genau unterfucht merde, Man 
darf Hoffen, daß die durch Leidenfchaft und Irrthum vers 
bunfefte Wahrheit am beiten aufgeklärt werde durch bie Des 
rathſchlagung von vielen, 

.Alfo ift einem Präfekt vertraut werden, was ſonſt 
zahlreichen Regierungskammern. Nicht ein Verſuch war 
dieſes; bereits hatte der Erfolg in Italien und Frankreich 
dieſe Maasregel erprobt, welche eben deswegen in mehreren 
deutſchen Staaten angenommen zu werden beginnt. Einige, 
von jeder neuen Form unzertrennfiche Schwierigkeiten abge 
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pechnet, fühlt man ‚bereit... und wird immer beffer fühlen, 
wie fehr her Gefchäftsgang dabei gewonnen: hat. nn 

Der Municipalitäten Hat man wohl zu viele errichtet, 
Schon find einige vehuzirt worden man wird fih nächftens 
mit andern befchäftigen, wo gleiches rathſam feyn may, 

Wo nöcthig, wmird man fiber jeben. Kanten einen Maire 
feßen, zu welchem die übrigen in das Verhältniß kommen, 
wie vorhin Blirgermeiften zu Bögen ober Dberamemiännern. 
So ein Maire wird zwifchen feinem Kanton und dem Uns 
serpräfekt feyn, wie biefer. zwiſchen ſeinem Diſtriet und d dem 
Praſeen. 

Vielfältig wurde bad Auftiswefen verbeffert, Die: Auch 
1e dev Vervolllommnung war der Koder Napoleon , und bie 
neue Einrichtung ber Tribunalien. 

Jene neue Geſetzgebung, da fie einerfeits bie Subſtin— 
tionen eingehen ließ, anderſeits den Verfügungen der Eigen⸗ 
thümer weiten Spielraum öfnete, brachte: in die Familien 
eine den Vaterpflichten und Kinderrechten gemäßere Ordnung. 
Die Töchter, die jüngere Söhne, durdy- Die Eitelkeit "eins 
Ahnherrn, welcher fie nicht kannte, auf ewig enterbt, werden 
künftig nicht mehr neben dem veichen Erſtgebohrnen in 
Dürftigkeit zu leben brauchen. Auch diefer wird nicht meiter 
blos Nusnießer ſeyn, bisweilen veich!, ‚öfter in größter Vers 
Iegenheit, beträchtliche .Laften auszuhalten und nöthige Ders 
befierungen zu beſtreiten; manchmal : fein Lebenlang des: bes 
fien Theile der Einkünfte beraubt, welche mit großen Koften 
von andern verwaltet werden, um dangfam "Släubiger zu 
bezahlen, die durch den Verkauf eines Theits der. Güter auf 
einmat befriedigt worden wären; wie Brüder und Schwe— 
fern wird Er in unbeſchränktem Eigenthum ſein gefeßliches 
Erbrheil und was ältere Vorliebe ihm gab, frei benügen, 
Der Stanz (ift aber; das wahrer Stanz?), ‚ber Reichthum 
einiger Familien mag. Dadurch vermindert: werden, aber 
glücklicher werden ihre ſämmtlichen Mitglieder feyn, und 
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aus::der gleichen Erbrheilung, aus dem, unter fo manchen 
Verhältniß für die. Geſellſchaft vortheilhaften Güterverkehr, 
entfteht fir den Staat Gewinn. Ein von Sr. Majeftät 
genehmigtes Staatsrathsgutachten vereinigte die Vortheile 
des Aufhebens der Subftirutionen mit ber billigen Rückſicht 
fiir die auf Hofnung Berfelben wirklich Beboh: nen und 
Lebenden. 3 

Es brachte aber Napoleons Geſetbuch nicht allein diefe 
große Wohlthat: auch die. Tribunalien erhielten für die Ent 
ſtcheidung bürgerlicher.: Händel einfache, deutliche und vorzügs 
lid weife Vorichriften. Die Nation if zu gut unterrichtet, 
um nice alles Vortrefliche des. römifchen Rechts mit allen 
den Berbefferungen in Verbindung zu erfennen, welche ein 
durch die Erfahrung der Jahrhunderts aufgeflärter Verſtand 
in diefe alte Nechtsgelehreheit nach und nach eingeführt Hatte. 

Se. Majeftät. dat eine deutfche Ueberſetzung des Eodex 
Napoleon angeordnet, und fie ift geſchickten Rechtsgelehrten 
aufgetragen worden ; dieſe haben die beſten bisher erfchien« 
nen :Ueberfeßungen verglichen ; es ift zu glauben, daß durch 
deren Benusung und in Vereinigung: ihrer eigenen Einficht 
und. Erfahrung in juriftifcher Sprache die möglichſt vollkom⸗ 
menfte Dolfmerfchung zu Stand kommen fol. 

"Sie wäre bereits erfchienen, wenn: der Buchdrucker 
Wort gehalten hätte: Ich hoffe, der Abdruck foll in zwei 
Monaten: vollendet ſeyn; Grundtext und Weberfeßung ftehen 
gegen Über; unten zu weiterer Beleuchtung von beiden, die 
im ‚Königreich . Italien verfertigte Tateinifche Ueberſetzung. 
Dieſe ift angenommen worden, weil fie 'offiziel ift, und man 
in dieſer, allen . NRechtsgelehrten und Obrigkeiten verfchiedener 
Völker gleich bekannte todte Sprache, nur eine Ueberſebuns 
wollte. 

Da das Königreich, ein einziges Sürgeriches Recht has, 
fo iſt biflig: auch nur eine Manier, das Recht a führen und 
zu fprechen. on 
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Herrſchaftliche Gerichtsbarkeiten, diefe Auswüchſe dev 
Lehnsverfaſſung, wurden abgeihan; kein Gericht gilt als de— 
Königs. 

In unbedeutenden Sachen wird ſchnell und am Orte 
der That von Friedensrichtern geiprochen, deren Name fhon 
zeigt, wie fie nicht weniger Vermittler als Richter feyn 
ſollen. | on 

Größere Händel finden in der Nähe Diſtriktstribunalien. 

Uekber eine beſtimmte Summe hinaus iſt än das Aps 
pellationsgericht ein einziger, letzter Rekurs; außer die weni⸗ 
gen Fälle, welche durch Verletzung der Formen oder offenba⸗ 
re Uebertretung der Geſetze zur Kaſſation geeignet werden. 

Statt jahrelangen Umtriebs von einem Gerichtshef zu 
dem andern: findet jeder Prozeß höchftens in Jahresfrift Teiche 
feine Endfchaft. 

Diefer fchnelle Nechtsgarig vereitelt verderbliche Hoffnun⸗ 
gen und Beſorgniſſe, beftimmt das Zweifeihafte und ift eine 
wahrhaft große Negierungsmohlthatz eine der nothwendig⸗ 
fien, meine Herren, für Ihre meiften Fander, mo der Ne 
furfe und Nechtövortheife ( remedia. juris ) fo viele waren, 
baß Sprüche auf Sprüche fih häuften. Die Nochwendigs 
keit, über die Hauptſache, drei übereinſtimmende zu’ haben, 
nöthigte, fünf Erkennniffe zu fuhen, und da noch an den 
Fürften Appellation offen war , fo. blieb einenfinnigen Par⸗ 
theien ſelbſt noch dieſe Hoffnung einer Reviſion. 

Der König läßt Behörden ſprechen, welchen er die Aus⸗ 
bung dieſes Theils feiner Macht anvertraut bat. ihre 
Urtheile, den Vorfchriften der Procedur gemäß, find: unab— 
hanaig und frei. Ihr Gewiſſen, Ihre -Einfichten beftimmen 
die Anwendung der Geſetze. Der König richtet nie: den 
von rechtmäßigen Behörden geieblich gefprochenen Urtheilen 
gibt er das Gewicht und: Anfehen , welches die Unterthanen 
verfichert , es werde dieſes Urcheil jederzeit wahr bleiben; 
Kredit, Nähte, Usberrafchung werde keinem das nehmen, 
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wa⸗ ihm durch die Diner der Geſetze einmal zugeſtaͤn⸗ 
den iſt. 

Die Prelehferm iſt nach den Pändern verſchieden: Ein 
förmigkeit ift aber in der Einleitung fo nöchig als in dem 
Ausſpruch; die Prozedur muß Eine Vorſchrift Haben. 

Die Theorie der Preußifchen Hätte viel empfehlendes ; 
jede, Vorfchrift gegen Menſchen, die Progeffe und lange Pro⸗ 
zeſſe lieben, und jede Vorſorge für die unglücklichen Par⸗ 
theien, die Schlachtopfer ihrer Lift, ſchien erſchöpft. Aber 
bie Praxis entſprach den Abſichten des Geſetzgebers nicht: 
Die Prozeſſe waren in den preußiſchen Staaten wohl ſo 
lang und verwickelt, wie im übrigen Deutſchland. 


Es war ein Stundfehter der in unſern verfchiedenen | 


Ländern eingeführten Procedurſyſteme, daß, indeß Prokura⸗ 


toren und Advokaten beibehalten waren, die Einleitung det 
Prozeſſe in bürgerlichen, eben wie in peinlihen Fällen, den 
Nichtern anvertraut war: Zwiſchen beiden Fällen ift ein 
großer Unterfchied, 

In den peinlichen iſt eine Öffentliche Handlung, es gilt 
das Wohl der Gefellfhaft ; Uebertretung der. Gefege, auf 
weiche die Ruhe, die Öffentliche und perſönliche Sicherheit 
gegründet ift, muß beftraft werden. Dies liegt mefetitlich 
der Obrigkeit ob. Die bürgerliche Parthei hat ein unterges 
ordnetes Intereſſe. Eben diefe hat in bürgerlichen Händeln 
"das erfte und größte: der Prozeß geht Niemand an, als bie 
ihn fiihren: fie dürfen auf jede Art, welche ihnen die befte 
fcheint,, ihn zu.gewinnen ſuchen. &o wenig man dem Ev; 
wachſenen für Verwaltung feines Vermögens einen Bormund 
ſetzt, fo wenig hat er deffen für feine Streithändel nöthig. 
Er mag (wenn er nur die Formen beobachtet, welche fein 
Prokurator oder feine Mathgeber kennen müſſen), feine $os 
berung feloft eingeben und flellen, den Widerpart angreifen, 
fi) fchlißen ‚fo viel er will. 
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+ Die Fuͤhrung des Proseffes ift diEorge der Parthien, 
das Urtheil darin, die Sache der Richter. 

Dieſer Grundfak entfernt fofort ein Heer von Verich⸗ 
ten, Rathſchlägen, Verordnungen, welches den Richtern ums 
nützerweiſe die Zeit verdarb, Die Prozeſſe verlängerte, Stöße 
von Schteibereien und eine Menge von Schreibern erfoderte, 
und Aus den einfachften Dingen ganze Bände procreirte, 
“welche zu fefen für den Richter ein fo langes, Gefchäft mar, 
als lang die Arbeiten derer, welche fie zufammenfchrieben. 

Das ift die befte Procedur, welche auf den einfachften 
Wegen am fohnellften zum Ziel führt. 


Supplettent zu N®. 84. 

Am Juſtizweſen jollte fie feyn, was in höhern Wiſſen⸗ 
fchaften die Methode: die ſimpelſte Formel, eine Aufgabe zu 
löſen. 

Ein deutliches Anbringen mit beweiſenden Aktenſtücken 
und beſtimmten Antworten auf die Gegenrede der Wider⸗ 
part, — das iſt das Weſentlichſte der Procedur. 

Alles weitere, alles von” grübelndem Eigennutz, oder 
durch Leute, die durchaus die Rechtslübung zur Wiffenfhaft 
machen wollten, erfundene, das alles, hr fo weit immer 
möglich, fort, 

Nicht Actionen und Formeln haben das römifche Recht 
vor andern empfehlungswerch gemacht; vielmehr erkennt 
man hierin .ariftotelifche Spißfindigkeiten. Auch weiß man, 
daß die Parricier diefe Dinge erfunden , und ihre Kenntniß 
Jahrhundert lang ſich ausfchließlich vorbehalten, und daß die 
Piebejer defto abhängiger bleiben. 

Eine fo ränkevolle und verwickelte Procedur wie die, 
welche die Patricier dem römiſchen Volke gaben, wurde beim 
Wiederaufleben des römiſchen Rechts in Italien durch das 
kanoniſche in ganz Deutſchland verbreitet. 

Die Geiſtlichen waren dazumat faſt die einzigen, welche 
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etwas wußten. "Man fügte fich der im im Tanonifchen Rech, 
te eingefiihrten Procedur, welche fie mit vereinter theologi: - 
ſcher und ‚juriftifcher Kunft bei den Gerichten in Hebung zu 
dringen wußten. Frankreich widerfeßte fich öfters, und er: 
hielt endlich unter Franz dem Erften, Heinrich dem Dritten, 
Ludwig dem Vierzehnten, und ganz neuerlich durch den te: 
gierenden Kaiſer, eine einfachere Procedur. | 

Durh eine ganz eigene Sonderbarkeit geſchah, daß, 
indeß ein großer Theil Deutfchlands in den Religtonshän: 
bein fih von Rom trennte, und hierduch die Abfchaffung 
des Fanonifchen Nechts natlirlich und leicht wurde, dieſes in 
allen, der Reformation unnachtheiligen Sägen daſelbſt bei 
Anfehen blieb, fo daß, mit wenigen Ausnahmen ,. Deutfcdhy: 
land unter dem doppelten Joche römifcher Actionen und ka— 
nonifcher Proceduren verharrete. 

Das Königreich Italien, dem fie noch mehr eigen wa— 
ten, hat fie neuerlich aufgegeben, und gänzlich die franzöſi⸗ 
Ihe Procedur angenoinmen. 

Weſtphalen möchte eben fo wohl gethan haben, diefelbe 
auch für fit) ganz anzueignen. In der That ift der Zweck 
diefee Serichtsordnung nicht nur die feichtefte Anwendung 
des Eoder Napoleon auf die Streithändel ; ein Hauptgrund: 
ſatz ift: Klage und Antwort auf's einfachfte und fchnelifte 
zum Ziel zu bringen. 

Steihwohl Haben die Nechtsgelehrten von der Gefek: 
gebungs s Section viele Regeln beibehalten und aufgenommen, 
weiche ihnen vor der franzöftihen Procedur den Vorzug zu 
verdienen fchienen,, und bie in jedem Kall das Gute haben, 
Gebräuchen gemäß zu ſeyn, welchen man ungern entfagen 
wollte. So war ihnen der franzöfifche Codex Führer und 
Beifpiel, nicht firenge Regel. - 

Diefe Section des Staatsraths trug alfo vor, der 
Staatsrath nahm an, und der König genehmigte einen Co: 
der, worin viele Anordnungen der franzöfifchen Procedur 
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ausgelegt, auch weggelaſſen, oder beigefügt worden find: Er 
wird Ihnen vorgelegt werden, und Sie werden feine gleichs 
wohl durchgehende Tendenz zu Verkürzung deu Rechtshändel 
nicht mißkennen. Es find in demfelden der Borfchriften 
viele, weil man viele Fälle vorausfehen, und den mannigfas 
chen Gang der Streithändel einer fihern Richtung anvers 
trauen wollte Sc) glaube, man Hätte ihn einfacher machen 
tönnen ; aber Männern, gewöhnt an ſchwerere Formen, fchien 
es fimpel genug. Se fihtbarer die Vortheile der neuen 
Hrdnung werden, defto eher wird man die Spuren des alten 
Rechtsganges tilgen. Für jest find nüßliche Meuerungen in 
zureichender Zahl gefchehen, Zeit und Erfahrung werden über 
den Reſt belehren. 

Alle Sachen werden zum öffentlichen Verhör gebracht. 
Nichts iſt natürlicher, älter, als dieſe Einleitung. Die Par⸗ 
theien oder ihre Bevollmächtigten werden vernommen. Das 
Tribunal ſpricht. Der lebhafte feurige Widerſpruch im Vers 
hör hilft ſchneller und lebendiger die Wahrheit erkennen; 
die Richter ſprechen, ehe die ſo empfangenen Eindrücke ſi d 
wieder verwiſcht haben. 

Das Publikum wohnt bei, unterhält und ſchärft des 
Richters Aufmerkſamkeit; es bewacht ihn; wer wollte vor 
den Augen ſo vieler ungerecht ſprechen! in einem öffentlichen 
Verhör erhält auch die Juſtiz höhere Feiergeſtalt, als in 
einer verſchloſſenen Kammer. 

Dieſe auf hohem Sitz hervorleuchtende Obrigkeit, dieſe 
mit Beredſamkeit, Feuer und Muth kämpfenden Sachwalter, 
dieſes theilnehmende Publikum, neugierig lauſchend auf den 
Spruch der verſtändigen und ehrlichen Richter, iſt wie eine 
religiöſe Verehrung bes Geſetzes, das bei verſchloſſener Thür 
fie fo nicht empfängt, | 

Solche öffentliche Verhöre waren In dieſen Eis 
mehr üblich⸗ Warum nie für Weſtphalen Die 4 
der fo herrlichen Einrichtung verſuchen? Wo Gaben, 
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nes, wo Cicero, die Meifter der Berebſamkeit, aufgefiärtere 
Bewunderer ? Sollte fie unfruchtbar bleiben, diefe Bewunder 
rung? Indeß die deuriche Pitteratur mit der Litteratur aller 
"Nationen um den Vorzug buhlt, ihre Dichter, Gefchichts 
ſchreiber, Schrifiteller preifet , wie fellte fie nicht auch Red⸗ 
ner haben ? | 

Bemächtigen Sie fich des bisher fehlenden Ruhms der 
gerichtlichen Beredſamkeit. Sollte fie zuweilen ins weitläu— 
fige gehen, immer ift fie kürzer als die fchriftliche Hands 
“ung. Eine Nation, welche mehr denkt, und weniger leicht 
“fich bewegt als die bei weichen die Redekunſt in verjährter 
Uebung ift, wird den Mißbräuchen des mündlichen Vortrags 

‚ leichter entgehen, und nur feine Vortheile genießen. 

Im übrigen’ werden die Gerichte nicht fofort im erften 
Verhör zu fprechen haben. So oft fie genauern Unterricht 
“oder neue Ueberlegung betürfen, bleiben den Richtern zwei 
"Mittel; entweder nach der Sitzung über die Beweisſtücke 
zu rathſchlagen, oder eine fhriftlihe Darftelung anzubefehs 
ien. Man wollte hierin ihre Angewohnheit fhonen. Blos 
einfachern Händeln, und Richtern von ſchnellerm Blick wird 
ein kurzes leichtes Mittel zur Entfcheidung eröffnet. 

Zu peinlichem Sericht wird öffentliches Verhör durchaus 
erfodert: nah der DVerfaffung follen die Gefchwornen über 
peinlihe Sachen öffentlich fprechen. Ein diefen Grundſatz 
organifirendes Geſetz wird ihnen vorgelegt werden. 

Sn Frankreich ift eine zweifache Erflärung der Geſchwor⸗ 
‚nen, eine über die Anklage, eine über das Endurtheil. Se. 
Majeftät hat die Verfaffung zu erfüllen geglaubt, wenn nur 
ein Gericht der Gefchwornen, das zum Endurtheil, niederge 
ſetzt wirde. Bei der Anklage braucht man noch nicht zu 
wiffen, ob ein wahres Verbrechen erwiefen, ob der Beklagte 
überführt iſt, fondern ob die Rede von einem ſür peinliches 

"Bericht, fie Gefchworne, gehörigen Verbrechen fey. Die 
Frage ift über die Kempedenz des Forums, und gehört vor 
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bie Richter; nicht über ein Faktum, deſſen ‚Erdrternng- ng 
Geſchwornen zukäme. EIER... 
Wenn die Anklage, mit ihren. Gründen Gelegt,,., in ges 
ſetzliche Form gebracht iſt, alsdann, fobald es ſich von Ver 
urtheilung handelt, wo nicht mehr von Vermuthung ‚und 
Schein, ſondern von Beweis und. Uebergeugung. die- Dede 
ift, dann treten Geſchworne auf. | DE DE 
Sch bedarfi wohl nicht eine Einrichtung zu loben, welcht 
für peinliche Nechtsfälle zugleich obrigkeitliche Perfpnep, und 
vernünftige Bürger aufruft, weiche, nachdem fie die. Vach⸗ 
der Beklagten rechtlich hat unterſuchen laſſen, dieſe Unterſu⸗ 
hung ſelbſt durch die Einfihe der zum Endurtheil Berufenen 
einfachen Bürger abermaliger Prüfung unterzießt. „„‚Diefe 
Biürger haben nicht jenen Hang, weichen die Gewohnheit def E 
Michtens bisweilen ber redlichſten Obrigkeit ‚mittheilt,, Vers 
brechen gern zu. glauben. Beſonders haben fie nicht jeng 
geoße Liebe zu einer . Theorie gefelicher -Preweife ,. wyelcher 
manche Verurtheilung eines Unſchuldigen veigemeſſen wird 
Vielleicht ſind Geſchworne nirgends, nothwendiger, alg 
in einem Lande, wo Maxime, iſt, die, Auſſage von zwei —* 
gen, fo gut mie won taufenden:, ale vollgiltig anzunehmen, 
Anftatt zu fragen, ob Farinacius, Carpzon,. oder fonft ein 
Doktor entfcheide, Daß der oder. jener Beweis duch. Häufung 
fo und fo vieler. Mebenbeweife zur. Ueberzeugung Binreiche, 
folgt der Sefhworne feinem natürlichen Verſtande, betrachtet 
den Eindruck der Vorträge auf fein eigenes Gemüth, ſtellt 
eine Meinfügige Additions, und Supraktionsrechnung dep 
Anzeigen, Bekenntniſſe, Abläugnungen, und anderer Umftäns 
de an, fondern fpricht nach) dem Ganzen, und nidhe nur 
nad) den Worten der Zeugen und Partheien, ſelhſt nach 
ihrer Haltung, ihren Geſichtszügen. Ihm ift alles gut, was 
Äberzeugt, alles, was zurückhält. Er bilder feine Dieinung 
dem nad, was ihm Eindruck macht, wie einer, der Licht 
fiehet, oder es zu fehen bezeugt, wenn gleich andere meinen, 
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ee ſollte nach gewiſſen Theorien es nicht, ober nur auf ihre 
Art fehen. 

Durchaus frei feiner moralifchen UWeberzeugung zu fols 
gen, wird eben diefes Gefchwornengericht von den, ben Vor⸗ 
Hang leitenden Richtern gleichwohl geführt; fie fuchen ihm 
älle Selten der Sache zu zeigen. Sie find es, welche auf 
das von Gefchwornen erflärte Factum das losfprechende oder 
ſtrafende Sefeg anwenden. Denn fie bleiben Richter des 
Hecrd: die Sefchwornen, Nichter fiber das Factum. So 
if alles mögliche vereinigte worden, um zu hindern, daß ˖der 
Schuldige entgehe, oder ein Unſchuldiger das Opfer juriſti⸗ 
ſcher Irrthümer werde. 
BGleichwie jeder junge Bürger verpflichtet iſt, gegen 
feier‘ Feinde für das Vaterland zu fireiten,, fo iſt Pflicht 
- aller angefehenen Blirger von reifem Alter, im Innern zur 
Erhaitung der Öffentlichen Ruhe. dadurch zu wirken, daß fie, 
änfgöfodert, peinlichen Gerichten beiwohnen. Es iſt ein öfs 
feijtliches chrenvolles Amt, welchem fi Niemand entziehen 
barf, ohne ſich feläft der Gleichgültigkeit anzuklagen. Ders 
Brechen zu unterdrücken’ If jeber intereſſirt, jeder kann dars 
unter leiden. Kein Menſch kann bebauten, daß unglückliche 
Zufälle nicht einft auch ihn einer gerichtlichen, dem Anfehen 
nach peinlihen Verfolgung oder einer Beriiumdung ausſez⸗ 
zen: Als Menſch und Bürger iſt er ‘verbunden , wenn er 
dazu berufen wird, das Amt eines Geſchwornen auf fich zu 
nehmen: Es wird nicht fehr oft einen treffen; einmal viel 
leiche in mehreren Jahren. 

Auf die Verweigerung flieht Strafes man mußte im 
Geſetz davon fprechen, aber ohne Zweifel wird nie der Fall 
kommen, fie vollziehen zu müſſen. 

Das Amt eines Geſchwornen kann nur ein angefehener 
Mann (Notable) bekleiden: wer wollte aus dem hoben 
Bang heradfteigen, um ſich eine kurze Ortsveräuderung und 

eine Beine Ausaade zu eriparen ?. 
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Es iſt unterſucht worden, ob man bie Geſchwornen Bes. 
- zahlen folle? Diefes würde dem Staat einen im Ganzen 
‚wohl nicht unbeträchtlichen Aufwand ‚gemacht haben; für jes 
den Sefchwornen, der ihn einzeln trägt, ift er unbedeutend, 

Wie unruhig für eigene Sicherheit wäre jeder Engläns 
der, wenn das Geſchwornengericht abgefchaft würde! Big 
‚würde er feine Würde. verletzt finden, went ihm für die , 
Uebung eines ſolchen Ehrenamts Geld geboten würde! 

Als die Franzoſen dieſe, auch ihnen einſt nicht frembe 
Einrichtung herſtellten, fanden fie gleiche: Sefinnung in dem 
ſie auszeichnenden Ehrgefühl. — Wie fünnte man ben Weſt⸗ 

phalen die Unehre thun, ſie deſſen für unempfänglich zu 
halten! 
Zu Einführung dieſer Gerichtsform hatte bis Verfaſſung J 

den erſten Julius feſtgeſetzt; aber mit dem Tag iſt es nicht 
ſo fireng zu nehmen; es beruhet auf der völligen Organiſa⸗ 
tion, Schon iſt den Präfekten aufgetragen, Verzeichniſſe 
der Sefchwornen eines jeden Departements auf die Zeit. bes 
seit zu halten, wenn das’ Ihnen, . meine Herren, vorgelegte 
Geſetz bekannt gemacht werden wird. Sofort werden. alle 
Angeklagten die mohlthätige neue Procedur zu genießen 
haben. 

Se, Majeftit zweiflen nid, es werden dieſe Veränder 
rungen .der bürgerlichen und petnlichen Procedur den Bei⸗ 
fall der Magiftcate und Rechtsgelehrten genießen. Sie find 
zu aufgeflärt, alte Gebräuche und ihre Gewohnheiten Vers 
befferungen vorzuziehen, welche die Zeit und ber Fortgang 
der Einfihten in allen WWiffenfchaften und allen Anftalten 
der Menfchen hervorbringen. Sollte - gleichwohl in vorhas 
benden Aenderungen einft die Erfahrung dies oder jenes zu 
verbeſſern rathen, fo wird, mie die Nothwendigkeit fich ers 
gibt, Se. Majeſtät Ihnen, meine Herren, daffelbe vorlegen 
laffen. Die Verfaffung. beruft Sie, über Verbeſſerungen der 
bürgerlichen und peinfichen Gefeßgebung zu rathſchlagen; 
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eben die Macht, mit der Sie die vorzutragenden Geſetze bes 
Feäftigen, bleibt für derſelben fernere Vervollkommnung. 

In einer andern Sitzung wird Ihnen ein Pönalcodex vor⸗ 
gelegt werden, mit welchem es weniger eilend war, ſich zu be⸗ 
ſchaͤftigen, als mit andern, Ihnen vorzutragenden Gegenſtän⸗ 
ben. Die peinlichen Geſetze in den meiſten Staaten, welche 
das Konigreich Weſtphalen bilden, find ſanft, und allenfalls 
kann die königliche Gnade ſie mildern. Auch habe ich den 
Beſto häliſchen Völkern mit Vergnügen die Gerechtigkeit zu 
ſeiſten, daß Verbrechen ſelten vorkommen. Eben weil fie 


rapfer find, find fie nicht böͤſe. Man bat gewiſſe Vergehen 


in Kaffel abnehmen gefehen , feit der Aufenthalt des Königs 
mehr Geld unter die Leute gebracht hat. 

2. Das’ peinliche Gericht freuet fih, fehr wenig zu thun 
zu haben. Glückliches Land, wo Teibunalien ſich guter 
Muße rühmen können! Der König, deſſen väterliches Ge⸗ 


- wüth bievon lebhaft gerühre wurde, wird nichts verſäumen, 


durch gute Ordnung in ber Öffentlichen Verwaltung, und 
durch Wohlthaten, diefem Zuftand alle Dauerhaftigkeit zu 
geben. . 

Se. Majeſtät Hat die zahlreichen milden Stiftungen zu 
Kajfel in ein Büreau vereinigte. Dafelöft wird die Hilfe 


ordentlicher, zufammenhängender und mit beſſerm Urtheil 


geipendet, als es durch Privatverwaltungen möglich war. 
Ge. Majeftät hat Ihren Schagmeifter darliber geſetzt, um 
fogleih zu vernehmen was fehle, und um aus eigenen Gel: 
dern veichliche Hilfe zu verfchaffen. Doc). von des Königs 
Mrivatfreigebigkeit mögen getröftete Dürftige fprehen. Ih⸗ 
nen habe ich blos die. Grundlage Seiner Öffentlichen Der: 
waltung vorzutragen. Diefe befchräntten fi nicht auf Trö⸗ 
flung der Armuth, der König will, daß ihr abgeholfen wers 
de; daß Fleiß , welcher Lohn verdient und erhält, an die 
Stelle der müßigen läſtigen Almofenbettiee komme. Das 
am einem fchägbaren kaſſeler Bürger verwaltete Arbeitshaus 
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wird begünftige werden; eine größere Ausdehnung wird ihm 


in dem Modellhaufe bereitet, deffen wenige merkwürdige 


Sachen ihren ‘Dia in dem Gebäude des Mufeums finden 
werden. 


Das Königreich, als Theil des Rheinbundes, hat ein. 


Kontingent zu ftellen: eine der angenehmften Pflichten für 
den Sinn eines in den Waffen gebildeten jungen Königs, 


welcher fhon mehr Glück und Siege zählt, als nöthig wä⸗ 


ven, ein langes Leben zu verherrlichen, ’ 

Befondere Aufmerkfamfeit widmeten Se. Majeſtät der 
Bildung jener erfien Negimenter, die der Kern des Heeres 
feyn follen. Alle in fremden Dienjten fiehende Truppen 
wurden zurückberuſen. Die Zeit iſt nicht mehr, wo Weſt—⸗ 
phalens tapfere Söhne auswärts Dienfte zu fuchen brauch— 
ten, weit fie fie im Waterlande nicht fanden, oder meil fie 
einem mit ihrem Blute getriebenen Handel ausweichen wolls 
ten. Jetzt haben fie ein Vaterland, fie haben einen fie lies 
benden König, welcher, wenn gefochten werden ſoll, perföns 
fich fie zum Sieg führen wird. 

Erneuern wird fih das Heer durch die Konffription, 
welche, indem fie ohne Unterfchied alle junge Bürger aufı 
ruft, zugleich fanfter und nützlicher iſt. Konflription macht 
eigentlich Nationalheere; fie unterhält, fie verewiget jenen 
militairifchen Geift, wodurch Kriege kurz umd glücklich, und 
lange Sriedensperioden erobert werden. 

Das Heer ift, beffer als je bekleidet , bezahlt; eine or⸗ 
dentlichere angewöhntere Mannszucht bewahrt vor der Vers 
derbniß und Erfchlaffung, - wozu die vielen Semefter und alls 
zu unthätigen Garnifonsdienfte Anlaß gaben. Wenn die 
Konfkription geliebte - Gewohnheiten unterbricht, fo iſt ber. 


Mann durch die kürzere Dauer feiner obligaten Dienftzeis 


entichädigt. Nach finf Jahren kömmt er in die väterliche 
Wohnung zurück, und wählt welche Arbeit er will; Nie: 
mand unterbricht ihn weiter. 

/ 
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Die Priegerifchen Eigenſchaften, welche oie Bemohner 
diefer Gaue von jeher auszeichneten, der Gehorſam und die 
Liebe, weiche fie zu dem Landesfürſten allegeit trugen, iſt 
nebft des Königs Liebe zum Heer‘, für Se. Majeftät- Bürge 
der Hofnung, daß man fich pünktlich unter die Fahnen 
ſammlen, treulich dabei aushalten werde. So viel Wohl: 
wollen und Gunſt würdige Krieger bei Sr. Majeftät finden 
werden, fo viele Verachtung und Strenge würde auf Muths 
loſe fallen, welche der erften ruhmvoliften Pflicht ſich zu ents 
ziehen trachten möchten, 

Strafen, welche nicht ſowohl beffern als herabwürdigen, 
find abgefchaft worden. Ehre foll der Trieb, der Sporn der 
Krieger feyn, Keine Stufe ift, wozu der Soldat fich nicht 
emporfchwingen könnte. Nichts fchlieft aus als die Unfä— 
higkeit; es gibt Fein Privilegium ats fir Geift und Muth, 

Meine Herren, es bleibt mir übrig, Ahnen von dem. 
Finanzweſen zu fprechen. 

Der Krieg , welcher das mitternächtlihe Europa ges 
driickt, hat in Ihren Landen feine allzutiefen Spuren ges 
laſſen. In feinem fehnellen Siegeslaufe begehrte der Ueber— 
winder nur Kontributionen: Felder, Städte, Wohnorte find 
Übrigens gefchont worden, 

Wenn, wie nicht zu zweiflen, die Vereinigung biefer 
Länder zu Einem Reihe Glück für fie ift, fo fann man ber 
haupten, daß der Krieg, der vielen Aufopferungen ungeacht 
tet, für fie nicht unglücklich geendige wiirde, Der Künig, 
wenn Sie ihn unterftüßen, wird alles thun, um dieſes gute 
Reſultat zu mehren und ihm Dauer zu geben, 

Als des Könige Majeftät auf den Thron fam, war 
nichts in dem Schake; alle Einkünfte waren fir das »grofße 
Heer.a Die vielen Ausgleihungen , haben aufgezehrt, was 
der Dftober und November gebracht; eigentlich genießen &e, 
Majeſtät nur feit dem erften Dezember die Einklinfte, 

Auch dann waren beträchtliche Rückſtände zu vergliten. 
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- &te verfeßten in augenblickliche Berlegenheiten, welche doch 


nicht fehr fühlbar wurden. Sie brachten in die Nothiwenr 


digkeit, von Jahrgeldern Über zoo Franken vor der Hand 
nur die Hälfte zu bezahlen; der Finanzminiſter glaubt, bald 
wieder die vollen Zahlungen feiften zu können. 


Beträchtlihe Verbefferungen bat man filr die Organifas 


tion der direkten Steuern, des Poftwefens, der Forſtverwal⸗ 


tung, der Einführung des Patentgeldes, bereitet, Lebteres, 
ohne den Kandel zu belaften , hält ihn an, fo wie die lie 
genden Gründe, für die e Sransebenärfaif fein Theil beizus 
fragen. 

Aus Einkünften eriedigter "Domherrenpfriinden und ans 
derer ‘Präbenden wurde eine Oekonomatskaſſe gebildet, für 
die Stiftung eines Schuldentilgungsfonds,, welcher eine 
‚Quelle von Entlaffung und neuem Wohlftande feyn wird. 


Die alten Provingialfhulden,. durch die aufferordentlis. 


hen Kriegstontributionen vermehrt, haben die Aufmerkfams 
keit des Königs beichäftigt , und erfodern .alle die Ihrige. 
Ihre vereinte Maffe iſt nicht fo ſtark, als die Hülfsquellen; 
getrennt würde fie reiche Departements zu Boden drücken, 
Selbſt wenn die Einheit des Reichs der befondern Liquibis 
rung fich nicht durchaus entgegen febte , auch dann würden 
- Länder, die ſich entziehen möchten, auf eine andere Weiſe 
zur Aushülfe derjenigen beitragen müſſen, we fie fo um 
politiſch Hätten ſtecken laffen, 


Doch lezteres verbeut die Verfaſſungsakte; durch Disfe 
wurde diefe Zahlung der Kriegstontribution eine Bedingniß 
ber Errichtung und Vereinigung Weſtphalens. Schuldner 
iſt alfo das ganze Reich; nur von Mitteln handele ſich's, 
die Pflicht zu erfüllen. Diefe werden Ihnen vorgelegt. wer 
den, in der merkwürdigen Sitzung, welche zeigen wird, mie 
leichte und ſchnell Weftphaten fihi zu dem Flore erheben 
ann, wozu feine Verfaſſung, das Beſtreben des Königs, 
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und die aufgeflärten Abfihten der Stände biefes Reich ber 
rufen haben. 

Wenige Königreiche fingen mit folchen Vortheilen an. 
Ein treflicher Civilkodex; eine Verwaltung, derjenigen gleich, 
wodurch eine große Nation blühet, und welche durch andere 
nachgeahmt wird; eine glückliche Lage an zwei Strömen, 
die den Handel vergrößern und begünſtigen werden; eine 
verhältnißmäßig zahlreiche Volksmenge, treflich durch ihre 
Güte, ihre Treue, ihre Standhaftigkeit. 

Die Wiffenfchaften zieren den Staat; einige entwickeln 
den Geiſt, andere vervollfommnen die Künfte, deren Werk 
zeuge und Maſchinen fie vereinfahen und ihnen fchnellere 
Wirkung geben. Se. Majeftät wird fie begünſtigen. Aber 
Landbau und Handel machen die Nationalſtärke. 

Se. Majeſtät wird nichts unterlaſſen, um an der Elbe 
und Wefer den Arbeitsfleiß ermunternd empor zu halten, 
und in einigen Departements, wo man ihn einfchlafen und 
aufhören ließ, ihn wieder empor zu bringen. Zumal wird 
Köchftdiefelbe den Landbau, dieſen Kauptreihthum des 
Staats begiinftigen; fihon der freie Kornhandel muß ihn 
mächtig ermuntern. 

Die Tuchfabriten follen vervielfältigt und vervolllomms 
net werden. Die Mittel liegen nahe. Schon beſitzt Wefts 
phalen einige der ſchönen Heerden, womit Spanien Europa 
bereichert, uud welche befler find, als Gold von Peru. 

Die Straßen werden hergeftellt; an Orten wo Verbins 
dung fehlt, neue eröfnet. Se. Majeſtät läßt die Möglichkeit 
und Nützlichkeit eines Kanals zwifchen Elbe und Wefer prüs 
fen. Immer mehr wird der König trachten,, den Geift der 
Nation von der Neigung abzubringen, aus Präbenden und 
Gehalten zu leben, Werteifer wird Er zu pflanzen fuchen, 
und die Begierde, durch Verbeſſerung der Güter, Verwens 
dung des Kapitals und Entwickelung des Fleißes, in dem 
. eigenen Vermögen bie befte Hülfsquelle zu fuchen, 


y 


Die geographifche Lage des Reichs, feine Gruben , feine 
Forſten, fein Getraide und feine Tücher, öfnen dem Unter 
nehmer ein reiches und ein weites Feld; der Kriede des fs 
ften Landes, der endlich wohl bald zu erringende Friede der 
Meere, laden ein, diefe Entwürfe zur Ausführung zu bes 
zeiten. Be 

Alles Sute und Nützliche wird Ermunterung und 
Schug finden bei einem Monarchen, dem fein Alter die Auss 
fihe öfnet, fir das Glück feiner Unterthanen fünfzig Jahre 
wirffam zu feyn, welcher dazu die Mittel brauchen wird, 
bie ihm feine großen Verbindungen gewähren, und in dem 
jene, feine Dynaftie auszeichnende Thätigkeit lebt. 

Wenn unter dem Haupt und Stifter diefer Dynaftie 
Frankreich zu einem Grade von Macht und Ruhm aufges 
blüht ift, wie man ihn, fih nie Hätte vorſtellen können — 
wenn Spanien, um den verlohrnen Rang unter mächtigen 
und glüclichen Staaten wieder zu erringen, einen andern 
Napoleon ruft — ein anderer in Holland angebetet wird — 
fo wird auch. der, dem Weftphalen zufiel, eben fo viele Liebe 
und nicht mindern Ruhm verdienen. 


20. 


DBemerfungen über den, im ıgten Hefte unter 
Mr.83. ©. 83. u. folg. enthaltenen Auffaß: 
»Waren die nad der Bundesakte erfolgten Mediatifis 

»rungen ein Ausfluß des Staats Noths Rechts juris 
»eminentis? von Friederich Hoppe« 





von Dr. ®. 3. Behr. 





I, der, unter der angeführten Auffchrife In igten Hefte 
diefer Zeitfchrift enthaltene Aufſatz gegen die, in meiner 


348 - 

foftemarifchen Darftellung des rheinifchen Bundes aus dem 
Standpunkte des üffentlichen Rechts enthaltene Begrün— 
bung der Rechtmäßigkeit der durch bie Bundesakte bewirkten 
Verſchmelzung mancher teutfchen Staaten mit andern gerich 
set if, fo wird es mir vergönne fon, das nöthige baranf 
zu erwidern. 

Eigentlich könnte ich mich damit begnügen, zu erinnern, 
daß aus der Bundesakte, meines Wiſſens, nirgends eine 
Mediatiſtrung — (denn dieſer Ausdruck und ber duch 
ihn bezeichnete Begriff paßt durchaus nicht auf die, im dem 
Berhältniſſe mehrerer ſonſtiger teutfcher Landesherrn durch 
die Bundesakte eingetretene, Veränderung) — erfolgt, und 
daß meine Vertheidigung dieſer Veränderung nicht auf ein 
ſogenanntes Staat s⸗Nothrecht, ſondern auf ein, fo zu be 
nennendes, Staaten Mothredht gegründet ſey. 

Doch ich will ſeibſt jene Frage fo ftellen , wie fie Hätte 
deftelle werden müſſen, um dasjenige beſtimmt auszudrücken⸗ 
was Kr. Hoppe, in Beziehung auf den von mir 6. 100, 
ber erwähnten Darftellung aufgeführten Satz, wahrſcheinlich 
ausbriicken wollte, und dann feine Zweifelegründoe beant⸗ 
worten. 

Seine Frage muͤßte wie mir ſcheint, eigentlich ſo 
heißen: 

Giebt es im Verhältniſſe zwiſchen Staaten und Stans 
te, alſo im Gebiete des Staaten⸗Rechts, ein Recht, dem⸗ 
jenigen gleich, welches man bisher Im Staatsblirgerverhält, 
niffe oder im Gebiete des Staats: Rechts das Staats: 
Nothrecht genannt hat, — alfo ein fogenanntes Staaten 
Nothrecht? *) und läßt ſich durch die Hinſicht auf ein 
folches (Staaten: Mothrecht) die Unterwerfung mehrerer 





%» Anmert. Ich bemerke hiemit ausdrücklich. daß ich nie jenen barbarıs 
(hen Ausdruck gebkaucht haben würde, wäre er mir nicht durch Pen, Hoppe’s 
Aufſat abgedrungen worden. 

(q 
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ehemaligen teutſchen Landecherrn unter die Souverainität 
anderer, wie ſolche durch die Bundesakte bewirkt worden iſt, 
rechtfertigen? 

Da mir Hr. Hoppe hoffentlich egen fo wenig zutraue 
wied, daß ich jene Rechtfertigung auf ein Staats: Notds 
vecht habe bauen wollen, als ich ihm die Beſchränktheit zus 
teaue, mich fo mißverftanden zu haben, fo kann ich nice 
zweifeln, durch jene Umgeftaltung feiner Frage, den von ibm 
bezielten Sinn richtig getroffen, und dem Publitum das eis 
gentlihe punctum controversum deutlich beſtimmt gu 
Baben. | 

Vorläufig lege ih das Geftändniß ab, daß ich ſelbſt 
wohl vorhergefeher habe, daß manche die im 6. 100 meiner 
'Darftellung aufgeftellte Rechtfertigung für fich unbefriedigend 
finden mögten ; jedoch nicht etwa in Gefolge eines Gefühld 
der Schwäche des Fundaments der Rechtfertigung felbft, fons 
dern Tediglih in Gefolge der Ueberzeugung, daß es 
manchen, was jeboch nihe meine Schuld! iſt, an der 
Bedingung fehlen möge, um die Stärke jenes Zundaments 
durchfchauen zu können, das ift, an einem gründlichen WBifs 
fen, nicht nur des allgemeinen Staates, fondern auch des 
allgemeinen Staaten⸗Rechts; und gerade an diefer Be, 
dingung ſcheint es auh Hrn. Hoppe — fo fehr er auch im 
seen Theile feines Auflabes feine Bekanntſchaft mie dem 
allgemeinen Staatsrehte bewährt hat — gefehlt zu has 
ben, wie fi aus der Prüfung feiner Sätze zeigen wird. 
“Mach einer vorausgefchickten, ziemlich richtigen, obwohl 
nicht ganz entichöpfenden Deduftion des Staats: Nochs 
rechts, nimmt derſelbe folgenden Uebergang zu feinem eigents 
lichen Thema : | 

„Nach diefer Anafdfe aus bem allgemeinen Staatsrechte 
viſt alfo das Objekt des Staats; Nothrechts nur der Ums 
»terthanen wohlerworbene Rechte, und bie obige Frage. 
viſt in der Negative beantwertet.c . 
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: Daß das StaatssMothrecht nur auf die Rechte von 
AUnterthanen Einfluß babe, daß alfo die Foderung des 
Opfers an die, nach feiner ‚Sprache, mebdiatifirten aus einem 
Btaatsı Mothrechte nicht abgeleitet und gerechtfertigt wers 
den könne, wer follte das haben leugnen, oder wer follte 
das Segentheil Haben behaupten wollen? — — Ach in der 
That nicht; denn. ich. behauptete: So -wie das Recht einzels 
mer Menfchen in einem Gtaate bedingt iſt, durch die Mög—⸗ 
Achkeit des Beftehens der ‚Rechte der übrigen Staatsglieder 
mit und neben dem ihrigen, mithin das Recht der erfteren 
Binwegfällt, wenn diefe Bedingung ihres Rechts hinweggefal⸗ 
den ift, deffen Folge man bicher ‚mit. dem, freplich nicht pafs 
fenden, Namen — dominium eminens — bezeichnet "hat; 
eben: fo iſt das Recht jedes einzelnen Staats, im Staaten 
SBerhälmigie, bedingte durch die Möglichkeit: des Beſtehens 
‚der Rechte der: iibrigen Staaten mit und neben dem feinis 
‚gen, und wenn demnach bie Pealifirung- eines öffentlichen 
Brechtöverhältniffes unter einer Menge fich begrenzenden 
Staaten, und deffen Sicherung nicht möglich iſt, ohne ba 
winzelne Staaten jene ihre Nechte aufgeben, fo fallen, mit 
Bedingung jener ihrer echte, auch. diefe- Ihre Nechte ſelbſt 
hinweg, und fie können demnach nicht befugt feyn , jenes 
nothwendige Opfer, d. h. das Aufgeben jener ihrer :NRechte ' 
zu verweigern, — deffen Geltendmachung man, im: Gegens 
faße des Staatss Nothrechts, offenbor das Staaten 
Mothrecht benennen könnte, 

. Alfo nur ans einem Staaten Nothrehee wollte i bie 
hier unterftellte Veränderung und Unterwerfung techtfertigen, 
amd Hoffentlich wird, außer Sen. Hoppe, weiter Niemand 
verfennen, daß ich jene Beziehung auf das Staats: Noris 
recht nur der größeren Deutlichkeit wegen, und um die Gleich— 
heit der Prinzipien des Staatenrechts- mit-jenen des Staates 
rechts anfchaulich zu machen, gebraucht habe, wie aus dem 
legten Satze bes $. 100. der erwährten Darſtellung Mar 
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hervorgeht, Wo'e4 heiße: sfo mußten auch einzelne folcher 
»Ötaaten jene Rechte dem Zwecke der Nealifirung eines ‚ges 
vſicherten Rechtszuſtandes aller, welche durch die Pflicht 
aus Prinzipien des Staatenrechts geboten 
"»war, nothwendig zum Opfer bringen, und es war alfe 

»die Bewirkung diefes Opfers eben eine folhe Auss 
»übung des juris eminentis im Gebiethe des 
-»Staatentehts, als wie ſie nach den voraus aufges 

‚sftellten Grundſätzen im Geblethe des Staatsrechts ſtatt fin⸗ 

»det ꝛc. x 1 

H. Hoppe ſtellt weiter folgende Sätze auf: 

»Staaten gegen Staaten ſtehen unter keinem Geſetz, 
vund find als ſelbſtſtändige Perſonen im Naturzuſtande ans 
»zuſehen. Das Völkerrecht iſt bis jetzt noch nichts, als eine 
»Idee. Gewalt im Kriege tritt alſo an die Stelle des 
»Staats: Nothrehts.« — 

In der That, fonderbare Vehanptungen: — Da bi. 
Hoppe ſelbſt die Staaten für ſelbſt ſtändige Perſonen 
“gelten läßt, fo muß er fie doch wohl auch als rechtsfähi⸗—⸗ 
ge Wefen gelten laffen ; rechtsfähige Weſen gleicher Art fies 
ben aber, ſchon als foihe, in ihrer Einwirkung aufeinander 
unter der Werbindlichfeit des Rechtsgeſetzes, mithin find 
Staaten gegen Staaten auc, in ihrem Naturguftande — zwar 
feinem pofittven Geſetze — aber doch allerdings dem alls 
gemeinen Rechtsgeſetze unterworfen, und ihre gegens 
feitigen Verhältniſſe müſſen danach beurtheilt werden. 

Das Syſtem der Verhältniffe zwifchen Staaten und 
Staaten, nach jenem allgemeinen Rechtsgeſetze regulirt, iſt 
das allgemeine Völker⸗ oder Staatensfiecht; und wenn gleich 
die Staaten fih nicht immer wirklich dem Nechtsgefege ger 
mäß behandeln, fo bleibt doc, des allgemeine Staatenrecht in 
feiner vollen objektiv verbindlichen Kraft, fo wie das allges. 
meine Staatsrecht in feiner vollen Kraft bleibt, wenn gleich 
daſſelbe nicht allenthalben zur Ausübung kömmt; und mit 
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demfelben Fuge, mit weichem Hr. Hoppe das Staate⸗Noth⸗ 
recht aus bem allgemeinen Staats⸗Rechte deduzirte, mit 
demſelben Fuge, ſollte ich denken, dürfte ich. das Recht, wei⸗ 
sches man Staaten⸗Nothrecht nennen könnte, aus dem all⸗ 
gemeinen Staatens Rechte beduzizen , und feine Anwend⸗ 
barkeit eben fo gut vopwlicen, ‘als Hr. Hoppe die Anwend⸗ 
barkeit des GtaatkMothredts poftufire, ob man gleich 
auch Tagen könnte, das allgemeine Staatsrecht ſey bis jeht 
michts als eine Idee. — Gewalt im Kriege tritt. aber ganz 
und gar nicht an bie Stelle des Staats; Moihrechts, ſon⸗ 
dern an die Stelle einer, zur Handhabung bes Rechts uns 
ter den Staaten rechtlich zu Eonftituirenten , aber nicht 
wirkiich vorhandenen, Macht; denn jeder Kriegflihrende giebt 
wenigſtens vor, fein Recht gegen ben befriesten Staat vers 


Yolgen und geltend machen zu wollen. Um die einzelnen 


Untertdbanen eines Staats (deren Rechte felb nah 
Ben. Hoppe nur bie Obfelte des Staats⸗Nothrechts find) - 
au: Aufopferungen ihrer Rechte zu Gunſten ihrer Mitbüͤrger 
zu zwingen, tft meines Wiſſens noch fein Krieg geflihrt wors 
"den, alfo iſt auch noch fein Krieg an die Stelle des Staats 
Nothrechts getreten, wohl aber könnte Krieg geflihrt werben, 
um das Staaten-Nothrecht geltend zu machen, wenn nams :., 
tich ein oder mehrere Staaten folche Rechte, die mit der 
Beftehbarkeit der Rechte aller Staaten unverträglich find, 
aufzugeben ſich weigetten, und daher durch Gewalt der Bafı 
fen dazu gezwungen werden müßten. 

Die eigentliche Widerlegung- meines , von Hen. Hoppe 
"angefochtenen Satzes aber fol in folgender Behauptung liegen: 
© »E8 giebt feinen Nechtszuſtand unter Staaten und Stans 
sten‘, fonft würde der Begriff der Gelbſtſtändigkeit, mithin 
vder des befondern Staats, aufgehoben. Dieß ertennt Behr 
vſelbſt, wenn er früherhin fagt, daß Staat und Staat wie 
»Privaten außer dem Staatsverhältniß zu betrachten jenen. 
vGiebt es keinen Rechtszuſtand, fo kann auch nicht von Ned 
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»ten die Rede feyn, noch weniger von einer Bedingung der: 
»Möglichkeit des Beſtehens der Rechte anderer Staaten, die 
»nur mit dem Rechtsgeſetze eintritte ——— 

Wahr iſt's, daß ich den Grundſatz aufgeſtellt habe: 
Staaten und Staaten. ſtehen urſprünglich unter ſich in 
demfelben Verhältniſſe, in welchem einzelne Menfchen -ftehen; 
ebe fie fi zu einem Staate geeinigt haben: das heißt: So 
wie die einzelnen Menfchen urfprünglidh in einem, der 
Sicherheit ihres Rechts ermangelnden, Zuftande find, fo 
befinden fich die Staaten urfprünglich in einem Zuftande, 
mworinn ihre Rechte, als Staaten, gegenfeitig durch nichts 


garantire find: ihr urfpränglicher Zuftand ift alfo kein 


Rechtszuſtand. — Wer mögte aber daran folgern können, 
daß darum im urfprünglichen Verhältniſſe der einzelne 
Staaten, ‘wie ber einzelnen Menſchen, gegeneinander gar 
nicht von gegenfeitigen Rechten derfelben, noch weniger von’ 


einer Bedingung der Möglichkeit des gegenfeitigen Beſtehens“ 


ihrer Nechte die Nede feyn könne? Kennt denn Kr. Hoppe 
nicht einmal den allgemein befannten Satz: daß Bas Recht 
und die Gü (tigkeit des Rechts vor und außer allem Staate 
und Ötaatenvereine unter Menfchen und Staaten ‚befkehe; 
und daß die Stiftung des Staats und Staatenvereins blo® 
bie Geltung des Rechts unter jenen und dieſen bezwecke 7 
Wenn aber das Recht auch fihon urfpriinglich fir jene und‘ 
diefe gültig ift, wenn das Nechtsgefek, nur feine Geltung; 
nicht aber feine verbindende Kraft an fich fiir Menfchen und 
Staaten erft vom Staate und Staatenvereine herholt, fonr 
dern aus dem, von der Natur fo geordneten, Bedingtſeyn 
einer Coeriftenz freyer Menfchen und Staaten, als folcher: 
durch daffelbe, fo muß doch wohl auch ſchon urſprünglich 
unter ihnen vom Rechte die Rede feyn können, und das Recht 
ftatt finden, und fobald das Recht ftatt findet, wenn es gleich 
noch durch nichts gefichert tft, ſobald muß auch bie Bedins- 


gung ‚des Rechte ftatt finden, denn letzteres, als das bedingte, 
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iſt ohne erſtere überall nicht gedemfbar. Verbindet nun Bas 
Rechtsgeſetz urſprünglich fhon Menfhen und Staaten, fo” 
find auch urfprünglich ihre Nechte ſchon bedingt, durch die 
Möglichkeit des Beſtehens der Rechte anderer Menſchen und 
Staaten, denn das Rechtsgeſetz befteht ja nur in der Ber 
ſtimmung diefes Bedingtſeyns. 
Eben darum aber, weil die Menſchen und Staaten in 
ihrem :urfprünglichen Zuftande feine Sicherbeit ihrer 
Rechte haben, follen fie in einen Zuftand treten, ber ihnen 
jme Sicherheit gewährt, und bdiefen nennt man den 
Rechtszuſtand. Dieſer Nechtszuftand ift für einzelne 
Menfhen der Staat, fiir einzelne Staaten der Völker⸗ 
Staat oder der StaatensBund,. Nur bey der Vers 
einigung mehrerer Staaten unter der Form des Völker⸗ 
Staats wird die Selbftfiändigkeit der, fo vereinigten, Staas 
ten, mithin der Begriff des befonderen Staats aufgehoben, 
nicht fo bey ihrer Vereinigung unter der Form des Staa, 
tenbundes : denn diefer läßt alle in ihm begriffenen: 
Staaten als felöftftändige , befondere Staaten beftehen,, und 
gebt eben darauf aus, ihnen, als befonderen Staaten, ihre 
Selbſtſtändigkeit und ihr Nechtsgebierh, als Staaten, geltend 
zu machen, und biefe Geltung zu fichern. 

Falſch ift alfo die Behauptung: ves giebt feinen Rechts⸗ 
zuftand unter Staaten und Staaten, denn fonft wiirde der 
. Begriff der Seldftftändigfeit, mithin der des befonderen 


. Staats, aufgehoben.“ — Denn der Staatendund iſt ein 


Hechtszuftand der verbiindeten Staaten, und dennoc bleiben 
dieſe in ihm befondere und felbftftändige Staaten: faft folls 
te man glauben, Kr. Hoppe kenne uur einen einzigen Rechts⸗ 
zuftand, den Staat, und außer dieſem, feinen. — Und 
fatfch ift dem voraus angeführten Grunde zufolge die Be: 
bauptung: »daß aufer dem Rechtszuſtande nicht vom Rechte, 
noch weniger von einer Bedingung der Möglichkeit des Be, 
ſtehens der Rechte anderer Staaten die Rede ſeyn könne.« 
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Haben doch dis Staaten: von Europa, ob fe’ glaich fort, 


dauernd außer dem Nechtszuſtande unter ſich blieben, von 
jeher fo viel. mon Rechten unter Mch- geſprochen und gehans 
‚delt; ale wohl ganz unmiis nach Ken, Hoppe? alfo konnte 
‚wohl bey ihren Friedensverhandänugen nie von gegenſeitiger 
Ausgleihung ſtreitiger Rechte die Rede ſeyn? . 

Sso wie ſich eine Macht darſtellt, welche untir koexiſti⸗ 
renten Staaten einen Rechtszuſtand einführen will, ˖handote 
‚fie der Foderung des. Rechtsgeſetzes gemäß, indem‘ dieſes ums 
ser Staaten mie unter Menſchen die Geltung des Rethts 
befiehlt, iſt ſſe alſo durch das: Rechtsgeſeczſelbſt ermächtige, 
die Bedingung der Möglichkeit bes, "gegnifeitigen Deſtehens 
ihrer Rechte, als Staaten, geltend zii machen’; und finden 
fi folche Rechte einzelner Staaten, wWölche mit BAC RUN 
lichkeit des Beſtehens der Rechte: aller unverträglich ſmib, 
:fo gebieter ihe das Mechtögefep:, :bas- Hinweggefallen feyn je⸗ 
ner Rechte mie ihrer Vedingeing "gu" erklären, umd dieſer 


Akt iſt ein, der Ausübung des Siaats⸗Nothrechts ine Stans _ 


te ähnlicher, At; den man den Akt rines Ot a are n⸗Morh⸗ 
rechts nennen könnte, da er im:Staatenverhältniſſe daſſelbe 
tft, was jener im: Bürgerverhättuifie ſehn fol. Es iſt aber 
wiefer Akt in beyder Hinſicht keine Aufhebung von Nedi 
ten ; denn die fraglichen Nechte find, als das bedingte‘; im 
Anterſtellten ‚Falle mit ihrer Bedingung fchon von ſelbſt hin⸗ 
weggefallen: Sondern eine bloſe Erklärung diefes Hiweggk⸗ 
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fallenfeyns, weiches oinzig von’ dem Begriffe des Ri und, 


bes Rechtsgeſetzes felbft ausging. 


: Aus biefen Gründen vertheidigte ich die fragliche 


Unterwerfung einzelner teuticher Landesheren unter die Sou⸗ 


verainität anderer: Don diefen:Gründen Hat - aber Bi 


Hoppe auch nicht einen einzigen durch ‚jene ſeine Berrett 
tungen gefchmächt , vielweniger widerlegt, ſondern nur die 
Unrichtigkeit ſeiner Begriffe beurkundet. 

Doch! es iſt noch ein Sag deſſelben übrig: 
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pMögen andere. Staaten beflehen ober vergehen; es 
hat dieß auf die Nechte und Verbindlichkeiten dieſes indis 
‚aniduellen Staats nicht: den mindeften Einfuß,, wenn fchon 
»wieheihe in politi ſcher Hinſicht. Daß aber die Polis 
Ark ein. echt. giebt, vom. andern Staaten Aufopferungen 
»zu ‚verlangen, iſt ohne. Zweifel.« Ä 
73, Wohl mag das erftere wahr feyn, jedoch nur faktiſch 
wahr, fo lange fich die Staaten weiter nicht: gegenfeitig um 
vinauder bekümmern, ſondern jeder ungeftört. feinem Egoiss 
snue. fröhnen dark: Sobald aber die Mehrheit koexiſtirenter 
Staaten dem: Unmefen des, Aller rechtlichen Sicherheit ers 
mangolnden, Zuſtandes, durch Einführung und. Herftellang 
ines auficherken Rechtszuſtandes unter fih, ein Ende machen 
Mi; dann iſt fie. auch durch das Rechtsgeſetz ermächtigt, un: 
befümmert um Die Foderungen des Egoismus der einzelnen, 
die Bedingungen zuveafificen, unter welchen jener Rechtszu⸗ 
stand muy eins und ausfüiheber iſt, und bey biefer Ausfühs 
sung hatı fie, durch: bad Rechtsgeſetz ſeibſt auktoriſirten, Ein: 
Aus auf bie Rechte und Verbindlichkeiten der. ben. jener Aus‘ 
führung Gefangenen Staaten. : Y 

Was fich Übrigens Hr. Hoppe unter. Politit denken 
möge, weiß ich nicht. Ich verſtehe darunter die Kunſt und 
Miſſenſchaft, Staaten in ihren inneren und äußeren Ver, 
haltniſſen zur: Erreichung ihres Zwecks zu führen. Erheiſcht 
un die Herbeyführung rechtlicher Sicherheit in den äußeren 
Verhälliniſſen, ohne bie der Zweck ber Staaten in füch ſelbſt 
ewig unerreichbar bleibt, Aufopferungen von einzelnen Staa⸗ 
ten, fo-if jene auch ohne Zweifel, diefe zu verlangen, be 
xechtigt, d. h. fie iſt ohne Zweifel berechtigt, die Auf: 
opferung derjenigen Rechte von andern Staaten zu verlans 
gen, ‚mit. deren Beſtehen die rechtliche Sicherheit aller uns 
verträglich üft, gleichwie fie ſelbſt zur Aufopferung ähnlicher 
echte verpflichtet iſt. Denn jeder Staat iſt, als unter 
dem allgemeinen. Rechtsgeſetze ftehendes Weſen, ohnedleß 
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eſchon aAus dem Beſttzr jener Rechte geſetzt, und Veren, Forts 
‚behauptung würde eigentliche Uſurpation ſeyn, welche ſelbſt 
zur Ausübung des nöthigen Zwanges gegen fie berechtigte. 
.Mögte nun eine kompetente, nicht Namenloſe, 
Kritik vecht bald entſcheiben: ob ich dem Ziele, — oder ob 
Se. Hoppe dem richtigen Sinne meines, von ihm ange⸗ 
fochtenen ; Sabes , vielleicht überhaupt: ber Sründfichen Er⸗ 
Terden des Staatenrechts vorübergegangen ſey? | 

Bo im Sulins 1808. 








29. 
Bemerkung 
über 
Dir fogenannte fchließliche Erffärung des Herzoglich, 
Mecklenburgiſchen Juſtizraths von Sul im 
XVII. Hefie Rr. 54 Be 
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W. der Juſtizrath von Std se meniger Arroganz und 
mehr Befonnenheit ſich füglich felbft Hätte fagen können und 
miiffen, das müffen wir ihm wohl nur fagen, nämlich das, 
daß er im Seiner Rückſicht der Marin fey, mit welchem wie 
ung in eine Literärifche Fehde einlaffen können und werden. 

lieber den Segenftand feiner Schreibereien enthält auch 
ohne unfere Bemerkungen das abgebrufte Zeugniß des Hof— 
raths Hrn. von Boſtel völlige Entfcheidung ; "das ganze un, 
befangene und vernünftige Publikum hat darliber feine Les 
berzeugung fo allgemein und beſtimmt ausgefprochen, daß 
wir darüber kein Wort mehr verlieren werden. Der von 
Gülich ſelbſt leugnet die vorgelegten factiſchen Momente 
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‚nicht, ſondern bemühet fh wur fie zu umgehen. Nut ein 
ſehr ſchwacher Grad von Menſchenkenntniß iſt erforderlich, 
um ihn in allen ſeinen Sendungen zu durchſchauen und :der 
aAllgeneine Anzeiger der Deutſchen 1808. Mr. 121 
anthält eine treffende · Auseinanderſetzung dieſer · Sache. 
Wenn eine längere Rechts- und VWichterpraxis den 
Säpolla aus des ꝛc. von Gülich Bücherſammlung verdrängt 
baden wird zſo wird er feine ‚gegenwärtigen zahlloſen Erklä⸗ 
rungen und deren leidigen Geiſt gewiß berruen; wir wollen 
ihm das Andenken an dieſelben dadurch nicht noch mehr vers 
bittern, daß wir den. Wirrwart, die, Abſurditäten und „Uns 
wahrheiten, welche er in der Erklärung vom 16. April d. J. 
(Rhein. Bund Heft XVII. Nr. 54.) vorkringt, beleuchten 
und aufdecken. Diefe Erklatung iſt zu ſehr unter aller Kris 
tie und ihr Verfaffer zu fehr unter aller Beachtung ; wenn 
ex erft den Freund' der Pläne des’ Weylarfchen Ptokurato⸗ 
ton: Ausfchuffes abgelegt haben wird, dann wird er feine 
Echwachheiten, Erkiärungen, Unterdrückung der Wahrheit 
and Abfprung: vom geraden Wege ohnehin genug bereuen. 
Die Verfaſſer der Abhandlung: über 
die Entſchädigungs-Berechtigung 
der Staatsdiener. 


". " x s ‘% 


369 
30. 


Bekanntmachung der Grosherzoglich Heſſiſchen He 
gierung des Fürſtenthums Gtarfenburg die 
Allodififation der Lehen betreffend, 





Fixtractus Protocolli Grosherzoglich Heſſiſcher für das 
Fürſtenthum Starfenburg angeordneter Regierung d. nat 
Darmftadt den 7. Mat 18,8. 

Fiat generale an ſämmtliche Suftizs und Kameral⸗ 
Beamten des Fürſtenthums Starkenburg inclusive dee - " 
Juſtizämter in den neueſten Souverainitätslanden: 

Da ſeit einiger Zeit mehrere Grosherzogliche Vaſallen 
Geſuche um Erlaubniß ihre Lehen oder Theile derſelben ge⸗ 
gen ein billiges Aequivalent als Allod veräußern zu dürfen, 
eingelegt hätten; ſo habe man von Seiten dieſer Stelle an 
Se. Königliche Hoheit den Grosherzog den Antrag gemacht, 
daß ihr die Vollmacht ertheilt werden möge, mit allen den⸗ 
jenigen Vaſallen, welche ihre von Köchftdenfelben relevirende 
Lehen in Allod zu verwandeln wünſchen, unter Vorbehalt 
höchſter Genehmigung über die Allodifitation verbindliche 
Verträge abzuſchließen. 

Nachdem nun Se. Königliche Hoheit der Grosherzog 
diefen Antrag gnädigft genehmigte hätten: fo mache man 
ihnen diefe höchſte Entfchliefung zu dem Ende befannt, um 
in ihren Geſchäftsbezirken die Vaſallen, denen daran gelegen . 
ſeyn möchte, davon gelegentlich in Kenntniß zu feßen. 

Sollenius. 
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di. 


Einführung ded Code Napoleon im Grosherzog—⸗ 
thum Heflen. 





Eubdewig von Gottes Gnaden Wrosherzog von Selen, 
Herzog in Weſtphalen ıc. ıc. M 


Jadem Wir mit andern Souverains des Rheiniſchen Buns 
bes bie Weberzeugung von der Vortreſlichkeit des Code 
Napoleon hegen, haben Mir befchloffen, denfelden zum alls 
. gemeinen Geſetzbuch in Unfern Staaten unter Modififatios 
nen und Bellimmmungen . anzunehmen , welche Verfaſſung 
und beſondere Verhältniſſe erheiſchen. Wir werden dieſen 
wichtigen Gegenſtand durch eine eigends anzuordnende 
Kommiſſion Uns vortragen laſſen. So wie Wir nach Vol⸗ 
lendung dieſer unumgänglichen Vorbereitung Unſere Wils 
lensmeinung über den Zeitpunkt und die Art der Annahme 
der Kaiſerlich Franzöſiſchen Geſetzgebung, durch ein weiteres 
Edikt verkündigen werden; ſo befehlen Wir einſtweilen, 
daß nicht allein auf Unſerer Landes;liniverfiie öffentliche 
Worlefungen über den Code Napoleon gehalten werden; 
fondern auch ſämmtliche Juſtizdiener mit dem Geiſt defiel: 
ben ſich vorläufig bekannt machen ſollen. Urkundlich Un— 
ſerer eeigenhändigen Unterſchrift und beigedrukten Stacts⸗ 
Siegel Auerbach den 1. Auguſt 1808. 


LE udemwig _ 
Lichtenberg, | 
Seheimer Staates Neferendär. 





Der 


Rheiniſche Bund. 


Ein und: zwanzigſtes Heft. 
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32. ei u 
Das teutſche Reich und der ebene Bund, # 
Eine publiziſtiſch⸗ ‚politifche Paralleleıc. von Dr. W J. Behr. 





Wortehuns der im neunzehnten dette abgebrägenen abdatdlang) 


Duo. 


. . . 
—— —— — u ; un 


Nas belebende und erhaltende Prinztp dee teutſchen Reichs, 
die Urquelle feiner organiſchen Bewegungen ımd Verrichtun⸗ 
gen, die Stüße feiner Eonftitution: ſollte die Verſammlung 
"feiner Stände, der Neichstag ſeyn, in und durch welchen dee 
teutfchen Nation vermittelft des Organs ihrer Primaten ein 
entfcheidender Antheil an den richtigften und weſentlichſten 
Negierungsrächten" gefichert, und eben dadurch der Weg offen 
behalten mar; ihr wahres Intereſſe mit der individuellſten 
Kenntniß und auf den richtigften Wegen zu beforgen , ‚; ihre 
wichtigften Angelegenheiten mit vereinter Kraft und Weisheit 
zu foͤrdern, und ſelbſt die, durch veraͤnderte Verhaͤltniſſe und 
Umſtaͤnde nothwendig gewordenen, Modifikationen dev Ver 
faffung und Verwaltung zu bewirken! dein der bey weitem: 
reellſte Antheil an der Geſetzgebung des Reichs lag, wi⸗e wir 
—2* 
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wiffen, in den Händen jener Verſammlung; von ihr hieng es 
ab, durch den Weg der Wahlkapitulation die Wirkſamkeit der 
kaiſerlichen Gewalt zu beſtimm̃en zu erweitern oder zu bean) 
gen; von ihr murden die wichtigen Fragen über Krieg und 
Frieden des Neichs entfchieden, und im Falle des Kriegs das 
Maaß der Mitwirkung, aller Stände beſtimmt; von ihr wur: 
den die Neichsftenern bewilligt, den Gerichten die Normen 
ihres Vefahrens vorgezeichnet, Viſitationen derfelben angeord; 
net, und ſelbſt gewiffe Klaffen von Colliſi ionen und Verbrechen 
in lezter Inſtanz gerichtet z ihr kam’ es zu, die Auflicht über 
- Rollziehung der Beſchſe des Reichs zu führen, alles, was 
„bie Erreihung des Zwecks des Vereins erheifchte, zu vealifis 
ten,‘ und überhaupt jede Angelegenheit des Ganzen zu ordnen, 
ab dem Zwecke des Ganzen gemäß zu. beſorgen. 

Daß jedoch der teutfche Reichstag bereits feit langer Zeit 
der Idee feiner Funktion, der Beftimmung feiner Eriftenz gar 
‚nicht mehr .entfprochen habe, daß eine beynahe unerträglich 
Schlaͤfrigkeit und Unbeholfenheit in dem Gange feiner Ge: 
fchäfte, eine hoͤchſt auffalfende Kaͤlte deſſelben für das Wohl 
der Sefammtheit eingetreten ſey, daß derfelbe fein Dafeyn 
und Leben nur nody zur Lähmung reichsoßerhanptlicher Ener: 
gie, und zum Kampfe des Egoismus feiner. Glieder, oder 
wenigftens. einzelner Klaſſen feiner Glieder gemißbraucht habe, 
und endlich zur bloßen Hebungsfchule leeren eitlen Ceremoniels 
herabgefunfen ſey, iſt zu notorifh, ale daß es noch einer 
Nachweiſung beduͤrfen koͤnnte. 

Da der rheiniſche Bund einer ähnlichen Verſamm⸗ 
lung ſeiner Glieder bedarf, wodurch der gemeinſame Wille 
der in ihm vereinigten Staaten gefunden. und ausgeſprochen, 
d. i. die Sefeke des Bundes aufgeftellt „, deren Geltung uns 
ausbleiblich bewirkt, Die im Laufe der Zeit nach Maaßgabe 
der Verhältniffe und. Umftände zur Erreichung des Bundes 
zwecks erforderlichen Maaßregeln getroffen und in Vollzug 
geſetzt, endlich die zwifchen den verbuͤndeten Staaten etwa 
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entſtehenden Koffifionen friedlich gefchlichtet, und jeder in bee 
ihm eingeräumten Sphäre feiner Sonverainität geſichert, 
Überhaupt die Verbindung und deren Zweck realifirt werde, 
und, daß eine ſolche Verſammlung der Bundesglieder zu dem 
angegeben Zwecke konſtituirt werden folle, bereits in den. Ars 
titein 6. 9. und 11. der Gonföderationsafte als konſtitutio⸗ 
nelles Geſetz ausgefprochen ift, fo dürfte es fehr wichtig feyn, 
nad den Quellen jener Entartäng und Unthätigkelt der 
Keichsverfammlung zu forfchen,, um. dich Verſtopfung 'diefer 
Quellen in der Conſtitutionsart der Bundesverſammlung einer 
aͤhnlichen Erſchlaffung und Gleichguͤltigkeit fuͤr das Wohl des 
Ganzen auf Seite der lezteren wirkſam vorbeiigen zu koͤnnem 
Wir, unferes Orts, glauben jene Quellen — neben dem 
Immer weiter einreiffenden Mangel des Intereſſes für ‚Erreß 
hung des Vereinigungszwecks und an dem Auftande der Ges 
fammtheit, veranlaßt durch das immer ungebührlichere- Her 
vortreten der. Sindividnalität und des Egoismus der Reichs 
fände, was freylich die Grundquelle alles Uebels im teutſchen 
Reiche war — erkennen zu muͤſſen: 
1) In der Trennung der * Reicheſtande in drey verſchiedens 
Collegien. 
ꝑ) In der Sonderung der Reicheſtinde in zwey Religione · 
koͤrper. 
5) in der Nichtanerkennung der entſcheidenden Kraft der 
Stimmenmehrheit und endlich 
4) Sn der Abhängigkeit der Reichſstagsgeſandten von eine, 
“bey jedem eityelnen Falle einzuhotenden, befonderen Sn 
ſtruktion. 
ad 1.) Die einzige, durch die Natut ud das Weſen 
dee Sache begründete, Bedingung ber Iheilnahme an den’ 
Verhandlungen des geſetzgebenden und die gemeinſchuftlichen 
Angelegenheiten befbrgenden Eorpg eines Volker⸗GStaats vder: 
Voͤlkerbundes iſt die Eigenfihaft eines: aktiven und konſtituti⸗ 
ven Glieds des erfteren oder des lezteren, und in dem Rechte 


564 | 


der Mitwirkung zu jenen Verhandlungen muß, fo wie in 
dem . Effekte des Vereins überhaupt, für alle jene Glieder die 
"solltommenfte formale Gleichheit flatt finden, d. h. die 
Stimme eines jeden Glieds jener Art muß ben jenen Vers 
handlungen ganz gleichviel gelten, und es giebt feinen objek⸗ 
tiven Grund zu einem linterfchiede des. Grads der Geltung 
der Stimmen jener Glieder; denn bie flaatsbürgerliche Per: 
fönlichkeit, wie die Perfönlichkeit eines Bundesglieds, als 
ſolchen, ift bey allen unterftellten Gliedern des Voͤlkerſtaats 
mie des Voͤlkerbundes eine und dieſelbe, und eben fo muß 
die Fähigkeit zur Stimmgebung, die Selbftftändigfeit, oder 
das DBermögen der. freyen Selbſtbeſtimmung, und die Einficht 
in die. Tauglichkeit und -Angemeffenheit der zu waͤhlenden 
Mittel zur Erreichung des Vereinigungszwecks, objektiv 
genommien, bey jedem Gliede als in gleichem Maaße vorhans 
‚den vorausgefeßt werden, gleichwie.denn auch auf diefe Fäs 
higkeit weder der aͤußere Rang, noch die Menge oder der 
Grad des Beſitzthums dev Glieder den. geringſten Einfluß has 
ben kann: auf die ſubjektive Faͤhigkeit der Individuen 
kann aber nicht Ruͤckſicht genommen werden, weil ſonſt eine 
Auswahl ſtatt finden muͤßte, und nicht alle jene Glieder zu 
den Verhandlungen zugelaſſen werden duͤrften, auch es ſich 
dabey wohl finden koͤnnte, daß die Stimme eines, am Range 
und dem Grade ſeines Beſitzthums nad) minder bedeutenden 
Sliedes ungleich mehr gelten müßte, .ald jene des, dem Range 
und der Größe feiner-Befißungen nach weit mehr bedeutenden 
Stieds. Ueberhaupt machen weder der höhere Rang; noch 
die größere Menge des Beſitzthums gefchiekter, bey den Der: 


haandlungen dee öffentlichen Angelegenheiten eine, dem Zwecke 


bes Gemeinweſens fürderlihe Stimme, zu führen, und da an 
den unterftellten Gliedern alles übrige gleich iſt, ſo muß auch 
die Stimme eines jeden. derfelben gleich geltend feyn, und es 
findet alfo fein Grund zum Trennung eines Corps. der ‚unters 
ftellten. Art: in verſchiedene Collegien flatt, durch welche den 
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Gliedern des einen College eine E-ıperlorität, oder auch nme 
ein Sleichgewicht über oder mit der größeren Zahl der Sue | 
der eines andern Collegs eingeräumt werde." 

Praktiſch geltend war auch diefer Grundſatz auf ber 
teutfchen Reichstage in früheren Zeiten, "bis gegen das Ende 
des ı5ten Sjahrhunderts diejenigen Stände, welche ſich in den 
ausſchließenden Beſitz des Rechts der. Kaiſerwahl, und ¶ 
mancher anderen Vorrechte geſetzt hatten, ſich, durch ihren er⸗ 
worbenen höheren Rang veranlaßt ſahen, ſich von den Ahr 
gen Reichsſtaͤnden zu ſondern, worauf die uͤbrigen Staͤnde; 
um auch ihren Vorrang bemerkbar zu machen, ſich eben: ſa 
bey den Deliberationen von den. Reichsſtaͤbten trennten, alg 
die: Kurfuͤrſten von ihnen ſich geſchieden Karten: Wohl Hals” 
man. den Fürften jene Befriedigung:.ihrer-eitten Rangſucht 
gönnen: können, hätte nur nicht jene, tdurch:den Zweck der 
Reichsverſammlung in keiner Hinſicht motiviute, Trennung alle 

* diejenigen ſo fehr nachtheiligen Wirkungen in ihrem Gefolge 
gehabt, welche von jeder Verlegung der Gleichheit des Rechts⸗ 
ungertvennlich find. So aber wurden von nım an die fatale 
Re? und Korrelationen. nothwendig, welche: den Gang der 
Berathichlagungen und deren Gedeihen "zu. einem endlichen 
Beſchluſſe fo aͤußerſt ſchwerfaͤllig machten? die, . durch. jend 
Trennung , von den Kurfürften den Fürften, und von bei 
Fuͤrſten den Neichsftädten bewieſene Geringfhägung mußte die 
letztern gegen die Fuͤrſten, und die Fuͤrſten gegen die Kurfuͤre 
ſten ſpaͤnnig machen, und alle dieſe Klaſſen gegenfeitig vonr 
ſich abſtoſßen. | 

.. Dadurch wurden die, unter den. Depofitären der wid 
tigſten Nationalangelegenheiten ſo ſehr noͤthige, Eintracht und 
Einheit des Intereſſes, der Geſinnungen und Grundſaͤtze uns 
tergraben, die Gemüther von einer gleichen und gleichzeitigen: 
Theilnahme an dem. gemeinfchaftlichen Wohle abgeleitet, und: 
nur auf ihren eigenen: und den Privatvortheil ihres Standes 
gerichtet: ſtatt fich mit den gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
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bed Aeichs zu befchäftigen, focht man nur bie nnausbleiblichen 
Miderfirebungen und Reibungen ber Eiferfucht der verſchiede⸗ 
nen Collegien unter ih thätig ans. Verdraͤngt ans dem Des 
ge eines unmistelbaren perfönlihen Stimmrechts — inden 
dafſelbe jest nur norh, wieferne es in dem Gefammtvete 
dies Collegiums Sag, ſchwach wirkte, da das achtgliedrige 
Collegium der Kurfürften dem, mehr als hundertföpfigen, 
Collegio der Fuͤrſten die Waage halten konnte — übte man 
Baffelbe nur noch mit mechanifcher Gewohnheit und Kälte, 
weil nian es einmal Hatte, und ſchraͤnke fih auf eine defto aͤngſt⸗ 
lichere Wahrnehmung feiner noch übrigen. Reichsſtaͤndiſchen 

Territorial s Rechte. ein :: wurden diejenigen, von welchen 
vie. übrigen jenen: Abbruch ihrer Rechte erlitten hatten, umd 
van weichen Asseine immer größere Erweiterung ihres lieber, 
gewichts auf Ihe Linkoften befürchten mußten, von außen ans 
gegriffen ; oder ſonſt ihrer Mitwirkung bedärftig, fo Waren 
letztere ſaumſelig, gleichguͤltig, unwillfaͤhrig zum Beyſtande: 
gegenſeitig verlaſſen vom aller aufrichtigen Theilnahme feiner 
Mitſtaͤnde, froͤhnte jeder einzelne nur feinem Egoismus, um 
befümmert um das Schickſal des Ganzen: Nah dem Bey 
ſpiele der Aufhebung der allgemeinen &teichheit der gefeiges 
Benden Glieder, hoben nun auch die Glieder der einzelnen 
Eollegien die Gleichheit unter ſich ſelbſt auf, erhob fich eines 
über Bas andere, nahm einen höheren Ton an, gieng einfeitis 
ge. Verhättniffe ein, und unternahm ‚Dinge, die mit der Eins 
heit des Ganzen und der Uebereinftimmung aller feiner Theile 
zu einander durchaus unverträglic waren, und das Anfehen 
und die Würde deſſelben nothivendig ſchwaͤchen und herabs 
feren mufiten. 

So entfprang aus jener Sonderung der Reichsverſamm⸗ 
fung in verfchledene Collegien eine Spaltung der Kintracht 
und des Triches, zum gemeinfchaftlichen Ziele ernſtlich zuſam⸗ 
menzuwirfen, und cine wahre Derfplitterung der Geſammt⸗ 
kraft; fo wirkte jene. Sonderung , die. felbft nur aus einem. 
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fon vorhandenen ſtarken Uebergewichte der Individualität 
der Neichsglieder hervorgehen konnte, hinmwiederum mächtig 
dahin zurück, den: Reſt des gemeinfamen Sintereffes vollend® 
auszulöfchen, und das Ganze dem Zuftande feiner Aufloͤſung 
entgegenzuführen. — In der That! Gründe genug, um 
‚dringend wünfchen zu muͤſſen, daß eine ähnliche Trennung 
unferer Bundesverfammlung in verfchiedene Lollegien aͤngſt⸗ 
lich vermieden werden moͤge. 

Zwar moͤgte es auf den erſten Anblick ſcheinen, als ob 
eine ſolche Trennung der Bundesverſammlung bereits wirklich 


ausgeſprochen ſey im Artikel 6. der Confoͤderationsakte, indem 
‚es darinn heißt: »Die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten der... 
verbündeten Staaten werden in einer Verſammlung behandelt 


werden, deren Siß zu Frankfurt feyn, und die in zwey 
Eollegien, nämlich in das -Colfeg der Könige, und das 
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Colleg der Fuͤrſten, getheilt ſeyn wird.« Vergleicht 


man jedoch damit die Dispoſition des Artikels 10. deſſelben 


Dokuments — »In der Bundesverſammlung ſollen Ser- 


Hoheit, der Fuͤrſt Primas den Vorſitz haben, und, 
wenn eines der beyden Collegien uͤber einen Ge— 
genſtand allein zu berathen haben ſollte, wi 
Se. Hoheit in dem Colleg der Könige, und der Herzog 
von Naffau in dem Eolleg der Fürften den Vorſitz führen« 
— ferner den Eingang des Artikels 12.: »Die Zeit, zu wel⸗ 
cher fih der Bundestag, oder.eines der Collegien 
gefondert, verfammeln folle« ꝛc. — fo muß man fih sm) 


ftreitig zu dem Schluffe berechtigt finden, daß, nach der Abs 


fiht der Bundesflifter, die Berathung der gemeinfhaftlichen 
Angelegenheiten der Verbündeten in der Regel durch eine 
Seneralverfammlung fännmtlicher Bundesglieder vorgenommen 


werden, daß hingegen mur aus nahm ſweiſe, nämlih in .. 


den, im Artikel 10, beftimmten, beſondern Fällen, eine abge⸗ 
fonderte Verſammlung und Berathung der bemerften beyden 
Kollegin ſtatt finden ſolle. Dürfte man den eben aufgeführs 
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ten Artikeln in ihrer Vergleichung nicht dieſe Deutung ger 
‚ben, fo müßte man, wie. mir wenigſtens ſcheint, in Nerlegens . 
heit kommen, einen zureichenden Grund der Dispofitionen 
des 1oten und ııten Artikels, und insbefondere der ausges 
geichneten Stellen derfelben zu finden, und der unbefangene 
Zeutfche von jener Trennung der Bundesverfammlung -in 
zwey Collegien, wenn fie ald Regel gelten follte, unangenehs 
“me Folgen mit gegründeter Bangigkeit befürchten: 0 
. Denn durch jene Trennung, wenn fie in dee Regel flatt 
finden follte, wozu in dem Zwecke der Bupdesverſammlung 
an fih gewiß fein Grund ſich finden läßt, wäre den Zürften eine 
Zuruͤckſetzung bewiefen, und in ihnen die Beſorgniß einer, 
6508 auf. äußere Macht fih ftüßenden , Superioritaͤt des koͤ⸗ 
niglichen Collegs angeregt, welche, zum wentäften gefagt, nicht 
geeignet feyn könnte, die für Erreihung des Bundeszwecks fo 
nöthige , aufrichtige Zufammenficht und "Eintracht den Fürften 
mit den Königen und Großherzogen im Bunde zu begründen 
und zu erhalten; durch jene Trennung twären die Glieder des 
Bundes eo ipso in zwey, und zwar fehr ungleihe, Pars 
theten getheilt, wovon die, fo offenbar ſchwaͤchere, allen 
Muth für das Ganze verlieren, und aͤngſtlich nur auf Bu 
hauptung ihrer Eriftenz Bedacht nehmen würde: durch jene 
Trennung wäre zugleich eine fehr veelle Scheidewand zwifchen 
den. Bundesgliedern aufgeführt, und ein partilulares Colles 
gia ls nteteffe ergengt, unter welchem. dag Intereſſe der 
Geſammtheit nothwendig leiden müfte: Es wäre mit 
wenigen Worten, durch jene Trennung die Einheit der Ger 
finnungen und Grundfäge, des Intereſſes und Strebens ges 
fpalten, und eine Duelle zu Entgegenftrebungen, Beibungen, 
nder wenigſtens zum Erkalten der gemeinfchaftlichen Iheils 
nahme geöffnet, deren jede zu verſtopfen die Architektonik des 
Bundes vorziglih Bedacht nehmen follte. 
Aber — moͤgte man einwenden können, und hat man 
zum Theilen bereits eingewendet — ſollte es wicht anſtoͤßig 
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feyn, den mächtigen König mit und neben dem winzigen Fürs 
fien ftimmen, und die Stimme des Befigers von taufend und 
mehr Auadratmeilen Tandes nicht mehr gelten zu laſſen, als 
jene des Befizers von 3, von 15 — 18 oder 25 Quadrat 
meilen ? — Wohl mag das Vielen, vielleicht. den Meiften 
anftößig fcheinen; mir fcheint es nicht fo; denn, was ich bes 
reits, bemerkt habe, der Äußere Nang und. die Menge des 
Beſitzthums ſtehen in gar feinem Bezuge auf die Einficht in - 
die Tauglichkeit, und auf die Fähigkeit der Auswahl ber 
beften Mittel zum Zwecke des Bundes: und mer vermoͤgte 
das: zu leugnen ; zu leugnen, daß in einer Verſammlung, 
welche blos die Außere Wechfelwirkung von Staaten 
und Staaten zu berücfiehtigen hat, die Stimme des Bes 
figers eines noch fo Beinen Landes dem Zwecke der Sefammts 
heit eben fo zuträglich fein könne, als die Stimme des Be 
fißers; "eines ungleich. größeren ‚Staats? Wer vermögte zu - 
leugnen, daß die Perſoͤnlichkeit, welche minder: mächtige Buns - 
. desglieder, als ſolche, haben, von derſelben Sphäre fey, als 
jene der maͤchtigeren Bundesgenoffen? — Mir däucht es, 
die Zeit fen endlich gefornmen , we wir Tentfchen von unfes 
ren Primaten das, doch in der That nicht große, Opfer eri 
warten dürften, daß ſie da, wo es fich lediglich um das Wohl 
der Geſammtheit teutſcher Nation handelt, die Ruͤckſichten 
anf Äußeren Nang- und Ceremonien möglichft aus dem Spiele 
laſſen, und, frey von allen Feſſeln heterogener Ruͤckſichten, 
bey der Bundesverſammlung einzig den Zweck ihres Vereins 
in's Auge faſſen, und mit wahrer bräberlicher Eintracht, 
weiche die Derfchiedenheit des äußeren Ranges da, mo es 
dem gemeinſchaftlichen Zwecke nur gilt, ſo gerne bey Seite 
fest, zum gemeinfchaftlichen Erſtreben deſſelben mit aller Thäs- 
tigkeit, deren jeder nach feiner Lage fähig iſt, zuſammenwirken 
werden: Und wer follte mich tadeln wollen, daß ich mich 
dem feften Vertrauen, daß es wirklich fo kommen möge, gerne 
gang. hingebe 7 er follte nicht gerade von der Conkurrenz 
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der Anfichten derer, die nur von dem allgemeinen Wohle ihe 
eigenes erwarten können, mir der Anfiche derjenigen, die viel⸗ 
leicht nur von dem Gefühle ihrer Macht gekeitet werden 
dürften, die ſchoͤnſten Früchte erwarten muͤſſen? 

Vereint mit den mächtigeren zu einem Ganzen, durch 
keine gehäffige Scheidewand von ihnen getrennt, durch ihr 
Uebergewicht nicht niedergedriickt, werden and, dte minder 
mächtigen Glieder des Bundes, zutrauensvoll und mit wars 
wer TIheilnahme die Beſtimmung der Bundesverſammlung 
ihrer Seits -zu erfüllen eifrig. mitwirken, und , geehrt durch 
das gegenfeitige Vertrauen der mächtigeren, im Falle diefe-ihs 

rer Beyhuͤlfe bedürfen follten, ihre Bundespflicht mit einer, 
durch die zum Bewußtſeyn der Pfliche Hinzutretende Waͤrme 
des Intereſfes erhöhten, Anftrengumg zu übertreffen fich beeis 
fen. — Die frühere Erfahrung der entgegengefeßten Wir 
ungen eines entgcgengefeßten Benehmens dienen wohf zur 
kraͤftigſten Beſtaͤttigung dieſer Vorherverkuͤndigung. 

ad 2) Der geſetzgebende Körper eines Voͤlkerſtaats, und 
die Verſammlung eines Voͤlkerbundes, welche fich lediglich 
mis den Mitteln zur Erreichung des Bundeszwecks zu bes 
ſchaͤſtigen hat, befinden fih ala ſolche, nur auf dem Gebiethe 
des Äußeren Rechts, und Finnen es ‚daher nur mit folhen 
Begenftänden zu thun haben, bey welchen die fubjektive relis 
gidfe Ueberzeugung oder die MeligionssEigenfhaft 
ihrer Glieder. nicht im mindeften zur Sprache kommen kann 
oder darf: +» Denn. die Geſetze und Verfügungen des erfteren 
follen nur die inneren und Äußeren Rechtsverhaͤltniſſe der; 
unter der Form eines Voͤlkerſtaats vereinigten, Staaten und 
ihrer Glieder reguliren und ſchuͤtzen: und die Befchlüffe und 
Funktionen der letzteren follen die Ruhe und den Frieden, 
d. i. die rechtliche Sicherheit der, unter, der Form des Voͤl⸗ 
kerbundes vereinigten, Staaten unter fih handhaben; foldye 
Geſetze und Funftionen find aber ihrer Natur nad) von dem 
Religionsbekenntniſſe der Geſetzverfaſſer und der befchließenden 
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Glieder durchaus unabhängig, und es Tann deren religioͤſe 
Uebergeugung dabey vernünftigerweife aar nicht zum Spre⸗ 
chen kommen: Ein Grundſatz, defien Mahrheit fo- auffallend 
iſt, daß man die Aufftellung deſſelben für fehr uͤberfluͤſſig 
halten muͤßte, wenn nicht die Erfahrung am teutfchen Reichs⸗ 
tage gelehrt hätte, daß feine praßtifche. Verkennung dennoch 
möglich fen: Denn , nicht genug, dan fih die Sefammtheit 
dir Meichsftände auf dem teutfchen. Reichstage in Kollegin 
trermte, fchied ſich diefelbe auch noch nach einem andern, feit 
dem Weftphälifihen Frieden grundgefeßlih anerkannten, Theis 
Iungsgrunde , nämlich. nach der Verfchiedenheit der Religion 
der Stände ſelbſt, oder. der Glieder ihrer Territorien, 

Sch enthalte mich aller weiteren -Demerfungen über die 
mwirflihe Ungereimtheit einer folchen Trennung, über die 
fchiefe Anficht des Zwecks der Reichsverſammlung, welche die 

doͤglichkeit einer. folhen Trennung vorausfeßte, fo wie über 
die Lächerlichbeit der theoretifchen Controverſen, welche 
jene Trennung gebar (3. B. über die Frage: ob die Qualität 
einer NReichstagsftimme nach der Religion des flimmgebnden 
Keichsftands felbft oder feines Landes zu beſtimmen fey? u. 
dal, m.); und befchränfe mich blos darauf, Die nachtheilige 
Wirkung in’s Bewußtſeyn zu rufen, welche auch die Trennung 
für das Ganze des Reiche in ihrem Gefolge hatte, und as 
hen mußte. 

Hatte man einmal den Grundſatz geſetzlich adoptirt, daß 
e8 hey den Gefchäften der Neichsverfammlung auf die Ver—⸗ 
fchiedenheit der Religion der Reichsſtaͤnde, als flimmgebender 
Stieder jener Verſammlung, ivgend anzufommen hate, fo 
hatte man eben damit auch die Zulaͤßigkeit eines reellen Eins 
fuffes jener Heligionsverfchiedenheit auf die Sefchäfte der 
Neichsnerfammlung anerkannt , und dadurch unffreitig die 
Neinheit des Gefichtspunfts, von welchen bey jenen Gelhäfs 
ten allein hätte ausgegangen werden follen, im höchften Grade 
getruͤbt: Schiefe und folche Sefeke und Maaßregeln, welcho 
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fi) über Segenflände ausdehnten, die auf die Erreihung des 
allgemeinen Vereinigungszwecks feine Beziehung hatten, folgs 
lich nicht Gegenflände des gemeinfamen Willens feyn fonnten, 
alfo auch nie Gegenſtaͤnde der Geſetze hätten feyn follen, was 
ren davon die nothwendige Folge. Auf eine unverantwortlis 
he Weiſe wurde durch jene die rechtliche Freyheit der Reiches 
Bürger eingezwängt ; das unantaftbare Hecht jedes Reichsbuͤr⸗ 
gers, fih zu irgend einer Religion, welche feiner ſubjektiven 
Weberzeugung genügte, zu bekennen, und ſolche frey auszu⸗ 
üben, wurde untergraben; denn, wollte er ſich defien bedienen; 
fo war fein Landesherr geſetzlich auftorifirt, ihn won Haus 
und Hof zu jagen, durch das fogenannte Neformationss 
Reſcht, einen Ausflug der roheften Barbaren und des unfins 
nigften Fenatismus. Geſchieden durch die Theilung in Colles 
gien, ward die Vernichtung der Einheit des Sintereffes und 
des Strebens nollendet durch bie Trennung nad) Religions: 
Ruͤckſichten, welche die Glieder jenes einen Körpers ale 
förmliche Partheyen einander gegenüber fiellte, die fich 
mit eiferfüchtigem Mißtrauen einander behandelten, und, ftatt 
dic Sache zu beforgen, nur auf Erhaltung der Gleichheit 
in den Formen Bedaht nahmen, und durch die natürliche 
Theilnahme der übrigen Neihsbürger an ihrem gegenfeitigen 
Mißtrauen, das ganze Reich in zwey Partheyen fpaltete, für: 
die man fogar eigene Denennungen brauchte. 

Endlih wurde durch jene Trennung die entfchetdende 
Kraft der Stimmenmehrheit in allen den Fällen, wo die tar 
tholifhen und evangelifhen Stände verfchiedene Mepnungen 
gegeneinander erklären wollten , aufgehoben, und das Selans 
gen zu einem Nefultate dem Zufalle einer amikablen Bey 
legung Preiß gegeben , wodurch eigentlih die Entfcheidung 
aller Sachen, fie mogten die ‚Religion betreffen oder nicht, 
der Derfchiedenhelt der Mernungen der Religionspar— 
theyen, als folher, am Reichstage unterworfen wurde, und 
es nunmehr nicht fowohl auf die Vefchaffenheit der Sache, 
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und das mit ihr im Verhaͤltniſſe ſtehende Hecht, als. vielmehr 


‚darauf ankam, od die verfchiedenen Religionspartheyen 


am Reichstage darüber einftimmiger Meynung Maren, oder 
ob fie. fih als Partheyen dafür intereffiren wollten , oder 
nicht. — Laͤßt fih aber wohl etwas vernunftwidrigeres ges 
denken, als daß ein, zu einem folchen Zwecke, wie der teut) 
ſche Reichstag, beſtimmtes Corps die Entfcheidung feiner Ans 
gelegenheiten von einer freumdfchaftlichen Verlegung abs 
haͤngig machten, für deren zuverläßigen Erfolg nichts buͤrgen 
fonnte, und bey welcher die rechtlichen Entfcheidungsgrände, 
die allein die Berathungen und: Befchlüffe hätten leiten und 
beftimmen ſollen, ihren Platz der veränderlichen und willführs 
lichen Eonvenienz abtreten mußten ; daß ein Corps, wie die 
teutfhe Neichsverfammlung , alle feine Wirkfamkeit und allen 
Erfolg feiner Thätigkeit einem Zufalle hingab? Damit hatte 
man offenbar anch darein gewilligt, daß ſelbſt die Beſtaͤndig⸗ 


feit des Reichs, welche durch die Wirkſamkeit der Neichsvers. 


ſammlung bedingt war, dem Zufalle Preiß gegeben ſeyn folle: 
wenn dann der Zufall den Untergang des Neiche wollte, fo 
durfte man fich ja nicht darüber. beffagen.z denn man hatte 
fih ja dem Zufalfe konſtitutionell überliefert. — In welchen 
Lichte, oder vielmehr Schatten fteht Hiedurch der ehemalige 
teutfche Reichstag in den Augen feiner Nachwelt? - 

Doch ! jene Zeiten find worüber; der Fanatismus iſt ges 
bändigt, und richtige Begriffe über den Einfluß der Staates 
gemalt auf die Neligion ihrer Bürger find an die Stelle 


feiner despotifchen Herrſchaft getreten ; das widerrechtlich vor⸗ 


enthaltene Necht der Religionsfreyheit iſt den Bürgern der 
theinifchen Bundesſtaaten zurückgegeben, und fie koͤnnen ſich 
nun deffen bedienen, ohne darum' noch die Mertreibung von 
Ihren Befikungen, oder das ahsgefchloffen werden von Staates 
Amtern fürchten zu muͤſſen; der Staat fragt'nun, und sivar 
mit Recht, nur nach dev Legalitaͤt feines Bürgers in fehs 
nem äußeren Merhalten mit feinen Mitbuͤrgern, und nady 
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der Fähigkeit ſeines Beamten, die fein Amt erheiſcht, nicht 
mehr nad) feiner reltgiöfen . Ueberzeugung , weiche aufer der 
Sphäre der Staatss Gewalt liegt; man ift zu der Einficht 
gelangt, daß die Funktionen eines Geſetzgebers und Verwal 
ters Öffentlicher Angelegenheiten unabhängig feyn muͤſſen von 
feiner religiöfen Anflcht, und follte es — bey dieſer Lage der 
Dinge, und noch mehr, da auf unſerer Bundesverſammlung 
nur die, Rede kummen kann von den Äußeren Verhaͤltniſſen 
der verbündeten Staaten unter fih und zu fremden Staaten, 
welche erfteren Doch wohl, als Staaten, weder Tatholifh 
noch evangelifch ſeyn können, wo mithin auch die Werbands 
ungen diefer Verſammlung in gar keiner Beruͤhrung ftehen 
Tönnen mit dem Religionsbekenntniſſe ihrer Glieder, oder 
derer , die fie repräfentiren — nicht faſt überflüßig ſcheinen, 
noch ausdrücklich zu bemerken, daß auf dem Congreſſe des 
eheinifchen Bundes durchaus Feine Nede feyn werde und därfe 
von einer Scheidung feiner Glieder in ein corpus Catholi- 
corum et Evangelicorum , folglich auch nicht von einer 
itione in partes? — Mir feheint es wenigftens, daß wir 
ung, wenn auch nicht, durch die innere Veberzeugimg — denn 
die religioͤſe Intoleranz iſt zur Zeit nur gefeffelt, noch nicht 
ganz. vertilgt, und fpucdt an manchen Orten noch im Vers 
borgenen — doch gewiß durch jene fatalen Erfahrungen der 
Borzeit vor dem Wiederaufleben ähnlicher Verirrungen und 
Zweckwidrigkeiten vollkommen gefihert halten koͤnnten. 
ad 3) Abgeſehen davon, daß auf dem teutſchen Reichs⸗ 
tage die Wirkung der Stimmenmehrheit durch die Moͤglich⸗ 
feit einer itionis in partes für jeden‘ Fall vereitelt werden 
tonnte, fo war, ob gleich in den befonderen Collegien bie 
Beſchluͤſſe derfelben in der Hegel nach der Stimmenmehrheit 
aufgenommen wurden, dennoch keineswegs unter den Cole: 
gial; Stimmen feldft die Mehrheit für Abfaſſung eines uns 
bedingten Reichsgutachtens entfcheidend. Beſtund jedes der 
"drey Collegien, was gar leicht der Fall ſeyn konnte, auf feis 
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mer befondern Meynung, hatten ſich, wie man ſich ausdruͤckte, 
die Ne; und Correlationen zerſchlagen, ſo blieb entweder die 
Sache, über welche beſchloſſen werden ſollte, nunmehr ganz 
liegen, and ward bis zu einer andern Zeit verſchoben — es 
geſchah alſo nichts, das erſte Agenz der Reichsgeſetzgebung 
war gelaͤhmt, die Kraͤfte der einzelnen geſetzgebenden Kam⸗ 
mern (denn das waren eigentlich die drey Collegien) ſtunden 
gegeneinander im Gleichgewicht; es war ein, der Erreichung 
des durch. den Reichsverband beabſichtigten Zwecks hbchſt nach⸗ 
theiliger, Stillſtand, der nicht moͤglich geweſen ſeyn wuͤrde, 
wenn eine durchgängige Gleichheit der Stimmen aller einzel⸗ 
nen Stände, ohne Trennung in Collegien, eingeführt geweſen 
wäre, — oder man überließ in dringenden Fällen geradezu 
dem Kaifer die Entfcheidung,, oder erfuchte ihn um die Ers 
‚ Öffnung feiner Meynung, um fich weiter darüber zu berathen ; 
beurfundete alfo einen wefentlichen Mangel in feiner Organis 
fation, vergab fich dadurch fein Anfehen, und zieh ſich ſelbſt 
einer Schwäche und Unvermoͤgenheit, die mit der Würde eis 
nes gefehgebenden Körpers durchaus unvereinbar war, als 
welcher nie um einen Entfhluß verlegen ſeyn, oder in bie 
Mothwendigkeit hätte kommen follen, die Beftimmungsgründe 
su feinem Befchluffe aus fremder Quelle herzuholen, oder, 
was noch fchlimmer war, die Entfcheidung geradezu einem 
Dritten zu uͤberlaſſen. 

. Wenn aber auch zwey Collegialſtimmen aͤbereinſtimmten, 
ſo war doch dieſe Mehrheit der Collegialſtimmen zum Behufe 
der Abfaſſung eines wirklich beſtimmenden Gutachtens nicht 
immer entſcheidend, ſondern nur dann, wenn die beyden hoͤ⸗ 
heren Collegien einverſtanden waren, aber nicht in dem Falle, 
wenn das Reichsſtaͤdtiſche mit einem der höheren Collegien 
zuſammenſtimmte: In biefem Falle follte die Mehrheit der 
Collegialſtimmen gar nicht wirken, noch dem Kaifer das Necht 
zufiehen, durch feinen Beytritt zu dezidiven, benahm man ale 
nicht nur dem Reichsſtaͤdtiſchen, ſondern auch dem, mit ihm. has: 
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monirenden, höheren Collegio das Recht der Deziſto⸗Kraft 
feiner Stimme, ob man gleich ſelbſt den Stimmen beyder, 
die Eigenfchaft, dezidirend zu ſeyn, micht abzufprechen vermog⸗ 
te, machte man fih alfo eines wirklichen Widerſpruchs ſchul⸗ 
dig, und brachte einen wefentlihen Mangel in die Regierung 
des teutichen Meichs, der zu allen den Verwirrungen, Mißhel⸗ 
figkelten und Streitigkeiten die Veranlaſſung gab‘,- welde 
wiſchen den Collegien ſelbſt ſowohl, als zwifchen dieſen und 
dem Kaiſer obmwalteten. Mit wenigen Worten: duch das 
Nichtftattfinden der Entfcheidung durch Stimmenmehrheit auf 
dem Reichstage ward in dem Leben des, ohnehin nur durch 
Pünftliche Anftrengung gehaltenen, Vereins der teutfhen Staa⸗ 
ven ein fo vielfältiges Stocden erzeugt, wodurch derfelbe , var 
fchen Schritts, obgleich unter den läftigften Symptomen, feinem 
gänzlichen Stillftande entgegengeführt werden mußte, 

Wer ſollte in diefem Beyfpiele die laute Warnung und 
Aufforderung verfennen können, daß die Entfcheiung durch 
Stimmenmehrheit in allen Fällen für die Verſammlung uns 
feres neuen Bundes nothwendig organifches Geſetz werden 
muͤſſe, wollte man nicht anders die Förderung der gemeins 
fhnftlichen Angelegenheiten des Bundes, und damit ſelbſt die 
"Erreichung feines Zwecks aufs neue dein Zufalle Preiß geben, 
‚und die Quelle, aus der ihm fein Leben zuſtroͤmen foll, gleich 
in ihrem Urſprunge fehr unzuverläßig und unzureichend mas 
den? — Kann man aber einen folchen Willen’ den Con: 
filtuenten. des Bundes ohne Frevel nicht anmuthen, fo muß 
man auch die Adoption diefes organifchen Geſetzes um fo zus 
verſichtlicher erwarten, je weniger bey ber ausgefprochenen 
Bellimmung dee Bundesverfammlung ſich irgend ein Hinder⸗ 
niß feiner Adoption vernänftig denken läßt, ‚und je mehr-in 
jenem Gefeße das einzig zureihende Mittel, um in febeit- 
Falle mit zureichendem Effekte ftimmen zu koͤnnen;Nerkannt 


werden muß: Denn, da nur gemeinfchaftliche Angelegens _ 
beiten Des Bundes Objekte der Berathung und Thaͤtigkeit 
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ber Dundesverfammlung fern follen und werden, mithin — 
die Entfcheidiing der Streitigkeiten der Bundesglieder inter: 
ſich ausaenommen, bey welchen jedoch die betheiligten Pars 
thenen felbft ohnedieß nicht mitffimmen dürfen — nie jura’ 
singulorum bey der Bundesverfammlung zur Sprache und. 
Berathung werden kommen koͤnnen, fo ift fein Hinderniß ab⸗ 
zufehen, welches der Adoption jenes Geſetzes im Wege ſtehen 
könnte: Und welchen andern fichern Ausweg ; jede Beratbung 
zu dem beabfichtigten Befchluffe zu bringen‘, Einnte es wohl 
geben, als den Ausfchlag der Stimmenmehrheit? 

Selbſt in dem Falle, wenn die Glieder der Verfamms 
lung ausnahmsweiſe, abgefondert nach ihren beyden Collegien, 
über einen Gegenfland berathen hätten, und derfelbe Gegens 
fand nachmals die Faffıng eines gemeinfchaftlichen Schluffes 
erheifchte, dürfte feinem Geſammtvotum des einen und des 
andern College, als ſolchen, flatt zu geben, fondern derſelbe 
Segenftand in einer Generalverfammlung zu beraten, und 
aus den einzelnen Stimmen nach ihrer Vichrhelt der Bes 
ſchluß zu faſſen ſeyn: denn mie, wenn im entgegengefehten 
Falle die beyden KCollegialftimmen einander entgegenftünden, 
wollte man dann auch wieder. den Gang nehmen, die Sache 
bis auf befiere Zeiten liegen zu laffen ? oder für alle folche 
Falle die Entfcheidung wieder aus fremder Quelle Holen? — 
ich dächte, die .am teutfchen Neichstage gemachte traurige Erz 
fahrung follte die Völker des Bundes der Furt, in den 
Fall zu kommen, Ähnliche Aergernife an dem Bundestage 
nehmen zu muͤſſen, volltommen uͤberheben. @Die Conſtituenten 
des Bundes haben einmal zufammen geftimmt im Wollen 
des Bundes und feines Zwecks, haben die Nothwendigkeit 
einer Bundesverfammlung zur Förderung deffelben anerkannt, 
fie muͤſſen alſo auch, wenn es gleich der Individualitaͤt und 
Selöftfucht hie und da ein Opfer abnöthigen könnte, yufams 
menftimmen im Wollen des unumaänglichen Mittels, wodurch 
allein das Lehen der Bundesverſammlung des Charakters dem 
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Zwecke entfprechender Energie und Selbſtſtändigkeit theilhaß⸗ 
tig werden kann; und dieß ift die unbedingte Geftattung des 
Yusichlags ihrer Berathungen durch Stimmenmehrheit ihrer 
Glieder in jedem Kalle. 

ad 4) Eine, in der That nicht unergiebige, Quelle der, 
in vielen, ja in den meiften Fällen fo auffallenden, Lnbes 
Bolfenheit und Trägheit des teutſchen Neichstage war bie 
Abhängigkeit der Comitialgefandten von einer, in allen bes 
fonderen Berathungsfällen einzußolenden, befonderen Sins 
firuktion: Bey diefer Abhängigkeit konnten oft bie michtigs 
fen Gegenſtände, wegen noch nicht vorhandener Inſtruktio⸗ 
nen, erft fpat zur Berathung kommen, oder doch die Bera⸗ 
thungen nicht fo befchleunige werden, als es ihrg Wichtigkeit 
erbeifchte: Diefe, oft auch felbft durch die Ankunft der. Sins 
ſtruktionen — indem dieſe felten eine definitive Beftimmung 
aller Fälle enthielten und enthalten konnten, welche inzwifchen 
zufällig eingetreten feyn, und die Sache weſentlich mobifizire 
haben fonnten, weshalb die Einholung neuer Inſtruktionen 
nothwendig wurde — nicht immer gehobene Verzögerung 
mußte in die Geſchäfte des Reichstags einen trägen ang 
Bringen , und biefem bey den wichtigften, die Erwartung 
aller feiner Glieder fpannenden, Angelegenheiten des Reichs 
in den Augen feiner Einwohner und felbft des Auslandes — 
bes Intereſſes ungeachtet , welches das Heichstagsperfonal 
felöft daran nehmen mogte — das fonderbare Anfehen eines 
ärgerlichen Indifferentismus, einer Indolenz und Sorgens 
lofigkeit geben, usd die Reichsverſammlung nöthigen , wähs 
send der Pauſe, und zu einer Zeit, die nur der Berathſchla⸗ 
gung und Förderung jener wichtigen und allgemein intereffis 
renten Angelegenheiten hätte gewidmet feyn follen, Dinge 
oft von der größten Unbedeutenheit vorzunehmen, und das 
durch den Contraſt, im welchem der feheinbare Wangel des 
Intereſſes des Neichstags mit dem lebendigen Intereſſe aller 
denkenden, und um den Zuftand von Teutfchland fich beküm⸗ 


379 


meenden Bürger ftund, nur noch mehr zu ahbhen und in's 
Licht zu feßen. 

Doch! nicht blos diefer Eontraft und das durch * ers 
zeugte Aergerniß machten jene Abhängigkeit der Gefandten 
tadelhaft, fondern in einem noch ungleich. höheren Maaße 
der große, in vielen Fällen gar nicht zu berechnende, Wachs 
theil, weichen jene Verzögerung bey den mwichtigften Angelegens 
heiten fiir das Ganze des Neichs oder einzelne Theile deffels 
bew natürlich zur Folge baden mußte, und der fo leicht 
dukeh Aufhebung jener Abhängigkeit hätte vermieden werden 
können, wenn man nur folhe Männer, denen man fich mit 
zureichendem Grunde ganz Hätte anvertrauen können, als 
Sefandte auf die Comitien gefchickt, und das Intereſſe des 
Egoismus da, mo es blos dem gemeinfamen Intereſſe des 
Reichs gaft, aus dem Spiele gelaffen hätte. 

Wollen die Fürften unferes Bundes diefen vor ähnli⸗ 
chen Nachtheilen aus verzdgerter Behandlung feiner Angeles 
genheiten bewahren, und die Bundesverſammlung gegen ben 
ſchmählichen Vorwurf der Unbeholfenheit, des Indifferren⸗ 
tismus und der Indolenz kräftig fihern, — und was.mwäre 
nicht: alles zu fürchten, wenn ‚fie diefes nicht wirklich wollten, 
nicht wirktich chäten? — fo müſſen fie, nebftdem, daß fie fich 
die Entfcheidung der Stimmenmehrheit in allen Fällen ges 
fallen laffen, auch die eben bezeichnete Quelle der Geſchäfts⸗ 
verzögerung, und jenes, darauf ruhenden, Vorwurfs ernſtlich 
abfchneiden,, demnach) denjenigen Sefandten, durch weiche. fie, 
"deren erfte Negentenpfliche ihre Gegenwart in ihren Staaten 
erbeifcht, auf der Bundesveriammlung fich werden vertreten 
(offen, nicht wieder durch Abhängigkeit von befonderen, fiber 
jedes Objekt einzuholenden, Inftruftionen die Hände binden, 
und dadurch deren Eifer und Thätigkeit lähmen, fondern 
vielmehr ſolche mit allgemeinen und uneingefchränkten Voll⸗ 
machten verfehen, und, daß dieß gefchehen müffe, zum or 
ganifchen Sefege der Dundesverfammiung machen ' 
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Die, manchem vielleicht auf den erften Anblick anſchei⸗ 
nende, Härte diefes Geſetzes wird auch fofort bey der Ers 
wägung verfchwinden, daf es die Beflimmung der Bundes 
verfammlung nicht fey, noch — wenn anders die Erreichung 
des Bundeszwecks durch fie befördert werden foll, — je fern 
‘dürfe, ,. die möglihen PrivarsAbfichten der einzelnen vers 
bündeten Staaten gegeneinander durchzufeben, und nur das 
Privat⸗-Intereſſe ihrer Individnalität unmittelbar zu 
befördern, fondern vielmehr einzig die, den Zweck ihrer 
Verbindung zu realifiven, alfo das gemeinfame Intechſſe 
aller, und nur vermittelft deffen das vorziiglichfte 
Privat-Intereſſe der Einzelnen, namlich das der Erhaltung 
threr Seldfiftändigkeit und Unabhängigkeit, der Unverleklichs 
Leit ihrer Rechte, der Ruhe und des Friedens, als der erften 
Bedingung ihres individuellen Wohle, zu wahren; Und 
weicher von den Fürſten unferes Bundes von diefer, einzig 
richtigen, Anficht der Beftimmung der Bundesverfammlung 
durchdrungen ift, der kann die Foderung einer reellen und 
uneingefchräntten Bevollmächtigung feines Stellvertreters an 
der. Bundesverfammlung nach deren eben gezeichneten Bes 
ſtimmung unmöglid hart und übertrieben finden, da es ihre 
dabey immer unbenommen bleibt , letztern fortlaufend von. 
feinen Anfihten über den Gang und die ihm erwünfchliche 
Modifikation der Bundesangelegenheiten zu unterrichten. 
Das einzige, worauf die lieder der Bundesverfammlung 
zu fehen, wohin fie zu wirken haben, ift, daß alle verbüns 
dete Staaten in dem ganzen Umfange ihrer Rechte, als 
staaten , gleich gefichere und ungeftört feyen; eine ſolche 
Wirkſamkeit aber läßt ſich wohl allerdings allgemein und 
uneingefchränft infteuiren ; und wird die Sphäre diefer 
Wirkſamkeit ausgefüllt, fo muß wohl auch der eingeine, ſei⸗ 
uen Stellvertreter fo inſtruirente, Gtant in dem ganzen 
Umfange der Rechte, die er als Staat anfprechen kann, ges 
ſichert und ungeſtört feyn, da er unter jenen allen mitbegrifs 
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fen iſt, und wird er fo geſichert, fo iſt auch der Zweck voll: 
kommen erreicht, um deſſen willen er dem Bunde ſich ats 
ſchloß. 

Freylich dürften Diplomatiker von dem, ſonſt in Teutſch⸗ 
land gewöhnlichen, Schlage nicht ſehr geeignet ſeyn, Dame 
Vertrauen, welches eine uneingeſchränkte Bevolmächtigudg 
der geforderten Art vorausſetzt, vollkommen zu entfpräihen, 
fih über den Mechanismus bloßer Organe zu erheben‘, wand 
fih von den Negenten die Ausiibung ihrer, auf dem Bun—⸗ 
destage ihnen zuftändigen, durch die Idee und den Zweck 
des Bundes beftimmten und beftimmbaren , IMechte um 
bedenklich anvertrauen zu laſſen, fondern nur folhe Männek, 
welche mit einer ausgezeichneten Energie: des Geiſtes, mit 
einer unerfchütterlichen Redlichkeit und Feſtigkeit des: Charakl 
ters, mit einer gewandten Klugheit und durchgreifenden® 
Scharfſinne, endlich mit einer ausgebreiteten Menſchen⸗ und 
Staaten: Kenntniß, das gründlichſte Wiſſen des Staats; und 
Staatens Rechts, die vertrautefte Bekanntihaft mit dem 
Weſen und dem. Seifte unferes Bundes, und gänzliche Frey⸗ 
beit von allen Vorurtheilen file das alte verbinden... Dady 
auch an einzelnen folhen Männern, wenn fie fi ‚glei 
nicht im Ueberfluffe finden mögten, dürfte es hoffentlich kei⸗ 
nem der verbüindeten Staaten ganz fehlen ; und, wenn nun 
die Funktionen der Bundesverfammiung den un gebunde⸗ 
nen Känden folder Männer anvertraut würden, bürfte 
dann in dem Leben der Bundesverfammlung etwas, mau 
kann nicht fagen, «dem Gange, fondern den Stockungen 
der Neichstagsgefchäfte ähnliches zu beflicchten,, müßte nicht 
vielmehr eine, dem Zwecke des Bundes volllommen entipres 
hende, ihn ſelbſt ficher und ununterbrochen realifirende, 
Tpärigkeit zu erwarten feyn ? — Gewiß das wäre dann der 
Gall; und warum follten wie nicht hoffen müſſen, daB unfes 
re Fürften die Bedingungen einer folhen Erwartung gerne 
bewerkſtelligen werden 7 
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"Die, mandem vielleicht auf den erften Anblick anfcheis 
nende, Härte diefes Geſetzes wird auch fofort bey der Ers 
wägung verſchwinden, daß es die Beſtimmung der Bundes: 
verfammlung nicht fey, noch — wenn anders die Erreichung 
des Bundesʒwecks durch ſie befördert werden ſoll, — je ſeyn 
‘dürfe, die möglichen Privat-Abſichten der einzelnen vers 
bünbdeten Staaten gegeneinander durchzufeben, und nur das 
Privat-Intereſſe ihrer Individualität unmittelbar zu 
Sefßebern , fondern vielmehr einzig die, den Zweck ihrer 
Verbindung zu realifieen, alfo das gemeinfame Intechſſe 
aller, und nur vermittelft deffen das vorziiglichfte 
Privat-Intereſſe der Einzelnen, nämlich das der Erhaltung 
ihrer Seldfiftändigkeit und Unabhängigkeit, der Unverletzlich⸗ 
keit ihrer Nechte, der Ruhe und des Friedens, als der erſten 
Bedingung ihres individuclen Wohls, zu wahren; And 
weicher von ben Fürſten unferes Bundes von diefer, einzig 
richtigen, Anficht der Beſtimmung der Bundesverfammlung 
durchdrungen ift, der kann die Foderung einer reellen und 
uneingefchräntten Bevollmächtigung feines Stellvertreters an 
ber. Bundesverfammlung nach deren eben gezeichneten Bes 
ſtimmung unmöglid) hart und jibertrieben finden, da es ihm 
daßey immer unbenommen bleibt, Ießtern fortlaufend von 
feinen Anfihten über den Gang und die ihm erwünfchliche 
Modifikation der Bundesangelegenheiten gu unterrichten. 
Das. einzige, worauf die Glieder der Bundesverfammlung 
zu fehen, wohin fie zu wirken haben, tft, daß alle verbüns 
dere Staaten in dem ganzen Umfange ihrer Rechte, als 
GStaaten, gleich gefichere und ungeftört ſeyen; eine folcdhe 
Girkſamkeit aber läßt fih wohl allerdings allgemein und 
uneingefchränft inſtruiren; “und wird die Sphäre diefer 
Wirkfamkeit ausgefüllt, fo muß wohl auch der einzelne, feis 
nen Stellvertreter fo inſtruirente, Staat in dem ganzen 
Umfange der Rechte, die er als Staat anfprschen kann, ges 

ſichert und ungeflört feyn, da er unter jenen allen mitbegrifz 
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fen ift, und wird er fo gefichert, fo iſt auch der Zweck doll: 
kommen erreicht, um deſſen willen er dem Bunde ſich an⸗ 
ſchloß. 

Freylich dürften Diplomatiker von dem, ſonſt in Zeuſſch 
dand gewöhnlichen, Schlage nicht ſehr geeignet ſeyn, dem 
Vertrauen, welches eine uneingefchränfte Bevollmächtigung 
. der geforderten Art vorausfeßt, vollkommen zu entfpreäihen, 
ſich über den Mechanismus bloßer Organe zu erheben‘, und 
ſich von den Negenten die Ausiibung ihrer, auf dem Bun⸗ 
destage ihnen zuftändigen, durch die dee und den Zweck 
des Bundes beftimmten und beftimmbaren , echte ums 
bedenklich anvertrauen zu laflen, fondern nur folhe Mänrek, 
welche mit einer ausgezeichneten Energie: des Geiſtes, mit 
einer unerfchütterlichen Redlichkeit und. Feftigfeit des: Chorat) 
ters, mit einer gewandten Klugheit und durchgreifendent 
Scharffinne, endlich mit einer ausgebreiteten Menſchen⸗ und 
StaatensKenntniß, das gründlichfte Wiſſen des Staats; und 
Staaten-Rechts, die vertrautefte. Bekanntſchaft mit dem 
Weſen und dem Geiſte unſeres Bundes, und gänzliche Frey⸗ 
beit von allen Vorurtheilen fiir das alte verbinden. Doch 
auch an einzelnen folchen Männern, wenn fie fich ‚gleich 
nicht im Weberfluffe finden mögten, dürfte es hoffentlich kei⸗ 
nem der verbündeten Staaten ganz fehlen ; und, wenn nun 
die Funktionen der Bundesverfammiung den ungebunde⸗ 
nen Händen folher Männer anvertraut würden ,. bürfte 
dann in dem Leben der Bundesverfammlung etwas, man 
kann nicht fagen, dem Gange, fondern den Stockungen 
der Reichstagsgefchäfte ähnliches zu befllcchten , müßte nicht 
vielmehr eine, dem Zwecke des Bundes volllommen entfpres 
chende, ihn felbft ficher und ununterbrochen reatifirende, 
Thätigkeit zu erwarten feyn? — Gewiß das wire dann der 
Fall; und warum follten wir nicht hoffen müffen, daß unſe⸗ 
ve Fürften die Bedingungen einer folchen Erwartung gerne 
bewerkſtelligen werden 7 
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Wir haben geichen, welchen höchftnachtheiligen Einfluß 
bie fehlerhafte Art: der Conſtruktion der teutſchen Keichsvers 
fammlung auf die Erfüllung der Beflimmung dieſer letztern 
and anf das Wohl des Neichsvereins felbft hatte ; wir has 
Kew. die vorziiglichften jener Gebtechen, an welchen ber teut: 
ſche Meichstag , und mit Ihm der Reichskörper felbft ficchend 
kräukelte, und wodurch letzterer alle politifche Haltung und 
Achtung verlieren mufite, hervorgehoben , und darauf aufs 
merkſam gemacht, daß jene Gebrechen bey der Organifirung 
ber Bunderverfammiung vermieden werden fünnen, und ver 
mieben werden miiſſen, wenn dieſe nicht einem ähnlichen 
Schickſale entgegengeführt, und die fo rege Hoffnung bes 
Beſſerwerdens im Wunde, welche jedes Teutfchen Bruſt ers 
Habt, „mächtig niebergefchlagen werden fol, Mögten dieſe 
Bemerkungen einer genauen Priifung, und im Falle fie ſich 
als richtig bewähren follten , bey der Organiſation unferes 
Bundestags einer wirkfamen Rückſicht gewürdigt werden !— 
Es Liegt fo viel daran, unter welchen Beſtimmungen und 
Formen der Bundestag, als das erhaltende Prinzip des 
Bundes ; als der Centralpunkt feines Lebens und Wirkens, 
in’s praftifche Dafeyn gerufen, und daß bey diefem Schds 
pfungsafte alles das Angfllich vermieden werde, was feine 
Lebenskraft theilen und fhmwächen , und feine Thätigkeit ber 
hindern könnte: Wir Teutfchen haben in der That die traus 
rigen Wirkungen jener fehlerhaften Einrichtungen in der 
Struktur unſeres Reichstags lange und tief genug empfuns 
den; wäre es alfo nicht unverzeihlich, wenn wir die War— 
nungen Diefer theuer erfauften Erfahrung eben jebt leicht 
finnig überhören könnten, wo es darum ailt, und wo es in 
unferer Gewalt fteht, uns vor Ähnlichen Erfahrungen zu 
figern ? | 

Ein politifches Syſtem, in welchem fo viele verfchiedene 
Sinterefien, als es Theilnehmer an der Geſetzgebung niebt, 
mit in Wirkſamkeit gefogt werden, und deſſen Grundlage 
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und Abtheilungen auf diefen Intereſſen ſelbſt beruden, kann 
unmöglich Beſtand haben, ſobald ſich Fälle ereignen, in 
welchen diefe Sjnterefien gegeneinander ins Spiel kommen: 
dieſe Wahrheit hat uns der teuefche Reichstag und beffen 
Schickſal einleuchtend gemacht; darum muß verhlitet werden, 
daß die möglichen Prinatinterefien der Wundesglieder auf 
dem Bundestage nicht in Wirkſamkeit gefeßt werden: darum 
darf die Struktur des letztern nicht nach dieſen Privat⸗ 
intereffen berechnet, daram darf diefen dort Fein Spielraum . 
geftattet werden. Bey einer aus verfchlebenen Triebrädern 
zufammengefesten Mafchine halt es ſchwer, zu verhindern, 
daß nicht eines oder mehrere zugleich in Stockung gerathen, 
oder durch die Gewalt, mit der fie in das übrige Triebwert 
eingreifen, die ganze Mafchine mit der Zerriittung bedrohen; 
darum thut es um fo mehr Noth, bey der Anlage einer 
foihen Mafchine die verfchiedenen Räder fo ineinander zu 
pafien, daß die ſchwächeren zu der ihnen obliegenden Thätig⸗ 
feit genöthigt, und die, eines zerrlittenden Eingreifens fähi⸗ 
ge, Kraft der- ftarkeren durch das Zufammenwirken der Kraft 
aller übrigen balanzirt werde. Das teutfche Reich hatte bey 
der Anordnung feiner Verſammlung diefe einfache Wahrheit 
überſehen; darum ſtockte die Thätigkeit feiner fchwächeren 
Glieder, und wirkte die, nicht Balanzirte, Kraft der mächti⸗ 
geren unterdrückend auf jene ein. 

b der Bundestag vor dem Reichstage weſentliche Bars 
züge haben werde? hängt diefem allem nach davon ab, ob 
man den Nachkoͤmmling mit dem SKrankheitsfloffe des Vor⸗ 
fahren fehwängern, oder davon rein erhalten wird: Er wird 
ficher glänzende Vorzüge haben, wenn feine Lebensträfte nicht 
nach heterogenen Ruͤckſichten getheilt, nicht durch heterogenen 
Einfluß fehief geleitet, nicht durch unndthige Bedingungen ger 
hemmt, nicht in ihrer Wirkfamfeit werden gelähmt werden; 
denn dann wird Einheit und Wärme des Intereſſes, Ein; 
tracht und wechfelfeitiges Vertrauen unter feinen Gliedern 
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herrfhen, und ein munteres Zufammenftreben auf das unver⸗ 
fälfchte Ziel des Bundes ſtatt finden, die Angelegenheiten 
werden mit rafcher Thärigfeit gefördert, jede Bemühung wird 
fih mit ficherem Sffefte belohnt, und eben dadurch zu fläts 
‚gleicher Anftrengung aufgemuntert finden > — und was follte 
dann noch in Beziehung anf die Beſtimmung der Bundes 
verfammiung zu wuͤnſchen übrig bleiben koͤnnen? — Im 
entgegengefehten Falle — werden die erbärmlihen Szenen 
des Meichstags wiederfehren, — und wird der Bund feldfl, 
an eigener Lebenskraft verarmt, nur durch deſto ſtaͤrkere 
Einwirkung des Proteftoriums gehalten werden koͤnnen: 
Achtung und TIheilnahme wird dann aber auch wohl der 
Bundestag von den Tentfchen nicht erwarten wollen ? 

Einer der befferen Beſtandtheile der teutſchen Reichsver⸗ 
faſſung war die DBerfaffung des Neichsgerichtswe— 
fens, als welches dem, ibm zu Grunde gelegenen , Zwecke 
ziemlich fiher und vollffändig entfprochen haben würde, wären 
Die,’ daffelbe betreffenden, organifchen Gefeke pünktlich ausge⸗ 
Mhrt worden, und ohne alle Ausnahme zur Anwendung ger 
kommen: denn ed waren durch dieſe Geſetze für alle Klaſſen 
ſtreitender Eubjefte, und für alle Arten fireitiger Objekte zus 
reichende Gerichtshoͤfe beftimmt, deren Compedenz firirt, und 
denfelben paffende Gerichtsordnungen vorgejeichnet, an denen 
man nichts, als einige Ueberladung mit Formen fadeln 
kann, fo fehr man auch von dem hohen Werthe der"Fors 
men bey Ausuͤbung der Nechtsnflege überzeugt if: es war 
durch jene Geſetze felbft der Foderung ,- das Necht gegen rich; 
terliche Verlesungen ficher zu ffcllen, durch Anordnung: einer 
gwerfmäfigen Stufe von Inſtanzen und Mechtsmitteln, und 
durch das Gebot der Serichtsvifiratisuen in den erforderlichen 
Fällen, volltommen Genüge geleittet,; es war mit einem 
Worte durch jene Geſetze alles gethan, was die dee einer, 
ihrem Zwecke entſprechenden, Nechtspflege in einem Völker⸗ 
faate er heiſht. 
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Nur die Ausführung entfprach nicht ganz dem Geiſte 
jener Geſetze: denn durch die vielfältigen privilegia de non 
appellando wurde ein großer, man kann fagen, der größte 
Theils des Reichsgebieths der oberftrichteriichen Einwirkung 
der Neichaftaatsgewalt beynahe gänzlich entzogen, und das 
durch legtere in ihrem Wefen höchſt ungeblihrlich beeinträc 
tige: nebftdem entfprach die Anzahl der Beyſitzer des Neichss 
Sammergerichts bey weitem nicht der Menge von Prozeffen, 
‚welche jener Eremtionen ungeachtet ,- dba die mancherlen im 
teutfchen Neiche fih durchkreuzenden Verhältniſſe der Regen⸗ 
ten untereinander und mit ihren Unterthanen eine unverfiegs 
bare Quelle von Nechtsftreitigleiten waren, in leßter Inſtanz 
an jenes Gerichte allein gelangten; denn die gefebliche Ver—⸗ 
ordnung des Weftphälifchen Friedens, welcher die Anzahl der 
Affeffoven auf 50 gefest hatte, gedieh nur: zur Hälfte zur 
Ausführung, und felbft von dieſen c5 Beyfißern giengen im⸗ 
mer 8 leer und unbefoldet aus, fo fehr auch die Notiz, daß 
Bereits im Jahre 1620 fiber 50,000 Sachen unentfchleden 
beym Reichslammergerichte zurückgelegt worden feyen, eine 
ehätigere Beyhülfe der Neichsftände angefpeochen : hatte. 
Bey diefem Uebelftande im Sjuftizwefen des teutfchen Reichs 
verbieft fich die Hoffnung, ein Urtheil am Kammergerichte 
zu erlangen, gerade. wie bey einer Lotterie mit vielen Nieten, 
und der ungerechtefte:Befiger konnte darliber feinen Beſitz 
Yerewigen; gelangte auch unter vielen follizitirenden Par⸗ 
theyen endlich eine, nach einem großen Aufwande von Zeit, 
Mühe und Koften, gu einem Endurtheile, fo gieng doc, das 
größte Verdienft für die Rechtspflege, ſchleunige Hülfe 
für den Beeinträchtigten und Unterdrückten, und damit der 
Hauptzweck jener Anftalt verloren., da viele nun die ihren 
jugefügten Ungeredjtigfeiten und ‚deren Folgen lieber mit 
Geduld ertrugen, als ſich den Unannehmlichkeiten eines Pros 
zeffes ausfeßten, deffen Ende fie nicht afzufehen vermogten: 
Endlih war die fo zweckmäßige Vorſchrift der Gerichtsviſi⸗ 
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tationen bekanntlich lange in Wergefienhelt gerathen, und es 
ergiehe fi aus allem dem, daß das große Lob, welches man 
den Heichsgerichtswefen fo freugebig ſpendete, eigentlich nır 
den Geſetzen, keineswegs der Erefution derfelben gebiihrte. 
Manche Stimmen haben bereits den Wunſch geäußert, 
daß die DVerfaffung und Ordnung des Reichsſskammergerichts 
vorläufig zum Muſter des, nad) ihrer Meynung nothwendig 
zu erreichenden, Bundesgerichts gewählt werben möge; allein, 
auch angenommen, daß es der Errichtung eines, von der 
QBundesverfamm:ung verfchiedenen, Bundesgerichts wirklich 
bedürfte, glauben wir dennoch in jenen Wunfc nicht eim 
flimmen zu können, theils wegen ber in die Augen fallenden 
Schwerfälligkeit des Sefchäftegangs des Reichsfammergerichts, 
theild wegen ber, von ber Beſtimmung biefes Gerichts we, 
fentlich verſchiedenen, Beftimmung bes poftulirten Bundes 
gerichts, wodurch nach unferer Leberzeugung die Verfaſſung 
des erfteren fir das letztere fih unpaffend zeigt: denn — 
aller entgegengefeßten ,. freylich immer nur von denſelben 
betheiligten Perfonen in den meiften Litteraturzeitungen und 
Sournafen wiederholten, Deflamationen, und felbft (3. & 
in der Minerva) an den Kaiſer Napoleon gerichteten ‘Pros 
vofationen ungeachtet — bleibe es unmwiderleglich gewiß, daß, 
nad) der Idee und dem Weſen des vheinifchen Bundes, dem 
pofiulirten QBundesgerichte durchaus Fein Einfluß geftattet 
werben dürfe auf die inneren Angelegenheiten der verbiimde 
. ten Staaten, weil diefe einmal den Charakter der Souves 
rainität an fih tragen, welche, ohne in ihrem wahren 
Mefen beeinträchtigt zu werden, feinen Jurisdiktions Einfluß 
sines, außer ihr beftehenden, Gerichte auf ihr inneres Leben 
ertragen fann, daß alfo das fragliche Bundesgericht fih nur 
zu beſchränken habe auf die etwaigen Rechtsſtreitigkeiten der 
verbiindeten Souveraine unter fih, gleichwie denn auch, 
wenn man Öffentlichen Nachrichten trauen darf, der Vors 
ſchlag, dem Bundesgerichte auf bie Streitigkeiten der Sou⸗ 
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veraine mit ihren Untergebenen eine Einwirkung zu geftatten, 
bereits von dem Protektor zurückgewiefen worden iſt, wel⸗ 
ches eben fo gewiß zu erwarten war, als gewiß. man auf die 
firengfte Conſequenz des Stifters des Bundes in ber Vollens 
dung feines Werks vechnen konnte. Wenn nun aber dag 
Bundesgericht es blos zu thun haben wird mit Schlichtung 
der Streitigkeiten der verbiindeten fouverainen Fürſten und 
Staaten unter ſich, fo mliſſen auch fir jenes Gericht und 
fein Verfahren folche Formen gewählt werden, welche der 
Würde der fireitenden, vor daſſelbe zu ftellenden, Partheyen 
entfprechen,, ſich iiber die Pedanterey der gewöhnlichen Ges 
vichtsioemen erheben, den Ausgang der Eollifionen energifäh 
befördern, und dennod) das Recht unter den Bundesgliedern 
zureichend zu fichern geeignet find: Se meniger aber die 
Formen des Neichsfammergerichts diefen Anforderungen Durchs 
gehend⸗ entfprechen, defto weniger dürften biefelben als Mu⸗ 
fer zu wählen. feyn. . 
Doch! ich glaube, daß es gang und gar nicht nöcbig 
fey, zum Behufe der Schlichtung jener Streitigkeiten ein 
eigenes von der Bundesverfammlung felbft verfchiedenes, 
Bundesgericht zu etabliven, da fir mich fein Grund erfinds 
lich ift, der es auch nur-unräthiich machte, die Schlichtung 
jener Streitigkeiten der Gefchäftsiphäre der Bundesverfammy 
fung ſelbſt zuzutheilen ; denn a) wird es der Streitigkeiten⸗ 
der verbüindeten Staaten unter ſich Hoffentlich nicht ſo viele 
geben, daß deren Schlichtung die Thätigkeit eines, ihr auss 
fehliegend gewidmeten, College von arbeitfamen Männern 
zureihend beſchäftigen könn:e: b) dürfte mohl Niemand 
zweifeln, daß, wenn die Bundesverſammlung wie zu erwars 
ten ſteht, aus Männern der voraus gezeichneten Art beſtehen 
wird, diefe der Nechtsentfcheidung jener Streitigkeiten wohl 
am volfommenften gewachlen feyn werden, c) Da bie 
Bundesverſammlung ſich einzig mit den Mitteln zur Exreis 
hung des Bundeszwecks zu beihäfiigen hat, gerade aber Dig 
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rechtliche , und alfo friedliche, Beylegung der Streitigkeiten 
der Bundesglieder unter ſich eines der vorzüglicdhftes und 
unerlaßlihften Mitteln jener Art IE, fo kiegt auch die He⸗ 
mogeneität der letztern Beſchäftigung mit dem übrigen Ge 
fehäftsarten dev Bundesverfammiung flar am Tage, und id 
glaube fonach, jene meine Behauptung gegen jeden Einwand 
infompetenter Eritit — die ſich jegt allenthalben mehr, als 
jemals, gefchäftig zeigt, jedoch ihre Partheylichkeit zu fehe 
zur Schau trägt, als daß fie irgend Eingang finden könnte — 
um fo mehr gefihert zu fehen, je mehr fie bereits buch 
Napoleons eigne, in feinem befannten Schreiben an den 
Fürſten Primas abgegebene Erklärung sdie Bundes 
verfammiung ift das Staatsgeriht, mit ber Be 
fimmung, den Frieden zwifchen den verfchiedenen fouverainen 
Mitgliedern des Bundes zu erhaltene und noch mehr durd 
den Artikel 9 der Bundesakte: »Alle Streitigkeiten, welche 
fid) zwifrhen den Verbündeten erheben mögen, follen durch 
bie Bundesverfammiung zu Frankfurt entfchieden 
werden« unterftüßt iſt. 

Auf diefen Anfichten und Gründen ruht folgender , ans 
dersivo fehon von mir blos angebeuteter , unmafigebliche 
Vorfchlag: Werden unter zwey oder mehreren Bundesflaas 
ten unter fich entfiandene Streitigkeiten, weil folche im Wege 
gütlicher Unterhandlung nicht beigelegt werden fonnten, nad 
MWorfchrift des Artikels 9 der Bundesafte an die Bundes: 
verfammfung gebracht, fo find von der Geſammtheit ber 
Bundesverfammiung (die ftreitigen Partheyen ausgenommen) 
aus ihrer Mitte vier Deputirte — wovon zwey zum 
Range der Plagenden, und zwey zum ange der beklagten 
Parthey gehören — zu erwählen, welche ſich unverzüglich 
mit der Unterfuchung der Streitfache zu befchäftigen haben. 
Die fireitführenden Partheyen find gefeklich zu verbinden, 
diefer Deputation., binnen eines von derfelben, in einer an 
fe eriaffenen Einladung, vorgezeichneten, verhältnißmäßigen 
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aber unerfiredlichen, Termine ihre fraglihen Rechtsanſprüche 
fammt allen Griinden, die fie fiir fich anführen zu können 
- glauben, vorzulegen, worauf die Deputation das Geeignete 
zu verfügen und zu unternehmen hat, um bie wahre Lage 
des Thatbeftandes und der ftreitigen Verhältniſſe auszumits 
teln. Laßt auch eine Parthey den Termin ungenüßt verftreis 
chen, fo fahre die Deputation dem ungeachtet mit diefer 
Ausmittlung ohne weiteres fort. Nach erfolgter diefer Aus⸗ 
mittlung hat der Vordere der Deputirten aus dem Stande 
des klagenden Theils an die Bundesverſammlung über den 
Beſtand der Sache entſchöpfenden Vortrag zu erſtatten, und 
der Vordere der Deputirten aus dem Stande des beklagten 
Theils eine Correlation darüber abzulegen, worauf von allen 
Gliedern der Verſammlung, mit Einſchluß der Deputirten, 
jedoch mit Ausſchluß der Abgeordneten beyder ſtreitenden 
Theile, darüber, nach den Geſetzen des Bundes, oder, wo 
dieſe nicht zureichen, nach den Prinzipien des allgemeinen 
Staaten-Rechts, abzuſtimmen, und die Entſcheidung nach 
der Stimmenmehrheit zu faſſen iſt. 
Dieſe Verfahrungsart, deucht mich, entſpricht eben ſo 
ſehr der Würde der unterſtellten ſtreitigen Partheyen, als 
ſie über den Pedantismus der gewöhnlichen Gerichtsformen 
erhaben iſt, wird, wenn ſie pünktlich eingehalten wird, die 
Beylegung der entſtandenen Streitigkeiten energiſch befürs 
dern, die rechtlihe Sicherheit der undesglieder unter fich 
handzuhaben die zureichende Beruhigung gewähren, und der 
Beſtimmung der Bundesverſammlung von dieſer Seite volls 
tommen genügen. Nur Menfchen, weiche vorurtheilvoll und 
ungertrennlih am alten Kleben, werden bezweifeln können, 
dag unter Vorausſetzung diefer Einrichtung die Gerichtebars 
keit des Bundes ihrem Zwecke beffer entfprechen werde, als 
die Jurisdiktionsverfaſſung des Reichs dem ihrigen, daß alfo 
unter jener Vorausjehung der Bund auch von diefer Seite 
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feinen Sttedern weſentliche Vorzuge vor der Reichsverfaftung 
gewähren werde. 

Auch die Erelutiongverfaffung des Reichs war 
geſetzlich ziemlich gut, entſprach Aber ebenfalls in ihrer prak— 
eifchen Wirkſamkeit nicht der gefeblichen Güte: daß man 
den Vollzug derjenigen Gefege und Beſchlüſſe des Reiche, 
iheihe in das innere Leben der Territorien einwirken, den 
Territorialheren, ats Hülfsorganen der Keichsgewalt, zunächſt 
Äberließ, war an ſich in der Ordnung, und entfprach eben 
ſo fehr der Beftimmung der Territorialgewalten, als folcher, 
als auch, ihrer Stellung zum Ganzen bes Reichs: Allein 
Bas, mit dem gemeinfamen Sintereffe des Reichs nicht immer 
zufammenftimmende , Privatinterefie der Territorialherrn, 
den man oft durch angehängte Elaufeln freyen Spielraum 
geſtattete, ließ gar oft oder größtentheils jene Geſetze und 
Beſchlüſſe unvollzogen, und es erlahmte alfo die Wirkſam⸗ 
keit der Reichsgeſetzgebung vielfältig an der Privatwillkühr 
Der Vollziehungsorgane. 

Dem follte zwar gefteuert werden durch die Kreiss 
Verfaſſung, beſtimmt, den Geſetzen und Verordnungen des 
Reichs Geltung und Achtung zu verfchaffen, die Ausfprüche 
der Neichsgerichte gegen den widerſtrebenden Rrichsftand zu 
vollziehen, und innere und äußere Feinde zu bekämpfen; 
und man kann nicht mißfennen, daß die der Kreisverfaffung 
zum Gründe gelegene dee ganz vortrefflih war, indem 
nach ihr die Kreiseintheilung in Rückſicht auf das gefammte 
Reich und die Erreichung feines Zwecks eben den Nutzen 
feiften follte und konnte, welchen befondere Provinzials und 
- Diftrikts s Regierungen eines großen Staats fiir fichere Wolls 
ziehung feiner Geſetze in allen feinen Theilen und pünktliche 
Verwaltung der Megierungsgeichäfte ihm gewähren. Leider 
aber war auch jene Kreisverfaffung in neueren Zeiten fiir 
die meiften teutfihen Länder fo gut, ale gar nicht mehr vors 
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Banden, und der größte Theil der Teutſchen wußte weder 
mehr, zu weichen Kreife er gehörte, noch, was es mit der 
Kreisverfaffung eigentlich für eine Bewandniß hatte: Gab 
es auch noch irgend eine Spur ihres Dafeyns, fo beftund 
diefe doch ficher nur in der Beichäftigung mit minder bes 
beutenden Nebendingen. Weit davon entfernt, die Verbeſſe⸗ 
rung des teutfchen Kriegsweſens, und die Erfchaffung eines 
reſpektablen MWehrftandes bewirkte zu haben, um damit den 
Beichlüffen des Reiche und den Urtheilen der Neichsgerichte 
Nachdruck geben, und Befolgung verfchaffen, und die Sichers 
heit des Reichs gegen außen wirkſam vertheidigen zu füns. 
nen, beurfundete fie vielmehr eine fchmähliche Ohnmacht in 
allen, ihre Wirkſamkeit erheifchenden, Fällen,» und gab’ nicht 


etwa nur Beyfpiele der Unwillfährigkeit und Verzögerung 


der für die Auktorität der Gefeke und der NRechtsentfchels 
dungen des Reichs angefprochenen erefutiven Hülfe, fondern 
ſogar Beyſpiele der Partheylichkeit für den, und der Vers 
theidigung desjenigen,, gegen den gehandelt werden follte. 
Bey diefer Art der KreissBermaltung fehlte es im 
Reiche an dem erforderlichen mächtigen Arme des Gefebes 


- und der richterlichen Sentenz, mußte ſonach die höchſte 


Reichsgewalt, als jolche, alles erelutiven Nachdrucks beraubt, 
zu einem bloßen Schattenbilde herabſinken, für weiches nur 
noch) der Ohnmächtige fich fürchtete, der Mächtigere aber allen 
fchuldigen Reſpekt verlor: und daß bey diefer Lage der Dins 


ge das Syſtem ans feinen Fugen treten, und endlich ganz. 


zerfallen mußte, könnte nur der nicht. ganz natürlich finden, 
der von dem abfoluten Erforderniffe der Unwiderſtehlichkeit 
einer höchften Staatsgewalt nicht durchdrungen, von dem 
Weſen siner folchen nicht unterrichtet wäre. 

Draß auch das Leben unferes Bundes und die Erreichung 
feines Zwecks bedingt fey durch ſtäte Bereitfchaft einer volls 
ziehenden Kraft, bedarf kaum einer Erinnerung: denn, da 
in einer Staatengeſeilſchaft, deren Glieder fich nur an Rech⸗ 
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ten ihrer Form nad, und an Unabhängigkeit gleich, übrigens 
aber an Mache und Rang fo fehr ungleich find, fih kaum 
erwarten laßt, daf immer eine ununterbrochene Willfährig: 
keit für, und nur ein aufrichtiges Streben auf das gemeins 
fame Ziel flatt finden, nie aber der Egoismus der Indivi⸗ 
bualität aus feinen Schranken treten werde, was würden bie 
Gelege und Maßnehmungen des Bundes Helfen, ohne die 
Stliße eines Zwanges, der diefe durchzufüihren, jener Geltung 
zu. bewirken, und jedes ungebührliche Hervortreten des Egoik 
mus zu zligeln vermögte ? 

Diefer erforderlihe Zwang kann der Natur der Sache 
gemäß nur ausgehen von einer Uebermacht fiber das 
oder diejenigen. Glieder des Bundes, deren Macht ſich etwa 
gegen den Willen des Bundes fehren könnte; eine folche 
Hebermacht aber iſt nur möglich durch die Vereinigung 
der Macht aller übrigen, und da das Dafeyn seiner ſolchen 
Uebermacht die abfolute Bedingung der Erreichung deſſen ift, 
was alle wollen, fo miiffen die Slicder des Bundes, nachdem 
fie übereingeftimmt haben im Wollen des Bundeszwecks, aud) 
nothwendig ilbereinftimmen im Wollen jenes unumganglis 
hen Mittels zu dieſem Zwecke, nämlich im Wollen der Vers 
einigung ihrer Kräfte, um vermittelft der hiedurd) erzeugten 
Uebermacht die Geltung der Gefehe und Befchlüffe des 
Bundes nöthigenfalls zu erzwingen, und den Widerfpenftigen 
oder Bundbrüchigen zur Rückkehr zur rechtlichen Ordnung 
unausbleiblid) zu nöthigen. Unverkennbar ift alfo, wenn 
auch nicht durch den Buchſtaben der Bundesakte, Koch defto 
beftimmter durch den Zweck und den Beift des Bundes die 
Verbindlichkeit jedes Bundergenoffen ausgeſprochen, mit fels 
ner ganzen Macht zum Vollzuge der Gefehe und Beſchlüſſe 
des Bundes ununterbrochen bereit zu feyn, und foldie im 
eingetretenen Falle Ihres Bedarfs ohne alle Miderrede zu 
jenem Zwecke zu verwenden, und eine natürliche Folge davon 
if, daß jede Saumfeligkeit oder Unfolgſamkeit in Erfüllung 
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jener Zwe auch in feiner Sichtung nad außen erreicht 
werden Toll. | 

Eine volftändige Sicherung der Äußeren Ruhe, ded 
Außeren Friedens, file den Völkerbund und wie für den 
Nölkerftaat ſcheint mir nur durch eine dreyfache Art von 
Thätigkeie erreichbar zu ſeyn; nämlich 1) durch eine ftäre 
Obſorge, daB gegen Kufere Mächte nichts unternommen ivers 
de, was auf Seite derfelben gerechte Befchwerden, und auf 
deren Grund einen gerechten Angriff erregen könnte : 2) 
ducch Sicherftellung der Grenzen, und auch im Frieden uns 
unterbrochene Nealifirung ber Bedingungen der Möglichkeit 
eines thätigen Widerftandes und der gliicklichen Führung des 
Kriegs; endlich 3) durch unabläßiges Streben auf Bewer 
ftelligung eines folhen Verhältniſſes mit allen denjenigen 
Staaten, mit welchen : thätige Eollifionen eintreten könnten, 
wodurch der Möglichkeit der Störung des Friedens, mirhin 
nicht blos einem, fondern allem Kriege thätig und ernſt⸗ 
lich vorgebeugt werde: Denn , wer den äußeren Frieden 
will, darf narlirlich nicht feldft Veranlaffung geben, daß er 
Hebrochen werde, indem er ſonſt im Widerfpruche mit feinent 
eignen Willen handelte: Wird aber der Friede ohne feine 
Veranlaffung gebrochen, fo muß er in der Lage fehn, mit 
dem höchſten Grade der Wahrfcheinlichkeit den ungerechten 
Seind vom ſich abtreiden zu können; damit Aber auch eine 
folhe Störung feiner Ruhe gar nie Mehr eintreten könne, 
muß er fich in folche Verbindungen zu feben fischen, wodurch 
eine folche abſolute Uebermacht erzeugte wird, ben deren 
Dafeyn es auch dem tollkühnſten Feinde gar nicht mehr in 
den Sinn kommen kann, einen ungerechten Angriff mit 
Knffnung des Erfolge auf ihn wagen zu dürfen. Nur dur) 
Herftellung einer folhen abſoluten Uebermacht wird dit Er⸗ 
reichbarkeit des Zwecks, den Äußeren Frieden zu fichern, vol⸗ 
lendet, und zugleich die unter Hr: 2) geforderte Anſtren 
gung um unendikh vieles erleichtert. m 
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und Macht des Protektors -für unausbleibliche Bewirkung 
des bezweckten Vollzugs ſchlägt endlich für den Bund alle 
Beſorgniß eines, dem geſchilderten des Reichs ähnlichen 
Mangels des exekutiven Nachdrucks, und zwar um fo mehr, 
nieder, je gewiffer zu erwarten fteht, daß ein einziges ernſt⸗ 
liches Wort des Protektors kräftiger wirken werde, als bie 
Aufbiethung aller zehn Meichskreife zugleich hätte wirken 
können, daß demnad) der Fall des Bedarfs. einer erekutiven 
Anftrengung der Bundesglieder für den inneren Zweck des 
Bundes gar nicht leicht eintreten werde. And fpricht diefe 
Sicherheit des Vollzugs der Geſetze und Beſchlüſſe des Buns 
des wohl nicht von felbft die veellften Vorzüge aus, welche 
der Bund auch von diefer Seite vor dem Reichsvereine fels 
nen Gliedern gewähren wird ? 

"Der Völkerbund muß tie der Völkerſtaat der Natur 
der Sache nach auch den Zweck haben, ſich und feine Inte— 
grität gegen mögliche Angriffe auswärtiger Mächte zu vers 
theidigen und fiher zu ftellen, folglich alle erforderlichen 
Mittel zu Erreichung diefes Zwecks bewerkftelligen ; denn 
ohne zureichende Wertheidigungss und Sicherungsanflalten 
der Art wäre nihe nur die Möglichkeit aller Wirkſamkeit 
fiie ihre Zwecke in fih ſelbſt, ſondern auch ihre ganze Eris 
ftenz der ſtäts vorauszufegenden Ermeiterungs s und Erobes 
rungsſucht der fie umgebenden Mächte Preiß gegeben, und 
die ſtäte Bereitſchaft zureichender Anftalten jener Are ift 
fonah die unumgängliche Bedingung ihres inneren Lebens 
und ihrer Fortdauer ſelbſt. — Anerfannt mar auch diefer 
Grundſatz vom teutfchen Reiche, als einem Völkerſtaate, und 
anerkannt iſt derfelbe ausdrücklich von der rheinifchen Con⸗ 
föderation, als einem Völkerbunde, in ihrer bekannten Stifs 
tungsurkunde: denn Erhaltung nicht nur des Inneren, fons 
dern auc des a ußeren Friedens ift Im Eingange der les 
teren als Zwe des Bundes aufgeftellt, und die Artikel 35 — 
58 deuten im allgemeinen Umriffe die Mittel an, wodurd 
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als durch die Bemerkung Penntlich machen, daß es dem 
Reiche an allem dem gefehle Hase, was feine Grenzen ficyer 
zu ſtellen, einen raſchen und fiegenden Widerftand möglich 
zu machen, und bie glückliche Führung eines Kriegs zu ver— 
heißen vermogt hätte. 

Wenige, und in ben leßtern Zeiten gar keine Reiches 
grenzfeftung mehr; die wenigen Feftungen auf dem Reiches 
gebiethe itberhaupe in den Händen der Landesheren, fogar 
gefeglich der Dispofition des Neichsfeldheren entzogen ; ber 
Milttair »Erat zwar auf dem Papiere, aber im Falle feiner 
geforderten Mobilmachung felbft nach manchen Jahren noch 
nicht wirklich aufgebracht, die Reichsarmee alfo nie, konſtitu⸗ 
tionsmäßig vollzählig ; die, auc vorhandenen, Contingente 
oft mitten im Kriege auf dem Heimwege begriffen; bag 
zurückgebliebene Stückwerk eine fehr reichhaltige Charte 
Caller, jedoch felten brauchbarer) Mufter von Trachten, Wafı 
fen, Munition, aller Arten des Commando, des Ererzitiums 
und der Taktik; die einzelnen Regiementer oft aus ſo — ı2 
Contingenten zufammengefeßt, darunter alte Thorwächter 
mit unbävtigen Knaben gepaart; das Offizierchor, größtens 
theils ein wiirdiges Objekt grotesfer Malerey; nirgends Eins 
heit des Seiftes, vielmehr die nachtheiligite Eiferfucht und 
gegenfeitige Geringſchätzung unter den verfchiedenen Beftands 
theilen; nur Gleichheit in geos und topographifcher, ſtatiſti⸗ 
ſcher, mathematifcher und fErategifcher Unwiſſenheit, in eins 
feitiger Beſchränktheit auf den Sarnifondienft, und ftumpfer 
Unempfänglichkeit für milttairifche Ehre, die Leine Ausfiche 
auf reelles Avancement hatte; größte Zerfplitterung dev 
Verforgungss und Verpflegungs ; Anftalten des Heeres in 
unzufammenhängende Fragmente (denn jedes Contingent war 
darinn von dem andern ſeparirt); daraus Senn. ber 
Entwiirfe des Heerführers und ihrer Ausführen 

wenn ein Detafchement von 5o Mann beorhert weh” 
fo that es oft Noch, daß eben fo vice Verpfleg 
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Der Vorwurf gegenwärtiger Abhandiung fiihrt nunmehr 
zu der Unterfuhung : Sjnwieferne das teutihe Neich diejen 
Anforderungen zur Sicherftellung feiner Sntregrität und 
Ruhe gegen außen genügt babe ? und was dagegen der 
eheinifche Bund künftig zu thun habe, um jenen Anforde 
rungen beſſer, als es im teutichen Reiche gejchehen, zu geı 
nügen, und and) bierinn feinen Gliedern entſchiedene Vorzü— 
ge vor jenem zu gemähren? 

Daß das teutfche Neich, als folches, auswärtigen Macs 
ten Gelegenheit zu gerechten Befchwerden gegeben , und fie 
zum Kriege gereizt habe, läßt ſich eben nicht behaupten: 
Bey feinem vorherrichenden Charakter der Paſſivität und 
Trägheit, und. bey der von feinem Gefühle der Ohnmadıt 
ungertrennlihen Furcht war es auch ganz und gar nicht in 
ber Lage, grundicje Prärenfionen aufzuftellen, und mit deren 
Durchſetzung zu drohen; und es hatte jede auswärtige Macht 
in jenem Charakter eine genjgliche Bürgſchaft fire feine 
Nachgiebigkeit, die es vielmehr oft fo weit trieb, daß es fi 
feiner Würde vergab, und die Neigung zu Neckereyen gegen 
daſſelbe kühner machte. Daß es fich öfters in fremde Hän⸗ 
dei mifchte , die daſſelbe eigentlich nichts angiengen, daran 
war fiher nicht etwa eine kühne Streitfucht deffelben, fons 
dern immer nur die Superiorität zweyer Reichsmitſtände 
fhuld , welche daſſelbe wider feinen Willen zur Sheitnahme 
an ihren Privathändeln nöthigten, wovon jedoch der, der im 
Titel der Reichsgewalt verfprocenen Mehrung beynahe ims 
mer entgegengefeßte, Erfolg der Streitluſt, wenn fie aud) 
vorhanden geweſen wäre, ficher alle Flügel Benehmen mußte. 

Warum es aber, jenen Privatzwecken zu fröhnen , fich 
eben fo wenig erwehren, als verhindern konnte, daß jeder, 
feinem Intereſſe nod fo fremde, Krieg auf feinen Fluren 
ausgeftritten wurde, verurfachte altein ‚der fchlechte Zuſtand 
feine Miljeairs und Kriegs » Verfaffung Man 
kann diefen Zuftand. nicht kürzer, ‚aber auch nicht vichtiger, 
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als durch die Bemerkung kenntlich machen, daß es dem 
Reiche an allem dem gefehlt habe, was feine Grenzen ſicher 
zu ſtellen, einen rafchen und ſiegenden Widerſtand möglich 
zu machen, und die gluckliche Führung eines Kriegs zu vers 
heißen vermogt hätte.’ 

Wenige, und in den lebten Zeiten gar teine Reichs⸗ 
grenzfeſtung mehr; die wenigen Feſtungen auf dem Reichs— 
gebiethe iiberhaupt in den Händen der Landesherrn, fogar 
gefeßlich der Dispofition des Neichsfeldheren entzogen ; der 
Militair »Etat zwar auf dem Papiere, aber im Falle feiner 
geforderten Mobilmachung felbft nach manchen Jahren noch 
nicht wirklich aufgebracht, die Reichsarmee alſo nie konſtitu—⸗ 
tionsmäßig vollzählig; die, auch vorhandenen, Contingente 
oft mitten im Kriege auf dem Heimwege begriffen; das 
zurückgebliebene Stückwerk eine ſehr reichhaltige Charte 
(aller, jedoch ſelten brauchbarer) Muſter von Trachten, Wafı 
fen, Munition, aller Arten des Commando, des Ererzitiums 
und der Taktik; die einzelnen Negiementer oft aus 10 — ı2 
Eontingenten zufammengefeßt, darunter alte Thorwächter 
init unbärtigen Knaben gepaart; das Offizierchor, größten⸗ 
theils ein würdiges Objekt grotesker Malerey; nirgends Eins 
heit des Geiſtes, vielmehr die nachtheiligſte Eiferſucht und 
gegenſeitige Geringſchätzung unter den verſchiedenen Beſtand⸗ 
theilen; nur Gleichheit in geo⸗ und topographiſcher, ſtatiſti⸗ 
ſcher, mathematiſcher und ſtrategiſcher Unwiſſenheit, in ein⸗ 
ſeitiger Beſchränktheit auf den Garniſondienſt, und ſtumpfer 
Unempfänglichkeit für militairiſche Ehre, die keine Ausſicht 
auf reelles Avancement hatte; größte Zerſplitterung der 
Verſorgungs⸗ und Verpflegungs-Anſtalten des Heeres in 
unzuſammenhängende Fragmente (denn jedes Contingent war 
darinn von dem andern ſeparirt); daraus Hemmung der 
Entwürfe des Heerfihrers und ihrer Ausfiihrung, (denn, 
wenn ein Detafchement von 5o Mann beordert werden follte, 
fo that es oft Neth, daß eben fo viele Verpflegsbeamten 
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barum mußten und mitgiengen) ; Erfchlaffung alles Muthe, 
Erbitterung und Rachſucht, Defertion ; die Lazarethe im 
ſchlechteſten Zuftande, oft ganz vergeffen und verloren ; Ueber⸗ 
ladung mit Bagage, aber Mangel an Vorſpann; Unzulängs 
lichkeit der Neichslriegsoperationg : Kaffe, und ‚endlich Abhans 
gigkeit des kommandirenden Chefs von einem zu Kaufe ges 
bliebenen Kriegsrathe, und daraus gänzliche Lähmung feiner 
Thätigkeit: — Dief find die befannten. Dauptzůge der Ver⸗ 
theidigungs⸗ und Kriegsanſtalten des teutſchen Reichs, deſſen 
Armee einer Maſchine glich, die, ob ſie gleich in Bewegung 
geſetzt und gebraucht werden ſollte, dennoch, des Aufwandes, 
den fie erforderte, ungeachtet, nicht gebraucht und in zweckt 
mäßige Bewegung gefegt werden konnte, da die Triebräber, 
von welchen alle Wirkung abhieng, bey der Unbrauchbarkeit 
ihrer Qualität an fi), ſich noch überdich blos berührten und. 
firelften, ohne wirklich ineinander zu greifen: und mie hätte 
man bey diefer Lage der Dinge hoffen dürfen, die Grenzen 
des Neichs fihern „ einen thätigen Widerftand leiften, und 
irgend einen Krieg glücklich fiihren zu künnen ? 
Ungeachtet aber des, durch den immer unglücklicheren 
Erfolg ſeiner kriegeriſchen Unternehmungen oft und deutlich 
genug ihm ins Bewußtſeyn gerufenen Gefühls feiner eignen 
Schwäche, hat dennöch das teutſche Neich mit den es umges 
benden Mächten nie folhe Verbindungen ‚zu fliften geſucht, 
wodurch, ich mill nicht fagen, der Möglichkeit, doch der 
Leichtigkeit eines Kriegs thätig und ernftlich vorgebeugt mors 
den wäre; nie hat es einen allgemeinen Friedenszuftand mit 
feinen Nachbarn zu errichten fih bemüht, fondern fich immer _ 
damit begnügt, temporelle und partifuläre Frieden gefchloffen 
zu baden, welche einzelne Kriege endigten, aber dabey meis 
fiens wieder den Saamen zu Fünftigen neuen in fich trugen, 
und bios das Privatintereffe der Könige und Fürften zum 
Segenftande hatten, 

Alſo feine der voraus angegebenen Hauptbedingungen 
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einer vollftändigen Gicherung feines äußeren Friedens und 
der Fortdauer feiner Eriftenz ward vom teutfchen Reiche ers - 
fült. Keine noch fo laute Klage, kein noch fo beißender 
. Spott, feine noch fo eindringende Warnung fruchtete: Nun 
denn ! fo muß man doch wohl den Untergang deſſelben auch 
nur ihm felbſt, nur feiner eignen Unempfänglichkeit für gus 
ten Kath, nur feinem eignen Willen, lieber feiner Trägheit 
zu fröhnen, als ſich mit einiger Anftrengung zu ermannen, 
allein zufchreiben, und nur fehnlich wünſchen, daß durch dem’ 
uns allen noch gegenwärtigen Anblick feines Falls jetzt wer 
nigſtens die Warnung defto durchgreifender wirken möge, 
bey dem Ausbauen des Vertheidigungs »Syftems des Buns 
des ja nichts von dem Modelle der Neichsverfaffung beyzu⸗ 
behalten. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der, auch dem 
theinifchen Bunde vorgeftechte, Zweck der Erhaltung feiner 
Auferen Ruhe und feines äußeren Friedens nur durd) eine 
zweckmäßige Ausfilllung jener, oben gezeichneten, dreyfachen 
Ihätigkeitsfphäre erreichbar, vollftändig erreichbar feyn 
werde: es frage fich daher: Was vom Bunde zu thun fen, 
um jene Sphäre zwedimäßiger, als es vom teutſchen Reiche 
geſchehen, auszufüllen? 

Der erften jener Forderungen wird um ſo leichter zu 
genügen fenn, da nad) ihr von allen Bundesgliedern nur zu 
allen Zeiten etwas nicht zu thun, etwas zu unterlaffen iſt: 
Ale Bundesglieder follen ſich nämlich-nach ihr aller völker⸗ 
rechtswidrigen Fingriffe in die Rechte auch dem. Bunde nicht 
verwandter Staaten enthalten, aller unberufenen Einmifchuns: 
gen in die Angelegenheiten derfelben enthalten, um nicht ih⸗ 
rer Seits Anlaß zu gerechten Beſchwerden und deren Abs: 
hülfe im Wege des Kriegs zu geben; denn Eingriffe und: 
Einmifchungen jener Art würden, müßten den Frieden ſtören, 
welchen mit erhalten zu helfen, Pflicht jedes Bundesglieds 
iſt, und Handlungen jener Art wären demnach wahre Ver— 
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legungen der Bundespflicht: Alle Bundesglieder follem: es 
unterlaffen , mit ‚fremden Mächten einfeitige Offenfiv : und 
Defenfiv  Bündniffe einzugehen, welche fie in Kriege verwickeln 
könnten, die, zufolge des Geſetzes, daß jeder Krieg eines 
Bundesgenoffen nmittelbar allen andern gemeinfchaftlich. ſeyn 
folle, die Theilnahme des ganzen Bundes erheifchen würden, 
als welcher jedoch nie die Abdficht haben kann, den Gebrauch 
feiner. Geſammtmacht der einfeitigen Willkühr einzelner Glie⸗ 
der, wohl gar. zum Vortheile fremder Staaten, Preiß gu 
geben, vielmehr zu erwarten berechtigt iſt, daß jedes feiner 
Glieder alles das vermeiden werde, was ohne feiner Sounes 
rainität und der Auftorität des Bundes etwas zu vergeben, 
vermieden werden fann, um den Bund der Nothwendigkeit 
eines Kriegs zu überheben. 

Iinverfennbae ift es, daß, wenn ſämmtliche Glieder des 
Bundes aller Veranlaſſung zu Kollifionen mit auswärtigen 
Mächten ihrer Seits fich ſtrenge enthalten, dadurch die anf 
fere Ruhe des Bundes mächtig müſſe gefördert werden, und 
wer. diirfte ‚wohl zweifeln, daß jedes lied des Bundes, 
foviel an ihm iſt, zur Erhaltung diefer Ruhe thätig mitzus 
wirken, ‚demnach fi) die eben bemerkte Beſchränkung aufzus 
legen, durch den Geift und Zweck des Bundes vollkommen 
verpflichtet fen ? 

Wird hingegen einer der verbiindeten Staaten von einer 
fremden Macht in sfernen Nechten verlegt, und es gelingt 
ihm .niche, feine darüiser: erhobenen Befchwerden im Wege 
gütlicher Verhandlung gehoben zu fehen, oder fieht fich einer 
derfelden durch Rüſtung mit thätiger Verletzung bedroht, 
bann ift er allerdings durch den Zweck des Bundes berech⸗ 
tigt, zu verlangen, daß ſeine Sache, gemeinſchaftliche Sache 
des ganzen Bundes werde: Der Bund, von ihm davon in 
Kenntnifi geſetzt, wird vor allem durch das @infchreiten feis 
ner Auktorität noch im friedlichen Wege die Abhitlfe feiner 
Beſchwerden verfuchen, im Falle des Michterfolgs aber das 
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einzig übrige Mittel, unter nichtverbiindeten Staaten. dad 
Hecht zu verfolgen, den Krieg, wählen. Je größere Wirkung 
ſich von der Auktorität des Bundes, mächtig gehoben durch 
bdie Auftorität des Proteftoriums , mit Zuverſicht erwarten 
läßt, defto feltener ‚wird es nöthig feyn, zu Diefem aufers 
ordentlichen Mittel für Befeſtigung der geftörten Ruhe zu 
fihreiten; ob es aber denn doch ergriffen werden müſſe, ob 
wirklich Krieg begonnen werden folle, fann nicht von dem - 
einfeitigen . Befchtuffe eines Bundesglieds, fondern nur vom 
Befchluffe der Sefammtheit des Bundes, unter entſcheiden⸗ 
der Einwirkung bes Protektoriums, abhängen; denn, wie 
fchon .geiagt wurde, der Bund fann unmöglicdy den Gebrauch 
feiner Macht zum Behufe des Kriegs den willtührlichen und . 
einfeitigen Vorfchritten feiner einzelnen lieder überlaſſen; 
ein Objekt der gemeinfchaftlichen Angelegenheit muß aud) der 
gemeinfshaftlihen Berathung unterftellt, eine Maaßregel, wo⸗ 
zu das Ganze mitwirken, die vom Ganzen ausgefiihrt wers 
den foll, muß aud vom Ganzen rlickfichtlich ihrer Zwedis - 
mäßig: und Nothmwendigkeit geprüft werden; nur unter dies 
fer Bedingung fonnte man fich zur gemeinfchaftlichen Ders 
theidigung jedes einzelnen verbinden: Und da das Proteftos 
rium zur Führung des Kriege ſelbſt fo. entfcheidend mitwirkt, 
indem die von ihm zu ftellende Macht die Geſammtmaſſe 
der Bundess Contingente beynahe um das Doppelte übers 
wiegt, und es fiir die Erreihung des Bundeszwecks auch in 
feiner Beziehung nady außen Bürge geworden iſt, fo ift 
doch wohl fehr natürlich, daß demfelben auch eine entfcheis 
dende Einwirkung bey der Frage über Krieg und Frieden 
des Bundes gebühre, 

Gewiß ift, daß nür der Staat, den es an zureichenden 
Vertheidigungsanftalten mangelt, Neckereyen und Anfeindum 
gen von außen fortwährend zu befiicchten habe, daß hins 
gegen der wirkliche Eintritt eines Kriegs nicht beffer verhü— 
tet werden könne, als durch ſtäte Bereitſchaft zum Kriege, 
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Freylich ift diefe fortdauernde Anftrengung ein großes Uebel 
fiir. die Staaten, weiches fie jedoch nur fich felbft zuzufchreiben 
Haben, da fie das, allerdings in ihrer Gewalt ftehende, Mittel 
zur Beendigung ihres Kriegszuftandes noch nicht haben’ ers 
greifen wollen, das aber doch auf jeden Fall um unendlich 
viel kleiner iſt, als der wirkliche Krieg ſelbſt, und dem alſo 
fih zu unterziehen, um das größere Uebel abzuwenden, die 
Klugheit gebiether. 

Auf diefem Stunde ruht die oben angeführte zweyte 
Forderung der, auch im Frieden ununterbrochenen, Nealifis 
rung der Bedingungen der Möglichkeit eines fiegenden Wir 
derftandes und der glücklihen Führung eines Kriegs, um 
nie unvorbereitet überfallen werden zu können, gerade aber 
durch ſtäte Bereitfchaft das wirkliche Eintreten des Kriegs 
möglichft zu verhüten: und da die Erreichbarkeit der Erhaß 
tung des vom Bunde bezweckten Auferen Friedens unvers 
kennbar durch eine folche ſtäte Bereitſchaft aller feiner Glie— 
der ohne Ausnahme bedingte iſt, fo ftellt-fih aus diefem 
runde jene zweyte Forderung auch an fammtlihe Bundes 
glieder als unerlaßlich dar. 

She enefpriche die Werbindlichkeit jedes Bundesglieds, 
die etwa auf feinem Gebiethe befindlichen Feftungen auch in 
Friedenszeiten ununterbrechen im ſtäts brauchbaren Verthei— 
digungsftande , und fein konſtitutionsmäßig zu ftellendes 
Eontingent in der Art, d. h. in derjenigen DBollzahlichkeit, 
in dem Grade der Fertigkeit im Gebrauche der Waffen, und 
im Beſitze desjenigen Vorraths aller Art von Kriegsbedürfs 
niffen, zu erhalten, damit, im Falle ihres und feines Bedarfs 
für die Zwecke des Bundes, weder die Gefahr des Verzugs, 
noch der ermangelnden Dualifitation zum augenblicklichen 
zwerfgemäßen Gebrauche eintreten möge und fünne, 
Zwar mag die, durch diefe Bundespflicht gebotene, Ans 
firengung manchem der verbündeten Staaten in der That 
feye läſtig ſeyn; aber wer follte leugnen können, daß bey 
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den Bis itzt beſtehenden Verhältniffen des: Bundes jene Ans 
firengung zur Sicherung des äußeren Friedens durchaus uns 
erlaßlich ſey? daß, wenn man ſich ihr nicht pünktlich fügen 
wollte , alle Nachtheile der Unbeweglichleit der Neichsarmee: 
unvermeidlich miederfehren müßten ? 

‚ Die Bundesarnıee hat zwar an ſich ſchon den großen 
Vorzug vor der ehemaligen Reichsarmee, daß fie.aus einer 
viel minderen Zahl von verfchledenen. Contingenten ſich bil⸗ 
det, mithin in ihrer Zuſammenſetzung viel einfacher iſt, als 
dieſe: dennoch aber bleibt jene noch immer vielgliedrig ges 
nug, um eine, dem Zwecke vafcher Operationen ſehr ungün⸗ 
ftige , Unseholfenheit des Ganzen, aus der Ungleichheit der 
Armatur und Waffeniibung der verfchiedenen Contingente, 
und. aus ber Separation ihrer Verpflegung, mit Grund ber 
fürchten zu müſſen, und fich demnach zu dem Wunſche ges 
leitet zu fehen, daß, um jenen, nicht etwa nur fcheinbaren, 
fondern fehr reellen Webelftand und Mangel des Vertheidi— 
gungs-Syſtems zu befeitigen, in allen Bundesftaaten eine 
gänzliche Gleichheit der Armatur der Truppen, der Art ihrer 
Waffenübungen und ihrer Verpflegung eingeführt, dadurch 
die innere, nicht minder, ale die Außere Einheit der Buns 
desarmee befördert, jede Quelle zur Reibung, Eiferfucht und 
Seringerfhäßung unter ihren Beſtandtheilen befeitigt, und 
fie ſelbſt zu einer Achtung gebiethenden Haltung und Soli⸗ 
dität erhoben werden möge. | 

Unmöglich kann die Nealifirung jener fo dringend gefos. 
berten Gleichheit bedeutenden Schwierigkeiten unterliegen, 
wenn nur die allfeitige Neigung dafür einer entfchöpfenden 
Uebereinkunft darüber die Hände biethet, und bie Etablirung 
einer Central: Mifitairafademie im Bunde nad) der Baſis 
des gewählten Syſtems . der Gleichförmigkeit, dürfte fehr 
wahrfcheintich das fchirflichfte Mittel der Ausführung feyn, 
Mögte man ſich doch den großen Eontraft einer, in jeder 
Hinſicht gleichförmigen, Bundesarmee mit der bunten und 
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niegend⸗ zuſammenpaſſenden Reichsarmee, und bie weſentli—⸗ 
chen Vorzüge der erſteren recht lebhaft verſinnlichen, und ich 
wäng gewiß, daß dann jeder gerne zur Erſchaffung dieſer 
Vorzüge feiner Seits die Hände biethen wiirde. 

Sehr gerathen dürfte es ferner feyn, dag in militats 
rifher Hinſicht der Bund In einige wenige etwa drey 
Höchftens vier Kreife, mit der Beſtimmung abgetheilt wir: 
de, daß die Pfeineren Truppenabtheilungen der minder mäch— 
tigen Bundesglieder in dem gröjieren Armeeforps des mäch— 
tigften Vundesgenoffen ihres Kreiſes, im Falle der Mobib 
machung der Bundesarmee , ihren erfien Vereinigungspunkt 
fanden, und bereits mit jenem zu einem Ganzen verſchmol⸗ 
jen an dem Generals Berfammiungsorte des Bundesheeres 
einträfen, und daß die Veforgung des Verpflegungs s und 
Lazareth : Wefens fämmtlicher Truppen jedes Kreifes, wahr 
rend des Kriege, in einem einzigen Kreis: Verpflegungs 
Commiffariate konzentrirt wiirde, am welches die einzelnen 
Eonftituenten des Kreifes ihre verhältnißimäßigen Bepträge 
ungefäumt zu entrichten hätten. Es kann unmöglich vers 
kannt werden, daß diefe Einrichtung die Habilitirung der 
Bundesarmee fir die Zwecke der Vertheidigung und des 
Kriegs weſentlich befördern werde. 

Die wirkliche Mobilmachung der Bundesarmee kann, 
in Gefolge des Artikels 36 der Bundesakte, nur auf vor— 
gängigen Antrag des Protektors an jeden Bundesgenoſſen 
erfolgen: Iſt aber biefer Antrag gefchehen , und dem ges 
mäß die Bundesarmee mit der erforderlichen Eile, welche, 
wenn allen bisher angeführten Forderungen ſtäts pünktlich 
Genüge geleiftet wird, keinen Schwierigkeiten unterliegen 
fann , Epnftituirt , dann erfordert es der Geiſt der Einheit, 
ohne welche fein Heer beftehen und feinen Zweck erfüllen 
Fınn, daß das. Kommando des Ganzen in einem einzigen 
Punkte konzentriert, mithin die Truppen ſämmtlicher Buns 
desglieder, fo wie die in ihren Staaten befindlichen Zeftuns 
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gen, der Dispofition des, Die Sefammtarmee kommandirenten, 
Chefs unbedingt müffen unterworfen feyn. Eine Wahrheit, 
die, als folche, zu fehr aus der Natur der Cache ſelbſt eins 
leuchtet, als daß fie einer Begrlindung bedlirfen könnte, und 
ich bemerke daher nur noch, daß, da während eines Bundes 
friegs die Feftungen der einzelnen Bundesglieder dem Zwecke 


der Gefammtheit dienen, e8 mir auch dem echte Ind der 


Billigkeit angemerfen fcheine, daß der außerordentliche 
Aufwand, den jene Feftungen im Kriege erheifchen dürften, 
auf Koften der Gefammtheit des Bundes beftritten werde. 
Wiederherftellung des geftörten Friedens duch gemeins 
ſchaftliche Vercheidigung im Kriege liegt unftreitig im 
Zwecke des Bundes, und die Verbindlichkeit jedes Bundes 
glieds ohne Ausnahme, an jedem Bundeskriege konſtitutions⸗ 
mäßig:thätigen Antheil zu nehmen, ift davon die untrennbas 
ve, im Artikel 35 der Bundesakte ausdrücklich aufgeftellte Folge: 
Demnad kann in einem Kriege des Bundes die Neutralität 
irgend eifies Bundesgenofien , als mit den übernommenen 
Bundespflichten durchaus unvereinbarlich, fehlechterdings nicht 
ſtatt finden, und es würde dad Zurlickjiehen eines Bundes 
glieds zur Neuxalität, oder der einfeitige Abfchluß des Fries 
dens, direkte Verlekung der Bundespflicht feyn, gegen welche 
die ganze Macht des Bundes fich kehren müßte. Der Still 
ftand des Kriegs und der Adfchluß eines Friedens. kann viels 
mehr, eben fo, wie der Beſchluß eines Kriegs, nur vom ger 
fammten Bunde ausgehen, unter gleihmäßig entfcheidender 
Einwirkung des Protefteriums, aus dem oben fchon angeges 


benen Grunde, und «6 verftehe fih von felöft, daß letzteres 


vom Bunde auch zum alleinigen Abfchluffe des Friedens in 
feinem Dramen bevollmädhtigt werden fünne. 

Würde ein Bertheidigungsfuftem des Bundes nach fols 
hen Grundſätzen eins und ausgeführt, und deffen ununters 
brochenes Leben durch ſtrenge Auffiht garantirt, dann dürfte 
man wohl mit Zuverficht erwarten, daß daſſelbe, in Verbin⸗ 
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dung mit ben Vertheidigungskräften des Protektoriums, bie 
Integrität des Bundes zu ſichern, feinen Yeinden einen fies 
genden Widerfland zu Teiften, und die Führung eines glück⸗ 
lichen Kriege mit Sicherheit zu verfprechen geeignet feye, fos 
nad) dem Zwecke, der feln Daſeyn erheifcht, vollkommen ents 
fprechen, und die teutſche Nation flir den Verluſt des Reiches 
vereins vollftäudig entſchädigen erde. 

Doch! alle diefe Anftalten find auf den Krieg bere.hnet, ſez⸗ 
zen alfo deffen Befitcchtung voraus, und wenn fie glei, bewirken 
folfen, daß der Krieg nicht leicht wirklich eintrete, fo find fie doch 
keineswegs zureichend, allem Kriege vorzubeugen: es iſt alfo 
auch durch fie der Zweck des Bundes In feiner Richtung nad) 
außen noch nicht vo fEändig erreihbar. — In diefem Zwecke 
ſtegt vicht etwa blos die Vorftellung, daß der geftörte äußere 
Friede jedermat durch gemeinfchaftlihe Anftrengung wieder hers 
geftelle werden folle, fondern auch die, daß eine Störung jenes 
Sriedens, ſoviel dieß zu bewirken möglich ift, gar nicht mehr eins 
treten, daß ein Krieg gar nicht mehr ſtatt finden folle: Durch 
diefen Zweck ift alfo auch ein Streben des Bundes dahin anges 
fprochen, daß allem Kriege ernftlich vorgebeugt werde. Möglich 
wäre dieß allerdings dadurch, daß der Bund mit allen denjenigen 
Staaten, mit welchen er nach feiner jehigen Lage etiva noch in 
Krieg gerathen könnte, ſich in ein rechtliches Verhältniß, 
und daburch in einen geficherten Sriedenszuftand feßte, dadurch, 
daß der Bund mit jenen Staaten eine Verbindung ſchlöſſe, ganz 
derjenigen gleich, worauf fein eignes Dafeyn beruht, und ſollte 
dieſe Verbindung auch nicht mit allen jenen Staaten möglich 
ſeyn, daß er wenigſtens mit denjenigen Staaten ſie ſchlöſſe, die 
ſich dazu geneigt 'fänden, und dadurch ſich in den Beſitz einer fü 
abfoluten Uebermacht fiir Erhaltung der äußeren Nude febte, 
welche in jeder noch fibrigen Macht allen Sedanfen an Die Mög— 
lichkeit des glücklichen Erfolge eines feindlichen Angriffe auf 
fie gänzlich niederfchlagen müßte. 

So wenig zu leugnen iſt, daß die Realiſtrung einer folchen 
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Verbindung an ſich fchon durch die Grundſätze des Staatenrechts 
geboten fey, fo wenig iſt zu mißkennen, daß gerade die gegenwärr 
tigen öffentlichen Verhältniffe der Ausführung einer Verbindung 
der bezeichneten Art ganz vorzüglic, günſtig ſeyen; und ich glaus 
be, eine Darftelung Mr Grundziige meiner dee der Ausflihrs 
barkeit jener Verbindung um fo mehr wagen zu dürfen, je mehe 
fie mit der Idee des mehrfach und Öffentlich angedeuteten Plans 
eines großen Föderativſyſtems volllommen im Einflange ſteht. 

Frankreich, Spanien, Portugal, Neapel, 
Stalien, die Schweiz, der rheinifhe Bund und 
Holland find jeßt offenkundig in eine folche Page gebracht, daß 
man die Geneigtheit derfelben, und vorziiglich des, ihre Verhäte 


niffe belebenden und leitenden, Prinzips zu einer engeren Verbins 


dung, zur Stiftung eines rechtlichen Verhältniffes und eines ges 


fiherten Friedenszuftandes unter ihnen allen, ohne Gefahr eines 


Irrthums poftuliven und vorausfeßen darf. — Wenn nun alle 


jene Staaten und Staatenmaffen unter fih in einen Verein 
träten, ganz nach denjenigen Grundgeſetzen, nach welchen die 
Staaten des rheinifchen Bundes bereits unter fi verbunden 
find, wenn fie alle die Erhaltung des Friedens unter ſich und ge 
gen auhen fich zum Ziele ihrer Verbindung und ihres gemeins 
ſchaftlichen Erſtrebens feßten, wenn fie alfe’fich vereinigten, die 
unter ſich etwa entſtehenden Eollifionen im Wege des Rechts durch 
einen Congreß friedlich fchlichten zu laffen, umd fich gegen außen 
mit gemeinfamer Hand und vereinter Kraft zu vertheidigen, fo, 
daß einer fiir alle, und alle für einen ftiinden, und wenn nun 
Frankreich, als das geographifche Centrum, das Protek⸗ 


torium dieſes großen Völkerbundes übernähme, und alle Ra⸗ 


der der großen Maſchine im geſetzmäßigen Gange erhielte, dem⸗ 
nach kein einzelner von allen jenen Staaten und Staatenmaſſen 
von irgend einer, der noch außer ihnen beſtehenden Mächte ange⸗ 
griffen werden könnte, ohne mig Gewißheit die Geſammtmacht 


aller jener Staaten gegen ſich aufgeboten und herangewälzt zu 


ſehen — — 


— 


408 


So frage ih: Könnte noch irgend eine der übrigen Mächte, 
konnten fogar fie alle in Verbindung noch je den tollkühnen Ge⸗ 
danken faſſen, mit einiger Hoffnung eines glücklichen Erfolgs 
isgend einen Theil jenes großen Völkerbundes feindlich anzugreis 
fen? Würde alfo nicht durch jene, der Mforderung des Stans 
tentechts fo herrlich entfprechende,. Verbindung der Möglich 
feit alles Kriege für ſämmtliche Verbundenen thätig und 
ernftlih vorgebeugt? nicht jede Störung der Äuferen Ruhe 
- für fie ganz unmöglich gemacht ? alfo nicht der Zweck der 
Erhaltung ihres äußeren Friedens vollftändig erreicht? 
Müßte darum nicht jeder der genannten Staaten und Staa; 
tenvereine die Ausführung jener Idee, und zwar um fo fehns 
licher, wünfchen, da, unter der Vorausſetzung jener Verbin⸗ 
dung , ſelbſt die voraus geforderte Anftrengung auf ſtätes 
Bereitfeyn zur Vertheidigung aucd im Frieden um einen fehe 
beträchtlichen Theil nachgelaffen und vermindert werden könn⸗ 
te?. Und was follte jest der vollendeten Realifirung jener 
Verbindung noch im Wege ftehen fünnen? 

In der That! der müßte ein Feind der Mienfchheit, ein 
verftockter Egoift feyn , der die Nechtsangemeffenheit, Nüßs 
lichkeit und Erhabenheit der dee eines folchen großen Föde⸗ 
rativſyſtems follte mißkennen fünnen. ® 

Segnen müßte die beſſere Menfchheit von ganz Europa 
den großen Monarchen, der jene Idee in’s praftiiche Dafeyn 
tiefe; denn auch die übrigen Mächte würden dadurch mits 
telbar des unfeligen SKriegführens nothwendig überhoben, 
und reichlih würde in unferen Nachlommen der Genuß eis 
nes geficherten Friedenszuftandes die ungeheuren Anftrenguns 
gen und Aufopferungen vergelten, welche die Operation der 
Entwiclung jener großen idee von den Zeitgenoffen unab: 
wendbar forderte, und ohne welche die Vollendung des grofr 
fen Ganzen ſchlechthin unerreichbar geblieben wäre. 

Der Berfhlus im nähften Hefte) 


— 
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Leber das durch die rheinifche Bundesakte den Sour 
veraind beigelegte Borfaufsrecht in den Domais 


nen und Herrfchaftsrechten der media rten Für; 
ften und Grafen. | J 





fa} re, 


HD deutfchen Reihsftände, welche der Hoheit der durch den 
rheinifchen Bund vereinigten Fürften unterworfen wurden, 
foren nad) dem unverkennbaren Zweck des Bundesvertragegs 
nicht mehr verlieren, als durch die Erſtreckung der Souves 
rainität über Ihre Bisher reichsfreien Perfonen und Güter 
ſchlechterdings nothwendig geworden war. Vielleicht hat die 
hohe Idee, die man mit dem Worte Souverainität verband, 
dazu beigetragen, daß man in dem ſieben und zwanzigſten 
Artikel der Bundesakte, welche den wichtigſten Vorbehalt für 
die mediatiſirten Fürſten und Grafen enthält, ſich lieber all⸗ 
gemeiner Ausdrücke, die ſelbſt auf die dort gegebenen Bei⸗ 
ſpiele nicht immer vollkommen paſſend find, bediente, als 
daß man auf eine kurje und einfache Weiſe die altdeutſche 
Sandeshoheit fo modifizirte, wie fie unter der neuen Souvel 
rainität gar wohl ferner beftehen könnte. Es wiirde dadurch 
mander Willkühr — manchem Streit und manchem bittern 
Gefühle vorgebeugt worden ſeyn. 

Unter den Vorſchriften des ſieben und zwanzigſten Ark 
kels ſcheint indefjen die lebte, obgleich fie die Eigenthumss 
rechte der Medtarifirten auf eine ungewöhnliche Weife bes 
ſchränkt, in jedem Falle durch die Politik des Bundes get:os 
ten zu feyn, und fie würde, in weicher noch jo fchonenden 
Form man auc) die ehemaligen Landesherrn hätte fortbefter 
ben laffen wollen, doch nie haben umgangen werden können, 
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beſonders nicht In der damaligen Lage, wo der Bund noch 
mächtigere Gegner zu fürchten hatte, als jetzt. 

Die Fürften und Grafen, welche aufhören follten, Lan⸗ 
desheren zu ſeyn, follten nicht Vaſallen ihrer Souveraine 
werden , und indem der Vundesvertrag ihnen ihre Domais 
nen und herrfchaftlichen Rechte ale Parrimonial: und 
Privateigenthum vorbehielt, verlieh er ihnen zugleich 
ein freieres Verfügungsrecht über diefelben, als fie zum 
Theil vorher gehabt Haben mochten, obfchon damit nicht ges 
fagt ift, daß ſie dadurch in Beziehung auf ihre Familien: 
Verhältniffe von ber Derbindlichkeit der Hausgeſetze freiges 
ſprochen wurden. Aber ,. abgeiehen von diefen, fonnte ir⸗ 
gend ein Dritter, konnte infonderheit der Souverain fie hin⸗ 
dern, über ihr nunmehriges Patrimonial: und Privateigens 
thum nach Gutbefinden zu verfügen? Wie aber, wenn fie 
den ihnen gelafferen Neft ihrer ehemaligen Herrlichkeit, aus 
Berdruß über das, mas gefchehen war, oder aus ander 
löblichern Sriinden , an einen dem Bunde fremden mächti⸗ 
gen oder mächtiger Hülfe gewiſſen Souverain veräufßerten? 
Konnte dadurch nicht des Bundes Sicherheit gefährdet, des 
Bundesvertrages Wirkfamkeit blos geftellt werden? So, 
ſcheint es, entftand der Gedanke, ber mediatifirten Fürften 
uud Strafen noch übrige Gitter und Rechte mit einer Bea 
dingung zu beläftigen, die im jeder andern Hinſicht als eine 
unnöthige Härte betrachtet werden könnte. Oder follte der 
Milan fogar fo weit gegangen feyn, dem Souverain auf je 
den Fall die eigenchlimliche Erwerbung jener Güter und 
echte zu erleichtern ? 

Zu vermuthen iſt dies wohl nicht, und um fo weniger, 
da, wenn ein Mediatifirter die ernftliche Abficht haben follte, 
feine Befißungen zu veräußern, e8 dem Souverain an Mit 
teln nicht fehlen dürfte, fie vorzugsweiſe ſich zu verfchaffen. 
Dos einfachfte Mittel wäre, am meiften zu zahlen, und nad 
feiner Lage würde er Dies auch am leichteſten können. 
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Doch der Bundesvertrag enthält nur die Bedingung, 
und nicht deren Beweggründe. Dieſe können wir blos aus 
dem Zuſammenhang errghen, aber doch immer mit ſo viel 
Wahrſcheinlichkeit, daß ſie zur Erklärung jener mit Recht 
werden benutzt werden können. Die Vorſchrift der Bundes—⸗ 
akte lautet wörtlich alſo: 

Ne pourront les dits domaines et droits &tre 
vendus à un souverain etranger à la confederation, 
ni autrement alidnes, sans avoir 6t& pr&alablement, 
offerts au prince sous Ja souyeraindte du quel ils, 
se trouvent places, | 

Wer die Stelle mit Aufmerkſamkeit Liefet, wird Anden, 
daß fie fo Teiche nicht zu überſehen iſt, und daß ſelbſt ein 
comma mehr oder weniger auch hier eine wefentliche Ver⸗ 
änderung machen fann. Es wäre mir daher angenehm ges 
weſen, fchon bei der Abfaffung diefer Bemerkungen, die von: 
dem Herrn Herausgeber diefer Zeitfchrift verfprochene Auss 
gabe der Bundesakte bei dev Hand zu haben, und ich erfus. 
che denfelben, die daraus ſich etwa ergebenden Erläuterungen. 
hier beizufügen *). 

In dem erften ‚Hefte dieſer Zeitfehrift ©. reift. die 
Stelle alfo überſetzt, oder vielmehr ihr Sinn ift blos fums 
mariſch in deutſcher Sprache alſo dargeſtellt: 

Sie (die mediatiſirten Fürſten und Grafen) dürfen ihre 
Domainen und echte an keinen dem Bunde fremden 
Spuverain, und überhaupt nie anderſt veräußern, ale 

wenn fie ſolche zuvor ihrem Sonverain angeboten haben. 

Erne andere Ueberfeßung in’ dem politiichen Hours 
nal **) weicht hievon fehr ab, wenn fie fagt: 








) Dieſer Abdruck ift nun erſchienen und mit dem roten Hefte ausgegeben 
worden. Zwar heißt es am Schlufe flatt se trouvent placds — sont places. 
Dies macht aber keinen Unterfihied. Hingegen finder ich Dort eben diefe® 
Comma, anf welches Here von B. zu deuten ſcheint, zwiſchen à la confede« 
ration und ni autrement alicués. w. 


”*) 1806. Band 2. S. 792. 
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: Diefö Domainen konnen an feinen aufier der Konföde: 
ration befindlichen Souverain verkauft oder fonft veräuſc 
fert werden, wenn fie nicht vorher dem Fürſten angeboten 
worden, unter deflen Sonverainität ſie ſich befinden. 

Jener Ueberſetzung ſtimmt der Herr Geheimerath 
Brauer bei, wenn er S. gi. feiner Beiträge als entſchieden 
annimmt, die Veräußerung dürfte niemals an einen 
dem Bunde fremden Selbſtherrſcher gefchehen *), wenn jie 
aber auf andere Art mithin an erwerbsfähige Perfonen 
vorgehen ſolle; ſo müſſe vor allen Dingen der Kauf— 
antrag an den Oberherrn geſchehen. 

Dei Herr Profeſſor Behr **) gibt der zweiten Weber: 
feßung den: Vorzug, indem er fagt: »Iufolge des zweiten 
Abſatzes des Artikels 27 der Bundesafte dürfen die fubjizies 
ten Reichsſtände die, ihnen als Privatgüter vorbehalcenen, 
Domainen, fo wie die ihnen vorbehaltenen Mechte an einen, 
dem Bunde fremden Souyerain nicht verfaufen, oder auf 
andere Weiſe veräußern, ohne fie zuvor‘ dem Fürften, unter 
deffen Sonveratnität fie ſich befinden (zum Kaufe) angebos 
ten zu haben. Dieß find die eigenen Worte des befagten 
Artikels und man fucht demnach vergebens den Nechtsboden, 
welcher der vom Herrn Braner (Sa ı5 feiner Beiträge) 
aufgeftellten Behauptung, daß die Veräufierung niemals an 
einen dem Bunde fremden Selbſtherrſcher gefchehen dürfe, 
zur Grundlage dienen könnte.« 

Die von Behr gebrauchten Worte find jedoch, ſtreng 
genommen nicht die eigenen der Bundesakte und es 
kömmt nur darauf an, mie man diefe verftchen zu müſſen 
glaubt, um für die Braueriſche Behauptung auch einen 





. ») Derfelben Meinung ift Herd von Nicf. S. rhein. Bund Heft 8. ©, 
229. (Und nun auch H. g. R. Klüber im fo eben erfchienenen Staatsrechte 
des Rheinbundes $, 107. S. 134., der Überdies das &tranger ä la conf6dera- 
tion überfeht: der nicht Mitglied des Mheinbundes if.  W.) 
«*) Syſtemaliſche Darſtellung des rheiniſchen Bundes ©. 156. 
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Rechtsboden zu finden. Freilich ſagt der Herr Profeffor - 
Behr die Worte: vni:wucrement. alienes: beziehen ſich oft 
fenbar eben fo, wie die: re vendus — auf die Worte: 
a un souyverain etranger à la sonfederatione; allein {ft 
dies denn fo'genz offenbar ? 

Von der. Beziehuftg ‚und dem Sinn jener Worte hängt 
Hier allerdings alles ab. Sollte man aber nicht eben fo gut 
fagen können: die befragte Güter und Rechte diirfen nicht 
an einen dem Bunde fremden Souverain verlauft, noch 
fonft veräußert werden‘, ohne u. f. w. ale: fie dürfen an 
einen folchen @&uuverain verfauft oder anf andere Weife 
veräußert werden, ohne "zuvor dem Fürfteh, unter deſſen 
Hoheit fie belegen find, angehoten zu feyn? Im erften Fall 
würde man die beiden Portionen: an einen fremden Som 
verain verkaufen, und — Tonft veräußern — trennen, jene 
ats gänzlich: verbietend , dieſe aber ale bedingt duch das 
Vorkaufsrecht betrachten fünnen. Im ‚andern Falle würden 
beide ſich lediglich anf den fremden Fürſten beziehen. Und 
dieſes, däucht mir, iſt dem Zuſammenhange und den Worten 
der Dispoſttion am angemeſſenſten. Wenn ich gleich nicht 
glaube, daß die Worfe: Etre vendus, ni autrement alidw 
nes ſo gang offenbar verbunden find, daß fie fchlechterdings 
nur auf einen dem Bunde nicht 'angehörigen Souverait 
bezogen werden können; fo {ft doch billig zu erwägen, daß 
eines Theils nur der Zweck, jede fremde Einmiſchung in bie 
Bundesangelegenheiten: ju - entfernen, der Grund einer den 
mediatifirten Fürſten und Grafen fo -täfktgen Elaufel ſeyß 
fann, und anderntheild das Wort: autrement, nad) feinem 
eigentlichen Sinne, zu: einer ausdehnenden Erklärung derſel⸗ 
ben nicht berechtigt, da es nur eine andere Art der Veräuls 
ferung bezeichnet und nicht auf andıce Perfonen, „an weiche 
eine Veräußerung gefhehen könnte, zu deuten tft. Autre- 
ment heißt nicht mehr und nicht weniger als; d'une autre 
façon und bezielt alfo in dem vorliegenden Falle jede Art 
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von" rechtlichen Geſchãft, durch welches eine Beränfierung 

Bewirft werden kann, nicht aber andere erwerbende Terfonen, 

ass die, weiße in der Vundesafte genennt find, d. 5. vom 

Bunde fremde Souveraine. 

Nah diefer Anſicht würde num, zur Verminderung alle 
Bwsideutigkeiten, die Vorſchrift der Gundesafte im Deutſchen 
alfo zu faſſen feyn: 

. An fremde, dem Bunde nicht verwandte Souveraine 
tönnen die Domaine und Rechte der mebiatifirten Fürſten 
und Grafen nidye verkauft, noch auf andere Art veräußert 
werden, ohne daß fie zuvörderſt dem Fürſten, unter deften 

Hoheit fie belegen find, anbeboten ‚ind *). 

Wie aber, wenn dieſer Fürſt fie nicht kaufen, wenn er 
Die Bedingungen, die ein fremder Souverain übernehmen 
will, nicht eingehen will oder kann ? Würde dadurch nicht 
der Zweck der in der Bundesakte enthaltenen Vorſchrift ver 
alselt werden? und würde es daher nicht richtiger ſeyn, an 
gunehmen, jede Veräußerung an Souveraine die dem Bande 
nicht angehören, fey unterfage? Ich glaube auch mit Heren 
Profeſſor Behr, daß wohl einiger Grund vorhanden gewe— 
fen wäre, dies zu verordnen. Daß es aber nicht angenoms 
men. werden darf, meil die Bundesakte es nicht Flar und 
deutlich beftimmt hat, glaube ich ebenfalls. Ueberdies zeigt 
ja der Art. 5. der Bundesakte, daß man Befißungen unter 
der Hoheit der Bundesfürſten, und Beſitzungen mit voller 
Spuverginität in einer Hand nicht für fehlechterdings uns 
vereinbar gehalten hat. | 





d 


m Mündner Reoiernnatblarte 1907. Ne. 3. wird dieſe Stelle übers 
ſeht: Dieſe Domainen und Rechte Fönen an feinen der Konfoderation frem⸗ 
den Sonverain verkanft oder auf andere Art veräußert werden, wenn fie 
nicht surdrdggnt dem Flirten 1c. ꝛe. Die meiften Zeitungen geben diendmlis 
We Ueberſehung. Uber meines Erachtens if dadurch die Streitfrage nicht 
entſchdieden. Ich werde in einem der folgenden Hefte weitlänãger die Gründe 
angeben, warum ich geneigter bin, dee. Meinung der Herren Braner uud 
Klüber deuutreten. W. 
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Die Bundesatte verbietet alfo nicht ſchlechterdings bie 
Veräußerung der Güter und Rechte der Mediatifirten an 
dem Bunde fremde Souveraine; fie beſchränkt eben fo wes 
nig die Qeräußerungsfreipeit an Andere, als ſolche Souve⸗ 
raine ,. fie feyen nun bundesverwandte Kürften oder Privat 
perfonen, durch die Bedingung des Vorkaufsrechts fir dem 
Oberherrn; fondern fie legt ſolches diefern nur für alle Zale 
and Arten von Veräußerungen an dem Bunde nicht vers 
wandte Souveraine bei. 

Der Zufaß: ni autrement alienes — ſcheint gegen 
allerhand Auskunftsmittel gerichtet zu ſeyn, bie im gemeinen 
Leben wohl zur Vereitelung eines befkehenden Vorkaufsrechts 
verfuht werden. Die Form fen, weiche fie wolle: ſobald 
die Domainen und Rechte eines mebdtatifieten Neicheftande 
von diefem auf einen dem Bunde nicht angehörigen Sous 
verain übertragen werden follen; fo muß dem DOberheren 
freigelaffen werden, fie felbft zu erwerben. Daß es, der Als 
gemeinheit der Vorfchrift ungeachtet, noch immer zweifelhafte 
Fälle geben kann, iſt nicht zu läugnen. Aber es ift über 
biejes Vorkaufsrecht noch fo manches unbeſtimmt geblieben, 
worüber in der Anwendung Zweifel entfiehen können, daß 
es einer einigermaßen lebhaften Einbildungskraft nicht fehr 
ſchwer fallen diirfte, der quaestionum dubiarum eine lange 
Beide "aufzuftellen. Es wird -indefien genügen, nur die 
bauptfächlichften zu berühren. 

Daß in der Bundesakte ein mehreres nicht bezweckt , 
ats den verbiindeten: Souverains das Recht beizuiegen , bie 
Güter und echte der Mediatifirten,, weiche folche verdußern 
wollen , vorzugsweile vor einem Anderen , jedoch allezeit uns 
ter denfelben oder wenigftens gleih annchmiks 
hen Bedingungen an fich gu bringen, wirb | 
in Abrede fiellen wollen. Denn gewiß war es Die.a 
nicht, die Souveraine auf Koften ihrer ehemaligen TR 
de noch mehr, als Hereits gefchehen war und ohne b 
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‘ 

der Zweck des Bundes nothwendig erforderts;: :gn Kegünſti⸗ 
gen. . Wenn aber.dafür gehalten wird, es verſtehe fich von 
ſelbſt,, daB der Souverain bei Ausübung eines. folhen Vor⸗ 
taufs :an- die gemeinrechtlich en Bedingungen des Vor—⸗ 
laufs gebunden ſey *); ſo könnte man wohl fragen, was 
denn jeßt. für unſere deutſche Souveraine gemeinrechtlich ſey? 
Sol, der. Begriff. dieſes Vorkaufe rechts nad) dem römiſchen 
Rechte, foll nach diefem fein Umfang, feine Wirkung, feine 
Dauer beftimme werden? Das lebtere insbefondere wäre zu 
wünihen, da nirgends geſagt ift, wie lang ‚der Mediatifirte 
bie Reſolution auf fein Anerbieten erwarten fol ? Das rös 
mifche Recht wird. ihm. gine,zwölfinonatliche Geduld aufertes 
gen: die Unbeſtimmtheit der Bundesakte jcheint auch. hierbei 
alles. ‚dem. Sutbefinden; des Souverains fu überlaffen. 

Daß dies bundesgeſetzmäßige Vorkaufsrecht nicht auch 
din ⸗ LHſungsrecht in ſich ſchließt, iſt von. Seren Prof. Behr 
gegen den: Herrn sch... Brauer, ſehr richtig bemerkt 
warden. Wenn Here: v. Nieff *%) den Oberherrn nur ein 
Einſtandsrecht über einen bereits gefchloffenen Verkauf, 
nicht aber das eigentliche Vorkaufsrecht zugeflehen will, 
weil alddann zu beforgen wäre, daß .die mediatifirten Güter 
dem Berfäufer abgedrungen werden. fünnten ; fo beruht dies 
anf einem mit dem Worte. Vorkanf- verbundenen itrigen 
Begriffe. Das jus protimmeos zu deutſch: Einftandes 
oder Näherrecht, Vorkauf, ift ja gerade jus..in casu' alie- 
nationis 'praefereutiam exigendi prae eztraneis , si 
eaedem,. quas extraneus oflert, conditiones offeruntar. 
Es febt allemal einen mit einem andern verabredeten oder 
geſchloſſenen Vertrag voraus, und folglich des Eigenthümers 
freien Willen, das Seinige gu veräußern. Nah der Buns 
desakte fcllen die zu veräußerende Domainen und Rechte zus 





— — — 





*) Boehr a. a. O. e. 4. 
””, Rhein. Bund Heft B ©. kn 
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vor dem Dberherrn angeboten werden; daran ift aber 
natürlicher Weife nicht zu denken, wenn der Beſitzer nicht 
veräußern will. Ueberhaupt ift ein Vorkaufsrecht, durch 
welches der igenshlimer zum Verkauf gezwungen werden 
könnte, ein Unding. 

Die Bundesatte. nennt als Segenftand des oberherrlu 
hen Vorkaufsrechts die Domainen und Rechte der mediati⸗ 
ſirten Fürſten und Grafen, wie fie unmittelbar vorher bes 
ſchrieben ſind, alſo: alle Domainen ohne Ausnahme, welche 
ſie damals beſaßen, ſo wie alle herrſchaftlichen und Lehen⸗ 
rechte, die nicht weſentlich der Souverainität ankleben, und 
zwar namentlich die niedere und mittlebe Gerichtsbarkeit in 
büuürgerlichen und. peinlichen Fällen, „die, Fovſtgerichtsbarkeit 
und Polizei, die Jagdeund Fiſcherei-Gerechtigkeit, das 
Berg- und Hüttenweſen, die Zehenten und Lehengefälle, dag 
Patronatrecht und-andere Ahnliche Nechte, und die von bes 
fagten Domainen und Nechten herfließenden Emtünfte. 

Seht nun die Vorfchrift der Bundesokte nur auf bie 
Sefammtheit diefer Domainen, Kerrfchafte:s und Lehenrechte, 
oder auch auf einzelne Theile derfelben ?- Die Bundesatte 
fagt: »die benannten Domainen und Rechte«z 
was aber vom Ganzen gilt; follte man " glauben, müſſe auch 
vom einzelnen gelten. | 

„Wären den mebiatifirten Fleſten und Grafen ihre bie— 
Berigen unmittelbaren Neichsgebiete als. untermürfige Herr: 
fehaften, (territoria!'subordinata, ‚wierman fie vormals im 
deutſchen Staatsrechte nannte) mit allen: Rechten, bie nicht 
weſentlich der Souverainität ankleben, gelaſſen worden, und 
hätte es nur geheißen: .diefe Herrſchaften follen an feinen 
fremden Souverain verkauft noch fenft veräußert werden, 
ohne vorher dem Oberherrn angeboten zu ſeyn; fo würde 
man unbedenklich das oberherrliche Vorkaufsrecht auf den 
Fall einer Veräußerung des Ganzen beſchränken können. 
Allein ausdrücklich hat die Bundesakte den Mediatifirten 
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nur Bruchſtücke vorbehalten, und obgleich der Zuſammenhang 
degibt, auch dieſem gemäß von den meiſten Publiziſten ans 
genommen iſt, daß jene ehemaligen Reichsſtaaten, als der 
BSouverainität der Bundesfürſten unterworfene Fürftenthiis 
mer, Srafichaften oder Herrfchaften fortbeftehen; fo betrach⸗ 
tet fie doch gerade Hier die Bundesakte keineswegs als ein 
Ganzes, fondern fie unterwirft die fandesherrlichen Domai— 
nen und Rechte auf den beftimmten. Fall dem oberherrlichen 
Borkaufsrechte unbedingt. 

Geſetzt, Privarperfonen theilten eine Erbſchaft und mach⸗ 
sen. unter fi) aus, die geerbten und getheilten Güter und 
Nechte "Tollten an feinen Fremden veräußert werden, ohne 
vorher den Miterden angeboten zu feyn, wilde man biefe 
Verabredung blos von einem ganzen Erbantheit verſte⸗ 
en?) 
“Die Worte der Bundesafte fcheinen daher fowohl das 
Ganze ale das Einzelne der in Frage fiehenden Domainen 
wrid Rechte zu bezielen, und damit fcheint auch der Zweck 
der. Dispofition itbereinzuftimmen. Sell nämlich . fremden, 
dem Bunde nicht verwandten Souverains die Gelegenheit, 
Befisungen im Umfange des Bundesgebiers zu erwerben, 
und dadurch ein Recht zur Einmiſchung in die Bundesange⸗ 
legenheiten zu erlangen, abgefchnitten werden; fo darf fo 
wenig ein einzelner Theil, als das Banzje einer Siandes— 
herrſchaft an fie veräußert werden. 

Anders dürfte ſich die Sache verhalten, wenn das ober—⸗ 
herrliche Vorkaufsrecht über diefen Fall hinaus mit Necht 
follte erſtrecktt werden können, weil alsdann die wörtliche 
Erklärung mit dem wahrfcheinlichen Zweck nicht in Wereink 





. *%) Wir haben wirklich am Rheinſtrome große Erbbiflandsgiter , wo 
d'eſer Fau eintritt, und mo rechtlich entfihieden worden iſt, daß Fein einzeles 
8908 an fremde veräußert werden darf, wenn nicht Den Miterbbeftandern 
dieſes 2908 zum Kauf angcboten worden if. W. 


| 
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gung gebracht werden fünnte ‚ und das Eigenthumsrecht der 
Standesheren auf eine zweckloſe Art beſchränkt wiirde. 
Sol, wie Behr dafür hält *), den Morten der 
Bundesakte allenfalls noch die Deutung gegeben werden, daß 
die befragten Domainen und echte auch an einen auswärs 
tigen, jedoch dem Bunde verwandten Souverain nür unter 
der angehängten Bedingung verkauft werden Tünnen; ſo 
würde höchſtens die Beforgniß, daß, wenn ein anderer Sons 
verain ganz in die Stelle eines Standesheren eintrete, uns 
angenehme Verhäitniſſe zu beſorgen feyn dürſten, dabei in 
Betracht komme Pönnen; es würde aber allzuhart feyn, 
umem Standesherrn feine in dern Ligenthumsrechte enthal⸗ 


tene Veräußerungs-Befugniß auch in Anfehung einzelner . 


Parzellen durch eine fo läftige Bedingung , als das Vor⸗ 
kaufsrecht iſt, zu ſchmälern, um feinem Souverain die zwar 
wögtliche, doc kaum wahrſcheinliche Unannehmlichkeit zu ers 
ſparen, einen feiner Bundesgenoſſen in dem Beſitze einiger 


Güter oder Rechte unter feiner Hoheit zu ſehen, wenn ſich 


diefer der wirklichen und auf alle Fälle weit größern Unan⸗ 
nehmlichkeit unterziehen will, einem feines Gleichen unters 
“worfen zu ſeyn. | 

Soll endlich das oberherrliche Vorkauferecht auch in dem 
Falle einer NWeräußerung an Privatperſonen eintreten, fo 
würde fich dazu wohl kein anderer Beweggrund denken lafs 
fen, als dem Souverain die Purifikation feines unmittelbas 
ven Gebiets zu erfsichtern, oder zu verhindern, daß Dritte 
nicht an Vorrechten Theil nehmen, welche man’den mebdias 
tifirten Neichaftänden wahrfcheinlih nur in Betrachtung alles 
deſſen, was ſie verlieren mußten, gelaffen hat. In der ers 
ften Hinfiht würde bei der Veräußerung einzelner Parzellen 
die Härte des Mittels gegen die Wichtigkeit des Zwecks und 
die MWahrfcheinlichkeis feiner Erreichung fo überwiegend feyn, 


»)0.0.D.:6. 38: 
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daß die dabei vorwaltende Unbilligkeit Fein Unpartheiifcher 
zu. verfennen vermöchte. Laftet denn das Schidfal auf den 
mediatiſteten Reichsſtänden nicht ſchon hart genug, daß die 
Set ohne Noth verſtärkt werden ſollte? In. der andern 
Hinſicht aber. würde einestheils den Mediatiſirten, was man 
ihnen noch ließ, faft zur Hälfte wieder genommen, wenn 
man dem Ihnen geſicherten Patrimonial- und Privateigen⸗ 
thum die in der Regel damit verbundene volle Veräußerungss 
freiheit auf eine fo drückende Weife entzöge, und ihnen in 
Anfehung deffeiben weit mehr, als es bei dem gemeinen 
Bürger oder Bauer der Fall zu feyn pflege, die Hände ban- 
de. Wenn überdies nach der herrſchenden Anficht dee neu 
gerifieten Souverainität auch ein Standesherr nur folcher 
echte fühig ift, die jeder Privatmann im Staate befißen 
kann, fo mag es ziemlich gfeichaitltig fenn, von welchem Nas 
men. und Geſchlecht künftig ein folher Beſitzer iſt, zumal 
wenn nur von einzeinen Theilen z. E., Landgütern, Häu⸗ 
fern, Jagden, Fifchereien u. dal. die Frage if. Solche 
Rechte, auf welchen gleihfam die ftandesherrfiche vorzügliche 
Würde beruht, wie 5. E. die Gerichtsbarkeit und Polizei 
wird ohnehin feiner im einzelnen und getreunt von dem Ges 
Biete: dveraußern wollen. 

3 Die Bundesakte unterwirft ‘die in 1 Pateimoniat und 
Privateigenthum verwandelten Domainen und herrſchaftli⸗ 
hen Rechte der mediatiſirten Reichsſtände auf gleiche 
Weiſe dem oberherrlichen Vorkaufsrechte, und es fcheint 
daher. fein Grund vorhanden zu feyn, zwifchen diefen und 
Sollen irgend einen. Einterfchied zu machen... Doch könnte man 
vielleicht fagen: die den Standesherrn vorbchaltene Rechte 
feyen zum Theil fo ausgezeichnet, daß wenn fie fich deren 
entäufern wollten, dem Regent billig dev Vorzug gebühre. 
Allein dies Argument. dirrfte bei näherer Priifung nicht von 
enifiheidendeim Gewichte befunden werden. Abzercchnet, daß 
die wenigften der fLandesherrlichen Nechte für beſonders auss 
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gezeichnet zu halten find, Die meiften zu den gewöhnlichen 
Zubehörden adelicher Güter in Deutfchland gehören; abges 
rechnet, daß der Natur der Sache nach und feldft ohne die 
ausdrückliche Ausnahme der Bundesafte, die Standesherrn 
keine der Souverainität wefentlich anflebende Rechte beſitzen, 
alfo auch an Dritte nicht veräußern können ; fo ift in der 
That nicht abzuſehen, was, auf den Fall der Veräußerung 
eines ftandesherrlihen Rechts an einen bundesverwandten 
Souverain, oder an einen andern Standesheren, oder an 
fonft irgend Jemand, dem nach der Landesverfaffung die Err 
werbsfähigkeit nicht abgehet, der Oberherr für ein wahres 
Sintereffe dabei haben kann, den neuen Erwerber auszufchließ 
fen und an feine Stelle zu treten? Denn, daß die Erleich⸗ 
terung des Ankaufs ftandesherrliher Güter und Rechte durch 
die Oberherrn fein auch nur billiger Grund wäre, den me 
diatifirten Neichsftänden ihr noch übriges Eigenthum zu 
ſchmälern, iſt bereits gezeigt worden. Es mag aber nun 
fiandesherrlihe Gitter und Rechte erwerben, wer da wolle 
(fremde dem Bunde nicht angehörige Spuveraine allein auss 
genommen); fo wird dadurch das Verhältniß des Souverains 
gegen die Standesherrjchaft im Ganzen und in ihren einzels 
nen Theilen nicht verändert. Er bleibt nach wie vor Obers 
here und übe: die Ihm durch die Bundesafte zugeficherte 
Bouverainitätsrechte ungeftört aus. Es kann feyn, daß er 
vielleicht gegen einen bundesverwandten Souverain gewiſſe 
Rückſichten zu beobachten fih bewogen fünde, die er durch 
die Ausübung des Verkaufsrechts vermeiden könnte ; follte 
aber dies ein Hinreichender Grund für die Statmepmigteit 
jenes Rechts feyn ? 

Man kann alfo nicht fagen: die den mediatifirten 
Neichsftänden vorbehaltenen Rechte feyen vorziiglich dem den 


Dberheren bedungenen Vorkauf unterworfen, oder auch — 


fie feyen es — im Fall einer Veräußerung im Einzelnen, 
mehr als die Güter. . 
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Am allgemeinen dürfte man immer am fidherften gehen, 
fi hier, wo von einer Beſchränkung der Kandesherrlichen 
Eigenthumsrechte die Zrage ift, an eine ſtrenge, wörtliche 
Erklärung der Bundesafte zu halten, und biernady wiirde 
immer die Meinung den Vorzug verdienen , daB das ober; 
herrliche Vorkaufs.cht nur in dem Zalle einer Veräußerung 
der flandesherrlichen Domainen und Rechte, es fey im Sans 
jen oder im Einzelnen, an einen dem rheiniihen Bunde 
nicht verwandten Souverain eintreten fönne, daß es aber 
nicht ftatt finde, es mögen ganze Standeshe:rid.aften, oder 
fammtlihe unter Einem E:ouverain belegenen flandesherrlis 
hen Befißungen, oder einzelne Güter und Rechte, oder aud 
Rechte allein, an einen bundesverwandten Souverain , oder 
an einen andern Standesherrn, oder fonft an irgend eine 
Privarperfon verkauft, oder auf eine andere Arc veräußert 
werden. 

Solite aber eine ausgebehntere Erklärung diefer Stelle 
der Bundesakte rechtlich begriindet werden können⸗ was allım 
Umftänden nad) fehr unmwahricheinlich ift; fo würde fle doch 
innerhalb der oben bezeichneten Gränze ftehen bleiben müſt 
fen, und nicht weiter, als auf die Gefammtheit fLandesherrs 
licher Güter und Rechte erſtreckt werden dürfen. 

Daß übrigens jeder, welcher dergleichen Güter und Rechte 
erwerben will, ſich dabei den geſetzlichen Vorſchriften des 
Staats, in welchen fie fich befinden, fonformiren, alfo 5. €. 
wenn er Ausländer ift, das Spndigenat gewinnen nuß, und 
daß hierdurch manche Beforgniffe. wegen folder Käufer fans 
desherrlicher Befigungen, welche dem Souverain derfelben 
nicht angenehm feyn fünnten, entfernt werden dürften, bedarf 


kaum einer Erinnerung. 
| v. B. 


u u 
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34. 


Bemerkungen über die Bemerkungen Heft 18, 
Nr. 40 





Hr. K. glaube in den im Heft 16. Nr. aa. abgedruckten 
Gedanken faktifhe Irrthümer zu finden, ich muß daher 

ad A. ı.) bemerfen — Sn dem Aufſatz — Berherzir 
gung über das Schickſal verdienftvoller Dinner von Carl 
von Dalberg Heft ı. p. 155. ſteht: »Von dem ordentlich 
zeingehenden Geldern erhielten die Mitglieder des Reiches 
»fammergerichts nach den bisherigen Verhältniffen 
vihrer Würden und Befoldungen zwei ‚Drittel für die 
»Rammergerichtss Advolaten, Prokuratoren und kaiſerl. Nos 
»tarien wurde ein Drittel verweridet, wovon einiges für 
»ihre bisherige Sehlilfen und Schreiber ausgefegt wurde.« — 
Kein Wort mehr und kein Wort weniger findet man in 
meinem Aufſatz, mithin ift ein faktiſcher Irrthum unmögs 
lich und undenkbar, daß die Herrn Profefforen Crome und 
Jaup dieſe Befchuldigung in der Zeitfchrife Germania bes 
wiefen. Daß der gegen jeden gleich edeldenkende Fürft Pris 
mas auch nichts weiter habe fagen wollen, als das, fo er 
würklich gefagt, erhellet: 

a) Aus der Note diefes Fürften an den Hrn. Präf dens 
ten von Stauffenberg vom 24. Sept. Heft 3. p. 397. 

»Was Carl von Datberg wohlmeinend in feinen 
Beherzigungen geäußert Hat, gründet fih auf feine Erfahs 
»rung in Betreff der Dienerfchaften und geiftlihen Perſo⸗— 
»nen ſäkulariſirter Staaten. Die Vergütung nach) volltoms 
»menem Rechte ‚blieb leider, aus Mangel mancher gefeßs 
»mißigen Beiträge, ein frommer Wunfd , man mußte fi 
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„begnügen, jährlich verhältnißmäßig fo viel zu vertheilen, 
vals die Kräfte der Suftentationgtaffe zuließen.« 

b) Aus dem Proviforium diefes Fürften vom 7. Oft. 
Heft 3. p. 408. 

»Daf den Advolaten, Profuratoren und Motarien pros 
»oiforiich von allen zur Suſtentationskaſſe einge 
vhenden und in derfelben vorrärhigen Gelder ein Drittheil 
»verabreicht werden folle.s 

0) Aus der Mote diefes Fürften an die Beſitzer und 
©ouveraine der deutichen Lande Heft 7. p. 167. 

DDie würklich bejoldeten Perſonen, deren Gehalte quf 
übte Suftentationstaffe angewiefen waren , verdienen. nun 
pallemal zuerft Rückſicht, und es iſt zu wünſchen, daß fol 
schen ohne Noth an ihrem lebenslänglichen Gehalte nichts 
dentzogen werden möge. Jedoch dürfte diefes eine 
Ausnahme finden, wenn es an Mittel fehlen follte, 
‚s»den unbefoldeten Neihsdienern den dürfrigften Um 
»terhalt zu verfchaffen, indem die unverfennbare Billigkeit, 
- auf Natur und Völkerrecht gegründet, fordert, verdienftvolle 
„Männer, die der alten Neichsjuftizverfaffung ihre Kräfte 
»gewidmet haben, und ohne ihr Verfihulden das Opfer der 
»Zeitereigniffe geworden find, iiberhaupt nicht darben zu 
slaffen.« 

Wer unter befoldeten Reichsdienern verftanden 

wird, erhellete aus der nämlichen Mote p. 163. »Diefe 
»Reichefammergerichts Advokaten und Prokuratoren waren 
»zwar unbefoldete nichts deftoweniger aber wirklich vers 
»pflichtete Neihsdiener« 
; ad a) Daß Hr. Kammerrichter ſeines Gehalts zum 
Beften der unbejolderen Kammeralen abgetreten, fagt Fürſt 
Primas in angeführter Mote p. 169. und Hr. v. Mulzer 
im Heft 8. p. 205. follte Diefes nicht pure gefchehen feyn, 
fo iſt mir dieſer Irrthum nicht zu emputiren. 

ad 3.) Daß die Kammergerichtsbejotdungen im za fl. 
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Fuß bejahlt werden, iſt im Heft 3. p: 393. angeflührt, allein 
aus Heft 17. p. 290. konſtirt, daß folches im no fl. Fuß ges 
ſchiehet — mithin iſt die Behauptung des Kran. K. Sag 
der 24 fl. Fuß normirt, unrichtig. 

ad B. 1.) Daß ich die volle Entſchadigungs⸗Bofugniß 
der Mitglieder des R. K. Gerichts deshalb beſtreite, weil 
ſolche in ihrer erſten Druckſchrift keine gelehrte Citate daflir 
angeführt, wird Niemand in meinem Aufſatz finden, viel 
mehr heißt es hierin ausdrücklich — daß wohl eben fo 
viel contra ſals pro allegirt werden könnten — hierdurch 
habe ich co: ıpso zugegeben, daß auch Rechtsgelehrte dieſe 
— vertheidiget haben. Die Behauptung des Hru. 

‚daß es eine ſchwere Mühe ſeyn würde, auch nur einen 
—— contra zu allegiren, iſt ſehr gewagt. 

Mevius P. IT, dec. 12. et. P. VIII. el, 461. 
Boxruinra ‚de jure prino. circa dimissionem- winistr. 
Neumann de jure personarum illustrium eoruingue 
. ministi? $, 243. p. 214. 
Sınoe L. V. tit. X; def, 6., 
Mesoc# A. J. Q. T, u q. 55. nr. 4 
Birser P. 11. R. 300, 
' Cramer de different, inter remot. ab officio ct 
dimiss, 
mögen Hrn. R belehren, daß er fich fehe irre und dag 
diefe Sache ſehr cöntrovers iſt. 

Henn von einer Seite angeführt wird — daß das Rechts 
verhaͤltaiß zwiſchen dem Staat und feinen Dietierh auf 
dem, nah der Natur und Eigenschaft aller Übrige Konı 
kralte beſtimmren und normirten Dienfts oder Anſtellunge / 
Verträge beruhet — Auf einem Vertrag, der mit allen Ei 
genfchaften anderer Verträge auch bie der Unverletzbarkeit 
und Unaufrufbarkeit und die Erzeugung wohl erworbener 
Rechten gemein hat. | 

dB, 
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v. Kamp; und v. Stein: cher Entſchädigungs⸗Be⸗ 
” techtigung der Staatsdiener p. a. et 2. 

und Bieraus gefolgert wird, daß würkliche nah Willkühr 
nie amovible und nicht auf beitimmte Zeit angeftellte 
Staarsdiener zu dem vollſtändigen Entſchädigungs⸗-Anſpruch 
befugt feyen. 

.Ebendaſelbſt p- 3ı. 

fo wird von der andern Seite entgegen geſtellt, daß beiden 
Kontrahenten gleiche Rechte zuſtehen — gleichwie nun ber 
Diener das Recht habe feine Dienſte aufjufagen,; der Kerr 
auch gleiche Befugniß haben müſſe. 

Müncuhuausem de jure ministr. exigendi dimissio- 

., nem. 
Eſtor in der bürgerl. Rechtsgelahrheit der Teutfchen 
2 $. 4753. 

et Cell. Mevius et Boehmer. 

Ob nun gleich verjeßt werden könnte, daß Leyfer — 

der insp. 62. nr, 9. behauptet: 

Dimissio ab officio fine justa causa vel voluntateo 
ejus qui dimittitur fieri nequit in med. seq. fagt: 
Quod vero constituentibus permissum non est, 
id ministris quoque non licebit. Nec ergo p>s- 
sunt hi sine venia oblatum sibi et susceptum 
munus relinquere; 

welhe Behauptung dadurch ein befondies Gewicht erhält, 
da kein reichsftändifcher Diener ohne um Abfchied nachzufu: 
hen und folchen zu erhalten feinen Dienft verlaffen dürfte, 
mithin bei Diefen ber Dienſtvertrag nur durch einen neuen 
Vertrag aufgehoben wurde; ſo mögte doch dieſes nicht wohl 
für das Reichskammergerichts-Perſonale angeführt werden 
fönnen, indem ſolches allezeit nach eigner Konvenienz reſig⸗ 
nirte ohne von Kaiſer und Reich Abſchied zu erbitten. 

“Non unſre deutſche Geſetzgeber in dem Deputations⸗ 
Hauptſchiuß 3. 3). der Dienerſchaft in den dieſſeits ſätula⸗ 
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rifieten Landen und Seichsftäbten resp. die Hälfte und ein 
Drittel ihrer Beſoldung bewilligeen und nur condit onalo 
ein Recht auf volle Befoldung gaben, wenn nad) $. 73. et 
‚4. die überrheinifche Diener, fo ihren Keren auf die rechte. 
Rheinſeite nicht gefolgt , ganz. ohne Merforgung blieben, 
. wenn die Rheiniſche Bundesakte 6. 3a. den Dienern der 
fubjizieten Reichsftänden eine Penfion gleich den Dieneen des 
Souverfins von dem nämlichen Grade ohne Rückſicht auf 
die vorher gehabte Beſoldung, zufichert; fo folge, daß die 
deutſche Geſetzgeber dieſe Sache mehr nah Billigkeit ale 
nach jenfeitigen Srundfägen beurtheilten. — Selbft die 
Herrn Kamimergerichts: Affefforen von Kampz und von Stein 
moderiren ihre Behauptung, wenn fie p. 34. fagen, daß der 
Otaatsdiener dagegen ſchuldig feye, dem Staat auf anderen’ 
Stellen diejenige Dienfte zu Teiften, welche feinen Pflichten 
und Fähigkeiten mit vorigen Dienftverhältniffen gemäß fint, 
Wäre der- Dienftvertrag auf Lebenszeit würklich abgefchlofs 
fen, tönnte daher von feiner Seite aufgekündiget werden; 
fo folgte unwiderfprehlihd — wenn der Dienfivertrag nach 
den Regeln der Übrigen Verträge beurtheilt werden muß — 
dag auch Hier Niemand wäre quid pro quo Ju nehmen, 
oder quid pro quo zu feiften. 

Obligatio ex conventione eo tendit, ut praeste- 

tur id, quod est promissum es quidem praecise. 

Non enim invito creditori aliud pro alio potest 

 obtrudi, 
Helfeld J. F. $, 316, 

ad IV. Woher die 2; kommen If in Winkopp Rheins 
Bund Heft 1. P. 155." et ‚Heft 3. p. 408. zu fehen, alſo 
Feine neue Erſcheinung. | 

Es würde fehr anmaßend von mir ſeyn, einen folchen 
Maaßſtab zu erfinden, allein da der erfte Fürft Deutſchlands 
folhen zum Vortheil der unbefoldeten Rameralen in Vors 
fchlag gebracht; fo darf man es wohl wagen Gründe anzu⸗ 
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führen, welcherhalben man dieſen Vorſchlag für billig hätt. 
Hr. K. bemühet ſich das deshalben von mir geſagte zu ent⸗ 
ſtellen und gu verdrehen, wer das, was. ich geſagt Haben 
fol. mis dem vergleicht, was ich war gefagt habe, wird 
fih Hiervon überzeugen. Ä 

ad 5.) Wollen ‚die Sonseraine , die fich befugt hieiten, 
den $. 30. der Bundesakte wegen der Diener ſubjizirter 
Fürften und Grafen als Gefek zu publiziren — den Reiches 
fammergerichts : Aſſeſſoren sin größeres Necht geben; fo wird 
ſich ſicher Niemand einfallen laſſen, dieſes zu beſtreiten. 

ad 6.) Daß die Kammergerichts-Prokuratoren ein 
Recht auf die Kammerzieler hätten, if mir nie eingefallen — 
fondern blos daß zu wünjchen wäre, daß den dürftigen Pros 
furatoren ein Drittel hiervon ganz ober zum ‚Theil verwilli⸗ 
get werde — fodann daß die deutjche Fürſten als. Eigenthüs 
mer der Suſtentationskaſſe die Profuratoren aus dieſer Kaffe 


za unterſtützen, berechtiget wären. 
Rulman n. 


————————— aaa een a and... 


35. 


Ueber einige Noten des Herrn geh, R. Reths Dr. 
Erome zu dem Auffage ded Herrn Dr. Meff in 
der Zeitfchrift: Sermanien 1. Band Zten Heft 
Nr. XIX. 





J. dritten Hefte der Zeitſchrift Serinanien befinder ſich 
ein Aufſatz von Herrn Dr. Neff über die Frage: 
»Was hat der teutſche Unterthan durch die 
»nenen politiſchen Veränderungen gewon⸗ 
»nen oder verloren?« 
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Der. Hr. Verfaffer behauptet, es ſey mwenigftens Bid 
jest mehr für denfeiben verloren, als gewonnen worden, 
und der Ar. geh. Regierungsrath Dr. Erome, Mitherauss 
geber der Zeitfchrift hat diefe Abhandlung mir einer Worerins 
nerung, und mit bitteren Noten begleitet , wodurc er das 
Segentheil darzuthun fi) bemühet. Einſender diefes will es 
nicht unterfuchen, ob Hr. Erome als Herausgeber dieſer Zeiss 
ſchrift, wenn er anderft diejenige Unparcheilichkeit behaupten 
"wollte, deren er fich in eben diejer Noverinnerung rühmet, 
zu dieſen bitteren Noten berechtiget war; blos die Bemer— 
kung am Schluſſe dieſer Vorerinnerung: | 

»Daß er mit dem Aufſatze nicht einverftanden fey« 
wäre hinreichend geweſen ihn vom Verdachte des Gegentheils 
loszufprechen; Allein die Frage felbft möchte doch aller jener 
Noten ohngeachtet, fo fehr noch nicht fir die Meinung des 
Hin. Dr. Crome entjcheidend feyn, und diefes iſt ed, was 
Einfender mit diefen wenigen Zeilen , feiner Anficht nach, 
“zeigen möchte. 

- Der Hr. Di. Crome giebt zu, daß durch die neuen Sins 
dividuen und verfchiedene ganze Stände, namentlich der . 
Adel und die Seiftlichfeit verloren haben (Note ı 
et 4) aber er ſagt nicht, welche Individuen und welche 
Volksklaſſen dadurch gewonnen haben. Adel und Geiſtlichkeit 
find es nun einmal nicht, folglih muß es der Bilrgers und 
Bauernftand feyn. Aber worinn beftehet denn der Gewinn 
für diefelde? Hr. Dr. Erome wird wahrfcheinlich auf die 
Einleitung im erften Heft der Zeitfchrift verweifen ; allein 
das find doch bis jek: wenigftens, lauter Erwartungen, 
Doͤrge, die noch kommen follen, und von welchen es. wenigs 
ſtens vorerft noch nicht fo ganz außer Zweifel gefekt Ift, ob 
fie das Glück der deutfchen Staatsbürger im Ganzen, fo ers 
höhen werden, daß die einzele Stände den erlittenen Verluſt 
darüber zu verfchmerzen Urfache haben, 

Allgemeiner Wohlftand, und die Gewißhelt, das einmal 


— 
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rechtlich erworbene nicht wicher zu verlieren (Sicherheit deB 
Cigenthume) diefe find doch wohl der Zweck, nach weichem 
ber Staat, der feine Bürger glücklich machen will, ſtreben 
maeß. Aber wo ift dieſer durch die neuen Veränderungen 
veranlafite Wohlftand zu finden ? wo die wahrfcheinliche Aus⸗ 
che dazu, ſelbſt bei dem beften Willen unferer fiir Volks— 
wohl fo raftios arbeitenden Souverains? Das Glück der 
Nintsrthanen läßt fich weit befiee vom Catheder herab, umb 
am Schreibpuft demonftriren. als In ihren Wohnungen finden. 

Alle Steuerfreiheit iſt aufgehoben und das ifk recht, 
aber was gewinnt der bisher Steuerpflichtige dabei? er muß 
alle feine Abgaben wie bisher entrichten. Die Einkünfte der 


Sehen Souverains werden dadurch vermehrt, das iſt wahr, 


aber find ihre Kafien deswegen mehr mit Gelde gefüllt ? 

Hat irgend ein Stand und eine Menſchenklaſſe duch 
Die neue Einrichtung Bis jebt gewonnen; fo find es die Zus 
ben, wenn fie anders, fo lange fie Die gegenwärtige Juden 
find, einer Derbefferung ihres Zuftandes fähig find, und das 
Gas Hr. De. Neff in feinem Aufſatze nicht vergefien. Von 
allen anderen Individuen, Ständen, und dem ganzen com- 
plexu der Staatsbürgerſchaft iſt es wenigſtens bis jetzt noch 
problematiſch, ob ſie durch die neue Veränderung gewonnen, 
oder verloren haben? — und es verlohnte doch wohl für 
denkende Köpfe der Mühe, den Gewinn, wäre er auch ein 


künftiger, oder vielleicht erſt fire künftige Generationen zu 


hoffender, mit dem gegenwärtigen gewiffen Verluſte zu vers 
gleichen, und das war es ja eben, was der Ar. Dr. Neff 
in feinem Auffage thun wollte. 

Er verdiente deshalb keine fo unfreundliche Behandirng, 
und wenn bemfelben nad) des Note 11 zugemuthet wird, 


. baß er feine Anfiche der Dinge und feine Meinung fo lange 
hätte zurück behalten follen, bis das ganze Staatsgebäude 


ausgebauet ſeyn werde; fo hätte dem Ken. Dr. Erome eben 


fo gut zugemuthet werden können, feine in der Einleitung 


\ 
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m erſten Hefte der Zeitſchrift geäußerte fo frohe Ausſichten 

die Zukunſt bie dahin ebenfalls in petto zu Behalten, 

welches indeffen niemanden eingefallen ift, da in der gefedrs 

ten Welt jedem erlaubt ift, feine Anfihten der Dinge, wenn 

Niemand dadırd beleidiget wird, dem Publikum öffenstich 
vorzulegen. 

Im Juni 1808. 

Von einem deutſchen Staatsbürger, der durch 

die neue Veränderung nichts verloren hat. 


— 
36. 
Etwas über die actes de Pétat civil *) bei der Auf: 


nahme des DMapoleonifchen Geſetzbuchs in den 
Rheinifchen Bundesſtaaten. 





Vom Geheimenrath und Dberappellationsgericht® s Prafidenten Zrenheren 
. von Dalwigk. 





le 


Der zweite Titel des erſten Buche des Code Napoleon, 
beichäftige fih mit den Urkunden, die, den Untertanen im 
Famitlienftande betrachtet, zum Beten feiner, der Samilie 
und des Staats zu errichten find, 
2. 
Das franzöfifche Sefeb nimmt an, daß Geburt, Ders 


— — — — — · — 





— un — 


*) Ich bitte es zu entſchuldigen, wenn ich der Kürze wegen 
des frangsfifchen Ausdrufs mich bier bediene; die über Sen 
Familienſtand von den Givilbeamten errichtete 
Uyiunden, gu überfegen, ſchien mie gu weitläufig. 
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heirathung und Tod, diejenigen Ereigniſſe find, welche ale 
Nechte begründen und beſtimmen, und daß von Gewißheit 
biefer Ereigniffe, alle Gewißhdeit des Eigenthums, ‚mittelbar 
ober. unmittelbar abhängt. Sie ftellt daher die Beglaubi— 
gung diefer Ereigniſſe, die in Frankreich wie in Deusfchland, 
in England wie in Preußen und Polen in den Händen ber 
Beifklichkeit war, von welcher die Tauf / Ehes und Sterb⸗ 
regiſter gefiihre wurden, unmittelbar unter die Aufficht des 
Staats und macht die Civilbeamten dafür verantwortlich. 
| 3. 

»Die Weißheit dieſes Geſetzes, ſagt mit Recht der Kamı 
»mergerichtsrath von Grevenitz in Berlin a) zeigt ſich beſon⸗ 
»ders in einem großen und volkreichen Lande, wo das In— 
vdividuum und fein Schickſal in einer Menfchenfluch fi 
»oerliert, um dem Eigennuß und der Sjntrigue, bei Verdun— 
„teilung von Familen-Erbſchafts und anderen Eigenthums ⸗ 
wrechten entgegen zu arbeiten.« 

zur Aufklärung werden folgende Bemerkungen noths 
wendig. | 

Das frangöfifhe Geſetzbuch giebt iiber die Beglaubiguns 
gen ber angezeigten Familienereigniffe den Civilbeamten im 
allgemeinen folgende Vorſchriften: 

3) in jeder Gemeinde müſſen die Geburtss, Ehe: und 
Todtenregifter durch dabei angeftellte Beamte doppelt geführt 
werden. Der Präfident des Gerichtshofs erfter Inſtanz, ift 
ſchuldig fie Blatt fie Blatt zu paraphiren. Am Ende jeden 
Jahres werden fie als abgeſchloſſen, von dem kaiſerl. Pros 
kurator des Gerichts revidirt und hiernächſt wird ein Erem: 





a) Unterricht gur Kenneniß der vorzüglichſten und mwichtigften 
Abweichungen der gefeglihen Vorſchriften des Code Napoleon 
von den in den neuerlich abgefrerenen yreußifchen Provinzen fos 
wohl den teutfiben als preußifchen bisher gültig geweienen ©. 26. 
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plar in dem Archive der Scmeinde, das zweite in ber Re⸗ 
giſtratur des Gerichts deponirt. 

2) Jede Eintragung muß Tag, Stunde, Namen, Als 
ter, Wohnort der Partheien, genau bezeichnen, fie muß alle 
Erkiärungen enthalten, die das Geſetz den Partheien vors 
ſchreibt, aber tiber dieſe Gränze hinaus darf der Beamte 
fih feine Frage erlauben. 

3) Raſuren, Einfchaltungen, Ziffern find unzuläßigs jede _ 
Eintragung muß vorgelefen und von allen Anwefenden unter 
zeichnet werden. Wenn das Geſetz Zeugen erfordert, werden 
nur Männer von Sı jahren zugelaffen, die von den Pars 
theien gewählt find. 

4) Die Beamte find fiir die Richtigkeit in der Führung 
and Sorgfalt in der Aufbewahrung verantwortlich; ‚das Gele 
ver pönt jede Pflichtwidrigfeit, mit Geld und anderen Strafen. 

5) Jedermann hat das Hecht ſich Auszüge aus diefen 
Kegiftern geben zu laffen. Der vidimirte Auszug einer fols 
chen Alte hat fo lange öffentlichen Glauben , als die Hands 
{ung nicht durch ein befonderes Nechtsverfahren , wegen der 
Verfälſchung angefochten if. 


Ohne mic nun bier * den befondern Vorfchriften des 
Code Napoleon über die Beglaubigungen der Geburt, der Ehe 
and des Todes im Detatlaufzuhalten, dringt ſich mir die Frage auf: 

Sft bei der Rezeption des Code Napoleon in den 
Bundesftaaten, die Führung und Aufbewahrung 
der Geburtss, Eher und Todtenregifter nach der Vorſchrift 
diefes Geſetzbuchs den Pfarren der drei chriftlichen Konfefs 
fionen zu überlaſſen, oder iſt dieſelbe den Civilbeamten zu 
übertragen ? oder was einerlei ift, können die Pfarrer in 
diefer Hinficht zugleich Civilbeamte feyn ? 

Der verdienſtvolle Hofrath Zachariä b) bejaht dieſe 


p) In feinem Handbuch des franzöſiſchen Civilrechts. Band 
1. Einl. ©. 66, 





= 
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Frage kurz und unbedingt, wir wollen es aber nerfuchen, ihr 


näher auf den rund zu fehen. 
6. 

Nach Möhfens Abhandlung Über Kirchen: 
bücher und Stolgebühren, fol die erſte Verordnung, 
Kirchenbücher zu errichten, wie in England unter Heinrich 
VII, im Jahr 1537. gegeben worden und dieſem Beiſpiele 
1539. Franz I. in Frankreich gefolge ſeyn. Es iſt aber 
diefe Behauptung durchaus unrichtig. 

Die fogenannten Kirchenbücher find ihrer Grundlage 
wach gewiß fart eben fo alt, als die Kirche c). Aber freis 
lich harten fie in den früheften Zeiten einen andern Zwed 
and mogten auch wohl ganz anders gefiihret worden fern. 
Sie waren einfache Chriften s Verzeichniffe, bekannt unter dem 
Damen Diptpchen, der auf zwei Kolumnen, die der Gebor— 
nen und die der Verſtorbenen hinzudeuten fcheint. Solche 
Verzeichniffe waren in dem erften Jahre nach Jeſu Tod gu 
Serufalem, bei ben unter den Thriften Geftehenden Einvichs 
tungen, fchon nöthig, und vermuthlich waren es die Diakos 
nen, die diefe Negifter führten. Diefe Diptychen waren auch 
nöthig, um aus ihnen die Chriftens Scheine (literae for- 
matae) zu ertheilen, nach deren Vorzeigung jemand erfk in einer 
fremden Gemeinde in dieChriftengefellfchaft aufgenommen wurde. 





c) Depuis long-tems l'usage des registres publics, ou 
sont consignes la naissance le mariage et le deces des ci- 
toyens, s’est introduit chez les nations policdes, fagt der 
jeßige weſtphäliſche Juſtizminiſter Siméon bei Locr& Esprit du 
G. N. Tome II. p. 8. 

Bei den Römern mufte der defensor civitatis, Geburts: und 
Sterberegifter nah Art derDiptychen führen. Die defensores 
eivitatum waren Syndiei, die die öffentliche Angelegenheiten der 
Statt beforgten. &. Dufresne Glossarium ad scriptores mediae 
et infimae Jatinitatis voce defensor civitatis und le praticien 
frangais Tome I. Livre I. chap. III. p. 84. a Paris 1806. 


— — — 


435 


Bor Eonftantin dem Großen konnten diefe Regiſter vor 
Sericht unmöglich Autorität erhalten, ob fie durch ihn und 
warn fie fie in den verfchiedenen Ländern befommen haben, 
läßt fich nicht mehr ausmittein: aber vermüthen laßt es ſich, 
daß Carl der Große eine Verordnung hierüber gegeben hat, 
dem Tirchliche Einrichtungen gar nicht aus dem Geſichtskreiſe 
lagen. Ihre urfprüngliche Geſtalt, d. h. die Abfaffung im 
zwei Kolumnen , mußte fehon unter ihm verloren gehen, da 
durch die von ihm befohlene priefterlihe Trauung , eine 
neue und britte hinzu kam. 

Es läßt fih aber auch annehmen, daß die Kirchenblicher 
blos durch Obſervanz eingeführet und fiir den zeitigen Zweck 
fanctioniret worden find. Es war namlich ganz natürlich, 
dag man, ſobald es die Befchaffenheit dieſer Bücher zulie, 
fie fire den jetzigen Zweck unbedenklich benutzte. Waren doch 
die Bifchöffe lange vorher, ehe das Chriſtenthum Staates 
religion wurde , faft immer die Schiedsrichter der Chriften, 
benen nachher dies Amt zu übernehmen, feldft vom Staate 
erlaußt ward. Geſetzt nun auch, es wären andere Verzeich—⸗ 
niffe vorhanden geweſen, diefe Richter bedienten fih gewiß 
' keiner andern, und als fie ſich Höher hoben, ließen fie feine 
andere gelten als diefe. 

Daß diefe Verzeichniffe fpäterhin überall bei den Ge 
richten benußt wurden, bat feinen Srund darin, daß wahrs 
ſcheinlich eine andere eriftiren, und es gefchah dies auh um 
ſo unbedenklicher, weil man ben Geiftlihen in jenen Zeiten. 
vor anderen die Hierzu nöthigen Kenneniffe zutraute, und fie 
fhon als folche hinlänglichen Stauden hatten, und erft noch 
für dies Geſchäft Hätten antorifirt und verpflichtet werben 
müffen d). j 





d) Diefe gefchichtlihe Thatfachen, mögen für den gegenmwärs 
tigen Zwed genügen, eine weitere Ausführung gehört nicht u 
Zweck diefer Abhandlung. 
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7. oo, 

Der Auftrag an die Seiftlichen, dergleichen Verzeichniſſe 
gu führen, fcheint daher auch Heut zu Tage ganz zweckmäßig 
an fie zu gefchehen, da es Ihnen gewöhnlid an Muſe nicht 
gebricht, fich dieſer müheloſen Arbeit zu unterziehen, umb 
das Taufen, Trauen und Beerdigen, von ihnen und durd 
fie beforge wird. Sie find befonders im Geiſte der prote 
ſtantiſchen Kirche Beamte des Staates, denen vermöge der 
Tugend , die fie predigen, die Pflichten, die ihnen obliegen, 
Doppelt heilig feyn müſſen. 

Ueberdies verbindet der größte Theil des Publikums 
mit diefer Inſkription in die Regifter, wenn fie gleich blos 
weltlichen Segenftandes ift, einen religiöſen Alt, den ber Um 
gedildete lieber beim Pfarrer des Orts, als oe der weltli⸗ 
een Behörde verrichtet. 

| 8, 

Allein gehen wir auf den Zwed und die Abfiche suche 
warum diefe Negifter geführet werden; fo. dienen fie nicht 
allein zur Gewißheit der Paternität und zur Sicherheit des 
Eigenthums, fondern fie find auch die untrüglichſten Weg⸗ 
weiſer zur Militairkonſkription. 

Wir wollen zuerſt bei der Sicherheit des Eigen— 
thums ſtehen bleiben. 
9. 

Diejenigen Gegenſtände, wodurch die Filiation erwieſen, 
und außer Zweifel geſetzt werden ſoll, wer dem Grade nach 
gerechten Anſpruch auf Erbfolge zu machen hat, gehören — 


"wenn man fie als präparatoriſche Verfügungen betrachtet, 


wodurch in der Folge Nechte und Verbindlichkeiten ficher ges 
ftelft werden follen, offenbar zum Reffort der oberen Pos 
lizei, die der unteren Pollzei- Behörde darüber, wie die 
zu dieſem Ende zu verfertigende Negifter einzurichten find, 
Borfchriften ertheilen fann. Da den Zamilien zu deren 
Beſten dieſe Reyiſter geführt werden, und felbft der Staat, 








m 
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der Die Rechte und Verbindlichkeiten der Unterthanen fiher 
geftellt wiſſen will, ein weſentliches Intereſſe dabei hat, daß 
die möglichtte Piinftlichfeit und Genauigkeit dabei beobachtet 
werde e); fo iſt er auch die damit beauftragte Beamten “ 
daflıv verantwortlich zu machen und jede Kontravention zu 
verraten, berechtigt f). 

"Des Seiftliche, von welcher Religion er fen, if nun fiir 
rent Perfon und Angehörige der Pohzeibehörde unterwors 
fen, allein ihn ſelbſt zum Pofiselbeamten zu qualifiziren, 
ſcheint 'mir - einescheifs der Würde feines Amts und anderns 
thetis dem Fanatismus ‘des Volks ‘(den man in fo firn er 
dem Staat und‘ dem Privatintereſſe anſchödlich iſt, nachge— 
ben fann) nicht zu enefprechen. : 

mr. tg 

Zum Reſſort der. Seiftlichen geht ausfehfieftid die 
Seelforge, die Verbreitung der Religionswahrheiten und ber 
damit verbundenen Moral, die Adminiftration der 6. Sas 
framense und bie Oberaufſicht über die in den Kirchen⸗ 
kaſten fließenden Intraden, in fo ferne fie theils zu ihrer 
Beſoldung, theils zum Untoerhalte der Kirchen, Kapellen, 
Todtenhäuſer ıc. beſtimmt And g). Für diefe Gegenftände 
Können: und müſſen fie verantwortlich gemacht werden, weit 


von wahren Religtonsgrundfäsen zugleich Moralität, gute‘ 


Sitten, Fleiß und daher mittelbar der häusliche Wohlſtand 





e) Der ehemalige Conful Canibaceres, ſagt bei Locrè Tome 
II. p. 56. les actes de l’etat civil, n'appartiennent pas seule- 
ment aux parties et à leurs familles; ils sont à la societd 
entiere ; les registres oü ils sont inscrits et conserves, se- 
font donc ouverts ä tout le monde ; chacun en pourra pren- 
dre communication, et en demander cxtrait. 


f) Code Napoleon art. 50. 51. 52. 


8) Daß den Geijtlihen auch die Aufjiht über die Stufen 
übertragen wird, gehört eigentlich nicht zu ihrem Amte. 
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Ber Unterthanen abhängig if. In fo fern iſt ber Geiſtliche, 
wenn er vedlich feine ‚Pflichten erfüllt, eine wichtige Perſon 
im Staate, den man mic Mebengefchäften,, die in feine ei: 
gentliche Funktionen nicht einichlagen, befonders mit folchen, 
wodurch er bei möglichen Irrthümern beim Publikum kom: 
promittirt wird und dadurch in feinem Anfehen und in feis 
wer Achtung nochwendig verlieren muß , nicht beladen follte. 
Wenn er aber 5. ©. bei beabfichtigten Ehen, nad) dem 
65 und 64ten Art. des Code Napoleon, Proffamationen; 
bie den Vor s und Zunamen der Verlobten, ihre Profeſſion 
und ihren Wohnort enthalten, an der Stadts oder Ger 
meindshausthür anfchlagen lafien ſoll, fo macht man ihn 
zugleich zum Agenten der Adminiftsation oder zu einer weit 
lichen Behörde, die er um die Funktionen der Behörden 
nicht zu vermiſchen, eigentlich nicht feyn follte. Sehr weile 
hat der Code Napoleon die Juſtiz von der Polizei ger 
trennt, und eben fo weiſe die geiftlihen Funktionen von ben 
weltlichen, warum wollte man in Deutſchland dieſem Bei. 
ſpiele nicht folgen? 
11. 

Allein auch abgeſehen davon; ſo bekennen ſich in 
Deutſchland ſehr ſelten alle Bewohner der Städte und Dör⸗ 
fer nur zu einer Religion, ohne, daß andere Glaubensgenoſ⸗ 
ſen darin anzutreffen wären. Betrachtet das Publikum die 
Inſkription in die Regiſter fortdauernd als einen religiöſen 
Alt (woven er jedoch geſetzlich das Gepräge nicht Bat), fo 
kann man ihm diefen Wahn laffen; die von der Religion 
des Seeljorgers verfchiedene Slaubensgenoffen werden aber 
deswegen eben fo ungern die Inſkription bei ihm verrichten 
laffen, wie fie fi von ihm trauen zu laſſen genöthigt wer— 
den Lönnen. Noch weit weniger als der Chrift wird fich 
der Jude entfchließen, von hriftlichen Seelforgern die actes 
de l'état eivil (um mic hier] des franzöfiihen Kunſtaus— 
drucks zu bedienen) vornehmen zu laſſen. 
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x La religion catholique romaine fagt ber fcharfjinnis 
ge Juſtizminiſter Simeon bei Locre Esprit ‘du C.N. 

T. IL p. 5.) ayant cesse d’Eire dominante, pn ne 
pouvoit pas obliger les familles, gi ne la suivent 
pas, ä recourir a ses ministees, a l’Epoque des &ve- 
nemens, qui excitent le plus Icur inter&t. La nation, 
qui ne doit pas..comme des individus, se diviser en 
sectes, a dü etablir, pour tous les citoyens, des re- 
gistres et des ofliciers dont ils pussent tous se ser, 
vir sans repugnance. Quand tous les Frangois au- 


\ 


roient professe le m&me cultf , „il etoit bon encore 
de. marquer fortement que l’etat civil et la croyance 
religieuse n’ont rien de commun; que la religion ne 
peut-etre ni donner l’etat civil; que la m&me inde- ' 
pendance qu’elle reclame pour ses dogmes et pour 
‚ les inter&ts spirituels, appartient a la societe, pour 
regler et maintenir l’etat eivil ,‚ et les interöts tem. 
porels 

Es kommt aber noch hinzu, daß dieſe Negifter , die 
fiherfien Wegweifer zu Konftatirung ber Bevölkerung und- 
ſelbſt zur Mititairkonftription find. 

- Mateville h), indem er zum 40ten Art. von ben dop⸗ 
pelten Regiſtern, redet, fagt: 

»Pour les Corps administratifs on disoit que les 
»öfficiers de l’Etat civil, etant des agens de l’admi- 
»nistrations ce n’etait qu’a leurs superieurs dans cet 
sordre , qu’on pouvoit confier, la surveillance et le 
»depöt des registres; que d’ailleurs, il importoit & 
»l’etat, que les prefets puissent, des, qu'ils en etoit 





h) Analyse raisonn&e de la discussion de Code civil au 
Conseil d'Etat Tom. L p. 7ı. 


\ 
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»besoin,, constater l’etat de la population; et que wi 
sle double’ des registres ne leur etoit pas remis, il 
»leur seroit impossible de dresser les tables decenna- 
yles prescrites par la loi de 1792:« 
Wem würden nun alfo die Seiftlichen in Anfehung der 
Geburts:, Sterbes und Eheregifter verantwortlich ſeyn? 
lediglich dem Präfekten des Departements, oder vielmehr 
dem Unterpräfekten des Diſtrikts und in Anfehung ihrer 
geiftlichen Funktionen, dem ihnen vorgefehten Konſiſtorium. 
Sch habe es nie billigen fönnen, wenn ein Staatediener mehr 
als einen Vorgefeßten anzuerkennen fhuldig war, es entite 
den dadurch Sinkonvenienzen fowohl fiir ihn als den Staar. 
Für den Staarsdiener,imweil er bisweilen in Verlegen 
beit geräth , an wen er fich zu halten bat, und für den 
Staat, weil er nicht von mehreren, fondern von einem, 
über die Amtsführung des Untergebenen (deffen Qualifikation 
der Vorgeſetzte fich eigen machen fol), Rechenichaft fordern 
muß. Den Seelforger, der geiftlichen, und zugleich der 
weltlichen Behörde zu unterwerfen, ift aber aus den vor 
bin bemerken Gründen durchaus unpaffend, nur erſterer 
kann er verantwortlich feyn, nicht letzterer. 
19. | 

Mer ift alfo beſſer dazu geeignet, die Geburtss, Ehe 
und Sterberegifter zu führen, als gerade der Maire des 
Orts 1)? oder jeder andere im Orte wohnende, dem’ es an 
Talenten und Nedlichkeit nicht gebricht, fich diefem Geſchäft 
zu unterziehen? Diefem kann ohne Mühe nach dem 55. 
Art. des Code Napoleon , das neugsborne Kind innerhalb 
drei Tagen vorgezeigt werden, wogegen dies Vorgeigen, 
wenn es dem Beiftlichen gefchehen foll, alsdenn mit Weit: 
läufigs und Unbequemlichkeiten verknüpft ift, wenn derſelbe 





— — — — — — 


i) Man leſe das Geſetz vom 28ten Pluvioso An 8. 
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"am Orte der Mutterkirche wohnt und die Geburt iſt im 


Filialorte erfolgt; da nach proteſtantiſchen Grundſätzen die 
Aeltern nicht gerade verbunden ſind, ihre Kinder — Noth⸗ 
fälle angenommen — Innerhalb drei: Tagen taufen a“ laſer. 
24. 

Verbindet aber das Publikum, um noch einmal darauf 
zurück zu fommen, mit der Infkription:in die Regiſter einen 
relisgiöfen Akt, den die Sndividuen gern bei ihrem Pfar⸗ 
zer verrichten laſſen; fo tünnen ohne Bedenken, von. den 
Geiſtlichen, wie zu Zeiten der erften Chriften, fogenennte 
Diptychen, fortwährend Über die Geburt und die Ehe, 
blos zu Ertheilung der gewöhnlichen Konfirmations und 
Kommunionſcheine geführet werden, ohne daf ihre Aufzeichs 
nungen, außer in Fällen, wo es auf Befcheinisungen dieſer 
Sesteren Art ankommen mögte, Authorität bei den Gerichten 
haben. ⸗ 

15. | 

Mit diefen zu den geiſtlichen Funktionen gehörenden 
Aufzeichnungen, beftehen die zue Sicherheit des Eigenthums 
und zum Beſten der Familien. und des Staats von den 
weltlichen Beamten geführten Negifter volltommen und es 
kann z. B. nad) dem 194. Art. des. Code Napoleon, eine 
Ehe für nichtig angefehen werden, wenn nicht der Alt. dats 
über von den Eivilbeamten in die Regifter eingetragen wors 
den ift. 

16. . 

Darf man die Abſicht der weiſen Regierung des Königs 
reihe Weſtphalen errathen; fo ſcheint um deswillen die 
Führung der Seburtss, Ehes und Sterberegifter den Geiſt⸗ 
lihen dort wie bisher überlaſſen worden zu: ſeyn k), weil 
es in vielen Dertern an tüchtigen Subjetten, die zu dergleis 
hen legalen Aufzeichnungen geeignet wären , gebricht. 











. k) Moniteur Westpbalieu 1808. Nro. 13. 
29. 


rt 


Wielieiche iſt aber dieſe Verfügung nur momentan; und nur 
fo lange von Dauer, bis die Schulanflalten in ein oder ber 
anderen Provinz Weftphalens durch die thätige Mitwirkung 
des geiftreihen Direktors des Öffentlichen Unterrichts eine 
andere Richtung erhaiten haben und mehr Fleif auf Kal 
graphie, und intellektuele Bildung (in fo weit fie flie die 
niedere Volksklaſſe nothwendig wird) verwendet worden if. 
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37. 

Machtrag zu der Abhandlung „über Dienftanftellun; 

‚gen und deren Dauer, mit Bezug auf die in 
Deutfchland durch den rheinifchen Bund entſtan⸗ 
denen ftaatsrechtlichen Veränderungen.” 





4 


Bon dem Finanzrathe Emmermann in Fulda. 





Da Herr Dberamtsratd Steiger zu Molfegg hat in 
dem ıgten Heft diefes Sournals und zugleich in dem Bauten 
und Bäten Stücke des allgemeinen Kameral: Korress 
pondenten von dieſem Sahr, vüber das Staats—⸗ 
dienft s Verhälsniß, und die Entfhädigungs: 
beredhtigung der Staatsdiener, in Hinſicht auf 
die neuefien Durch den vheinifhen Bund einge: 
tretenen Staastsveränderungen« als Nachleje zu 
meiner im ınten Hefte diefer periodifchen Schrift abgedrud: 
sen Abhandlung, einen fehr gehaltvollen Aufſatz einrücken 
laſſen, mit welchem ich iiberhaupt fehr zufrieden feyn kann. 

Da mir indeß derfelbe gleich anfangs vorwirfe, daß es 
Scheine, ich ſey von einem falſchen Geſichts punkte ausgegan 
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gen, indem ich mit der Aufldfung bes germaniſchen Reiches 
Konftitution und der. begründeten Souverainität der rheinie. 
fhen Bundesherrſcher kein Rechtes Prinzip mehr zu finden 
wife, welches die Dauer und Unaufrufbarkeit des Staates 
dienft s Vertrags heilige, und daher gegen diefen Zuftand der 
Ungewißheit, nur in einem neuen dem phllofophifchen Geiſte 
der Zeit angemefienen "Fundamental, Gefebe ein Heilmittel 
finde; fo kann ich.nicht umhin, wegen eines fiir mich ſo 
ſchädlichen Irrthums Folgendes zu bemerken. | 

Daß ich auf die allgemein anerkannte Rechtsliebe und 
Großmuth der Höchften Souveraine des rheinifchen Bundes, 
ſowohl in jener Abhandlung, als auch in andern Aufſätzen, 
weiche in der Juſtiz⸗ und Polizeis Fama und der rheiniſchen 
Bundes: Zeitung abgedruckt find, das größte und unbefchränt, 
tefte Vertrauen febte, wird jeder unbefangene Lefer von ſelbſt 
gefunden haben, Wenn ich daher die Möglichkeit und Wirk; 
lichleit des Staatsdienft» Vertrags bewieſe, und zugleich zeig: 
te, daß es politifch rathſam ſey, folhen für unwiderruflich 
zu halten; fo folge Hieraus von ſelbſt: Daß ich ein Rechts⸗ 
Prinzip Hierzu annehmen mußte. Diefes erfannte ich förm⸗ 
lich an und ſetzte es überall voraus. 

Hätte wirklich ſtatt der ſchwankenden Präjudizen und 
ben oft kontroverſen Meinungen der berühmteſten Rechtsge⸗ 
lehrten ein allgemeines gefchriebenes Reichsgeſetz eriftirt, wie 
dies indeß leider nicht der Fall tft; fo würde ich gewiß jene 
. Abhandlung nicht gefchrieben haben, indem ich feft überzeugt 
Bin, daß unfere edle Negenten ein Gefeb anerkennen wür⸗ 
den, welches zunächſt für fie und den Staat die größten 
Vortheile darbietet. Da aber fein ſolches Geſetz eriftirt, und 
jene Präjudize allein — denn Meinungen der Mechtsgelahrs 
ten kommen hier nicht in Betrachtung — bie. hohen Sou— 
veraine nicht verpflichten 5 fo war es eine natlirliche Folge: 
daß ich behauptete, daß dieſer Zuftand der Ungewißheit 
nur in einem neuen dem philoſophiſchen Geiſte der Zeit 
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angemeſſenen Ceundeeſet ein raditales oem⸗ee Arte 
—— 

Dieſe Behaunptung ſcheint Herr Dberamtsrach —* 
Pr Michtanerkennung 'eines Rechrsprinzips gehalten zu ha⸗ 
Bin. Daher alfo mahrfceintich ber Vorwurf, weichen er 
Yale machte. Kerr Oberamtsrarh Steiger if gewiß nicht fo 
fehe Freindling in Jeratl, um nicht zu wiſſen, daß eine gu 
wirte Harfe ſchlechtdenkender Schrififteller täglich fidy bemüht, 
uns aller wohlchätigen und treflidyen Inſtitute zu berauben, 
weiche umfere Wäter begründet haben. War auch die Aufı 
löſung des deutfchen Neichsverbands nothwendig und nüßlic, 
wie Niemand Iengnen kann; fo folgt doc nicht hierans, 
daß alle Inſtitute der deutſchen Staaten umgeworfen und 
neue an ihre Stelle gefeßt werben müſſen. Leider werben 
dergleichen verderbliche Grundſaätze liberal gepredigt, umd 
wenn fie andy nicht durchgängig Gehör finden; fo richten 
fie doch bier und da im Stillen Schaden an. Sum frage 


Ah aber jeden linbefangenen; ob ein theoretiſches Rechts 


Prinzip oder ein Fundamental: Gefeß der Herrſcher, wenn 
diefe vorher feiertich erklärt haben: daß fie bei ihren eignen 
Serihten Recht nehmen würden, der Willkühr Schranken 
fegen könne? 

Draß jenes Rechts: Prinzip nicht überall in Deutfchland 
anerkannt werde, Daß fogar weſentlich abweichende Aendes 
eungen bereits ftatt fanden, Bann mit Veiſpielen belegt 
werden. 

Uebrigens bin ich mit Herrn Oberamterath Steiger 
darin nicht einverſtanden, die neue Theorie von dem Staatsı 
dienfte des Herrn Profefiors Sönner für fcharffinnig und 
nad) diefer die Staatsdienfte für Nequifittons ; Arbeiten oder 
Staatsfrohnden zu halten. 

Ungeachtet mie beim Niederſchreiben meiner Abhand⸗ 
lung diefes Sönner’iche Werk über den Staatsdienfl 
nicht bekannt feyn konnte; fo iſt Dennoch der Hauptentwurf 
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„daß. bei dieſem Kontrakte das Einverftändniß zweier Sus— 
jekte nicht Pla greifen könne, und daß ohne rechtliche 
Steichheit beider Theile, weiche nicht ſtatt finde, kein ſolcher 
Vertrag möglich fey« von mir widerlegt worden, und. hat 
Herr Gönner durch die Bei den Ausländern fatuirte Aus 
nahme eine Blöße gegeben, wodurch tie Inkonſequenz dieſer 
Schädlichen Theorie ſchon Hinlänglich bewiefen wird. 


u Y 7 Un" 
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38. | 


Erlaf des vormaligen deutfihen Reid 
Erbmarſchalls Karl Grafen und Herrn 
-zu Pappenheim, d. d. Pappenheim am 22. 
Julius 1808. an den Erbmarſchallamts-Kanzli⸗ 
fien Thomas Michael von Preu in Regensburg, 
auf deflen unterm 27. Junius l. J. mit Anfchluß 
Inventariums des nody in Regensburg befindli⸗ 
chen Archivs und der nicht unbeträchtlichen erbs 
marſchallamtlichen Regiftratur erftatteten Bericht 
und diesfalls gemachten Bor: und Anträge”). 





REzsoL uUTuvım 


DD nach eingefehenen, und hiebei rückgehendem Akten‘, Dos 
fumenten s und Korrespondenz s Verzeichnißi ſich ergiebt ;:1-daß 
ein Theil davon als zu einem Kausıicchie ‚gehörig, umd 
bei: den ohnehin nad) diesfalls zweifelhaften Verhältniſſen, 
als frommer Familien Andenken wenigftens betrachten, hieher 
verbracht werden muß, über einen andern, und den größten 





“, &0 fonderbar in eined manden Augen dieſe Entſchliesung ſcheinen 
möchte; fo werden doc die im nächſten Hefte dieſer Zeitſchrift mitgetheilte 
Betrachtungen ben Gegenſtand in ein belleres Liche fehen. 
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Theil diefer Regiſtratur bahingegen bis zum Beſtand dei 
Mdeinifchen Bundestags in Frankfurt, und was die viele 
Juͤſtiz⸗, Inventur⸗, Theilungs und anhängige Prozeßakten 
Yerrifft vor dem Beſtehen eines Bundesgerichts, oder ander 
ten dafiir fompetenten höchſten Tribunats fo leicht, und aus 
ber ganz einfachen Urjahe von mir nichts verfügt werden 
ann, weilen manche Inländer angefehene Unterthanen, und 
Standesherren der verfchiedenen Souverainen ſowohl, ale 
auch manche Ausländer nocd bie beft gegründete Anſprüche 
in Hinficht der Erhaltung als dermal einftigen Entſcheidung 
ihrer Rechte, und vorzüglich jener bis zur Auflöiung De 
deutſchen Reichstags fo legal angebrachten als förmlich vers" 
Bandelten Anfprüchen fogar ein volfonmenes Recht erwors 
Ben haben. 

Sch Bin deswegeh um. fo gewiffer außer "Stand Abe 
ihre geftellte Anträge, und geäußerte Wünſche das geringfte 
zu Außern, als bei, entweder von dem höchſten Protektor der 
rheiniſchen Konföderation getroffen werdenden allgemeinen 
Beſtimmungen, und hiernach durch des Herrn Fürſten Pri— 
mas Hoheit im Namen der alten Jund neuen Stände zu 
machender etwa allfhon gemachte Einleitung erft eine ſolche 
mir den eigentlichen künftigen Geſichtspunkt an Banden ges 
bende Entfcheidung erfolgen kann, diefer Entfcheidung auch 
um fo zuverfichtliher von mir entgegen gefehen wird, weilen 
fckfichtlich meines bis zum Moment der Auflöfung des 
„böutfhen Reichſtags vorwaltenten Amtes der mit fo vielen 
ednutfhen Reiches und Kreisdienern in gleicher, wenn fchon 
‚eminenterer Kathegorie getragenen, und zum Vortheile manı 
der auf alle Fälle ohne unfer Verſchulden aufgehobenen 
Wurde jener gleich gerechten, und wohl noch weniger zu be 
anftänden möglichen Entſchädigung gleichfalls noch Feine Ver; 
-fügung getroffen ift. 

Es muß mithin mein fämmtliches Reichs-Erbmarſchall⸗ 
Amts s Archiv; fo wie die in rückgehendem Inventario vers 
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geichnete Regiſtratur, befonyers was Juſtiz⸗, Inventur, Po⸗ 
lieb und Rechnungsſachen betrifft, wenigſtens bis zur Ver⸗ 
befcheidung meiner an des Herrn Fürften Primas Hoheit: 


nach Frankfurt desfalld mit gemachten Anzeige, und denen - 


damit verbundenen Anträgen, an den höchſten Protektor des 
Rheiniſchen Bundes respective deffen dem ficheren Verneh⸗ 
men nach ehefens zu Arrangirung der deutſchen, und vors- 
züglih rheiniſchen Bundesangelegenheiten in Frankfurt eins. 
treffenden hohen Bevollmächtigten, an Dre, und Stelle in 
Regensburg verbleiben. 

Wenn ich gleich an ſich alle alte, die Reichstagsſatzun⸗ 
gen, und Abfchiede — die ehehinnige Befandtichaften des. 
Kurfürfttichen, Fürſtlichen, Gräflichen und Städtiſchen Col⸗ 
legii, derfelben. Introduktionen, Legitimationen Einquartie⸗ 
rungen, Protektionen ıc. betreffende Papiere, fo wie jene 
die Reichs; Erbmarfchallamtstanzlei felbft die Anrüfe, Aus 
fagen. ıc. betreffende Akten fir die Zukunft Feiner weiteren 
Aufbewahrung, befonders in einem auf meine Koften fort 
zuerhaftenden Ort, zu irgend einem reellen praftifchen Ge⸗ 
braudy würdig erachte; fo müſſen doch auch diefe Akten⸗ 
Verfchläge, bis zugleicher Einlangung allerhöchfter Entfcheis 
dung, und was jene der — In der. rheinifhen Konfüderation 
nicht: begriffenen Stände betrifft, bis zu der von denfelben 
mit zu treffenden Verfügung wohl werwahret hinterftellt blei 
en ‚indem auch hinſichtlich deſſen Bei der Auflöfung des 
deutſchen Reichskörpers, und bis jetzt, hievon gar nicht 
erwähnet worden „ gleichwohlen bei veränderter Lage ber 
Dinge bier, oder dort dieſe Segenftände zu verſchiedenem 
Behuf, und wenn auch nur hiſtoriſch betrachtet, von einem 
ader anderen der hierauf, gegrindetes Necht habenden höchs 
fien Intereſſenten, und ehehinnigeg. fo nen verbundenen als 
nicht verbundenen deutfchen Neichsftänden von mir erfordert 
werden könnten, da ich von denen hohen und höchſten alten 
deutſchen Reichſstags⸗ und auch denen neuen Nheinifchen 
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Bundesgliedern, ja felöft von denen, von Biefer neuen Ron 
Fößerarion noch-ausgefchlofienen ehehinnigen Deutihen Reichs⸗ 
finden vor der Hand als allerfeitiger Adminiftrator ober 
Depofitar, und bis zu näheren Dispofittonen dafür wenigs 
ſtens vefponfabel geachtet werden müßte. . — 

Da endlich auch diefe noch meiner Obforge anvertraute 
Urkunden und wohl eigenthümliche Papiere fo- mancher Par⸗ 
theien von daher, von jenen der verfchiedenen Geſandeſchaf⸗ 
- sen der daſelbſt abgetretenen, anfgelößten;' oder abzuziehen 
gezwungenen beutichen Neichsftände fehr zu unterſcheiden 
find, weilen jene nur das privativ disponible Eigenthum der 
&efandefchaft, und des fle kommittirten höchſten und hoben 
Reichsſtandes in fich faßten, das dieſſeitige, und hier inven⸗ 
tirte Archiv, dahingegen für ein dem ganzen beutfchen Bas 
tetland annoch angehöriges, ſohin den: fämmtlichen ehemali⸗ 
gen Regensburger Reichstagsgliedern, wie auch fremden Ge 
ſandren, und auswärtigen ſouverainen Höfen suftänbiges 
Eigenthum anzufehen iſt; 

So muß auch in dieſer Hinſicht der bisherige Zuftand 
rũckſichtlich des Meichs  ErbmarfchallamtssArchie und Negts 
ſtratur unverrückt verbleiben: und ich fühfe mich ganz aufier 
Stand einen einzigen Ihrer Anträge zuverbeſcheiden, wird 
fedoch von des Herrn Fürſten Primas Hoheit auch dieffalls 
die anf ihre Anfrage: mit Bezug babende Entfchliefung frü⸗ 
her erfolgen, als Me längſt verheifiene rheinifhe Bundes 
konſtitution, und. Eröffnung des Bundestags felbften erfcheis 
nen möchte; fo merden Sie davon die nähere Nachricht, 
und gemäße Verbeſcheidung erhalten. 

Pappenheim den 22. Juli 1808, 
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Geſetz über die öffentliche Schuld im Königreiche 
Weftphalen. *) 
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Am 14ten des Julius Überreichten die Herren Staatsräthe 
Maihus und Graf von Bochhol den Ständen einen Ges 
ſetzesentwurf über die Öffentliche Schuld. „Der Inhalt dies 
fes Geſetzes, welches mit einer Mehrheit von 78 Stimmen 
gegen 17 angenommen wurde, iſt folgender: 

Art. 1. Ale Schulden, welche auf den ehemaligen 
Staaten und Ländern, welche das Königreich bilden, haften, 
nämlich, ‚auf dem ehemaligen Herzogthum Magdeburg , auf 
dem linten ufer der Elbe, der Grafſchaft Mansfeld, und 
den vormaligen Aemtern Barby und Gommern, auf der 
ehemaligen Altmark, auf dem Fürſtenthum Halberſtadt mit 
Inbegriff der Grafſchaften von Hohenſtein und von Werni⸗ 
gerode, und der Abtei Quedlinburg; 
auf dem ehemaligen Fürſtenthum Hildesheim; 
auf dem ehemaligen Herzogthum Braunſchweig mit Inbe 
griff von Walkenried; 
auf dem ehemaligen Bisthum Paderborn; 
auf dem ehemaligen. Eichsfeld mit Inbegriff der Städte 
Mühlhauſen und Nordhaufen; 
auf der ehemaligen Grafſchaft Rietberg; 
auf dem ehemaligen Bisthum Osnabrück; 
auf dem ehemaligen Heſſen; 
auf den ehemaligen Fürſtenthümern Göttingen und Gru 
benhagen. 


H Aus dem eſtyhaliſchen Moniteur Nr. 83 und 99. 
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auf dem ehemaligen Fürſtenthum Minden, und den Graf 
ſchaften Ravensberg und Corvey, 

ſollen, in fo weit ihe Urſprung den Dispofitionen Des aten 
und Sten Artilels des Defrets vom aten May °) entfpricht, 
und das gegenwärtige Geſetz nicht etwas anderes darüber 
Beftimmt, als Geſammtſchuld des Koönigreichs anerkannt 
werben, 

. Art 2. Die Kapitalien, aus welchen dieſe Schuld 
beſteht, ſollen keiner Veränderung, weder in Betreff der 
Binsfußes, noch in Betreff des Werthes der in dem Schnid 
fchein enthaltenen Münzſorten unterworfen feyn, "und über: 
haupt alle in den Obligationen ausgedrückte Pedingungen 
pünktlich erfüllt werden. 

Art. 3. Der jährliche Abtrag foll in bem, nad) dem 
in dem Amortifationspfan feftgefegten Verhältniſſe gefchehen, - 
und nicht minder als die Summe feyn, welche darin für 
jedes Jahr als Abtrag feſtgeſetzt iſt. Die Nummern de 
vleber zube zahlenden Obligationen ſollen duch das Lons be 
ſtiinmt werden. 





v, Die hier angeführte Artikel lauten: 

Art. 2. Unter der sffentlihen oder Staatöfchuld find alle Schulden vers 
Banden, die vormals auf eine Geſetz⸗ und Verfaſſungsmäßige Art entweder 
von den vormaligen Landesherrn, von den Ständen jedes Landes, oder von 
leytern allein auf den Landeskredit kontrahirt worden find. 

Art. 3. Desgleihen find die auf die Domainen bppotbheirten Schulden 

unter der cffentlihen Schuld begriffen. 

Zur Verſtändniß bes Ganzen, wollen mie bier auch den aten Actikel her— 
fegen. 

Art. 4. Alle diejenigen Schulden find nicht als sffentliche oder Staats: 
ſchulden zu betrachten und nicht in die Hauptſchuld Unſers Königreichs mit 
einbegriffen, welche von dem Gemeinden zu Beftreitung der Durchmarſch und 
AufentHaltskoften der Truppen oder fonftiger durch Die Begebenheiten des 
Krieges veranlasten Lokallaſten, Fontrahire worden find. Diefe Echniden, 
von welcher Befhaffenheit und welchem; Urſprung fle auch feyn mögen, find 
zu Folge Unſers Dekrets von heutigeu Tage nur ald Arondiffements und Ges 
meindefhulden anzufehen, und fallen felbigen zur Laft. 

Yu dem bier angeführten zweiten Eöniglihen Dekrete vom nämlichen Lage 
And dann die Schulden geſchieden, welche den Beiirken und den Gemeinden 
wieder beſonderss zur Laſt fauen.ı 
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Art. 4. Jebdoch ſollen die in den vorhergehenden Av 
tikeln enthaltenen Beſtimmungen auf bie den geiſtlichen 
Korporationen der frommen Stiftungen und andere Corpo⸗ 
rationen und Stiftungen, welche unter der unmittelbaren 
Oberaufſicht und Leitung des Staats ſtehen, szugehörenden 
Kapitalien, eine Anwendung finden, und biefeiben jedoch 
mit Ausſchluß der den Kirchenfabriten gehörenden Kapiıh 
lien, ais unablösliche Renten betrachtet werden. 

Art. 5. Von dem 1. November d. J. angerechnes 
ſollen die Zinfen von ber Neichsfchuld regelmäßig wieder 
bezahlt werden , und diejenigen, weiche rückſtändig find, vor 
Ende des Laufenden Jahrs abbezahlt ſeyn. 

Are. 6. Diefe Verfiigung fol auch in gleicher Art 
auf die immerwährenden Nenten, deren im ten Artikel des 
gegenwärtigen Geſetzes Erwähnung gefchehen if, ihre Am 
wendung finden. 

Art 7. Es fol eine Amortiſationskaſſe unter der 
Direktion des Staatsraths, General Liquidators der offentit— 
chen Schuld, errichtet werden. 

Art. 8. Die Summe von vier Millionen Franken 


ſoll jährlich zur Bezahlung der Intereſſen, der immerwäh⸗ 


venden Renten und der ſucceſſiven Wiederbezahlung der Ka⸗ 
pitalien ausgeſetzt werden. 

Dieſe Summe fol durch eine in Gemaͤßheit bes Steh 
Artikels des Budjet für das Jahr ıdog auf alle Einwoßs 


ner des Königreichs anzufegende nach Klaffen, und mit Bes 
ftimmang eines Minimum und Marimum abzuführende 
Perſonalſteuer aufgebracht und noch in dem Laufe dieſes 


Jahrs entrichtet werden, um daraus die rückſtändigen Zins 


ſen zu bezahlen. 


Art. 9. Desgleichen ſoll während 10 Jahren, vom ' 
1. Yan. 1809 angerechnet, jährlich die Summe von 500,000 
Franken durch den Direktor der geiftlichen Güterverwaltung 
an die Amortifationstaffe abgeliefert, und zur Abbezahlung 


£ 


Abt 


Ber Meichsichuld verwandt werben. Jeder Beitrag, ben ber 
König ferner aus diefen Revenüen an bie Amortifationsfafe 
‚zw Überweifen für gut finden möchte, fol im gleicher Art 
zur Abtragung der Schulden verwandt werden. © 

ı* Art 10. Die in den Bten und gten Artikein bes ge 
denwärtigen Geſetzes feſtgeſetzten Fonds, follen in die obge: 
Dachte Kaffe abgeliefert und nicht mit ben Übrigen Reve⸗ 
nüen des Staats vermifcht werden. 

Art. 11. Die General⸗Einnehmer ſowohl, als auch 
Bis. Ortserheber, ſollen in allem, was die gedachte Perſonal⸗ 
ſtener betrifft, einzig von den Befehlen des Staatsvachs, 
Direktors der Amortifationstaffe, abhangen,, und wegen alles 
deſſen, mas auf die Ablieferung und Bezahlung der an bie 
Amortiſationskaſſe überwieſenen Einnahmen Bezug hat, le 
diglich von ihm zu empfangen Baden. 

Art. ı0. Es ſollen aufferdem alle baare Kautionen, 
welche die General Einnehmer, die Domainens und Kan: 
tons:Einnehmer, Überhaupt alle Übrige Werwalter Öffentlicher 
Selder , zu beftellen haben, an die gebachte Amortifationg: 
kaſſe überwieſen werden, und biefe dagegen gehalten. ſeyn, 
die in dem dieſerhalb erlaffenen Detrete beſtimmten Zinſen 
zu bezahlen. 

Art. 13. Desgleichen ſollen die Tribunäle und Frier 
densrichter, die Notarien, Vormünder u. ſ. w. alle Sum: 
men, deren Verwaltung ihnen anvertrauet wird, und welche 
bisher entweder unmittelbar bei den Staatskaſſen oder bei 
Öffentlichen Anſtalten, welche bie unmittelbare Garantie des 
Staats genoffen haben, untergebracht waren, in die Amorti⸗ 
ſationskaſſe entweder ſelbſt abliefern oder abliefern Laffen, 
wogegen aber die genannte Kaffe gehalten ſeyn ſoll, jedes 

mal nach vorhergegangener vierwöchentliher Aufflindigung 
das Kapital felbft wieder zu bezahlen und daſſelbe fir die 
zeit, während welcher daffelbe in der Kaffe angelegt geweſen 
if, mit 5 pro Cent zu verzinfen. 
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Jedoch ſollen die Vormünder, infofern fie Gelegenheit 
finden, mie Zuftimmung des Familicnrathes, die ihren Mün⸗ 
dein gehörigen Rapitalien zu höheren Zinfen. anzulegen, zu 
der Ablieferung an die Amortiſationskaſſe nicht verpflichtes 
ſeyn. 

Art. 14. Der Staatsrath, Direktor der Amortiſa, 
tionskaſſe, ſoll gehalten ſeyn, dem Finanzminiſter monatlich 
einen Extrakt über den Zuſtand der Kaſſe vorzulegen. Die 
Rechnungen dieſer Kaſſe, ſo wie der Generalabſchluß derſel⸗ 
ben, ſollen jährlich gedruckt und den Ständen des Reichs 
vorgelegt werden. | 

2.” 

Darfiellung der Gründe zum Geſetz⸗ Entwurf 
über die öffentliche Schuld, von Herrn 
Staatsrath Malchus, als Redner des Sous 
vernemente. 

Der Entwurf des Geſetzes, weichen ich Ihnen fo eben 
vorgelegt habe, iſt der wichtigfte von allen, woriiber das 
Souvernement Ihre Sanktion verlangen ann, und feine 
Veranlaffung konnte wichtiger als diefe feyn, von dem fchs 
nen Vorrechte, welches die Konftitution Ihnen verleihet, 
nämlich iiber Gegenftände des Nationalwohls / ſich zu Außern, 
Bebraud zu mahen. Es Handels fih gewiffermaßen um 
politifhes Seyn oder Nichtſeyn unfers neu aufblühenden 
Staates, um das Wohl oder Wehe der Gegenwart fo wie 
der Zufunft. Das Souvernement :bietet Ihnen die Hand, 
bas erfte dauerhaft zu begrlinden; feine Plane müſſen Ihre 
Hoffnungen übertreffen, und follte daſſelbe ſich in feiner Er⸗ 
mwartung von Ihrer Mitwirkung getäufcht fehen ? 

Die Konftitution bat um Völker, die obgleich von ges 
meinfchaftlich;germanifchem Blute entfproffen, durch ers 
fhiedenheit von Geſetzen, Nerfaffung und Megenten:Äntereffe 
einander fremd geworben waren, wieder ein gemeinfchaftlis 
ches Band. gefchlungen und fie in ein gemeinfchaftliches Va⸗ 
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gerland wieder vereinigt, das, blühend buch ‚die Reichthü— 
mer der Matur, ſtark durch die angeflammte Treue umd 
Redlichkeit und durch die vereinte Kraft der Völker, mäd: 
tig durch den Saamen zur Vervollkommnung und Entwide 
Inng der Nationalkraft, zu der Erwartung berechtigt, dab 
daſſelbe in dem allgemeinen Ötaatendunde, von welchem 
6 einen Theil bilder, einen ehrenvollen Rang behaupten 
a 

| Das Prinzip der Einheit in dem Willen und in ber 

. Aneführung, und der Gleichheit in den Rechten, die daraus 
folgende Verihmelzung des getheilten Sjnterefies in ein um 
getheiltes Narionalinterefie, ift die große Bafis, auf welcher 
das ganze Gebäude unerfhütterlich ruhet. 

Von dem Tage an, wo dieſes Prinzip feierlich durch 
die Konſtitution ausgeſprochen war, haben die Länder, aus 
welchen das Königreich gebildet iſt, aufgehört, eine beſondere 
Berfaſſung zu haben. Von dieſem Tage an, haben ihre 
Geſetze, ihre Stände, die Rechte berfeiben, ihre Iheilnahme 
an der politifchen und finanzieren Verwaltung der Länder, 
ihre. Repräfentation, und mit diefem allen auch die Garan, 
tie, welche fie ald Stände diefer einzelnen Länder geleiſtet 
hatten, aufgehört, ihre Wirkſamkeit zu haben. Alles vieles 
iſt in dem Prinzip der Einheit des Gouvernements und der 
National: Repräfentation verfchmolzen. 

Als nothwendige Folge von diefem Prinzip And die 
Verpflichtungen und Laflen, welche bis dahin auf den eins 
zelnen Ländern geruhet hatten, in eine gemeinfchaftliche Laft, 
die einzelne Garantien in eine Geſammtgarantie des ganzen 
Köoönigreichs, mit einem Worte die Schulden, welche auf 

einzelnen Theilen des Königreichs gelafter hatten, durch das 
Meinzip der Konftitueion felbft , in eine gemeinfame Natio— 
nalfchuld vereinigt worden. ... 

Die Konftitution hat die Gleichheit in ber Deftene: 
tung als Grundgeſetz vorgefchrieben; ‚die Befolgung  deffels 
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den ſetzt eine möglichft gleiche Vertheilung ber öffentfichen 
gaften voraus, um hierdurch und durch gleiche Vertheilung 
der Wohithaten der Werfaffung , alle Bürger des Staates 
bei gleicher Kraft zu erhalten, und fo durch verhältnißmänts 
Steichheit der Kräfte der Einzelnen, die allgemeine Nationals 
kraft in, und durch ſich ſelbſt zu verſtärken. 

Wollte man gegen die Abſicht des Geſetzgebers auf eins 
zeinen Theilen des Reichs unverhältniimäßige Laften ferner 
haften laſſen, wie könnte, wie follte diefer große wohlthätige 
Zweck erreicht, wie könnte Einheit in der Adminiftration, 
wie Einheit in der Steuerverfaffung erwirkt und erhalten 
werden, — wenn — und was doch bei der Beibehaltung 
der alten Provinzial ⸗Schuldenverfaſſung die unvermeidliche 
Folge feyn würde — von einem Departement vielleicht Mil, 
fionen, wenn von einer Gemeinde ein und deffelben Diſtrikts 
vielleicht das Doppelte an Steuern entrichtet werden müßte, 
die von andern nur einfach erfordert würden? und zwar 
ohne Rückſicht auf Ertragsfähigkeit und einzig durch die 
Summe des Beitrags beſtimmt, die für bie Schulden erfors 
derlich feyn würde? 

Durch eine folche Dinafregel würde das Gouvernement 
entweder zu einer Erhöhung der Abgaben überhaupt, gendr 
thigt, oder der große Zweck der Konftitution verfehlt worden 
fenn. Zufall träte an die Stelle Tegislatorifcher Weisheit, 
und durch die Schwäche einzelner Theile würde die Kraft 
des Ganzen unansbleiblich gelähmt, und zwar ohne daß es 
engherzigen Selbſtſüchtlern gelänge, durch Vermehrung der 
Laften ihrer Mitbürger, ihre eigene zu vermindern. 

Man hat hin und wieder eingewendet *), daß der Res 
49) Schon geraume Zeit vor Eriffnung des Reichstags erfchien eine kleine 
Schrift: Weber die Bereinigung aller Provinzial: Schulden 
Des Königreichs Beſtphalen ineine allgemeine Neichsſchuld. 
Bötringen bei d. Diererich 1808. Den Inhalt derfelben werden wir in 
unſern Literatar s Heften anfübren, da der Begenftand nicht blos das Kö⸗ 


nigreih Weſtphalen, fondern gewiſſermaten alle Staaten des rheiniſchen 
Dundes ſo ſehr intereſſiet. 
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gel nach Niemand fehuldig fey, des andern Schulben zu be⸗ 
zahlen; und daß die fiir die Gegenwart und Zukunft Bereits 
gegründete Einheit nicht werde verhindert und geſchwächt 
werden ‚ wenn die aus der Vergangenheit entfiandene Ber: 
hältniſſe auf eine rechtliche Are erledige wicden. ‘ 

Als vechtlihes Ariom und in feiner Anwendung auf 
bürgerliche Verhältniffe des gemeinen Lebens betrachtet, wer 
möchte da die Nichtigkeit dieier Behauptung bezweifeln? 

Nicht fo laſſen ſich aber die Verhältniſſe eines neuge 
Bilderen und auszubildenden Staates beurtheilen. - - . - - 

Man vergeffe ja nicht, daß die Organifation eines Otaa⸗ 
tes nicht wie ein Rechtshandel betrachtet und behandelt wer: 
den könne, und daß Ariome des bürgerlichen Rechte, weiche 
für den Bürger in einer einmal ausgebildeten Werfaffeng 
das Palladium feines Wohle, feines Glücks find, von dem 
Regenten, welcher fchaffen muß, nicht in gleicher Arc be 
teachtet werben können, da jedes Souvernement, nur das 
Sanze und den höheren Zweck des Sanzen vor Augen haben 
darf, ohne ſich durch die Konvenienzen einzelner Theile ber 
ſtimmen zu laffen. | 

Es giebt eine Höhere Gerechtigkit als die gegen den 
Einzelnen, nämlich die Gerechtigkeit, welche ein Gouverne⸗ 
ment dem Ganzen fchuldig ift, und in welcher die gegen 
die Einzelne verfchmilzt. Ein Grundſatz, der durch. das 
Staatsrecht aller Zeiten geheilige ift, oder wo wäre der 
rund, aus welchem er hier nicht feine Anwendung finden 
follte ? ’ 
Die fophiftifhe Diftinktion gwifchen Vergangenheit, Ges 
geumwart und Zukunft kann bier nicht als Prinzip des Rechts 
aufgeftellt, und aus ihr nicht rechtlich in einer Angelegenheit 
gefolgert werden, in welcher einzig die Weisheit des Gefehr 
gebers entjcheiden kann und darf. 

Sin einem Staate wie der unfrige, auf Sieg gegriindet, 
giebt es feine Vergangenheit! Es ift eine Schöpfung, in 
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weicher, wie bei der Schöpfung des Weltalls alles, was vors 
Banden ift, nur ale Urftoff in die Hand des Schöpfers und 
aus ihr vollendet in das Dafeyn Übergeht. Der mächtige 
Willen des Unüberwindlichen hat die alten Grenzen ſelbſt 
bis auf die Namen der Länder, welche fie bezeichnet haben, 
verwiſcht, alles. ift ein Wolf, alles in ein Intereſſe verſchmol⸗ 
zen; das Schickſal eines jeden der bis dahin einzeln geftans 
denen alten Staaten ift unmiderruflih an das hochwaltende 
Geſchick einer aufblühenden neuen Monarchie geknüpft. 

Die Eldbewohner, fo wie die Bewohner der Weſer, 
find Bürger ein und deſſelben Staates, ihr Intereſſe ift ein. 
und daffelbe, und ih frage: wer wäre benn bier, des 
Andern Schulden zu Übernehmen? wer könnte bier von 
fremden Laften fprechen, da es fich nur von Pflichten und 
Verbindlichkeiten, von Bürgern ein und derſelhen Staats⸗ 
Geſellſchaft Handelt ? 

Es ift nicht von der Vergangenheit, ſondern nur von 
der Gegenwart, nur von der Zukunft, nicht von Laſten, wel 
che bisher auf diefer oder jener Provinz gelegen haben, fons 
deren von derjenigen Laft die Nede, welche auf dem Königs 
reihe Weſtphalen, fo wie daſſelbe durch die Konftitution ges 
bilder ift, ruhet; es ift von den Steuern die Rede, welche 
zur Löfung diefer Nationals Verbindlichkeit erforderlich find; 
und nochmals frage ich, wo ift hier Rede von fremder Laſt, 
und wer wäre, der des andern Schulden übernähme ? 

Ueberhaupt, Meine Herren, laſſen Sie uns auf einen . 
Augenblick auf den Fall zuriickgehen, daß die Zufammenmwers 
fung der Schufden nicht durch die Konftitution vorgefchries 
ben, daß. daher die Beibehaltung der Provinzials Schuldens 
verfaffung noch möglich geweſen wäre, wie hätte fie realiſirt 
werden follen? 

Würde man etwa die beſondern Steuern beibehalten 
haben, die bisher für das Schuldenweſen eingeführt geweſen 
ſind? Die Konſtitution ſchreibt aber Gleichheit in den 
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Steuern und Einheit in dem Steuerfuftem vor, mit welcher 
ſolche Partialſyſteme nicht vereinbar find. Miirde man land: 
fländifchen Ausfchüffen die Verwaltung diefer Steuern fiber: 
tragen? Die Konftitution hat fie aufgelößt und ihre Rechte 
and Befugniffe vernichtet, mit deren Prinzip fie nicht ver 
einbar find. Oder würde man ihnen andere Adminiſtrato⸗ 
zen, andere Repräfentanten unterftellen mellen ? 

Die Konftitution fodert aber Einheit in der Verwal 
tung, umd daß diefe allein vom Gouvernement ausgehe, und 
kennt nur eine allgemeine, die National s Nepräfentation, 
welche aber auch nur das Allgemeine ohne Rückſicht auf be 


* fondere getheilte Sntereffe vertreten kann‘, und mit melde 


jede Partikular-Repräſentation durchaus unvereinbarlid if. 

Ueberhaupt, meine Herren, wie könnte man verkennen, 
daß alle Elemente, auf welche die frühere Verfaffungen ge 
gründet waren, und auf welche folhe Syfteme gegrimde 
werden müſſen, durchaus vermifcht find, und daß, wolle 
man von dem Prinzip der Einheit, abweichen, die Admini 
fration nimmermehr den Gang wiirde gehen können, den 
ihr die Konftitution vorfchreibe, und weicher zum Wohl des 
Königreichs, das fie vepräjentiren, unerläßlicd und durchaus 
nothwendig iſt. 

So fange folhe Partialfufteme in Ausübung bleiben, 
fo lange die Einwohner des Königreichs ein verfchiedenes, 
getheiltes, oft wohl entgegengefeßtes Intereſſe haben konn 
ten, fo lange fie darin Vorcheil und in der Adminiftration 
felöft Veranlaffung finden tonnten, nur engherzig das Wohl 
derer, die fle zundchft umgeben zu berückſichtigen, fo lange 
würden fie die Vortheile entbehren eine Nation zu ſeyn, 
und Pleinlich erndten, wie fie Bleinlich wirken... . . . 

Durd) die zwei Dekrete vom ten Mai ift daſſelbe die 
fem wichtigen Gegenftande, von welhem — warum follte 
ich es nicht fagen — gemiffermaßen die NationatsEhre abs 
hangt, näher getreten. Die Grundſätze, weiche fie enthal— 
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ten, find ihnen befannt: die allgemeine und öffentliche Stims 
me hat fidy dafür erklärt und fir der Gerechtigkeit angemefs 
fen gefunden. Durch fie wird die ganze Maffe der auf dem 
Königreihe haftenden Schulden in zwei Maffen vertheilt, 
wovon die eine, namlich die vor dem Ausbruch des Krieges 
vorhanden gewefene fogenannte Landes; und Domainenfchuls 
den, und die während dem Kriege durch angeliehene Gelder 
beftrittene oder durch rückſtändige Kriegs ı Kontributionen, 
und die von den Ländern gewiffermaßen als ein Supplement 
der Krieges Kontributlonen erfüllte allgemeine Nequifition, 
die allgemeine Reichsſchald, alle übrige Ansgaben aber, die 
Departementalfhuld bilden, von weicher ein Theil entweder 
auf dem Departement im Ganzen oder aber als Kommunel 
Laft auf den einzelnen Kommünen haften bleibt. 

Die Scheidelinien zwifchen diefen verfchiebenen Arten 
von Schulden find aus der Natur der Sache genommen 
undadurch die in diefen Dekreten vorgefchriebenen Grundfäge 
genau bezeichnet, fo daß, fobald und was durch die Liquida— 
tion geſchieht, die Natur einer jeden Gattung von Ausgube 
angegeben iſt, über die Klaſſifikation derſelben kein Zweifet 
obwalten kann. 

Vielleicht Eönnte die Frage aufgeworfen werden, ob er 
nicht würde beſſer geweſen ſeyn, alle und jede Schulden ohne 
Ausnahme zuſammen zu werſen, und ſo alle und jede Laſten 
gemeinſchaftlich tragen zu laſſen? 

So ſcheinbar auch eine ſolche Anſicht und ſelbſt ſo er⸗ 
leichternd auch für die Adminiſtration dieſe Maaßregel ſeyn 
möchte, fo konnte doch die Gerechtigkeit des Gouvernements 
ſie nicht geſtatten, da die Ausgaben, durch welche ſie ver⸗ 
anlaßt worden find, nach Begriffen des ſtrengſten Nechts zu 
den Fofallaften gehören, welche ‚jede Gemeinde fofort durch 
die Beiträge ihrer Mitglieder befchaffen muß, und welche in 
ihren Privarhaushalt gehören, welcher niemals mit ber 
Dekonomis des ganzen Staates vereinigt werden darf. 


A460 


Tranſitoriſche Anfälle der Art, können wohl Theilnahme, 
Mitleiden, nie aber rechtliche Anfpriihe begründen, fo wie 
ihr Umfang niemals ihre Natur oder rechtliche Beziehung 
verändern kann. Daß die Ausgabe: der Art, weiche bin 
and wieder duch fofort umgelegte Beiträge gedeckt worden 
And, in andern Provinzen durch Anleihen beftzitten worden 
And, mar lediglich Folge der Maaßregeln, welche von eins 
zelnen Adminiftrationen zur momentanen Erleichterung ihrer 
Untergebenen getroffen worden find, zufällige Folge der örts 
lichen Lage. Hätte man auf fie die in Betreff der allge: 
meinen Schulden feftftiehende Maaßregeln anwenden wollen, 
dann wirden offenbar diejenigen Departements, welche die 
Ausgaben der Art durch ihre Beiträge beſtritten haben präs 
gravirt worden feyn, und es fordern daher Gerechtigkeit 
und Billigkeit, daß fie die Eaften, weiche rechtlich auf ihnen 
haften, auch ferner allein tragen. 

Man wende nicht ein, daß durch eine Manfregel der 
Art, der Hauptgrundfab der Gleichheit in der Vertheilung 
der Laften durchlöchert werde, 

Es iſt ein Scheidepunft, es ift eine Srenzlinie erfor 
derlich, bei welher man nothwendig ftehen bleiben muß, 
wenn nicht Verwirrung .entfichen foll, als welche die Lage 
und der Beſtand des Provinzial; Schuldenwefens in dem 
Zeitpunkte der Bildung des Königreiches der natürliche und 
der einzige ift, der beriickfichtige werden kann... . . . | 
.. . Noch iſt die Liquidation in allen Theilen des Königs 
xeichs nicht ſo weit vorgerückt, daß ihnen jetzt ſchon eine 
»olfommen genaue Ueberſicht von dem Betrage dieſer Schuß 
den mitgetheilt werden könnte. Nach wahrfcheinlichen zum 
Theil auf die bis jet verfügten Unterfuchungen gegründeten 
Calculs, werden fie die Summe von 25 Millionen Franken, 
wo nicht überfteigen, doch erreichen. Allerdings eine bedens 
tende Laft! Die doch nur eine Nebenrückſicht, welche die 
Gerechtigkeit des Sonvernements nicht beſtimmen oder daſſel⸗ 
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be veranlaſſen konnte, in ſeinen Planen fiir das allgemeine 
Wohl zu ſchwanken.. .... 

Die bis jetzt vorgenommene Liquidation ergiebt als Fi⸗ 
nal Reſultat eine. Schuld von 1102,667,750 Franken, mit 
Inbegriff diefer Departemental: und Kommunalſchulden und 
mit Inbegriff defien , was das Könlgreich an das franzäfis 
fhe Gouvernement wegen rückſtändigen Kriegstontributionen 
und Landesreveniten fchuldig iſt, welche leßtere Schuld nad) 
einer im April diefes Jahres mit dem General Intendanten 
der Armee gehaltener Abrechnung die Summe von 25,794,884 
Franken betragen, weiche zufolge des zten Artikels der Kons 
ſtitution von dem ganzen Künigreihe aufgebracht werden 
den müffen, und durch fie als Theil der Natlonalſchutd er⸗ 
klärt find. 

Zwar find bei weitem noch nicht alle Arbeiten, welche 
die Liquidation erheiſcht, beendigt, und treten hin und wies 
der Verwickelungen ein, welche bei Zerreiffung von Provins _ 
zen unvermeidlich und von der Auflößung von Verhättniffen, 
weiche Jahrhunderte gedauert Haben, unzretrennlich find. 

Doch !ift nach Lage des Geſchäfts mit Gewißheit anzus 
nehmen, daß die angegebene Summe das Maximum der ges 
fammten Schuld ausmacht, welche ſich indeffen theils durch 
die Trennung der Departementalfchulden,, theild durch bie 
im 4. Artikel des ihnen vorgelegten Entwurfes des Geſetzes 
feftgefegte Konfolidation der den, geiftlichen un fonftigen 
Korporationen zugehörenden Aftiv: Forderungen und verſchie⸗ 
dene andere Maaßregeln fih auf die Summe von 64 Mib 
lionen vermindert, welche Summe die auf auf bem Königs 
veich haftende, als Rationalſchuld erklärte, Schuldenmaſſe 
ausmacht. 

Laffen Sie, meine Herren, uns nicht darüber täufchen, 
daß die Augen Europas auf uns gerichtet find, und daß bie 
Schuldenmaffe, welche auf dem Königreiche laſtet, als die 
gefährlichſte, als bit einzig gefährliche Klippe betrachtet 
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wird, an ber die Macht unſers jugenblich aufblühenden 
Staates und die Glückſeligkeit feiner Bewohner zu ſcheitern 
deoßte. And fie würde gefcheitert, bie Schulden würden wie 
ein ſchnell wirkendes Gift die Urſache der Auflöfung gewefen 
feyn, wäre nicht die Dereinigung in eine Waffe durch die 
Weisheit des Negenten ausgefprochen worden. Oder konnte, 
was die Erfahrung von Jahrtaufenden bewährt, noch eines 
Beweiſes Bedürfen, dafi, was den Einzelnen erdrückt, unter 
vereinter Kraft leicht umd ‚für fie oft kaum fühlbar wird ? 
Dean vergleiche dieſe Schuld mit der Bevölkerung des 
Königreichs, mit den natürlichen Kräften und mit dem nas 
türlichen Reichthume, welche das Land in fich ſchließt, mit 
dem blühenden Zuftande des Ackerbaues, iiberhaupt mit beg 
politifchen Lage des Königreichs, mit der Entwickelung, deren 
die Quellen bes Nationalvermögens fähig find, felbft mit 
der Maffe von Schulden, welche in früheren Zeiten auf 
allen biefen Ländern gelaftet haben, und wer miögte, wer 
könnte behaupten, daß eine Schuld von Go bis 70 Milltes 
nen Franken die Kräfte des Landes überſteige oder erdrücke? 
Daß eine öffentliche Schuld an und fire fich felbft, und 
inſofern fie mit den Verhältniſſen des Landes nur einigers 
maßen im Verhältniß ſteht, niemals nachtheilig ſeyn könne, 
daß fie vielmehr vortheilhaft auf die Vermehrung der Zir⸗ 
kulationsmittel und durch diefe auf die Vergrößerung der 
Mational Induſtrie und des National⸗NReichthums zurück 
wirkte, und fo ſelbſt eine Quelle der vergrößerten National 
Craft werde ; bie meine Herren, ift ein Erfahrungsſatz der 
längſt ſchon durch große Veifpiele bewährt il. — Sie muß 
und wird diefe Wirkung vorzüglich da Hervorbringen, und 
vorzüglich da die Zirkulation beleben, und durch fie den Nas 
tionalreichehum vergrößern, wo, wie es in dem Künigreiche 
der Fall iſt, fiir mehr als 7, der Schuld, Einwohner des 
Staates, Gläubiger find. Und könnte es hierzu eines Be 
weiſes bedürfen, ich könnte ihnen folhe aus einzelnen Theilen 
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Des Königreichs vorlegen, wo die vorhandene Schuld unvers 
kennbar auf eine ſolche Art wohlthätig auf die Vergröße— 
rung des Reichthums, auf die Induſtrie gewirfet, und die 
auffallendften Folgen einer in fich felbft fortfchreitenden Ders 
größerung hervorgebracht Bat... . . 


Diefer Geſichtspunkt und dieſe Ueberzeugung, daß eine 


gehörig organiſirte Nationalſchuld für die Nation ſelbſt 
wohlthätig iſt, hat vorzüglich das Gouvernement zu der 
Maagßregel beſtimmt, einen Theil der Schuld, nämlich alle 
den geiftlichen Korporationen und allen fonftigen öffentlichen 
Inſtituten gehörige Aktivkapitalien gu. Eonfolidiren und vor 
der Hand fiir unablöstich zu erklären. 

‚ Alle diefe Inſtitute find unter bie ganz befondere Kur 
ratel des Souvernements geftelle, ihr Vermögen durch das 
allgemeine Staatsrecht ſchon längſt als ein Theil des allge⸗ 
meinen Staatsvermögens erklärt. 

Diejenigen, welche an den Einkünften derſelben Theil 
nehmen, ſind nur Nießnutzer. Der Zweck der Fundationen, 


fo wie die politiſchen Geſetze unterſagen ihnen über die . 


Subftang zu diſponiren; — und merden ihnen — und 
was ihnen Durch deh von dem Gouvernement entworfenen 
Schuldenplan garantirt wird — bie Zinfen richtig bezahlt, 
fo iſt in dieſer Hinſicht die Fundation erfüllt, ihr Senußs 


recht unbeſchränkt aufrecht erhalten, zugleich aber auch durch 


dieſe Maaßregel und durch die, durch ſie allein mögliche 
Vereinigung des Tilgungsfonds die allgemeine Laſt bedeutend 
erleichtert, und das Gouvernement erwartet, daß Sie, meine 
Herren, in dieſer Maaßregel einen wiederholten Beweis ſei⸗ 
ner Gerechtigkeitsliebe und ſeines Beſtrebens dieſe mit ſeiner 
Vorſorge für das allgemeine Wohl zu vereinigen, erkennen 


werden. ... 3— 


Der Plan, welchen das Gouvernement für dieſe ſo 
wichtige Angelegenheit entworfen hat, iſt einfach in ſeinen 
Elementen, ohne Verwickelung und leicht zu überſehen, in 
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feinem Erfolge von Jahr zu Jahr zu berechnen, und bader 
fiher in feinen Nefultaten. Dabei ift er der finanziren Lage 
des Königreichs angemeffen. Er befieht in ber Feftfegung 
eines in jedem Jahre gleichen firirten Fonds zur richtigen 
Bezahlung der Zinfen und zum Abtrag des Kapitals, lebte 
res in einem mit jedem Sahne feigenden Verhältniſſe. 

Diefer Amortifationsfond hat nicht die Ausdehnung und 
nicht den limfang, weichen man vielleicht dafür wiinfchen mögte, 

Das Gouvernement hat indefien die Wünfche, welche 
daſſelbe im diefer Hinſicht felbft gehege hat, anderen Rück— 
fihten und dem großen Wunſche und der Pflicht, die Laften 
des Königreichs nach Möglichkeit zu erleichtern, unterordnen 
müſſen. Zudem ift der Umfang, welcher demfelden gegeben 
if, hinlänglih um nad) Maaßgabe des berechneten Planes 
die Schuld in einem Zeitraum von nicht langen Jahren 
vollkommen abzuftoßen, welcher Zeitraum durch die Weber 
weifung einer jährlichen und jährlich wachſenden Revenüe 
von einer halben Million und durch die übrigen Meventien, 
welche zufolge des Entwurfes des Sefekes der Amertifatione 
kaſſe dazu geeignet find, Beinahe um die Hälfte verkürzt 
wird, fo daß die gefammte Schuld in einem Zeitraum von 
20 jahren vollftändig getilgt feyn kann. 

Ueberhaupt ift in dem Plane nur das Minimum bes 
jährlichen Abtrages feftgefeßt, deffen duch Benutzung von 
Konjunkturen und anderer fonftiger Hilfsmittel mögliche 
Vergrößerung duch keine Verfügung beſchränkt iſt, und 
welche von der Vorſorge des Gouvernements mit Zuverfiht 
gehofft werden können. Und in folchen Refultaten , welde 
bei der Beibehaltung von einer Provinzial Schulden. Verfaf 
fung, unter Peiner Bedingung zu erreichen waren, werden 
Sie, meine Herren, eine der großen Wohlthaten erkennen, 
welche aus ber Zufammenwerfung fümmtlicher Schulden in 
eine Maffe für das Allgemeine, fo wie fir das inbivb 
duelle Wohl entfliehen. 
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Mit Freude und mit Danf gegen das Gouvernement 
muß es fie erfüllen, daß das, was man mit banger Beforge 
niß als die Urfache politifher Nullität, als Veranlaſſung 
zu unvermeidlihen Drucke gefürchtet hat, fih in eine 
Quelle zur Erleichterung und Wiederbelebung des Wohls. 
ftandes auflößt, fo wie der Gedanke zu diefer politifchen Res - 
generation unferes neuen WBaterlandes zu diefer Handlung 
der Mationalgerechtigkeit mitgewirkt zu haben, Sie mit ges 
rechtem Stolz erfüllen muß, und ihnen den Dank ihrer 
Mitbürger und die Achtung der Nachwelt verfihern wird. 

Der Entwurf des Sefeßes, welches Ihnen vorgelegt iſt, 
Begeichnet die Fonds, weihe das Gouvernement für das 
Schuldenweſen beſtimmt. 

Dieſelbe beſtehen: 

1) In einer Perſonenſteuer von 4 Millionen Franken, 
weiche ohne Unterſchied der Stände von allen Einwohnern 
des. Königreichs in einem gerechten Merhältniffe erhoben 
werden foll. - 

2) In der Summe von 500,000 Franken, welche das 
Souvernement aus dem Fond der Stifter-Reveniien für das 
Schuldenwefen auf 10 Jahre adgiebt. 

3) Sn dem Beitrage ber in baarem Gelde gemachten 
Kautionen, endlich | 

4) In jenem : der Depofiten; beide letztere Zuflüffe, 
unter den Bedingungen, welche in dem Entwurfe des Ger 
feßes ausgedrückt find. - 

Alle diefe Fonds geben eine jährliche Einnahme von 
ohngefähr A,600,000 Franken, ohne den Vortheil, der aus 
der Benutzung der Depofitaigelder entfteht, und ohne das 
Kapital der Kautionen ſelbſt it Anſchlag zu Bringen, weis 
ches gleichfalls zur Abtragung der Schuld verwendet werden 
wird. 
Die Grundſätze, nah melden bie Perfonenftener erhos 
Ben werden fell, werden Ihnen in dem Fivanzgeſetz voll 
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ftändig vorgelegt und entwickelt werben. Sie find auf bie 
wirtlihe Population und eine Anzahl von 400,000 Famis 
lien, deren jede im Durchſchnitt auf 10 Franken angeichla, 
gen iſt, in einer ſteigenden Progrefiion von einem Minis 
mum von ?/, Franken bis zu einem feftzufegenden Mark 
mum von etwa 50 Franken berechnet. 

Dean hat oft und vielfältig gegen Perfonenfteuern vos 
Mamire und darzuthun gefücht, daB auf welche Arc man 
dieſelbe auch umlegen mögte, fie wegen Mangel an einem 
richtigen Maafiftade In Beſtimmung des Beitrages mangel⸗ 
haft und prägravirend fey. 

Es ift nicht in Abrede zu ftellen, daß manche der Auss 
ftellungen, welche gegen diefe Art von Steuer gemacht wer⸗ 
den, gegriindet find, wenigftens vielen Schein für ſich Haben. 

Eben fo gegründet tft es aber auch, daß fie weniger im 
Prinzip ſelbſt fehlerhaft iſt, als fie ud eine mangelhafte 
Ausführung meiftens es wird, und daß, wo nicht einzig 
doch vorziiglich diefe es tft, duch welche eine Kopf⸗ oder 
Derfonenfteuer drückend und dadurch gehäffig werden muf. 

Gewöhnlich wird darin gefehlt, daß unter den Beitra— 
genden feine richtige Abftufungen beobachtet werden , daß in 
der Regel mehr. die Anzahl der Köpfe, als das Vermögen, 
welches fie repräſentiren, und meiftens wohl nur die Zahl 
der erfteren beachtet, und daß dadurch die Regeln eines rich 
tigen Verhältniſſes iiberfchritten werden. Fehler und Miß— 
griffe der Art, müfen allerdings den Tadel, weicher fie 
trifft, rechtfertigen. 

Diefelbe find in dem Plane der ihnen in dem Finams 
gefeg vorgelegt werden wird, vermieden, und iſt fit dieſe 
Steuer eine folhe Stufenleiter angenommen worden, daß 
der Beitrag eines jeden Einzelnen, den Kräften desjenigen, 
der ihn leiften foll, angemefien ift, und überhaupt fiir Feine 
Klaffe von Einwohnern als zu hoch angefehen werden Tann. 

Ein Marimum von 50 Franten für eine Familie von 
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5 Köpfen, welches von der. begittertfien und mohlhabendften 
Kiaffe entrichtet werden fol, welche bei der Provinzials 
SchuldensBerfaffung vielleicht das zehenfache und noch mehr 
wirklich entrichtet hat, ift in dem Verhältniß zu dem Ders 
mögen, welches diefen Beitrag repräſentirt, fo unbedeutend, 
daß er ſelbſt, für die Mittelklaſſe, niemals läſtig werben 
Tönnte, fo wie das Minimum von einem halben Franken 
für eine Familie, felbft die Kräfte des Taglöhners nicht 
üderfchreitet. Aufferdem iſt in dem Plane ein Zehentheil 
der Population ald Non Valent gerechnet, mithin der wir 
lih Arme von allem Beitrage freigelafien, und fteigt ber 
Beitrag in einer folhen Proportion, dag der Durchfchnittss 
beitrag für die erfte Hälfte der Population nur auf 2%. 
Franken auf die Familie oder 54 Centimen etwa 4 99. 4 
Pf. auf den Kopf jährlich zu fiehen kommt, wodurch, fo 
wie dadurch, daß die ganze Maſſe der Steuer auf die Pos 
. pulation der ganzen Departements vertheilt wird, die Ads 
miniftrationsbehörden hinlänglichen Spielraum erhalten, dies 
fe Steuer auf eine folhe Art zu vertheilen, daß fie den 
befondern und. individuellen Verhältniſſen einer jeden Koms 
mune und eines jeden Veitragenden angemeffen, und eben 
dadurch der richtige Eingang derfelben gefihert wird. 

Vielleicht mögte man die Frage aufwerfen können, 06 
es nicht rathſam, ob es nicht thunlich gewefen feyn würde, 
ſtatt einer folchen perfönlichen Abgabe eine andere zu wähs 
len, für welche die allgemeine Meinung giinftiger tft? 

Ich erwiedere indeffen, daß unter allen gerade biefe 
der Lage des Königreichs und den wohlthätigen Planen dee 
Souvernements für das allgemeine Wohl am angemeffens 
fien iſt. | 

Die Nationalfchutd iſt eine Nationafangelenenheit und 
eine Nationalpflicht, fir welche jedes Mitglied der Staates 
gefellichaft verhaftet bleibt. | 

Gerechtigkeit und Billigkeit fodern, daß alle, und zwar 
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- alle auf dieſelbe Art und nah Verhältniß ihrer Kräfte bei 
tragen, und daf feinem es möglid fey, feinen Beitrag. mv 
weder ganz zu entziehen, oder willkührlich gu verringern. 
Dann fodert auh bie Natur der Sache, daB man bis 
Summe der für einen folhen Zweck gewibmeten Abgabe 
feihe und genau überrechnen, und zugleih darauf rechnen 
kann, daß fie unverkürzt erfolgt; Zoderungen, welche, men 
wihle eine Sattung von Steuern, welhe man wolle, Ki 
feiner würden zu erreichen fepn. 

Die Grundfteuern bilden den vorziiglichfien Fond, aus 
welhem die Abgaben des Staates beftritten werben müiſſen, 
und welcher durch die indireften Abgaben in einem folchen 
Verhältniſſe ergänzte wird, als das Bedürfniß der Adminis 
flration es erfodert, und als et dem Umfang und ber Nic 
tung der National: Induſtrie angemefien iſt. 

Erftere, die Srundfteuern nämlich, werden aber nicht 
von allen Klaſſen von Stantsbiirgern entrichtet, und jede ju 
große Erhöhung derfelden wiirde aufden Ackerbau drücken, mel 
chen zu begiinftigen und die Pandesfultur zu heben, der ſehnlich 
ſte Wunfc in einem jeden Staate ſeyn muß, deſſen vorzüglich⸗ 
ſter Neichehum in den Produkten des Ackerbaues beſtehet. 

Eine Erhöhung der indirekten Abgaben wiirde in gie 
them Grade fir die Synduftrie drückend feyn. Beides, Adın 
bau und Induſtrie, find mehr oder weniger durch die Zeit 
umſtände erfchiittert, und abgefehen davon, daß feine von 
allen diefen Abgaben, alle und jede Klaffe von Einwohner 
‚in einem richtigen Verhältniſſe treffen, daß jede zu hohe 
Spannung derfelben auf die erften Elemente der National 
kraft zurückwirken müffe, wiirde der zweite große Zweck dei 
Souvernements, nämlich die Abgabe, welche dem Schulden 
weſen gewidmet iſt, von allen jenen, welche für die Admi 
niftration beftimmt find, getrennt zu halten, und fomit die 
Ausführung einer Maaßregel verfehlt werden, melche als 
eine Hauptſtütze des Öffentlichen Kredits betrachtet wird. 
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Sie, meine Herren, werden in dieſer Maaßregel einen 
neuem Beweis der ernftlihen Sorge finden, welche das Sons 
vernement dem allgemeinen Wohl widmet. 

Durch) den gten Xrtifel des Geſetzes wird aus dem 
Fond der geiftlichen Güterverwaltung jähriih die Summe 
von 500,000 Franken an die Amortifationskaffe zur Ders 
ftärtung des Schuldentilgungs; Fonds fiberwiefen, und zu 
gleich zu einer Vergrößerung diefer königlichen Gabe aus 
diefem jährlich wachſenden Fond eine Ausficht eröffnet, deren 
Erfüllung das Königreich von ber Liebe feines Regenten er⸗ 
warten darf. 

Durch dieſe Maaßregel wird ein Theil des früher der 
Roligion und längſt veränderten Zwecken geheiligten Eins 
kommens dem zeitlichen Wohl des Staates gewidmet.... 

Durch dieſen Zuſchuß, fo wie durch die Ueberweifung 
aller baaren Kautionen und die in dem ıdten Artikel des 
Entwurfes enthaltene Beftimmung, wonad alle Depofltens 
gelder, unter den in demfelben -enthaltenen Bedingungen 
bei der Amortifationstaffe angelegt werden follen, werden zus 
gleich Gelder, welche unter der Garantie des Öffentlichen 
Zutrauens geftelle find, zur Begründung des allgemeinen 
Vertrauens verwendet, und fo hierdurch das individuelle 
Wohl mit jenem des Ganzen auf das innigfte verfchlungen, 
zugleich aber auch der Tilgungsfond, und zwar ohne irgend 
eine Anftvengung der Unterthanen, und einzig Durch die 
von dem Regenten dargebotene Mittel ſo fo fehr erweitert, 
daß ſelbſt die geringe Laft, welche das Schuldenwefen auf 
eine kurze Reihe von Jahren erfordert, um fo viel friiher 
von den Schuftern der Beitragenden abgenommen werden 
fann. 

Durch den 7ten, ıoten und ı4ten Artikel des Entwur 
fes des Sefeßes, ift die Trennung der Amortiſationskaſſe 
von der Adminiftration der Staatsreveniten feftgefeßt und 
zugleich befimmt, daß die Rechnung von deu Vexwaltung 
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bieſee Kaffe jährlich öffentlich bekannt gemacht, uud ben 
Standen des Reichs vorgelegt: werden fol. 

Schwerlich dürften die Maaßregeln, welche in biefe 
Beziehung als Geſetz vorgefiplagen And, mas zu wünſchen 
übrig laffen. . | 

An Ahnen if es nun, meine Herren ,' die Garantiı 
Liefer Verpflichtung, die Garantie der Staatsfchuld dard 
Ihre Zuftimmung zu dem Ihnen vorgelegten Gefek fein 
lich auszufprehen; — an Shnen if es, in Einfim 
mung mit den Abfichten und Wünſchen des Heften Königs, 
die Grundlage des öffentlichen und Privatwohls, die Nie 
tionaiehre unerfchlitterlich zn begründen. 

Und daß Sie in ber lebendigen Ueberzeugung , ‚db 
hiedurch Die verfchiedenen Völker in eine. Nation vereinigt, 
und daß diefe Hierdurch an ihr neues Vaterland, an ihre 
Verfaſſung, an ihren König gefeffele werde, — ausſprecher 
werben, dieß darf das Gouvernement, von Ihrem Parriorik 
mus erwarten. 


% 
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40. 


ie... 

Der Großherzog von Berg, nun König beider Si 

cilien, tritt das Großherzogthum Berg an de 
Kaiferd Napoleon Majeftät ab, 








JOACHIM NAPOLEON, par la grace de Die, 
Roi des Deux-Siciles, prince et grand-amiral de 
France : ä tous ceux qui les presentes verront 
salut! 


Ayant cede a 8. M. l’Empereur des Francois, Roi 
d’Italie, protecteur de la confederation du Mhin, no- 
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tre au&uste beau- frere, notre souverainete sur le 
grand -duch@ de Berg, ainsi qne tous nos droits en 
Allemagne, nous faisons savoir à nos bien - aimes et 
ſidèéles sujets que nous les avons degages et que par 
les presentes nous l&s degageons de leur serment de 
fidelite ainsi que de toutes les obligations qu’ils ont 
si loyalement remplies envers nous, depuis que la 
divine providence nous appella à les gouverner. 

En faisant. cesser tous les engagements qui les 
attachoient a notre maison royale, nous ne saurions 
rompre les liens de l’affection qui nous attache & 
eux et qui doit se conserver à jamais dans notre 
coeur par le souvenir de la loyaute religieuse qui 
distingue leur caractere, du devoucment qu'ils nous 
ont montres, de la fidelite, avec laquelle ils nous ont. 
servi...Iis &toient nos enfants, nous ne cesserons pas’ 
de leur p>rter des sentiments paternels, | 
Les regrets que nous éprouvons en nous sdpa- 
rant d’eux, ne peuvent ätre adoucir que par Tidee 
des avantages que leur promettent le genie et la puis- 
sance de l’arbitre de leurs destinees, accoütume à 
repandre $ur tous les- peuples qui lui sont  söumis, 
tant de bienfaits et tant de gloire, J 
Donnèé en notre palais a Paris le 7 Aoüt 1808. 
Signe: JOACHIM NAPOLEON. 
Par le Roi. | * 
Le ministre commissaire de S. M. | 
Siend: G. Acan. 





Als diefe Proklamation in Dentfchland befannt wurde, 
war die Beſitzuahme im Namen Sr. Majeſtät des Kaiſers 
der Franzoſen, Könige von Stalien und Proteftors des 
Rheinbundes ſchon vollzogen. Am 30. Julius fam der frans 
zöfifche Staatsrath Kerr Beugnot zu Düffeldorf an, und am 
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1. Anguſt, u mämlichen Tage, wo dem Großherzoge bad 
Königreih beider Sizilien ertheilt wurbe, von bem Serra 
Staatsrathe vom ganzen Großherzogthume ber Beſitz im 
Mamen des Kaifers ergriffen , und von den verfchiedenen 
Behörden in feine Hände der Eid bee Treue abgelegt. 

Die Beſitzergreifung in den übrigen Theilen des Groß 
herzoathums, fo. wie auch ber großßerzoglichen Poſt zu 
Hamburg erfolgte an verfhiedenen Tagen nah. “Die Ueber⸗ 
geagungs » Urkunde des Königreichs an ben Großherzog if 
vom ı5ten Julius, und wurde am ıflen Auguft zu Neapel 
Öffentfich verkündet. 








41. 


kLandesherrliche Verordnung die neue Einrichtung des 
Sacdfen:Koburg : Saalfeldifchen Landes » Mini 
ſteriums betreifend. 


L 


Bir Ernf von Gottes Gnaden, Herzog zu Sachſen, 
Marggraf zu Meiffen, Landgraf zu Thüringen, fouug 
trainer Fürft von Eoburg: Saalfeld, gefürfteter Fürſt zu 

Henneberg 0. ıc. - 


Hasen bei genauer Prüfung. der zeitherigen adminiſtrativen 
Staatseinrichtungen Uns veranlaßt gefehen, zuvörderft Uns 
ferm Landesminifterio folgende neue Einrichtung zu geben, 
welche Wir Hiermit zur öffentlichen Kenntniß und Nachach⸗ 
sung gebracht wifien wollen. | | 
§. 1. 
Geſchäftskreis. 
In dem Geſchäftekreis des Landesminiſteriums liegt 
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1) bie Beſorgung der Familienangelegenheiten Unſerz 
herzogl. Hauſes, ſoweit ie Hausverträge, Ehepakten, Bit 
thumsverträge, Teftamente u. ſ. w. betreffen. 

2) Die Veforgung der auswärtigen Verhältniſſe und 
faatsrechelichen Angelegenheiten. | 
+ 3):Die oberſte Leitung ber Staatewirthſchaft in allen 
Polizei⸗, Juſtiz⸗, Finanz⸗ und Kirchenſachen. 1 

4) Die Generalkontrole über alle Staateämter. 

5) Das Militairweien , fomele es in- dieſen ceſchan⸗ 
kreis eingreift. J J 

— S. 2. je: * 
| Perfonaterae | | 

Zur Beſorgung diefer Geſchafte Bahn BE ſolgen⸗ 
des Perſonale: | 

1) Drei geheime Konferenzräthe, unter denen der erſte 

den Vorſitz und die Direktion des Geſchaftegange hat. 
7.9) Einen geheimen Archivar. 

3) Einen Oberrevifor, der zugleich in Rechnungsſachen 
‚die Erpedittonen abzufaffen hat. ' 

4) Zwei erpedivende Sefretair. 

6) Zwei Negiftratoren. u 

6) Einen Botenmeifter. | ’ 

7) Zwei Kanzliſten und einen Voten. - 
= Wir werden jedoch zur Bildung in den Gefchäften au 
“Dieferendarien zugiehen und Wir behalten Uns vor, nach den 

Fähigkeiten derfelben und nach ihrer Anzahl den Antheil, 
welchen fie an den Sefchäften nehmen follen , befonders gu 
beſtimmen. 

8, 


Pfliten der geheimen Konferenzräthe. 
Allgemeine Attribute derſelben. 
Die Attribute der geheimen Konferenzräthe beſtehen in 
Sitz und Stimme bei Unſerm Landesminifterium. Dieſes 
bat demnach eine kollegialiſche Verfaſſung und fteht unter 
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6. 
Wiſſenſchaftliche Kultur des Departements. 

Zur fpegiellen Pflege des Departements, iſt auch die 
wiffenfchaftliche Bearbeitung deſſelben beſonders erforderlich, 
Es gehört zu den Pflichten des Departementsrachs, bei feis 
nen Vorſchlägen über den jährlichen Zuwachs der Gefchäftss 
Bibliothek dafiir zu forgen, dag ihm nichts unbekannt bleibe, 
was die wiffenfchaftlihe Kultur des einen oder des andern 
ftaatswirthfchaftlichen Zweiges mefentliches zu Tag gefördert 
‚hat. Die Leitung zur Anfertigung der Prinzipienbücher, ift 
ein wefentlicher Theil diefer wifienfchaftlichen Veſchaſtlauns. 
| 9. 7.. 

Modiftkationen der Departements ⸗Vertheilung. 

Nah den Grundſätzen $. 5. kann die Geſchäfts⸗ Vers 
theilung nie in einem fo fitengen Sinn genommen werden, 
ber ihr Weſen vernichtete. Vielmehr giebt es Modifikatio⸗ 
“nen, welche die Natur der Sache an die Hand giebt, Rück 
fiht auf die perfönlichen Neigungen und ‚Fertigkeiten. laffan 
kleine Abänderungen zu, durch welche der Dienft. gewintzt. 
Eben fo kann öfters die Rückſicht auf. den Gegenſtand eine 
Modifikation anvatben. Die Allgemeinheit deſſelben läßt 
mehrere Anſichten nach dem Geſichtspunkt des Staatsrechts, 
der Finanzen und der National /Oekonomie zu. Die, übers 
wiegende Anfi ht und. das Reſultat geht dann aus dem ‚Bir 
ſammenwirken mehrerer Departementgräthe Denpor. Es ve 
ſteht ſich daher von ſelbſt, daß jeder Rath befugt a, n ons 
‚bern ihm night. beſonders zugewieſenen Deparpemingg PH 
fiche und mündliche Anträge zu thun, und” durch geeignete 
Motiven zu unterfügen. Worms rpad 

8. 8. i 
Gefhäftsgang. 
Direktion des Geſchäftsgqngs. jr 
Die eingehenden Sachen werden, wenn ſie nicht zu — 
ſerer höchſteigenen Erbrechung addreßtri ſind, por dem vor 
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fißenden Rathe erbrochen , präfentirt,, und nah Maafg 
der Departements: Vertheilund zugetheilt. Die Sorgfalt ie 
vorfisenden Raths, muß anch dahin gerichter ſeyn, daß jet 
Expedition dei allen Bureaux bis zu ihrem Abgang ee 
vafhe Förderung finde. In Abweſenheitsfällen Hat ie 
nächfte im Dienftalter diefe für den Dienft höchſt weſenti⸗ 
Aufficht zu führen. 
$. 9 
Konferenzen. 

Zur Förderung ber follegialifchen Berathung werk 
wöchentlich zwei Konferenzen jedesmal am Mittwoch mi 
Sonnabend gehalten. Wenn es die Geſchäfte erfordern, h 
werden Wir die Nähe auch an andern Tagen zuſamme 
berufen. 

§. 10. 


Vollziehung der Ausfertigung. 
Da Wir Uns der Regierungsgeſchäfte im vollen Im 
fange annehmen; fo darf ohne Unſere Kenntniß und ohn 

Unfere Entſcheidung durchaus nichts gefchehen. Zur Kontrek 

dient Uns hierüber der Vortrag in den Konferenzen und N 

Zeichnung der Konzepte, fo wie die Unterfchrife der Res 

ſchriften. Um jedoch dem Seihäftsgang denjenigen vafgp 

Bang zu verfchaffen, auf welchen Wir durchaus bring 

müſſen, fo wollen Wir alle unnörhigen Vorlegungen vernb 

den wiffen, und theilen deshalb die Verfügungen ein 

a) in ſolche, von denen nicht nur der Entwurf von Uns | 
zeichnet, fondern auch die Reinſchrift von Uns vollzog 

ſeyn muf. 

b) in folhe, deren Konzept von Uns gegeichnet ſeyn mi 
ohne daß jedoch, das Kant von Uns unmittelbar 
zogen wird. 

‚s). in ſolche, die Unſerer Zaihnung gar nicht bedürfen. 
Beſtimmungen, bei welchen Verfügungen der eine oder 

andere dieſer Fälle eintritt, fegen Wir in folgendem ſeſt: 
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$. ı1. 
a | Fortfegung. 
, Es werden alle Verfügungen im Eoncepte von Uns ges 
I geichnet und im Mundo von Uns vollzogen, welche Beſtäti⸗ 
F gung von Kriminalurtheilen, von Lehen, von Innungen, 
| Rorporationen, Stiftungen und Gemeinheiten enthalten, ferr 
B ner alle neue Juſtitze, Polizeis und Finanzgeſetze, Verord⸗ 
nungen, Mandate und Publikanda, Akta der unmittelbaren 
Korrefpondenz mit auswärtigen Souverains, Vegnadiguns 
gen aller Art, Beftallungen, Titelertheilungen, Remiße, Ins 
A firuktionsrefkripte über neue Prinzipien in allen Zweigen der 
u Staatswirthſchaft, neue Etats für die Generals und Spe 
# zial⸗Staatskaſſen, Decharchen Über Rechnungsführung , über 
1 Mebrausgaben und über ungewöhnliche Ausgaben. Hieher 
gehören auch die Ausfertigungen an das Obermarfchallamt 
und an bie Kommanbantenfchaft, jedoch mit Ausnahme: ders 
jenigen Kommunikationen, welche das Miniſterialkollegium 
ı in Zorm der Anfchreiben, an diefe Behörden erläßt. 


h $. 18. 
£ Fortfeßung. 
' Alle üdrige Verfügungen ſind entweder anordnenden 


oder vorbereitenden Innhalts. Zur erften Kaffe gehören 
I alle Refkripte, Dekrete und Erlaſſe, auf deren Veranlaſſung 
irgend eine wirkliche in der Staatsadminiſtration ſichtbare 
Handlung geſchieht oder geſchehen ſoll. Wenn eine anord⸗ 
nende Verfügung nicht auf der unzweideutigſten Anwendung 
“eines vorliegenden Geſetzes, oder eines von Uns ausdrücklich 
genehmigten Prinzips beruht, fo kann fie, ehe das Konzept 
von Uns gezeichnet ift, nicht ausgefertigt werden. Worbereis 
tende Verfügungen aber, weiche keinen Akt anordnen, fons 
dern nur auf Abforderung von Auskunft, von Alten, auf 
Einleitung wiffenfchaftliher Erörterungen und Unterfuchuns 
gen, auf Leitung derſelben duch Subſidien und Winke ber 
ſchränkt find, nicht aktiv in die Staatswirthfchaft am wenig: 
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len in die Kaffenzuftände eingreifen, bedürfen jauch im 
Konzept Unferer Zeichnung nicht. Hieher gehören auc, die 
. jenigen anordnenden Verfügungen, welhe auf vorliegenden 
Dienftinftrußtionen, Reglements, Geſetzen und ausdrückliq 
von Uns genehmigten Prinzipien beruhen. 
| $. 13. 
Fortſetzung. 

Ale $. 12. bezeichneten Ausfertigungen werben ver 
Unferer Vollziehung von demjenigen geheimen Konferenzrath, 
in deſſen Departement die Sache gehört, fontraftignirt. Alt 
Dienſtanſtellungspatente, Verfügungen der Staatsblen:, 
Gefchäftzregiements für die Behörden, welche eigentlich alle 
Departements gemeinfchaftlich angehn, werden von dem vor: 
fisenden geheimen Konferenzrath Lontrafignire. Diejenigen 
Kommunikationen, welche dag Minifterialtollegium an amt 
wärtige Landesminifterien und andere Behörden erläßt, wei 
den von fämmtlichen Mitgliedern deffelden in der Reinſchrift 
unterzeichnet. Alle diejenigen Erlaffe, weiche in der Nein 
fchrife von Uns nicht unterzeichnet werden, find von bm 
vorfihenden geheimen Konferenzrath und dem Departement 
rath zu unterzeichnen. Treffen beide Perfonen in einer zu 
fammen, fo geſchieht die Mitunterfchrift von deim im Ric 
ſicht des Dienflalterd nachfolgenden Mitgliede. In Gegen 
Ränden der Dienſtpolizei vollzieht und kontraſignirt der vor 
ſitzende geheime Konferenzrath allein. 

§. 24 
Nähere Beſtimmung wegen den Konferenzen. 

Die Mittwochs. Konferenz wird unter Unſerm unmitteb 
baren Vorfik gehatten. Diejenigen Vorträge, welche zu den 
beiden erſtern und wichtigern Verfügungen führen, find dit 
Hauptgegenſtände dieſer Konferenz. Die SonnabendsKon 
ſerenz iR für Die Verfammiung der Räthe beſtimmt. Su 
machen Die ketzte Klaffe der Ausfertigungen ab und bereiten 
die übrigen zum Finalvortrag in ber nächſten Mittwocht 
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Konfereng vor. Ueber alle im Laufe der Woche ohne Un⸗ 
fere Kennmiß ausgefertigten Verfügungen muß Uns mit 
Worlegung des Tagzettels in der nächften Mittwochs Konfe 
ven) Vortrag gemacht werden. 
6. 15. 
Fortſetzung. 
gIn der Regel werden zu den unter Unſerm Vorſttz zu 
haltenden Sitzungen nur die 3 Mitglieder des Landes⸗Mi⸗ 
nifteriums" zugezogen. Wir werden jedoch nach Maaßgabe 
den Deranlaffıngen auch den Worfteher der geheimen Ars 
chiv⸗ zum Vortrag wichtiger; biplomatifcher Angelegenheiten, 
die Chefs ber Landestollegien zur Berathung wichtiger Ges 
genſtände, die erften Militairs zur Abmachung ber Landes 
Mititairgegenftände,, die Referendärs zur Erprobung ihrer- 
Fähigkeiten zu den Konferenzen vorbefheiden. Auch hat 
der vorfisende Rath hiezu fo oft es erforderlich iſt, Uns 
"Anlaß zu geben. In Fällen wo die Führung eines Pros 
tokolls über die Verhandlungen in den Miniſterialkonferen⸗ 
zen nothwendig wird, liegt ſelbige Unſerm geheimen Rabe 
netsſektetair ob. 


X 


6. 16. 

Fortſetzung. 

Die Sekretarien haben zwar eigentlich nur nach der 
Dekretur ımd nach ben Abftimmungen zu arbeiten. Damit 
fie fi jedoh im Dienfte zu - bilden Gelegenheit haben, ſy 
fönnen auch die Departementstiche Vorarbeiten und Vor— 
träge zu machen aufgeben. Der Rath, der fie zum Vor« 
teag bringe, flieht aber für biefelden ein. Die Art, wie 
Neferendarten gebildet und befchäftigt werden , beruht 
vorzüglih auf einer fachgemäßen Anwendung biefer Xes: 
ſtimmung. Dieſelbe Bemerkung greife auch in Rück⸗ 
fiht des Oberreviſors Play: Alle Verantwortung beruht 
auf dem Departementsrath, unser deſſen Leitung und PER 
fung ev arbeitet. | 
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16. 17. 
Dienſtkontrole. 


Damit Wir immer darauf rechnen Tönnen, daß dieſer 
Geſchäftsgang in der angeotdneten Maaße eingeleitet und 
erhalten werde; fo ſetzen Wir noch folgende Beftimmun 
gen feſt: | 
ı. Der vorſibende geheime Konferenzrath hat darauf 
Bedacht zu nehmen, daß von den einzelnen Raͤthen von 
Woche zu Woche aufgearbeitet und wo durch zufälliges Zus 
fammentreffen ſich übermäßige Anhäufungen zeigen follten, 
darch Vertheilung Aushülfe gefchafft werde. 

2. Die Reftenverzeichniffe find Uns pünktlich in ber 
erfien Konferenz jeden Monats vorzulegen. Diefe beiden 
Punkte find. befonders ſtrenge zu behandeln, und) me 
den Wir den vorfisenden Rath dehhels beſonders verantı 
wortlich. 

5. Jeder Departementsrath hat war für. den raſchen 
Gang der treffenden Expeditionen nächſt dem vorſitzenden 
Rath mit beforge zu ſeyn, und hHiernach feine Kuratel auf 
die ihn zunächſt angehenden Theile der Sekretairs, Regiſtra 
tur und Kanzleiarbeiten mit zu erſtrecken. Damit aber all 
Bureaux in beftändiger Thätigkeit erhalten. werden ;' fo fol 
isn dieſe von dem vorfigenden Kath nach Befinden ‚: und fo 
oft es für nörhig erachtet wird, unvermuthet, von dem bei 
den Übrigen aber vegelmäßig wöchentlich einmal abwechſelnd 
zifitiet werden. 

4. Ueberhaupt machen Wir Unſerm Landesıminifteris 
und insbefondere dem vorfigenden Rathe deſſelben die allge 
meine Dienftfontrole, die Einreihung gewiffenhafter Diener 
Konbuitenliften, die Entfernung der Mißbräuche und de 
Schlendrians, die Belebung. des Dienſteifers, fo wie die 
Einwirkung auf die Moralität bes gefomanten " Dienfperie 
nals zur ſtrengen Pflicht. 
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$. 18. 
Generalberichte. 

Vierteljährig muß Uns jeder Departementsrath einen 
Amfefienden Vortrag über die Lage feines Departements un⸗ 
ter Vorweifung der Prinzipienblicher abftatten. Am Ende 
des Etatsjahrs ift Uns aber ein Generalberiht über das 
ganze MinifterialReffort vorzulegen. Es verfteht fih, daß 
zwar ein jeder Departementsrath ben treffenden Theil fpes 
ziel bearbeitet, daß aber wegen der allgemeinen Weberficht 


der. ganze Bericht vom Kollegio erflattet wird. Ueber die - . 


Art, wie die oberfte Leitung der Gefchäfte in Unſerer Abs 
weſenheit beſorgt werden foll, werden Wir noch ein befons 
deres Reſtrivt erlaſſen. 

$. 19. 

Bir befehlen demnach, daß allen in Obigem enthalte 
nen Borfchriften aufs genauefte nachgelebt werde. So wie 
Kir es Uns ſtets vorzüglich angelegen ſeyn laffen werben, 
Talente, Fleiß, Seichiclichfeie und Treue bey Unfern Die: 


nern auszuzeichnen und nach Kräften zu belohnen, fo kün 


digen Wir zugleich denjenigen, weiche in der Beobachtung 
ihrer Dienftpflichten , einige Nachläſſigkeit oder wohl gar 
Böen Willen fih zu Schulden fommen lafien würden, hier⸗ 
mit an, daß fie mit Entſetzung von ihrem Dienfte, und 
nad. Veſinden mit andern harten Strafen belegt werden 
ſollen 
Coburg, zur Ehrenburg, den 4. Jun. 1808. 


Erf, H. z. S. C. G. 
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42. 
Beiträge zur Erläuterung ded vier und dreißigften 
Artikels der Rheinifhen Bundesakte. 





Vorbemerfungen. 


Wenn ber Urheber dieſes Artikels wüßte, wie mancher 
ſchoöne Ueberreſt jener von Gott nicht mehr erhaltenen Ders 
wirrung, die man die teutfche Neichsverfaffung nannte, er 
mit ein Paar Federftrihen vertilgte, er würde fich ſelbſt 
wundern. Daß er. es nicht weiß , wenigftens nicht gewußt 
Bat, fieht man daraus, daß er fih mit einer fo ganz allge 
meinen Bezeichnung der dem Verzichte unterworfenen Ob⸗ 
jekte begnüge hat. »Rechte und Anfprüche eines Bundes 
»genoffen auf des Andern Beſitzungen follen gegenfeitig vers 
»zichtet feyn.« Das tft zwar für die Erhaltung des äuße⸗ 
ven Friedens, wie man beim erften Anblick glauben follte, 
genug, allein fchmwerlich fiir die Beförderung der inneren 
Zufriedenheit allgemein dienfam. Denn war fehon bei den 
erften Bundesgenoffen, die itbrigens mit den neuen Ermwer 
Bungen fich tröften konnten, der Verluſt und Gewinn nicht 
immer gleich: fo dürfte wohl die Ungleichheit bei den nach⸗ 
ber zugelaffenen noch weit größer ſeyn ‚ die überdies jenen 
Troſt nicht hatten. 

Daß aber auch dieſe der Zufte Artikel Binder, kann 
wicht bezweifelt werden, da fie in den Bund unter der Bes 
dingung aufgenommen find, daß ihnen die Rechte und Ver— 
Kindtichkeiten deffelben eben fo gemeinfchafttich mit den urs 
ſprünglichen Bundesgenoffen feyn follen, als Bätten fie den 
Pariſer Vertrag von 1806 felbft mit abgefchloffen. Fände 
fi unter ihnen Einer, der durch den Verzicht nur verlöre, 
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weil zwar Er auf bundesverwandte Befldungen, kein Buns 
desrenoffe aber auf die; ſeinigen Nechte oder Anfprüche 
hätte; fo könnte er freilich fagen, ihm fehle das Motiv zu 
einer fo nachtheiligen DVerzichtleiftung, das im 17ten und 
ben folgenden Artikeln der Bundeseakte fih finder; man 
förnte ihm aber erwiedern: Er möge feine gerettete Unab⸗ 
hängigfeit als Erſatz auch für diefes Opfer in Anfchlag 
ringen, und gedenkt er der Zeit, wo er jener Rettung voll 
Angftlicher Beſorgniß und Ungewißheit entgegen fah; ſo 
wird er es fchwerlich zu groß finden. Ueberhaupt wird ders 
jenige feine Ausnahme verlangen fünnen, der einmal bie 
durch die Bundesakte beftimmiten Verbindlichkeiten unbedingt 
übernommen bat. 0 

Rechte und Anfprlihe eines Bundesgenoſſen auf Ger \ 
fisungen eines andern find ohne Ausnahme verzichtet und diefer 
Verzicht eritt in Gemäßheit des 34ſten Artikels ipso jure 
ein, das heift, Fein Bundesgenoffe if befugt, Rechte und 
Anfprüche, die er bisher Hatte, ferner geltend zu machen, 
und jeder Bundesgenoffe ift berechtigt, die fernere Ausübung 
oder Behauptung derſelben fofore zurückzuweiſen. Sie find. 
mit dem Abſchluß des Bundes oder mit dem Eintriet in 
denfelden gänzlich erloſchen. Wie aber, wenn ber. 
Nichtgebrauch diefer Stipulation der Bundess 
atte von einzelnen Bundesgenoffen beliebt 
würde? 

Es wäre möglich‘, daß dadurch in gewiſſen Fällen der 
Briede eher erhalten wiirde, als durch die Befolgung des 
Bundesgefehbes und immer werden in der Anwendung folche 
befondere Verabredungen flatt finden können, modurch die 
Allgemeinheit der Versrdnung mancheriet Modiſtkationen ers 
haften fann. Allein in fofern diefer Verzicht fiir den Guns 
deszweck nothmendig erachtet iſt und das jegige gute Einvers 
fländniß einzelnee Bundesgenoffen unter ſich fiir die Zukunft 
wicht burgt, ſcheint es dennoch, daß der Gebrauch oder 
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Nichtgebrauch der Dispofition der Bundesakte nicht von 
der Willkühr einzelner Bundesverwandten abhängt. 

Dan dat der Eontroverfen auch über diefe Stelle ber 
Bundesakte ſchon allerlei ausgedacht und der Ruhe liebende 
Praktiker möchte, vielleicht, falls er dürfte, eben darum um 
fo geneigter feyn, alles beim Alten zu Lafien. Darf er aber 
das nicht; fo wird er wenigftens gern der Meinung beis 
ſtimmen, » daß die jetzt ſchon darüber obwaltende Streitig⸗ 
» keiten: weiche Rechte zu verzichten feyen? Die Raͤthlich⸗ 
und Nothwendigkeit der Negel bes Verzichts auf alle und 
»iede Rechte ohne Ausnahme am kräftigften beweifen, um 
ↄdadurch allen folhen Streitigkeiten vorzubeugen, « *) und 
obgleich Kenner vielleicht behaupten dürften, daß dieſe Ans 
ſicht nicht allgemeine Maxime der juridifchen Hermeneutik 
werben fünne, ohne fie in ihrer Grundfeſte zu erſchüttern; 
fo werden fie doch eingeſtehen müſſen, daB fo jeder Knoten 
am leichteften — wenigftens zerhauen werden kann. 

Sindeffen können, bei den Verwickelungen, die aus bem 
Urfprung der teutfchen Territorien und der alten teutfchen 
Berfaffung herrühren, doch noch manche Fragen entfichen, 
die der beßte Wille, die Bundesafte bier in ihrer möglich 
Ken Allgemeinheit anzuwenden, nicht zu beantworten, und 
der Zufammenhang ber Bundesafte jelbft fann auf Zweifel füh⸗ 
sen, weiche die freigebigfte Eregefe nicht zu löfen vermöchte. 

Wir wollen von beiden nur ein Beiſpiel anführen, 
amd dießmal darauf die Beiträge zur Erläuterung eines fo 
zeihhaltigen Paragraphen beſhrãnten. 


Ber muß Verzicht leiten, wenn bie Territ oriab 
verhältniſſe gemiſcht oder ſtreitig, wenn 
Eigenthum und Beſitz getrennt ſind? 

Man leſe einmal in Moſers Staacsrecht, beſonders 





%) Buun systemafische Darstellung des rheinischen Bundes. 8. 146. 
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von der teutſchen Neichsftände Landen und von der Landes 
Hoheit überhaupt, nad, und man wird ſich Überzeugen, daß 
die Entfcheidung‘ der Frage: wer‘ Verzicht leiften 
müffe? nice immer ganz leicht ſeyn dürfte, Wir Haben 
in Teuefchland gemifchte Territorien ;” gemeinfchaftlihe und 
getheilte Landeshoheiten, Regalien, die von einem Reichẽ⸗ 
ftande in des andern Lande, bisweilen allein, bisweilen ge⸗ 
meinſchaftlich mit dem Landesherrn ausgelibt wurden, 
Staatsrechtedienftbarkeiten der mannigfaltigften Art, Gebiete, 
die man vielherrifch nannte, Über die einer die Cent, ein 
anderer die Eivilgerichtsbarkeit, ein dritter das Beſteurungs⸗ 
recht, ein vierter wieder ein anderes Hoheitsrecht und ein 
fünfter vielleicht alle oder einige gutsherrliche Rechte, keiner 
aber die Landeshoheit im Ganzen beſaß. Ueber manche 
Gebiete war die Landeshoheit ſtreitig und ſelbſt der Beſitz⸗ 
ſtand, abhängig von der ſtreitenden Theile Wachſamkeit und 
acht, wandelbar und ungewiß. Einige Gebieten find ver; 
pfändet, andere wieder käuflich, viele lehnbar. Sage man 
immerhin: es müſſen alle Rechte und Anfprüche unter den 
‚allgemeinen Verzicht gezogen werden; da, wo der eine hiefi, 
der andere ein anderes Recht hat, bleibt allezeit noch zu her 
flimmen übrig, wer fol fein Recht aufgeben? Brauer 
ſucht nicht ganz klar und auch wohl nicht ganz fonfequent, 
den Grund des Rechts, den Verzicht von einem andern zu 
fordern, in der Dispoſi tionsgemalt über die Staatskräfte d. 
h. im Beſitz der Steuer und der Landfolge: »Der Stand, 
»ſagt er, deſſen Eigenthum auch ſteuer⸗ und nießbares 
»Sut ein Dre iſt, iſt derjenige, der den Verzicht zu fordern 
» hat, und der andere, der auf folchem Drte mehr oder wes 
»niger Staatsrechte befigt (und wären es auch alle, außer 
»jener Dispofitionsgewalt über die Staatskräfte) derjenige, 
»der zu Gunſten des andern verzichten muß« *). Die Des 


) Seiträge u. ſ. m. S. a50. Damit ſtimmt im weſentlichen and Zacha- 
tla⸗ jus publ. p- 18 überein, 
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duktion biefes Gases ans dem allgemeinen Staatsrechte wird 
ſchwerlich einem Lefer die Nichtigkeit derſelben recht anfchau: 
lich machen, und vielleicht würde es eher das argumentum 
ad hominem tfun, welches man dafür anführen könnte, 
daß: es dem Zwecke bes rheinischen Bundes. angemeſſen fey, 
‚daß derjenige, in deſſen Händen die beiden KHauptmittel zur 
‚Aufrechthaltung des Bundes und zur Erfüllung der Alllanz 
mit. Frankreich (Menſchen und Geld) ſich befinden, auch 
vollkommner Souverain über das Land, aus weichem er 
Beide zieht, und. wegen deſſelben Genoſſe des Bundes feyn 
müſſe, nicht aber derjenige, welcher bisher in demſelben ans 
‚dere Hoheitsrechte auszuüben befugt war. 
Doch adgefehen hievon, fann man ſchon in den Wors 
ten der Bundesakte die Entfcheidung finden, wenn man fich 
nur, ohne die eregetifche Kunft allzuweit zu treiben, an dies 
fe Worte halten will, Wenn jeder der verbiindeten Fürſten 
für fih, feine Erben und Nachfolger allen Nechten , bie er 
auf. Befigungen eines Bundesgenoffen haben oder anı 
fprechen könnte, entfagt; fo if es nicht der Innhaber der 
Beſitzungen, welcher Verzicht leiftet, fondern der Berechtig⸗ 
te oder Prätendent. Es fcheint alfo in jedem gegebenen 
Falle nur darauf anzufommen, daß ein Bundesgenoffe Bes 
fisungen habe, worauf ein anderer Bundesgenoſſe Nechte 
hat oder zu haben behauptet, um diefem die Verbindlich 
keit zur DVerzichtleiftung aufzulegen. Daß aber felbft Be⸗ 
fisungen follten aufgegeben werden müſſen in Beziehung auf 
Nechte, die ein Dritter haben kann, 5. B. Privatgiiter eis 
nes bundesverwandten Fürften, die unter der Souverainität 
eines andern belegen find, fcheint weder den Worten noch 
dem Sinne der Bundesakte gemäß zu ſeyn. 

Es ift unverfenndar, daß der durch die Bundesakte ger 
botene Verzicht, wenn auch nicht blos flaatsrechtlihe Ders 
hältniſſe, doch nur Territorialbefisungen d. 5. folche, womit 
nach der aufgehodenen teutfhen Verfaſſung irgend eine Art 
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von Regierungsgewalt verbunden war, bezielet: Hieher ger 
hören nun auch „die fogenannten. fubordinirten Territorien, 
fo wie die Gebiete, worüber die Landeshoheit ftreitig war, 
und diejenigen, worüber von Verſchiedenen verfchiedene Kor 
heitsrechte ausgeübt wurden. In allen diefen. Fällen. wird 
immer der wirkliche Innhaber des Gebiets den Verzicht zu 
fodern berechtigte fenn. Denn nicht Beſitzungen, fondern 
Rechte, die man auf Beſitzungen haben oder anfprechen 
könnte, find Gegenſtände des Verzichts. Sollte aber Der 
Innhaber Verzicht leiſten müſſen; fo würde er nicht Rechte, 
oder Anfprüce, fondern Befigungen aufgeben, oder follte 
‚derjenige, welcher Rechte hat oder behauptet, feyey es aud) 
Souverainitätsrechte, nicht Verzicht leiften; fo würde die 
Vorſchrift der Bundesakte ohne Grund unerfüllt bleiben. . 

Geſetzt ein Wundesgenoffe hätte bisher einen Landess 
diſtrikt mit untergeordnete Regierungsgewalt beſeſſen, übri⸗ 
gens aber die Oberhoheit eines andern Bundesgenoſſen aner⸗ 
kannt, müßte nicht vielmehr dieſer als jener ſich dem Ge⸗ 
bote der Verzichtleiſtung unterziehen? Zwar könnte auch er 
dieſen Landesdiſtrikt zu feinen Beſitzungen rechnen, ſoſern er 
zu dem Innbegriff deſſen gehörte, was feine Hoheit umfaßs 
‚te; allein der wirkliche Spunhaber kann doc mit weit mehr 
Recht fagen, es ſey feine Befisung, und daher die Verord, 
nung der Bundesafte für fih anführen. Iſt er einmat in 
den Bund unbedingt aufgenommen; ſo muß der ganze Um⸗ 
fang. feiner. Territorialbeſi itzungen einen Beſtandtheil des von 
jeder fremden Hoheit befreiten Bundesgebiets ausmachen, 
‚fofeen die Befreiung deſſelben von feinen Bundesgenoſſen 
abhängt, weil diefe zu dem gegenfeitigen Verzicht ſich unbes 
dinge verpflichtet haben. 

Anders verhält es fih in Anfehung der Privatgüter, 
die ein Bundesgenoſſe in dem Gebiete des andern beſitzen 
kann. Dieſe konnten kein Gegenſtand der in der Bundes 
akte enthaltenen Vorſchrift ſeyn, indem die veränderten 
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. flaatsrechtlichen Verhaltniffe auf die beſtehendo privatreqhtli⸗ 
hen keinen fo großen Einfluß Hatten, daß unangenehme 
Berwidelungen und Störungen bes inneren Friedens bei 
Ihrer ferneren Fortdauer zu beforgen waren. Man dehnt 
die Abficht diefer Dispoftion der Gundtsafte gewiß zu weit 
aus, wenn man in ihr den Zweck einer gänzlichen Abfonde 
rung und Iſolirung ber Bundesgenoffen untereinander in 
Anfedung ihrer bisherigen Beſitzungen und Rechtsverhält⸗ 
niffe, mit Ausnahme der eventnellen Succeſſlionsrochte, zu 
"finden glaubt. Nur die flaatsrechtliche und Territoriaftrrun 
gen, diefe vormals in Teutfchland fo reichhaltige Quellen 
Öffentlicher Streitigkeiten, follten allen Umſtänden nad 
durch eine gegenfeitige Verzichtieiftung gänzlich und für ims 
mer adgeftellt werden: An unbedentendere Berührungt 
"punkte, ducch ſeltnere privatrechtliche Verhältniſſe Haben die 
Urheber der Bundesakte ſchwerlich gedacht. Was liegt auch 
daran, wenn etwa ein Bundesfürſt in des andern Staate 
ein Haus, ein Landgut u. dal. beſitzt! Wied er nicht die 
als Privammann die Rechte und Geſetze ehren , die er in 
feinem Lande als Regent zu handhaben befugt iſt? | 
Sind aber Territorialverhäftniffe als der eigentliche 
Gegenſtand des in der Bundesakte beftimmten Nechtsvers 
zichts anzufehen; fo ift vollends fein Zweifel, daß da, wo 
bie Landeshoheit ftreitig war, nicht der Beſitzer des Landes, 
fondern derjenige, welcher über diefelbe die Hoheit zu Haben 
behauptet, zu der DVerzichtleiftung auf feine Anfpriiche vet: 
bunden iſt. j 
Zweifelhafter ift der Fall bei Lehen, bei Pfandfcheften 
“und bei wiederfäuflichen Beſitzungen. Indeſſen tft bei dem 
getheilten Eigenthum der Lehnsmann der eigentliche Befſitzer 
und feinem Beſitz muß das Obereigenthum weichen, fo daß 
fein Bundesgenoffe weiter des andern Vaſall feyn fann- 
Bei Pfandfchaften fteht zwar das Eigenthum allein dem 
"Schuldner, nur der temporäre Befis dem Gläubtger zu: 
| 
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allein nad der befondern Beſchaffenheit der Territorial⸗ 
Dfandfchaften iſt wohl kein Zweifel, daß jeder Innhaber 
derſelben fie unbedenklich zu feinen Beſitzungen gerechnet 
hat, und da die Bunbesafte ausdrücklich fagt: Der Verzicht 
foll auf die Beſitzungen geben, wie fie find, und ver 
möge der Bundesakte ſeyn follen; fo ſcheint es, daß au 
das Einlöfungsrecht der Territorialpfandfchaften dem Web 
gichte unterworfen if. Weniger Bedenklichkeit kann in Ans 
fehung ber wiederfäuflihen Beſitzungen eintreten, auf die 
der vormalige Eigenthümer Sein anderes als das Wiedeẽ— 
kaufsrecht hat, weiches zu den vermöge ber Sumbesatte ver 
zichteten Rechten billig zu zählen iſt. 

Man wird vielleicht fügen, dies fen eine bloße Peive⸗ 
berechtigung und folglich dem Verzichte nicht unterworfen. 
Wenn aber die Anſicht nicht unrichtig ſeyn ſollte, daß der 
eigentliche Zweck der Vorſchrift des 84ſten Artikels der Bun⸗ 
desakte in der Berichtigung und Sicherſtellung der Tetritb⸗ 
rial⸗Verhältniſſe zu ſuchen iſt; fo würde es nicht ſowödl 
anf die urſprüngliche Beſchaffenheit einer Berechtigung, hie‘ 
vielmehr auf den Gegenftand derſelben ankommen. Die ausı 
führtichere Entwicelung und Rechtfertigung diefer Anſicht 
muß jedoch einer befondern Abhandlung vorbehalten werden. 

Ueberhaupt fcheint auch Hier das in allen Rechtsverhält⸗ 
niffen , befondere aber bei der vormaligen Reichsjuſtiz fo 
folgereihe: beati possidentes feine Segnungen noch in 
der neuen Verfaſſung Über den glücklichen Beſitzer zu ders 
breiten. Der gegenwärtige — durch die Bundesakte ge⸗ 
fiherte oder neu geordnete — Territorial⸗ Beſitzſtand ſollt⸗ 
erhalten und zugleich von den Rechten und Anſprüchen Drit 
ter befreit werden, Wo das Territorial⸗Verhältniß gemiſcht 
oder fireitig mar; . follte der Beſitz des Landes entfcheiden. 
Denn die Befikungen eines jeden Bundesgenoffen ſolltan 
von fremden Rechten und Anſprüchen frei ſeyn. 

Bei gemeinſchaftlichen Beſitzungen kann die 

da. 
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Frage von ber Anwendbarkeit des Verzichts ‚nicht entſtehen, 
weil die Rechte, weiche die Sefammteigenthümer über djefel’ 
be ausüben , nicht als ſolche betrachtet werden können, Die 
ein Bundesgenoffe auf Befigungen des andern hat. Vor⸗ 
zugsrechte aber, die ein Einzelner der Miteigenthümer haben 
oder behaupten möchte, können. dem Verzicht wohl unters 
worfen. ſeyn. 

Eben. fo verhält es ih auch mit gemeinfhaftlichen 
Rechten. auf nicht gemeinfhaftlichen Beſitzungen, weil 
dieſe allemal Rechte eines Bundesgenofien auf Befißungen 
„eines.:andern in fi enthalten und daher für verzichtet zu 
achten find. Selbft die Reciprocität andert hierin nichts. 
Man, erinnere fid) z. B. der vormals durch die Reichsgeſetze 
allen Reichsſtänden ertheilten Befugniß, in ihren Gebieten 
gegenſeitig Sriedensflörer zu verfolgen u. f. w. Sollte fie 
fortdauren; fo würde fie immer eine. Völkerrechtsdienſtbarkeit 
ſeyn, ein Necht eines Bundesgenoffen in ‚dem Gebiete eines 
andern, und fie würde dies Bleiben , obgleich fie allen Bun⸗ 
desgenoſſen gegenfeitig und gemeinfchaftlich wäre. 

Bon einzelnen einfeitigen Rechten eines Bundesgenoſſen 
auf Befißungen eines andern können, wenn man die vorbes 
Saltenen eventuellen Succeſſionsrechte abrechnet und 
auf. Anfprüche Peine Kückfihe nimmt, in der That nur 
ftaatsrechtlihe Befugniſſe bei der Abfaſſung der Bundesakte 
in Betrachtung gezogen. worden feyn. Aus der Alteren Vers 
faſſung, aus nachbartichen oder Familienverträgen, aus Theis 
lungen, ©renzvergleichen u. f. w. rühren meiftens Befug— 
niffe ber, die ein ehemaliger Reichsſtand auf oder über Ber 
fisungen feines Mitftandes auszuiiben befugt war oder wos 
‚burch er bie Landeshoheit des letztern beſchränkte. Man hat 
fie gewöhnlich alle unter die Rubrif der Staatsrechtsdienfts 
barkeiten geworfen, obgleich fie nicht immer dahin gehörten. 
Mur diefe, welche nach der erfolgten Auflöfung des Reiches 
verbandes in Wöllerrechtsdienftbarkeiten hätten ‚übergehen 
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muſſen, wenn fie erhalten werben ſollten, koͤnnen ein Gegen⸗ 
ſtand des der Bundesakte gemäßen Verzichts ſeyn, nicht aber 
privatrechtliche Befugniſſe eines Bundeggenoſſen in dem Ger 
biete des andern, wie y. B. eigenthümliche Zehnten, Jagden, 
Zifchereien u. dgl. , "wodurch die gegeufeitige Souverainität 
fo wenig als Der Tereitorialdefib- mit sinanter in Berüh⸗ 
zung kommen. ni 

Wenn alfo ein Sundesgenoffe in dem. Bapte eines Ans 
dern vormals Rechte ausübte, die nad her deutſchen Reichẽ 
oder einer beſondern Landesverfaſſung nur vermöge der 
Randeshohett ausgeübt werden konnten; ſo tritt bet 
Fall des Verzichts ein. Er beſchränkt die Landeshoheit Fels 
nes Mitreichsftandes dadurch, daß ‚ihm, die ausſchließende 
oder auch nur Die gleichmäßige oder gemeinfchaftliche Ausı 
uͤbung eines oder des andern Hoheitsrechts in deſſen Gebiete 
zuſtand. Dies. war aber nichts anders; als eine mehr oder 
weniger ausgedehnte Staatsrechtsdienſtbarkeit. ehren, 

»Da Staatsrechtdienftbarkeit, fagt Leit *) fehr zichtig, 
vzwei unmittelbare, in ihren wechfelfeitigen Beziehungen fonft 
‚soon: einander unabhängige, jedech der. Reichsſtaatsgewalt 
»unterworfene Länder voransfeßen- und überdies dabel eine 
v»Beſchränkung ber Hoheit des einen Staats durch die einem 
sandern Staate barinn zuftehenden, auf einem befontern 
»Ermwerbsgrunde beruhenden einzelnen Regierungrechte erfo— 
»dert wird; fo find Staatsrechts: Dienftharkeiten hinreichend 
stheils von Völkerrechts s Dienftharkeiten, cheils von den Be— 
»fchränkungen der Landeshohelt, die aus ber. allgemeinen 
»Reichsverbindung entftehen , theils . yon den Hoheitsrechten, 
»weiche Landesunterthanen erworben haben, theils von Pru 
‚xvatrechten eines deutfchen Staats in einem andern, theils 
»endlih von den Rechten der Mittelbaren in einem fremden 
»Territorium unterfchieden.« 





0) Lehrbuch des dentichen Staatsrechts 6. 109. 
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Der in der Bundesakte enthaftene Werjicht umfaßt fer 
des gegenwärtige Hecht, weiches einer bee Bundesfürſten an, 
auf oder in des andern Land haben könnte *), fo fern es 
ein fürftlihes Recht iſt, und dies find Otaatsrechte⸗ 
Dienftbarkeiten unftreitig. Aber alle und jede Privatbe⸗ 
vehtigungen ihnen gleich zu fielen, dazu fcheint es an 
einem hinreichenden Grund zu fehlen, wie weiter unten 
gezeigt werden wird. | 

Man hat zwar and Staatsrechts-Dienſtbarkeiten, bie 
auf Verträgen, Präftription ober unwiderſprochnem Beſit 
beruhen, um beswillen von dem bundesvertragsmäßigen 
Verzichte ausnehmen wollen, weil biefeiben auch zwiſchen 
unabhängigen Mächten (als Völkerrechte⸗ Dienſtbarkeiten) 
ſtatt finden können, und durch die Bundesakte ſelbſt nur 
neue eingeführt find **). So lange aber Staatärechte— 
Dienſtbarkeiten auf Beſttzungen und noch dazu folche ſind, 
weiche die Hoheit beſchränken, werden fie auch zu den Ge⸗ 
genftänden diefes Werzichts zu rechnen fen, und wenn der 
erfte Grund zu viel, alfo nichts beweißt, weil er alle Rechte, 
die nur die Unabhängigkeit nicht verlegen, von dem Verjzjichte 
ausſchließen würde; fo iſt der zweite ganz unerheblich, weil 
von der Einführung neuer Wölkerrechts; Dienftbarkeiten auf 
die Erhaltung der alten kein Schluß gilt ***), 

II. 
Sn wie fern find Privarberehtigungen dem 
Verzichte nicht unterworfen? 

Die Bundesakte ſagt (Art. 7.): Die verbündeten Fürı 
fien müſſen ſchlechterdings von jeder dem Bunde frems 
den Macht unabhängig feyn. Die Kommentatoren aber, 
wenigftens mehrere unter ihnen fagen: fie dürfen auch von 





*) Vergl. Brauer Peiträge S. 248. 

**) S. Rheinifcher Bund Heft 4. ©. 84. 

“er, Vergl. Draner Beiträge ©. 249. u. f. Bayariä ju publ. $. 16. 
a. 3. der Rheinifhe Bund Heft 4. ©. 113. 
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feiner dem Bunde verwandten Macht und in feiner Hinficht 
abhängig feyn. Daraus nun ziehen fie den Schluß: Kein 
Bundesgenoffe dürfe in des antern Gebiete irgend Etwas 
befigen, feine Güter, Leine Privarberechtigungen haben, fons 
dern müſſe auch diefe dem durch die Bundesakte gebotenen 
Werzichte gemäß aufgeben *). Allerdings iſt auch der fran; 
zöfliche Ausdruck: droits sur les possessions fo allgemein, 
daß man alles darunter begreifen kann, was ein Fürſt im 
des andern Beſitzungen bis ‚dahin, gehabt hat. Da ein 
monarchiſcher Staat ‚gewöhnlich aus Staatsglitern, Fürftens 
gütern und. Mnterthanengliteen befieht, fo daß von dem ers 
fien das Eigenthum dem Staat, Verwaltung und Benuzs 
zung zum Staatszweck dem Fürſten; Eigenthum, Verwal: 
tung und Benutzung von den andern dem Fürften, von den 
Dritten den Unterthanen, über alles .aber die höchſte Gewalt 
dem Zürften zufteht, und das Ganze feine Beſitzungen, 
im weitern Sinn, auemacht; ‚fo kann auch die Stipulation 
der Bundesakte auf alle Drei Arten von. Gütern bezogen 
‚werden , ja! da das Eigenthumserecht eben. fo wie jedes ans 
dere unter den Begriff von Recht gehört; fo könnten feldft 
Privargüter, die ein Fürſt in des andern Staate eigenthüm⸗ 
lic) beſitzt, nach den Worten der Bundesakte, dem 
gegenfeitigen Verzichte unterworfen erachtet werden. 
Allein wenn man die verichiedenen Verhältniſſe, die in 
der Anwendung vorkommen fünnen, genau erwägt; fo wird 
man fich bald vom Gegentheil überzeugen. Zuvörderſt ift es 
‚Mar, daß die Bundesakte nur von Rechten und Anfprüchen 
auf Befigungen der Bundesfürften, nicht aber von Rech⸗ 
ten und Anſprüchen an deren Perſſon handelt, daß .alfo 
auch Verpflichtungen , die derſelben perſönlich ohliegen, wie 
z. B. Schulden oder andere Leiſtungen aus Verträgen, Fas 


7 





*) ©, inſonderheit: Behr Darstellung des sheinischon Bundes $. 39. 
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milienvergleichen, Erbtheilungen u. f. w. unter dem bundes 
vertragsmänigen Verzichte begriffen ſeyn können. 

Die Rechte auf Beſitzungen können nur nach der Ver— 
ſchiedenheit des Objekts entweder an, oder auf, oder in Der 
fisungen eines Bundesfürſten flat finden, je nachdem fle 
entweder die Subſtanz der Vefigungen ſelbſt bezielen, ober 
nur über dieſelben fich erſtrecken, oder endlich Innerhalb des 
Gebiets ausgeilbt werden: In der erſtern Beziehung laffen 
fih nur behauptete, aber nicht anerkannte Nechte (Anſprüche) 
als Segenftände des Verzichts denken, weit wirkliche und ans 
erkannte Rechte eines Bundesgenoſſen ari Sefisungen eines 
andern, 3. B. an einen Landestheil, an eine Kerrfchaft, deren 
Herausgabe befchloffen, aber vor ber Errichtung der Bundes 
Akte noch nicht erfolgt geivefen wäre, bewirken, daß dieſe Ber 
fisungen vielmehr jenem, ats rechtmäßigen Sigenchlimer, als 
diefem , dem bloßen Inhaber, zugufchreisen find. Hier koͤnn⸗ 
ten alfo auch blos Anfpricche und keineswegs anerfannte 
Mechte unter die Regel des Verzichts fallen. 

In der zweiten Beziehung zeigen ſich ſolche Rechte, wel⸗ 
che auf den unmittelbaren Beſitzungen eines Bundesfürſten, 
es ſey auf Staats, oder auf Fürſtengütern ausgeübt werben, 
fo wie alle Arten von Völkerrechts-Dienſtbarkeiten. Jene 
Fönnen privatrechtitch fenn, wie z. B. Jagden, Fifchereien, 
Zehnten u. dal , dieſe find immer flaatsrechtlich und mit den 
Territorialverhättniffen aufs engfte verbunden, folglich ohne 
alten Zweifel dem Werzichte unterworfen, Aber auch Privatı 
herechtigungen , womit Staatsgüter oder Privatgüter eines 
Fürſten belaſtet feyn können, dürfen von dem Verzichte nicht 
ausgenommen werden, eines Theils, weil ſie die unmirteibas 
ren Beziehungen eines Bundesgenoſſen affiziren, alſo auf fie 
die Worte der Bundesakte vollkommen paſſen, andern Theils, 
weit in dieſem Verhättniß auch Privatberechtigungen fremder 
Kürten nur zu leicht und oft den Frieden ſtören könnten, 
der dee Bundes hauptſächlichſter Zweck If. 
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Nechte, welche blos innerhalb des Gebiets auf Unter⸗ 
thanengütern ausgelibt werden, find entweder aus der Landesı 
hoheit entfprungen und ihr ausſchließend zugehörig, oder 
von der Art, daf fie, fey es nach allgemeinen Grundſätzen 
oder nad) der befondern Landesverfaffung,, zu ben Privats 
berechtigungen zu zählen find. m erften Falle find fie in 
dem Verzicht mit Begriffen, im zweiten nicht, indem fie in 
dieſem Falle dar Hoheit Beinen Eintrag thun, und die uns 
grittelbaren Beſitzungen des Sonverains nicht belaften , atıch 
Friede und. Ruhe‘ unter "den Bundesfürſten dadurch, daß 
einer ‘in des. undern Wefikungen als Privammann Güter 
oͤder Rechte has, ‚kaum gefährden werden kann, und es ein: 
zu großes Opfer wäre, wenn ein. Fürſt ſein vielleicht bedeu⸗ 
tendes Privat⸗Etgenthum in "eihes audern Flrften Lande: 
ohne eine höchſt auingende Urfache und wohl gar ohne Es 
fa& aufgeben ſollee. | 

Es liegt auf, was —aſendo tei br Privargliter 
Getrifft, unverkennbar etwas ſehr gezwungenes in der Deus 
tung des 34ten Art., nah welcher ein Bundesgenoſſe auf 
fein in dem Gebiete eines andern belegenes Eigenthum Mer 
sicht thun foll, weil. das Eigenthunisrecht: auch. in die Klaffe 
der Nechte gehöre, und; alle Rechte der Bunbesgenoſſen auf 
ihre. DBefigungen gegenfeitig durch : den Werzicht erloſchen 
ſeyen. So wiirde alfo ein, Bundesfürkt, der boch in bie 
Dienſte eines Bundesgenoſſen treten kann, in den Staaten 
deſſelben nicht einmal ein Haus, uinen arten oder ai 
Landgut befisen körnen. Denn foll: er. fchuldig ſeyn, aufzui 
geben, was er zur Zeit der Errichtung der Bundesakte fcıbi 
Hatte ; fo dürfte er auch nie dergleichen in der Folge: wieder 
erwerben. So weit. Haben; aber , Die: Urheber der Bundes 
übte ihre Deroraniie uns A Bett ſwwerlich getric 
ben. « 


‚J „te. H - 
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Einige Anfragen 





Bon Dr. W.n3.0B ehr. 





Das. Publikum: hat bereits erhalten, den Entwurf eines 

Staatsrechts für den rheiniſchen Bund, von Zintel; 
ein Staatsrecht bed. rheiniſchen Bundes von Klüber; 
Kerr von Kampz führte in feiner Rheinbundiſchen Ber 
fammesLitteratur (nachdem er fih im. atn und Sten Titel 
diefer Litteratur der Rubriken »Staatskunde und 
GStaatswirthſchaft«: bedient hat) im 4ten Titel die 
Rubrik »Staatarecht des rheiniſchen Bundes« auf: und 
ſämmtliche Rezenſenten der in das öffentliche Recht des 
rheiniſchen Bundes einſchlagenden Schriften haben Hisher 
den. Ausdruck »Staatsrecht des rheiniihen Bundes « ge 
Braucht. — Wenn es nun aber längſt bewiefen ift, und jeht 
von Miemanden- mehr wird geleugnet werden können, Daß 
die Form unter.und nach der die Staaten des rheiniſchen 
Bundes vereinige,find, keineswegs die Form eines Staats 
fey, daß alfo auch für den rheinifchen Bund, wie diefe feine 
“ Benennung en fich ſchon lehrt, die Bezeichnung durch den 
Auodruck » Staats. durchaus hicht pafles. fo fiheint es 
mir, daß der Ausdruck öffentliches? Recht des cheinis 
ſchen Bundesa ber allein pafiende: jeyw:fönhe, und’ daß man 
füchh ſelbſt nicht einmal des Ausbrucks »Staatenrecht 
des rheinischen Bundes « bedienen dürfe, indem diefer "Au 
druck infoferne. zweydeutig ip als man darunter ſowehl das 
Öffentliche Recht bes rheiniſchen Bundes, als auch das If⸗ 
fentliche Recht der einzelnen, vom Bunde umfaßten, Staa 
ten, als einzelner Staaten, fubfumiren ann, welche beys 
den Nechtsgattungen doch wefentfich von einander verfchies 
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den. find, wohingegen ber Ausdruck »öffentfihes Rechte 
die · längſt anerkannte, riehtige, generelle Bezeichnung für 
bie. bier unterfiellte Nechtsgattung iſt, weiche durch den Bey⸗ 
fa& »des rheiniſchen Bundes« bie. erforderliche fBectelke 
Beſtimmung ihres Objekts erhält. Da ich indefien keines⸗ 
wegs Egoiſt genug bin, um meine Uebergeugung fir die al; 
lein wichtige fofort anzunehmen, fo finde ih-mich, aus dem 
oben angeführten Stunde, zu der Frage veranlaßt: Läßt 
fih der Ausdruck »Staatsrecht des cheinis 
hen Bundes« ftreng rechtfertigen? und, um „gele 
er fich num nicht ſtreng vechtfertigen ließe: 
— Was muß man ſchließen rückſichtlich älter 
derer, die ſich Bisher jenes Ausdrucke bedient 
haben? 

Es iſt ferner dem Publikum bekannt, daß ‚Gert 
Brauer in feinen Bepträgen zu. einem allgeme imen 
Staats rechte der rheiniſchen Bundesſtaaten in So Säz⸗ 
. yon, zur Bezeichnung der, den verbündeten Regenten unter⸗ 
worfenen,, ehemaligen Reichsſtände zuerft den Ausdrud 
wStandesherrna aufgebracht Babe, und daß nach ihm 
ſeitbem diefer Ausdruck in Staats⸗ wie in Privarichriften 
gebraucht worden fey: Da es mir nun, wie. ich. bereits in 
meiner fuftem. Darftellung des cheinifchen "Bundes ans bein 
Standpunkte des. Öffentlichen Rechts. geäußert: Babe, aller 
Bemühung ungeachtet unmöglich if, irgend eine Seite auf 
sufinden, von Weicher jener Ausdruck als paſſend befunden 
werden koönnte, ſo erlaube. ich mir: Die weitere Frage: * 

—Läßt ſich dern Ausbrud »Standesherra« 
für das, was er bezeichnen fell, ventfertigen? 
amd, im Halle er fich nicht rechtfertigen ließe: - ; 
—Wodhburch rochetfertigen fi Diejenigen, wel⸗ 
de bisher jenen Austdruck allentha lben nachge⸗ 
ſchrieben haben? 

Da Niemand bie Drorwendigteit einer hefonderen 
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Borfiht und Prhsifon in der Auswahl der Bezeichnungen 
Ken der Errichtung eines neuen vwoiffenfchaftlichen Gebäubes 
verfennen kann, fo glaube ich keiner Entfchuldigung wegen 
Aufſtellung dieſer Bragen zu bedürſen. 
wWiürzburg im: Auguſt 1808. " 





iu Er irn u . —X 
Dekret des Könige von Weſtphalen, wodurch . den 
..Lutheranern zu Duderſtadt im Harzdepartemente 
e eine katholiſche “Kirche eingeräumt wird. 





PP i * . tn, 

Mes als der dritte Theit der Einwohner. zu Duderfiadt, 
einer Stadt im Eichsfelde nun KHarzdepartement, befannte 
ſich zur lutheriſchen Religion. Diefelben Hatten aber in der 
Stadt eine. Kirche, fondern mußten in die Kitchen ber in 
der Nähe liegenden Dörfer Wehrda, Taftungen u. f. w. ges 
hen. Als von dem Könige von Preußen 1803 das Eichs⸗ 
feld, als ein ihm zugekommenes Entihädigungsiand in Bes 
fs‘ genommen war, gaben ſich die “Proteftanten alle Mühe, 
eine von den dafigen drei katholiſchen Kirchen zur Ausübung 
ihres Gottesdienſtes zu erhalten. Der König gewährte aud) 
endlich ihre Bitte, und: befahl, ihnen eine, der daſigen Kits 
hen einzuräumen, wenn: die andere, nämlich die obere Kiss 
de ad; Stum Cyriacum zur, Haltang des tatholtfchen Got 
sesdienftes hinreichend ſeyn würde. Die Katholiken pros 
teftivten aber dagegen, und fandten eine Deputation an den 
König, welcher ſich damals im Hauptquartier gu Naumburg 
befand. Da aber. wenige Tage. daranf die Schlacht bei 
Jena vorfiel; fo war von einer Lebergabe der Kirche an 
die Vroteftanten feine Sprache mehr. 


499 


Nach dem Anttitte der Regierung des jebigen Könige 
von Weftphalen baten die Proteftanten alsbald um Abtres 
tung ‚der untern Kirche: oder ad Stum Servatium. Die 
Katholiken erboten fi dagegen zu anfehnlichen. Beiträgen 
zu einem neuen Kirchenbau, wenn die Proteſtanten folchen 
unternehmen wollten, oder fchlugen vor, ihnen die bafige 
Kicche vor dem neuen Thore zum Mitgebrauch einzurdumen. 
Die Proteftanten fchlugen beides aus, und wiederholten bei - 
dem Könige ihr Geſuch. Auf dieſes ift nun bad in der 
Anlage abgedruckte königliche Dekret unterm 4 Auguſt ers 
laffen worden, und den 16. foll die Kirche den Proteftanten 
übergeben werden, nachdem zuvor ber katholiſche Pfarrer die 
vası:sacra, Bilder, ‚priefterliche Kleidung und fonftige Or⸗ 
namente e herausgenommen haben wird. 


u % nlage 
JEROME NAPOLEON par la gräce de Dieu et 
les constitutions Roi de Westphalie etc. ett. 


Va les petitions . presentees par les hahitans catho- 
liques de la ville de Duderstadt Dept. du Harz et 
par les habitans de la meme ville professant la Reli- 
gion lutherienne,, et sur le Rapport de Notre Mi- 
nistre de la Justice et de I’Interieur. 

Considerant. que les Eglises sont une propriete 
eommunale, que ;la Jouissance da ces proprietes ne 
doit pas appartenir a une certaine Classe des habi- 
tans de la commune. exalusivement; qu'un tiers au 
moins de la population: de la ville de Duderstadt 
professe la Religion Iuthexienne;, : dt.-que cette por- 
tion de ses habitans n’a aucun edifice a sa disposi- 
tion pour J'Exercice de son culte , que les catholi- 
ques au contraire ont trois edifices, dont il est 
prouvd, que la plus grande pourroit seule le suffire, 
en egard à leur. population actuelle 
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Nous avons deorete et .deoretons 
‘ Ant. ı. L’Eglise de St. Servais dans la ville 
de Duderstadt actuellement possedee par les Catho- 
liques est accordee ä la portion‘des habitans de cet- 
te ville professant la Religion Iutherienne, 

Arr. 2. Les Lutheriens de Duderstadt sont au- 
torises à nommer deux Commissaires, lesquels seront 
mis en possession de la dite Eglise par le Maire, 
qui en rödigera proces verbal. | 

Aut, 3. Le proces verbal de mise en possession 
sera depose aux archives de la Municipalite, B 

Une expedition en sera transmise au prefet-du 
Dept., et.une a Notre Ministre de la Justice et de 
Interieur. 

Ant, 4. Notre Ministre de la Justice et de ru 
terieur est charge de l'exécution du present decret, 

Donne en Notre Palais Royal ä Napol&onshöhe 
le 4. Aoüt ı@08 de Notre Regence second. : 

Signe: JEROME NAPOLEON. 
. par le Roi 

Le Ministre d’Etat signe: Comte de FÜüRnsTEnsTer® 

certifi& conforme 

Le Ministre de la Justice et de l’Interieur 

pour copie conforme 

Le prefet du Departement du Harz 


BonscHe 
pour copie conforme 


Krınen 


Bons-pröfet du district de Duderstadt, 





Sntelligensblatt 
zum Kbeinifgen Bunde 


Karl Friedrib Sabim 
Sin merfwärdiged Opfer der Ungerechtigkeit im preu⸗ 
Kifhen Staate. Rebſt einem Schreiben an Fried⸗ 
rich Wilhelm III. und Bemerkungen über den 
Großkanzler Goldbeck, Kabinetsrath Beym u. T. m. 
8. Leipzig bey Heinrich Gräff broch. Preiß ı Thlr. 
Das Buch enthält: ©) Die Prozeß-Geſchichte. b) Ein 
Raifonnement über das rechtlihe Verfahren in Diefer 


Sache. 9 Charafterifit der Hauptperfonen, welche 


Ä 


- Termin felbft protefliste. Er wur 


in diefer Rechtsſache handelten. d) Sämmtliche ‚DIE: 
tenftäde, welche Die Prozeß: Gefchichte begründen. 
Das Factum beſteht Darin: Daß Sabin Die Güter 
Ehinnov :c. auf der Infel Wohin von dem Guthsbe⸗ 
figer Schuhmacher auf 3 Jahr in Pacht genommen 
hatte, und folhe nach der Eontraftniäßigen Beendi« 
ung nicht räumen wollte, da er fo wohl noch liquide 
orderungen hatte - al8 auch gegen den Raͤumungs⸗ 
ſt pi rde ermittirt, und in 
der Härte, womit Died gefchah, liegt eigentlich die Uns 
gerechtigfeit, welche den Wichtern (der GStettinifchen 
Regierung, und dem Gammergericht in Berlin) vorges 
worfen wird. Beſonders erfcheinen der Großfanzier 
von Goldbeck, und der Minifler Maſſov In dieſem Bus 
che im nachtheiligſten Lichte. 


Wir enthalten und alles Urtheild, können e& aber - ' 


doch nicht bergen, Daß und Sabins Schidfal viel zu 
hart erfcheint, und daß wir wünfchen, Daß wenn ein. 
mal das firenge Mecht ergeben ſollte, es niemals ins 


. Breufifhen bey Andern Yusnahmen machen möge. 


Anen Lefern dieſer hoͤchſt intereſſanten Prozeß. Ger 
f&hichte wird ed aber befonders auffallen, Dap em Sa, 


. bin zulegt von einem Sufigtodegio feine Papiere zu. 


südzugeben verweigert wurde, Damit er nicht mahr 
queruliren koͤnne. | 


26 .. | et 
. a‘ . Neu e . oo. —_ 


Ggeuerbrände 
-Marginslien gu der Schrift! Bertraute Briefe 
über Die innern VerbältniffeamPreußi- 
ben Hofe feit:dem Tode Friedrichs IL 
endemfelben VBerfafferherausgegeben. 
Vierzehntes Heft. 
In einem faubern allegorifchen Umfchlage, gr. 8. 16 Br. 
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Erklarung des Umſchlags. 

Tagebuch der Blokade der Veſtung Stralſund und 
deren Folgen, geführt von einem unterrichteten Au⸗ 
genzeugen, bis zum IHten April 1807. u 

Kurze, jedoch in Hinficht der Hduptfachen aftenmäßi- 
ge, .oder durch andere Dokumente belegte, Prozeß⸗ 
sefhichte des Pächter Karl. Friedrih Sabin. 

Ra die Hinrichtung des Lieutenant LER 

elmi. | 

Schreiben des Einfiedler6 Ber Pyrenaͤen an Herrn D: 
(Aus dem Sranzöfifchen). 

Maurerey. Begenrede und Replik. ” 
Hiftorifche Relation über Die Kriegsvorfaͤlle dom Ro 

dbvember 1806 bis März 1807, oder von der Räumung 
Thorns bis zu der Affaire von Braunsberg, (Befchluß). 

Ueber Die jetiige Lage der Preußifchen Monarchie, 
im Monat September 1807. 

Pauls des I. Tod, aus dem ſranzoͤſiſchen Werke: 
. Campagnes des armees frangoises en Russie, & Paris 
chez, Buisson 1807. . 
Anefdoten aus dem Nachlaß. eines intimen Sreundes 

des verfiorbenen G. Bifhofsmwerder. 
Sortfesung des Inhalts des Int. DL. zuden N. J. Br. 


Naprihte, 


Vertraute Briefe 
über bdie.innern 
Verhaͤlt niſſe am Preugifhen Hofe 


feit dem Tode Friedrichs IL, Vierter und Junf⸗ 
ser Band. Mit Beylagen 


Ampfterdam und Eiln 1808, bey Peter Hammer. 
Auch unter Dem Titel — 





2% 

Beytras 
sur nn 
Geſchichte des Krieges 

- in er 
Preußen, Schleſien und Poblen 

‚Inden Jahren 1806 und 1807. 
Bon dem Verfaffer der Echrift: Vertraute Briefe 
„Aber bie innern. Berhältnife am Preußifhen. Dofe 
. feit dem Tode Sriedrihe I. . -- . u 

Dritter und Vierter Band. 


J Inhalt des Vierten Bandes. Fa 
Nachrichten über die rufifche Armes in und bey Kde 
nigsbergs über die ‚gpeußifhe Urmee;_ Danzigs: Ue⸗ 
bergabe; Kriegsvorfaͤlle nad Danzigs Fall; Preugens 
Lage. — Kriegsäbel in Vena, als Seytrag zu dem 
Scenen in den Tagen des Dftobers 190%. —_ Bett 
ſche Verhaͤltniſſe zwifhen Schweden und. Frankreich z 
Vorfäle in dem Jahre 18055 Preußens und Schwe- 
dens Zrennung 1806 : Schwedens. Verluſt; Dei 
Armee und politifche Lage; Kriegsereignife im Jahre 
1807. — Breslaus Belagerungs Bertheidie 
gungsanftältens; Fehler des Gouverneurs; Belatian 
der Affaire des Furſten von Pleß bey Bredlaus Ue⸗ 
bergabe; Bemerkungen darüber un 
Breslau noch Tänger halten Fonntı 
Beurtheiluug der Wertheidigung 
flungen Eofel und Neiffe. — Der 
unter dem Alleinbefehl des Major 
gen; die Partifane Negrd, & 
Rein, Sapl, Hirfhfeld. — . 
Inhalt des Fänften Bandes. 
Berichte eines Franzofen über Guſtax Mdolpp, 
König von Schweden und defien Truppensz : Gere 4 
ben Damgarten; Stralſund genommen; Danhoim er⸗ 
obert; Ruͤgen beſetzt; Schilderung der ſchwedifchen 
Truppen; Cavallerie, Infanterie, Dfizierforps, Ges 
neralität.. — Belagerung von Graubenz; Die Fran⸗ 
zofen in Bromberg und Schwargs Nachrichten von 
‚zhorn 5 Vorfaͤlle zwifchen dem Belagerungs korps und 
der Befagung von Grauden Superennung bon Mag 
« beburg; PVertheidigung des Ingenieure ia place, 
Saupimanns K,; Eopituldtion; Beweis der Schand 


J 





\ 


a8 | | 
lichkeit dieſer Uebergabe.  Nolimendige Beylagen. 
Domainenweſen aller ehemaligen und jegigen preußis 


fchen Provinzen. — Contributionsmefen derfelben. —. 


dor + Regale — Servis. — Berg und. Hüttenregale — 
otto. — Beldumlauf im preußifhen Staate and In⸗ 
flitute .zur Belebung der Eirkulation. — Landfchaftlis 
he Pfand» Ereditfufteme. —. Publikandum des ſtaͤn⸗ 
difchen freywilligen Vereins und der Breslau⸗Brieg⸗ 
ſchen Fuͤrſtenthums⸗Landſchaft, betreffend die gegen 
deponirte Pfandbriefe ausgegebenen und in Cours ge⸗ 
Mtzten Pfandbriefs⸗Antheile, d. dato den 28ten “Yuny 
1807. — Schatz und darauf fundirte Treſorſcheine. — 
Neue Organiſgtivn der preußiſchen Armee. — Des 
ztaidirte Stärke der neu zu organifirenden preußiſchen 
Urmee; Formation derfelbenz -Urmee» Corps⸗ Ein 
theilung: Generalſtab: Invaliden-Etat. 


——— 


.L. Befanntmahung. _ F 

Denen refp. Kunſtfreunden habe ich Die Ehre dier⸗ 
mit anzuzeigen, daß ich ſeit einiger Zeit einen Kunß⸗ 
handel dahier etrichtet habe. — Sie Hauptgegenflände, 
welche‘ bey mir in beträchslicher Auswahl anzutreffen, 


nd ð . . 
B eblgemäldesen guten und bekannten Meiſtern, 
aus Aalen Echulen, in Acht vergoldeten Rahmen. 
Meltere Kupferſtiche, nach großen Meiftern, und 
Srainaft andzeichnungen, ebenfalls aus allen 

wien. : 


Sodann findet man bey mir einzelne Blätter aus ben 
b, beliebten Schmittifden und Praumſchen 
Werken, melde aus Handzeichnungen großer Meifter 
don 3. ©: Pieſtel in Zeichnungs « Manier sein beftehen. 
Denen refp. Kunſtfreunden ſowohl ald Kunſthand⸗ 
lungen und Känftlern And meine bereitwilige L 
in jedem Kunſtfach gewidmet, und übernehme ale‘ fe 
träge don Sußfeription, | nntmaghungen ıc. und 
. Commiffiong « Artilel, mit der‘ Verfiherung , daß ih 
jederzeit durch aufrichtige uud billige Behamblung. nich 
Des Zutrauens des Publitums würdig zu machen fü: 
rK P) a “ “ 


chen Werbe. ae... pn (06 Beh 

| . .Sottlo 

am Neuen Thor Nro. ze jr Sranffurt a. M. 

m- Verlag der Stettiniſchen Buchhandlung in 
s Ulm hat kuͤrzlich die Preſſe verlaflen. 
Magazin des Königl. Baieriſchen Staat s⸗ 


— —“ 


4 ET. 29 
und Privaktechts; herausgegeben von H. von 
Scheihaß, K. Baier, Oberſtjuſtigrath, 4tes Heft, 
gt. 8. broſchirt, A x er. . 

Mit dieſen gten Heft iſt der ıffe Band gefchlofen. 
Das rfte Heft des ten Bandes wird In wenigen: 
Wochen erfheinen ünd dieſes mit fo vielem Beifall 
"aufgenommene Magazin, in KHinfiht auf Die neuen 
- Meformen im Juſtizweſen, nach einem veränderten 

Plane fortgeſetzt werden. Diejenigen, fo. auf den 
ganzen 2ten Band von 4 Heften Vorausbe⸗. 
sählen und das Geld portofrei. einfenden, erhalten’ 
foschen flatt 3 fl. für 2 fl. 30 fr. | on 


Ss eben iſt erſchienen: J 


K. E. Schmid's (Reg. Raths) Kritiſche Einleitung in 
Das geſammte Recht Des franzoͤſiſchen Reiches, 1. 
Band, (das bürgerliche Recht enhaltend) 1te und 2te 
Abtheilung, 2 Thle. Hilsburgshauſen Haniſch's Erben. 

Noch zur Zeit iſt dieſes Das einzige Wekk, welches 

ſich uͤber den ganzen Umfang des franzoͤſiſchen Rechts⸗ 

ſoſtemes verbreitet und ed ſowohl in dem Zuſammen⸗ 

hange ſeiner einzelnen Theile unter ſich, als auch im 
Parallellen mit den vorzuͤglichſten Geſetzgebungen als 

ter und neuer Zeit volſſtaͤndig zu erklaͤren verſucht. 

— B———— 83 iin. 
Anzeige | 

Mit Vergnügen Pönnen wir nun ald in unferm Vers 
W lage erſchienen, anzeigen: 

Charte von der Baieriſchen Monarchie ent—⸗ 
worfen in zwey Blättern von Conrad 
Manhert, und Seiner Königlihen Majes 
Kat von Baiern ehrfurchtsvolleſt gewid—⸗ 
met von den Befigern der Homännifchen 

 gandehasten « Verlagshandlung. 


Ueberzeugt, Daß wir die Aufmerkſamkeit des geog⸗ 
raphiſchen Publikums auf einen würdigen Gegenftand 
fenfen, und einer leeren Anpreifung gram — ſchildern 
wir Diefe Blätter fo, mie ſie jeder unpartheiifche 
Kenner finden wird. Diefe nach den Heften Hilfsmit⸗ 
tein von einem Mann ert trefflich gezeichnete und 
son Trummer zein und geſchmackvoll geftochene Ka⸗ 
binets⸗Charte nemlich, che in zwey genau zuſam⸗ 
menpaſſenden Blättern alle Provinzen der Baie⸗ 
sifhen Menarchie mit ihren Eintheilungen 


Ö 
nd Lanhgerihten, GStraffen und Poſten 
dm empfieb —X ‚nicht nur der en —— 
(ung der Gebirge und der Abdachung des Landes mes 
gen, bem Beurtheiler einer Chartenzeihnung, fondern 
auch wegen des angegebnen Inhaltes dem Gefchäftss 
mann in den Dikaſterien und Yemtern. Da Das Bay: 
reuthiſche mit eben demfelben Fleiße, wie die bereits 
Saierifchen Provinzen behandelt und nicht als Neben, 
(any abgefertiget wurde, fo ift die Brauchbarfeir der 
Charte auf jeden Entſcheidungsfal für dieſes Nachbar⸗ 
land gefiherst. Den Preiß Diefer beyden Blätter he- 
ben wir trog Der beträchtlichen Käften aus Liebe für 
das geographifche Publifum Doch nur auf ı fl. 12 fr. 
oder 16 gar. ſachſiſch, und auf feinem franz Papier zu 
1 fl. 48 ir. odes z.Rthir. fächfifch beſtimmt. 


- Homanns - Erben in Närnberg. 


Vorſtehende ſchoͤne Eharte, welche zugleich von den 
Sortfchritten des Homannifchen Kandeharten « Dffisin 
den. Beweiß liefert, koͤnnen wir mit Recht empfehlen. 
Im nämlihen Verlag ift auch eine Charte vom Kö⸗ 

eſtphalen nach feines neueſten Eintheilung. 


D. H. 
| ut? nn," — . 
Nefchreibung der Affaire bey Kalle zwifchen 
den Franzoſen und einem: preußifchen Referve = Corps, 
den 17ten Detober 1806. Aus den beften Nachwei- 
fungen und Berichten von Augenzeugen der Affaire 
zufammen getragen von 3. A. W. dv. Hinfe, Königl. 
Dreuß. Premier : Lieutenant. Nebſt einem Plane der 
Stadt und Gegend von Halle und fünf Beylagen. 
‚gr. 8. Leipzig bey Heinrich Gräff. 
Preis ı Thlr. 8 Sr. fühffch. 


Diefe.intereffante Schrift fann aber nur auf gewiſſe 
Beftelungen an- die Buchhandlungen verfendet werden, 
weil Der mit allem möglichen Fleiße gearbeitete Plan, 
feiner Größe und Schönheit wegen, keine vergebliche 
Din: und Herreife verträgt. Er iſt 18 Zoll rheinifch 
boh und 23 308 breit. Alle Gegenſtaͤnde find fo groß 
und beflimmt darauf angegeben, dag wer nur einmal 
Diefe Gegend gefehen bat, fich fogleich orientiren kann. 

ie vielen Zaufenden, welche in Halle ſtudirt haben, 
wird Ddiefer Plan. wilkommen ſeyn, unabgerechnet, 
Daß er für das militärifche Publitum einen’ noch groͤ⸗ 
Sern Werth mit Inbegriff der Wefchreibung einer fo 
wichtigen Begebesheit haben mußß.. 


nigreiche 
erſchienen. 


1 


WBW 1 
Der Pränumerationsgreis war'r Thit. ¶ Gr. preih. 
Eourant. Es if der Gemeinnuͤtzigheit wegen der far 
denpreis fo wohlfeil ald möglich (1 Zhle. 8 Gr. fäc« 
Mi) angefegt, damit auch der Unbemittelte 8 idn 
u eigen machen Tann. Wer Rh mit ſeinen Beſtel⸗ 
ungen unmittelbar an die Verlagshandlung wendet, 
erhält fein Eremplar in Pappe gebunden: 
— — —— 
‚Mas Ganze der, Rechtelehre 
TI TT Rom. 
Erbfolgestinealtsmug 


in gehen und Familien « Stbeitfommiffen. 





Das man won diefer Rechts⸗ Materie bey weiten .. 
feine reine und feſte Theorie habe, davon -bin:i 
durch die Einficht der vollfändigen Prozgefät- 
ten über einen beym ehemaligen Reichs Kammerges 

- sicht verhandelten und entfchiedenen Erbfolge s Streit — 
ſowohl als durch die Aber denfelben erfchienenen Kons 
trovers Schriften fehr lebhaft Aberzeugt worden: 
und wenn Einem äber dem darinn berrfchenden Wir⸗ 
ware, Hab und Gut, Land und Leute’ abgefprochen 
werden koͤnnen, die ihm vieleicht doch von ‚Bott und 
Rechtswegen gebühren bürften; fo fheint mir faft Noth 
u thun, dem Erbfolge» Linealismus doch einmal mit 

enft auf den Grund nadyufpären ‚und ibn don 
Srund aus zu entwideln. Ich babe mit dieſer 
Abhandlung einen Verſuch gemacht, und wünfchte, daß 
er nun fachverändigen Männern zur weiteren Prä- 
fung in die Hände kommen möchte. Aber mitderlen 


Sgrifte r Zeit durchaus nicht mehr 
eitte Di ation — auch nur mit ejs 
nigem maden. Der Abdrud, 
wenn! eben ſoll, fält alfo mir 
zus gel Dacgen Dränumeration 
ein e en aͤuſſerſt mäßigen 
PH a I Vie ame be 89, Dede 


Numeranten beydrucken laſſen. Wieleicht dürften fi 

meine Gönner, Freunde und Bekannte für die Prd- 

numeration in Lehns⸗Kurien, höheren Difafes 

sien und auf Univerfitäten intereffirenz um dag 

auf allen Fall boͤflichſt gebeten haben wi. Finden 

5 teine Liebhaber, fo mag bie Mbhandlung ungedrudt 
en mir liegen beißen. i 


Intelligenzblatt 
Sum Rbeiniſchen Bunde. 


Eine auserleſene Sammlung von Kußferſtichen aus 
alen Schulen und den vorzuͤglichſten Blaͤttern ſpwohl 
älterer als neuerer Meiſter, in durchaus guten, zum 
Theil den erſten Abdruͤcken, ale wohlgehalten, moruns 
ter fi unter andern die vollſtaͤndige Sammlung von 
Rephael Morghen, dann von den .ausgefuchteften 
Blaͤttern eine® Bolswert, Vorstermenn, Pontius, Ede- 
link, Trevette, Woolette, Scharp, Strange, Bartolozzi, 
Bervik u. d. gl. befinden, auch verfchiedene ganze Ku- 
pferwerke, follen Durch den geſchwornen Kugdrufer Herrn 
Kleibinger zu $ranffurt a, M, d. 12 Eept. und die 
folgenden Zage, gegen gleichbaare Derablung öffent» 
fich verfteigert werden. - Wer die ganze Sammlung von 
Raphael Morghen aufer dem Weg ber Werfteigerung 
zu erhalten, und Davon vorherige Einficht zu nehuen 
wuͤnſcht, erhält Nachricht auf Dem Bureau des Journals 
de Francfort. Frankfurt a. M. den 20 Juli 180g. . 
Eine nähere Addreffe kann man bei’mir erfahren. . 
| . FE Binfopp. 
Bortgefeste Anzeige der Verlagsbuͤcher zur Leipziger. 
Dfier- Mefle 188 von Georg Adam Keyſer in Erfurt. 
Hofmann, C. practifdye Ropbejlfunde, oder Anleis 
- tuug zur Kenntniß und. Heilung der örtlichen und all⸗ 
gemeinen Krankheiten ze.. der Dferde, nach Den 
Orundfägen der geläutersten Erresungs, Theorie, für 
Thierflerzte, Stallmeifter, Pferd » Liebhaber und: 
denkende Defonouen te. Zweyter Band. 8 1 thl. 
Heuınhabn, ET Cbr. A., Anleitung zum landwirtb- 
ſchaftlichen Handel; oder über Den mancherley Ges 
" brauch, Aufbewahrung und Handel oͤkonomiſcher und 
anderer Produkte der Erde, für Land: und Gtadtwirs 
the :c. nad deſſen Tode Durchgefeben und fortgeſetzt 
von J. ZLudw. Bünther Leopold. Zweyter Band, 
Erſter Cheil, gr. 8. — 1 tbf. 8 er. 
Orpbal, W. €b. ; das Nůtzlichſte, Wiſſenswertheſte 
“ und Unentbeobrlichſte aus dem weiten Gebiete Des 
Naturgeſchichtes mit; sechnologifepen Erläuterungen 


34 ——* 
für Jedermann. Ein Handbuch zur Seiblbelehrum 
und zum Unterricht in Bürger » und Landfchnien. Er⸗ 
fies Bänddyen. 8. Io er. 
Begierungefpiegel Friedrichs des Großen, Ein ? Tache 
laß. den Händen feines vertrauten Etaatdmis 
nifters DSrafen von Gersberg. Mit Anmerkungen 
und Beylagen. 8 
Schreibpapier 18 sr. 
mir abeifd —— Ania 16 gr 
rfin raftifdy s merbodifdye Anleien 

I 1 ZB: Der v oder — —— 

— — „um 86 fi Drilihes * 7 435— 
enner, H. riſtliches XReligions⸗ 

r Lebrer und Binder in Bürger : und Landfchus 
en, nebſt den fünf Hauptſtuͤcken des Katechismus Lus 
theri, mit urzen Worterklaͤrungen. Neue verbeſſer⸗ 
te Ausgabe. 8 10 gr. 


—L— 


mehr das Schickſal und die erſtaunenswürdigen 


Se das welche Deutfchland in den neueften 


Zeiten betroffen Haben und noch betreffen werden, die 


Blide jedes Deutfchen auf fi ziehen, und je mehr 
man es ſich angelegen fenn läßt, Die Urfachen jener 
Meränderungen aufzudeden, und die Bortheile und 
Nachtheile der neuen Drdnung der Dinge abzumiegen, 
deſto willkommner muß dem Publifum die Erfheinung 
eines Werkes fenn, welches nicht bloß bei den näch- 
fien Urſachen und Begcbenbeiten oberflächlich fleben 
bleibf, fondern, indem ed die bisherige Verfaſſung 
Deutfhlands an der Hand der .Gefhichte von ihrem 
erften Keime an Durch Die ganze Etufenfolge ihrer Ent« 
widelung mit philofophifhem Beift verfolgt, und das 
durch dem Lefer einen tiefen Blid in das innerfie We: 
fen und den Einfluß jener Berfajung auf Den gefamm:» 
ten Zufand der Nation verfchaft, zugleich Die tiefer 
liegenden Urfachen entwidelt, die früher oder fpäter das 
Verderben Deutfchlands nach fich ziehen mußten, und 
beichrende Winte zur Bergleichung Des vergangenen 
und gegenwärtigen, fo wie zur befiern Einrichtung des 
fünftigen: öffentlichen Zufandes unferd Vaterlandes an 
die Hand:giebt. Als ein ſolches Werk können wir mit 
Recht dasin der unterzeichneten Buchhaudlung unter 
folgendem Ciret l vlchlenene empfehlms. . 


nn. LL 


| 58 
Die deutſche Reichſsſtandſchaft. 
Ein Beitrag zur richtigen Wärdigung des vergangenen 

und gegenwärtigen öffentlichen Zuftands von Deutfch» 

land. Leipzig, bei I. B. Schieeg, 1807. Preif 
— ann ERHETRGE 
"Nachdem der Verfafer im erſten Abſchnitt die urs 
fprängliche Verfaffung Deutfchland® aus dchten Qutel⸗ 
den hiſtoriſch und mis .philofophifchen Blicke auseinander 
geſetzt und gewürdigt bat, entwickelt derſelbe im zwei⸗ 
ten Abſchnitte Die neuere deutſche Reichſs⸗Verfaſſung 
von Karl den Großen bis auf die neueſten Zeiten, 
und zwar I. von Karl den Großen big zur Erloͤſchung 
des Karslingifhen Mannsſtamms, von da IL. bis anf 
das Ableben Heinrichs des fünften ,,: son Diefem III. 
bis zum Tode Karld des vierten, von Diefer Zeit IV 
bis zum weftphäfifchen Seieden, Der dritte Mbfchnift 
enthält Bemerkungen über Die bisherige Verfaſſung 
und gegenwärtige Umwandlung des deutfehen Staaten» 
Börpers. Der Raum geftattet nicht einzelne ſchoͤne Stel⸗ 
len. aus bdiefer Schrift augzuheben, aber gewiß wird 
jedermann diefelbe mit Vergnaͤgen lefen und nicht ſel⸗ 
‚ten auf ganz neue Pinfichten ſtoßen. oo i- 
’ — 21 


Im Verlag der Stettiniſchen Bu andlung in 
Ulm, hat nun die Preſſe verlaſſen: ” ß 
Vollländiges Hanbuch der FKorſiwirihſchaft, von J. G 

von Seutter Koͤnigl. —— rſter 

Band, gr. 8. Ulm, 1808. | 
Diefer 49 Bogen flarfe Band koſtet im Pränumera- 

tiondpreig, oder für diejenigen, fo 2 fl. Darauf 

voraudbezablt bbhen = - s 3.16 FF. 
Im Ladenpreis 3 ⸗ 8 2 | af. yore 


ch ift folcher unter folgendem befondern Titel zu 
aben: | " 


All ine A t de F irthſchaft und Kegeln 
ae Aolssucr und ——— von Ze &. 
von Seutter. gr. 8. 1808. J 


‚Der 2te Band. welcher die Forſtbotanif, nach dem 
eigenen Syſtem des Herrn Verfaſſers, emthaften und 
mar 30 His 36 Bogen ftarf, mithin wiel weniger koſten 
wird, ſol bis Ende diefes Jahre die Prefe verlaflen, 


[4 
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und ann ‚auf derifeiben mit:2 f- Grinumeriet Br 
Den in dee Stettiniſchen Buchhändlung in Ulm. 
- — ⸗⸗ — 


Kür Leihbibliotheken. 


Die Freunde Heinrich des Dierten, d'Aubigné, Sully, 
Biron, und Mornay. Aus dem Franz. in 3 Baͤnd⸗ 
chen. Leipzig, 3. 3. Echiege. 

In der Einfafung von bier angiehenden Biographien 
umfpannt Diefed Werk, Das Durch Acht biffortfche Treue 
der Sefhicte angehört, und an Intereſſe feinem Romas 
we weicht, die ganze durch fo mannidfaltige Begeben- 
heiten anssezeichnete Yebensperiode des unfterblidyen 
Heinrih, von feiner biutigen Hocyzeitfeier an Durch alle 
Ummandfungen feiner glorreihen Regierung bis zu Der 
blutigen Endſchaft feines edlen und thatenreichen Lebens. 
In un ınterbrochener Bewegung führt ed der Phantafie 
eine Reihe von interejfanten Gemälden und Auftritteu 
vor, und ſelbſt dem Geſchichtskundigen liefert ed eine 
Ausbeute von Anekdoten und Charafterzügen, Die ihm 
das Buch unfehlbar mehr als einmal in Die Hand reicht. 
Diefed Werk das jeder Lefegefelifchaft unentbehrlich iſt, 
und eine ganze Bibliothefe von Memoiren, Denffchrifs 
ten u. f. mw. entbehrlich macht ,.ift zu haben in dem bil« 
ligen Preis von 2 Reichsthalern. 


. 
us 


Neue Schriften, 


welhe bei Heinrih Graͤf in Leipzig verlegt oder 
in Commiſſion zu haben find. Die mit einem * bes 
zeichneten, find Commijfiond« Artikel. 


+» Alembert an Friedrich IL über die Theilnng 
Pohlens. Eine erfüllte Propbezenhung von einem 
Augenzeugen und Zeitgenoffen der erften beyden Saͤch⸗ 
fifiden Regierungen in Poblen. 8. ı thl. 
Beder, Dr. ©. W., über Pollutionen md die uns 
tröglichftien Mittel dagegen. Mit einem Kupfer, 
8. gebeftet 8 gr. 
Befhreibung der Darbanellen, durch einen freund 
ſchaftlichen Brief aus Konftantinopel mitgetheift, 
Mit einer in. Kupfer geflochenen und illumin. pers 
fpektivifchen inficht in den Canal der Dardanellen 
und Charte-des Canals zwifhen Europa und Afien ıc, 
4. 1 Pr . : - 88r. 








u 
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37 
wtiefe;, vertraute, über: die innern Verhäftnifie. 
.am Breuß. Hofe ſeit dem Tode Sriedrihe.l. 
‚3, ar und: sr Bd. Mit. Kupfern und Planen, gr. 8. 
Diefelben kl. 8. a 
Briefe, nuͤtzliche, auf ale faſt erdenkliche Säle, 
"nach dem Erforderniffen des gegenwärtigen Zeitals 
ters eingerichtet. Mebft einer Anweifung zum Briefs 
ſchreiben und Den. dabei zu beobachtenden Wohlſtands⸗ 

' und Klugheitsregeln, einem kleinen Verzeichnig fo» 
‚ wohl der durch Die Zeitereigniffe veränderten,. ald Der 
noch uͤblichen Titulatüren und ben dazu gehörigen 
* Quffchriften der Briefe ; ingleichen einer ausführlichen 
Anleitung zu verfchiedenen andern fchriftlichen Auf⸗ 
fatzen, ald Bekanntmachung für die öffentlichen Blaͤt⸗ 
ter, Wechfelbriefen, Aſſignationen, Quittungen, Con⸗ 
tracten, Vollmachten Zeugmſſen, nebft den Dazu 
nöthigen Vorfchriften. Ein Handbuch zum Selbſt⸗ 
unterricht für die mittlern und niedern Stände. . 
Eilfte, neubearbeitete Auflage. 8. 18 gr. 
.* Sharatterifit Friedrich Wilhelm IL 
‚ und der bedeutendften Perfonen an feinem Hofe, 
Gefammelt und bekannt gemadht von M. W. Aus 
dem Franzoͤſ. überfest. 8. 1 thf. 


Claudius, G. C., allgemeiner Briefſteller, nebſt 
einer kurzen Anweiſung zu den noͤthigen ſchriftlichen 
Auffſaͤtzen für das gemeine bürgerliche Geſchaͤftsleben. 
. Ein Handbud: zum Selbfunterricht für Die mittlern 
- und niedern Stände, Fuͤnfte durchaus verbefierte 
und vollftändigere Auflage. 8. 18gr. 


Coltn, Fr. ton, Gedanken über die Aufhebung der 
Erbuntertbänigfeit in Schlefien. Beylage zu den 
Neuen Feuerbränden. gr. 8. -. . -. 6 gr. 


Feßler, Dr... 4. Alonſo, oder der Wanderer nach 
Montferat, Aus. Don Barcos Papieren. 2 Theile, 
Mit Kupfern. gr. 8. NB, Der ate Theil Hleibt big 
Johanni Reſt. | ‚ 3 Thlr. 

Seuerbrände, Neue. Marginalien zu der Schrift: 
Dertraute Breife über die: innern DVerhältniffe. am 
Preuß. Hofe, feit dem Tode Friedrichs II. Bon 

demſelben Berfafier herausgegeben, 18 bid 68 Heft. 
3te Aufl. Mit Kupfern und in allegosifchen und 
biftorifhen Kupfer = Umfchlägen. gr. 8. 3 thl. Ser. 

Derfelben 79 bie, 153 Heft, oder Zr. big sr rt 

. 8 . @ t 


38 
Jaguren gu Tillchs Lehrbuch der Geometrie. Nebſt 
einer Anweiſung dieſelben, fo wie dag Lehrbuch ſelbſt, 
richtig zu gebrauchen, von M. Lindner, gr. Fol. 
- - 18 


| . 18h 
Sedanfen über die Wiederherfielung des Gleichge- 
wichts in Europa, zur Begruͤndung eines, Dauerhaft 
‚teren Sriedens, als. bisher möglich gewefen. Bon 
: “einem Staalgmanne. kl. 8. brodirt 6gr 
Geſchichte der"Belagerung und Einnahme von Dans 
„zig, Mit dem Portrait des Grafen von. -Kalt. 
xreuth und einem Plan von Danzig... 8 broſchirt 

1t 


Grevenitz, v., Unterricht zur Kenntniß Dep vorzug⸗ 
Aichſten und wichtigſten Äbweichungen der geſetzlichen 
Vorſchriften des Code Napoleon. von den in den jetzt 

. abgetretenen Provinzen, und zwar ſowohl Den deut⸗ 

ſchen als pohlnifchen bisher gültig gemefenen. gr. 8. 


* . 9 12 gr. 
Hinke, P. A. W. von, Beſchreibung der Affane dei 
Halle zwiſchen dem franzoͤſiſchen und einem preußi⸗ 
ſchen Reſerve-Corps, den 17ten October 1806. 
Mebſt einem Plane der Stadt und Gegend von Hals 
Te und drey Beylagen. gr. 8. ithl. 8gr. 
Hochheimers, M. C. F. A. chemiſche Farbenlehre, 
„oder ausführlicher Unterricht yon Bereitung Der Far⸗ 
ben zu. allen Arten der Mahlerey 4r Theil. Mit 
Holzfihnitten. 8. | " AUthl. 
Intelligenzbhatt zu den Neuen Feuerbraͤnden. 
. Marginalien zu. der Schrift; Vertraute Briefe ber 
Die innern Derhältniife am Preuß. Hofe feil dem 
Tode Friedrichs II. ı. Bd. No, ı bis 46. Mit 
Kupfern und Benlagen, gr. 4. und II. 1 — 9 
| -ythl. 12 gr. 
Krtiegsfcenen feit dem Detober 1806. Gefchichte 
des Angeiffd, der Blokirung und Uebergabe von 
'Glogau. Herausgegeben von C. F. Benkdwitz. 18 
und 28 Heft. 8 broſchirt 12 gr. 
Krug, J. Zr. Adolph, ausführfihe Anweiſung, Die 
. .Hechdeutfhe Sprache recht fprechen, lefen und recht 
Schreiben zu lehren ;. nach feiner in der Buͤrgerſchule 
::$ Leipzig betriebenen Pehrart gr. 8... 20 gr. 
Kunhardt, M. 9. Anti. Stolbergs oder Verfuch Die 
: Mechte der Vernunft gegen Friedrich Leopofd Gra- 
..fen von: Stolberg, in Beziehung auf deſſen Geſchich⸗ 
te der Religion Jeſu Chriſti zu behaupten gr. 8, 
I, | - 1er. 





»% 

Leletah, Nenes framifiid » Dipksmatiichek , dcr 
Eommiung frorjöffter Drieina! - Aufiögc. aber dr— 
plemarif = poſitiſche Geser fände Der neac®en Seit. 
Ein nmnentbebrliches Hülfsmittel zur eröndlichen Er⸗ 
iernung Des höheren franzönichen Scihäfrlnie. Ent 
Baltend cine volfiäntise ES ammluna aler Krideec, 
Meden, Protlamationen, Sothſchaften u, f. m. Def 
Kaiferd Nancleond Des Großen, nad Der Zertfolge 

96 bis 1607 geordnet und mis Bıikorıtden Bemer⸗ 
tungen tregleitet. Heraussearken voaDr. ©. R. Ste 
ſcher. 3. 8. (If mit Collection gleichen Inhalts) 
8:8. gar. 

gindner, M. Sr. ®. Ucher die hiſteriſch⸗ genetiſche 
Methode. Ein Bertrag zur Berbeyerung und Ver— 
einfadhung der Erzichung. $. 6 ar. 
Pachter, Der, Karl Friedrich Sabin. Ein merkwaͤr 
diges Opfer Der Ungerechtigkeit im preußiſchen Etaa- 
te. Nebſt einem Schreiben an Friedr. Wild. II. 
und Bemerkungen über den Großkanzler Golnddeck, 
Kabinetsrath Benmeu. ſ. w. 8. urdl. 
Peſtaloz zi?s, H. Wochenſchrift für Menfchenbildnnge 
in Geſellſchaft feiner Freunde herausgegeben. ır 
Bd. ar. 8. r tbl. 8 gr. 
Kinderfreund und Lehrer. Ein Lchr- und Leſe⸗ 
buch für die Jugend jädifher Nation und für ıeden 
Liebhaber Der hebräifhen ESprade. Von Moſes 
Philippsſohn, Lehrer an der jüdifchen Kaupt » und 
Sreifchule zu Denſau. Ir Theil. 8. 14 4r. 
Tagebuch der Blockade der Feſtung Stralſund und 
deren Folgen, geführt von einem unterrichteten 
Augenzeugen bis zum Hten April 1907. Nebſt einem 
neuen Grundriß der Stadt und Feſtung. 8. 12 ar. 
Ueber den mit Unrecht verfolgten Erbadel. Won ei» 
nem Patrioten. k. 8. brofchirt 4 ar. 
Bolfermann, M. E., fihere und gründliche Yin- 
weiſung, Schreibfedern zu appretiren. 8. dr. 
Bollbeding, M. 3. C. Praktiſches Lehrbuch zur 
Bildung eines richtigen, mündlichen und febriftlichen 
Ausdrudes der Gedanken, zum Gebranch für Schu⸗ 
ten. Dritte verbejferte Auflage. 8. 16 gr. 
Weber, Dr. F. B., über den Zuſtand der Landwirih⸗ 
» fchaft in den preußifchen Staaten, und ihrer Ütcfor- 
men, gr. 8. 16 ar. 
Bien und Verlin in Parallele. Mebſt Bemerkun⸗ 
gen auf der Reife von Berlin nach Mien Durch Schle⸗ 
ſien mit beſonderer Hinficht auf dem Feldzug 1807 ı6, 


Ein Seitenſtuͤck zu der Schrift: Vertraute Briefe | 
über die innern Verbältniffe am Preuß. Hofe. Mit 
Kupfern von Penzel und 4 Holzfchnitten von Guditz 
inelusive des Umſchlags und 3 iluminirten Blättern 
.. von Beißler. 8. Auf Belinpapier 4 thl. auf 


Schreibp. 3 th gr. auf Drudpapier 3 thl. 
Daſſelbe Buch in fl. 8. mit 2 Kupfern. 1Ithl. 12 gr 
WU m En u 


Livres Francois. 


* @Alembert & Frederic II. sur le demembrement 
de la Pologne. Prediction accomplie d’un contempo- 
rein tèmoin oculaire des deux premiers gouvernemens 
Saxons en. Pologne 8. ı thl. 


Collection. generale et complète de Lettres 
Proclamations, Discours, Messages etc. etc. etc. de 
Napoleon le grand, Empereur des frangais, Roi 
d’ Italie, Protecteur de la confediration du ‚Rhin. etc. 
etc Redigde d’apres le Moniteur etc. classee suivant 
Pordre du tems (1796 — 1807) accompagnee de notes 
historigues, publiée pr Chr, A, Fischer. On trou- 
vera & la fin un recueil choisi de pieces officielles, rap- 
portes, discours etc. de M. M, Talleyrand, Cretet, 

 Champagny, Chaptal, Fontanes, Marbois, etc. gr. 8. 

(Iſt mit dem Lehfeuche gleichen Inhalts.) 2 thl. 4 gr. 

* Lettres confidentielles sur les relations intdrieures de 
la Cour de Prusse depuis la mort de Frederic U. T. 
I. II. et IIL 8. ı tbl. 

* Recueil. de traits caracteristiques pour servir ä Phi- 
stoire de Frederic Guilhaume et de plusieurs personna- 
ges marquants de sa cour, Tirdes de Lettres et decon- 
versations familieres et publies pr. M. W. 1 

ıtbi. 

 * Tisons d’Hercule, ou Fragments pour servir de sup- 
plement .et de suite aux Lettres confidentielles sur le re- 
lations interieures de Ia Cour de Prusse depnis la mort 
de Frederic II. Cahier I— Avec figures. gr. 8. 6 thl. 

* Vienne et Berlin, mis en Parallele. Obstrvations 
faites dans un voyage de Berlin ä Vienne par la Silésie. 
Onvrage qui sert de supplement aux Lettres confidenti- 
elles sur les Relstioris interieures de la cour de Prusse 
depuis la mort de Frederic II. par F. deC—n. Enri- 
ehe de deux gravüres en bois pr. Gubitz et de trois 
estampes enluminees pr, Geisler, gr. 8. broche | 

. J en thl,..12 gr. 





